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lige Bericht der am 26. Mai 1872 Allerhöchst niedergesetzten 
Commission — unter dem Präsidium Sr. h. Excellenz des 
Ministers der Reichsdomänen P. Walujew — zur Erforschung 
der gegenwärtigen Lage der Landwirthschaft und der 
landwirthschaftlichen Production in Russland hat mich 
veranlasst, dem bäuerlichen Gemeindebesitz, mit welcher Frage 
ich mich bereits beschäftigt hatte, ein eingehendes Studium zu 
widmen. 

Bald erwies es sich mir als nothwendig ,„ die zuerst gestellten 
Grenzen meines Themas zu erweitern und auf die Geschichte des 
bäuerlichen Grundbesitzes in Russland, sowie auf die Behandlung 
der Frage des Gemeindebesitzes in der Literatur und der Gesetz- 
gebung zur Zeit der Aufhebung der Leibeigenschaft einzugehen. 
Wie ich in dem historischen Abriss neue und wesentliche Momente 
über den altrussischen Gemeindebesitz und seine Gestaltung ge- 
funden habe, so hat die kritische Sichtung und Zusammenstellung 
der zahlreichen, in den Jahren 1868 — 1870 erschienenen Artikel 
-— welcher Studie sich bis jetzt noch Niemand unterzogen hat — 
so Manches zu Tage gefördert, was der landläuficen Ansicht über 
den Gemeindebesitz und seine Vertretung in der Literatur nicht 
entspricht. Auch hat die Behandlung dieser Frage in den legis- 
lativen Vorarbeiten bisher keine Bearbeitung gefunden. 

Das Zusammentragen des Materials verlangte mehr Zeit und 
Mühe, als der Leser annehmen wird. Freilich hat das vortreffliche 
umfangreiche bibliographische Werk von Meshow (B. M. Mexop®: 
Kpecrsauckifi Bonpocp 8» Pocein 1764- 1864, St. Petersburg 1865) 
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mir gute Dienste geleistet, doch konnte es mich nicht der Arbe t 
überheben, die vielen Jahrgänge vieler Zeitschriften verschiedenster 
Art durchzugehen. Die Art der Gruppirung in diesem über drei- 
tausend Nummern zählenden Werke genügte meinen Bedürfnissen 
nicht, so manchen Artikel über den Gemeindebesitz fand ich, 
dessen Titel keinerlei Andeutung hierüber bot, und endlich reicht 
diese Bibliographie nur bis zum Jahre 1864. Für die spätere Zeit 
war ich ohne Hülfe, die anderen bibliographischen Werke boten 
mir nicht genügenden Anhalt. Ich hatte bereits die Sammlung des. 
Materials (auf der Bibliothek der Kaiserlichen Akademie der 
Wissenschaften zu St. Petersburg im Herbst 1874) abgeschlossen, 
als das Werk von Jakuschkin (E. Aeyıusuns: Oösıynoe npano, 
BLIUyCKB nepsebil: Marepiassı aıa ÖnöNiorpavim OoÖBIyNaro para, 
Jaroslaw 1875) erschien. Ich hoffe, dass meiner Aufinerksamkeit 
keine wichtige Abhandlung entgangen ist. Kürzere Artikel (so. 
namentlich in Tagesblättern), die nichts Neues bieten, sondern nur 
mehr oder weniger selbstständige Reproductionen bereits vor- 
gebrachter Gedanken und Daten sind, habe ich nicht erwähnt, da 
es mir weniger um ein Brilliren mit vielen Citaten, als um eine. 
übersichtliche, das Weseutliche vom Unwesentlichen scheidende 
Gruppirung und Daıstellung des Vorgebrachten zu thun war. B: 

Der vorliegende erste Theil!) bietet die historische Grundlage 
zum zweiten, critischen Theile, der — zum grösseren Theil bereits 
druckfertig — hoffentlich bald unter die Presse kommen wird. Er. 
enthält eine ausführliche Darlegung des im Bericht der erwähnten 
Commission über den Gemeindebesitz Gebotenen, eine eritieo 
Analyse desselben und eine Auseinandersetzung der Grundsätze, 
nach welchen eine Lösung des Problems möglich und bei Berück- 
sichtigung der bestehenden Rechtsverhältnisse sich am zweck- 
entsprechendsten gestaltet. Es sei hier kurz ausgesprochen, dass 


ich die Lösung des Problems, d. h. die Schaffung einer Grun.dbesitz- 


') Abschnitte desselben sind gekürzt bereits veröffentlicht: „Zur Geschichte 
des bäuerlichen Gemeindebesitzes in Russland“ in der Baltischen 
Monatsschrift, Neue Folge, Bd. VI. Drittes Doppelheft 1875, und „Der 
memeindebesitz und die Aufhebung der Leibeigenschait in Russ- 
land“ in der „Russischen Revue“, Band VI, Heft 2, 3 und 5, 1876. a 
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form, die einerseits die im Interesse der Gesammtheit wie der direct 
Betheiligten wünschenswerthe Vertheilung des Grundbesitzes bleibend 
erhält, andererseits die Entwickelung der landwirthschaftlichen Pro- 
duction nicht hemmt, dass ich also die Lösung des Problems in 
einer gesetzlichen Organisation des Gemeindebesitzes mit Beschrän- 
kung des bestehenden Rechts eines jeden Gemeindegenossen auf einen 
proportionalen Landantheil gefunden habe. Bei dieser Organisation 
soll die Markgemeinde — neben ihrem privatrechtlichen Charakter- 
zu einer Öffentlieh-rechtlichen Institution erhoben werden, die unter 
staatlicher Controle die, je nach den localen Bedingungen, zweck- 
entsprechendste Vertheilung des Grundbesitzes (Verhinderung zu 
weitgehender Zersplitterung wie Zusammenlegung) erhalten resp. 
herstellen soll. Die in Rede stehenden Grundsätze haben nach 
meiner Ansicht mit gewissen sich naturgemäss ergebenden 
Modificationen auch für Westeuropa Bedeutung, wo das freie 
Verfügungsrecht über den Grund und Boden — hier in geringe- 
rem, dort in grösserem Mass — nicht den gehegten Erwartungen 
entsprochen hat. 

Es sei mir zum Schluss die Bemerkung gestattet, dass ich das 
Studium dieser Frage- nicht auf die Studirstube unter staubigen 
Büchern beschränkt, sondern auch vielfach Gelegenheit gesucht und 
gefunden habe, mir von practischen Landwirthen der verschieden- 
sten Art und aus den verschiedensten Landstrichen (Gutsbesitzern, 
Gutsverwaltern, Bauern etc.), sowie von Staats- und communalen 
Beamten und anderen Personen, die direct oder indirect mit bäuer- 
lichen Gemeinden in Beziehungen stehen, Belehrung zu schaffen. 
Besonders lehrreich war für mich eine Reise durch das centrale 
und östliche Russland, die ich als Begleiter meines hochverehrten 
Lehrers und väterlichen Freundes, des nunmehr verstorbenen 
Professors der politischen Oekonomie an der Universität zu Dorpat, 
Dr. Th. Grass, im Sommer des Jahres 1868 unternahm. 


Sorgenfrei bei Riga, im September 1876. 


Der Verfasser, 


Erster Abschnitt. 
Zur fteschichte des altrussischen (xemeindebesitzes, 


I. Einleitung. 


1. Geht ein Hirtenvolk, das sein Wanderleben aufgiebt, zum 
Ackerbau über und bringt die bisher zu Weiden der grossen Heerden 
benutzte Landfläche unter den Pflug, oder occupirt ein Acker- 
bau treibendes Volk, neue Wohnsitze aufsuchend, bereits in Cultur 
gezogeues Land mit Verdrängung oder Einengung und Unter- 
werfuug der bisherigen Bevölkerung oder auch freies, unbewohntes 
Land, so wird — wie es in der Natur der Sache liegt — die ein- 
senommene Landschaft als Gemeingut betrachtet. Das Hirten- 
volk kannte kein anderes persönliches Eigenthum, als das seiner 
Heerden und der übrigen geringen beweglichen Habe. Das von 
ihm besetzte Areal bestand in Gesammtnutzung und in Gesammt- 
eisenthum: gemeinsam grasten die Heerden auf den weiten Weide- 
flächen, gemeinsam wurde das Land gegen das Andrängen feind- 
licher Stämme vertheidigt und wurde endlich gemeinsam auf- 
gegeben, um gemeinsam neues Weideland zu occupiren oder zu 
erobern, wenn der Grasertrag dem Bedarf der vergrösserten Heerden 
nicht mehr genügte, oder aus anderen Gründen, so namentlich in 
Folge von Verdrängung durch siegreiche Feinde. Beim Uebergang 
zum Ackerbau musste sich im Volk das Andenken an die gemein- 
same Occupation, Eroberung und Nutzung, die Idee des Gesammt- 
eisenthums am Grund und Boden, erhalten. Dieselbe Erscheinung 
trat zu Tage, wenn ein bereits Ackerbau treibendes Volk eine neue 
Landschaft in Besitz ergriff. — Die gemeinsame Eroberung, die 
gemeinsame Arbeit der Rodung und der übrigen Colonisationsarbeiten 
gebiert das Recht eines Jeden auf die Nutzung die Landes. 

So finden wir Gesammteigenthum am Grund und Boden, soweit 
uns Nachrichten über die Grundbesitzverhältnisse aus früheren Zeiten 
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überkommen sind, sehr weit verbreitet unter Völkern der ve 
densten Abstammung, unter den verschiedensten historischen 


halb Europas die „primäre“ Grundbesitzform erhalten, ja sie 
wenn auch nur als geringer Ueberrest, sogar noch in Mitten 
hocheultivirten Volkes hinein. ?) ‚ 

Dass der eingenommene Grund und Boden sich im gemein- 
schaftlichen Eigenthum befindet, erhält sich durch das Maass und 
die Art der Bodenbestellung rege in der Rechtsanschauung des 
Stammes, der Genossenschaft. Der „Uebergang vom Hirtenleber 
zum Ackerbau“ ist wohl überall erst nur als eine Verbindung de: 

1) E. de Laveleye: De la propriete et de ses formes primitives, Paris 187. 
W. Roscher: System der Volkswirthschaft, Bd. II, 6. Aufl., pag. 226— 233. Ai 
Wagner: Die Abschaffung des privaten Grundeigenthums, 1870. G. Hanse 
Geschichte der Feldsysteme in Deutschland, in der Tübinger Zeitschrift für d 
gesammte Staatswissenschaft, Bd. 21, 22, 24. G. Maurer: Geschichte der Marke 
verfassung in Deutschland, 1856. Derselbe: Geschichte der Dorfverfassung ; 
Deutschland, 2 Bände, 1865 und 1866. W. Roscher: Ansichten der Volkswir 
schaft aus dem geschichtlichen Standpunkt, 1861, Abhandlung II: Ueber di 
Landwirthschaft der ältesten Deutschen. G. Waitz: Deutsche Verfassung: 
geschichte, 2. Autl. 13865, Band I, insbesondere pag 93—137, Bd. I, pag. 2 
269. K. Eichhorn: Deutsche Staats- und Rechtsgeschichte, 5. Aufl 1843, Bd. 
pag. 57—60. A. Meitzen: Der Boden und die Landwirthschaftlichen des preuss 
schen Staates, 4 Bände, Bd I, pag. 344—366 u. a. a. St. Ch. Langenthal: 6 
schichte der deutschen Landwirthschaft, Buch I, 1847, pag T et. ua. a8 
E. Nasse: Ueber die mittelalterliche Feldgemeinschaft und die Einhegung 
des 16. Jahrhunderts in England, 1869, insbesondere pag. 1-19. Lappenbei 
Englische Geschichte, Bd. I, pag. 578, Bd. II, pag. 17, 413. F. Dahlmaı 
Geschichte von Dänemark, Bd. I, 1840, pag 129-139. Fustel de Conlange 
Les origines du r&gime feodal (la propriet@ foneiere dans l’empire romain 
dans la soeiet@ M&rovingienne) in der Revue de deux mondes, v. 15 Mai 18 
pag. 436469. Derselbe: L’invasion germanique au einquieme sitele, im de 
selben Zeitschrift v. 15. Mai 1872, pag. 241—268. Ernest Renan: Exploratio 
seientifique de l’Algerie (la societ& Berböre) in derselben Zeitschrift v. 1. ‚Sep 
1873, pag. 138—157. Curtius: Griechische Geschichte, Bd. I, pag. 168, % 
Mommsen: Römische Geschichte, 1865, Bd. I, pag 36, 67, 97, 153, 187, 1% 
A. Schwegler: Römische Geschichte, 1553, Bd. I, pag. 450, 617 ete. Puchta 
Institutionen, Bd. IL, Pag. 112 ete. B. Hildebrand: die sociale Frage der Ve 
theilung des Grundeigenthums im klassischen Alterthum in den Jahrbüchen 
für Nationalökonomie und Statistik, Bd. XH, pag. 1—25, 139 —155. ur 


3) 6. Hannsen: „Die Gehöferschaften (Erbgenossenschaften) im Regie 
bezirk Trier“, in den Abhandlungen der k. Academie der Wissenschafte 


Berlin, 1863, pag. 75—9%. MH. Achenbach: Die H n des 
B 2 B . aube aften de 
Siegerlandes, Bonn, 1863. ıbergsgenossensch 2; 


ag. x 
Feldbaus mit der alten Weidewirthschaft zu bezeichnen. Mangel- 
hafte Geräthe, Unkenntniss und Ungeschicklichkeit in der Bestellung 
des Bodens erhöhten das bei primitiven Ackerbausystemen ohnehin 
grosse Risiko: die nahe liegende Gefahr einer Misserndte muss es 
als Nothwendigkeit haben erscheinen lassen, soweit es die Umstände 
(Grösse des zur Verfügung stehenden, zu Weiden geeigneten Landes 
im Verhältniss zur Grösse der Bevölkerung ete,) nur irgendwie ge- 
stattetfen, den Schwerpunkt des ökonomischen Lebens in der ge- 
wohnten Viehwirthschaft zu bewahren. Solches findet genügende 
Bestätigung in der so vielfach beglaubigten Thatsache, dass Jahr- 
hunderte hindurch nach Ansässigmachung der Bevölkerung die 
animalische Nahrung den vornehmlichsten Theil, ja die eigentliche 
Basis in der Haushaltung gebildet hat. Somit hat noch lange der 
gemeinsam genutzte Theil der Mark — Wiese, Weide, Wald, Flüssse — 
den wichtigsten Bestandtheil des Landes dargestellt. Wie nun durch 
diesen Umstand das Bewusstsein des genossenschaftlichen Eigen- 
thumsrechts sich wach erhalten musste, so wirkte andererseits häufig 
auch die Art der Bodenbestellung in gleicher Richtung. Denn auch 
der aomadenhafte Ackerbau, wie er sich bei vielen Völkern 
nachweisen lässt, hindert die Ausbildung eines individuellen Eigen- 
thumsrechts am Grund und Boden. 

Die im Laufe der Zeiten sich vollziehende Gestaltung der 
Grundbesitzverhältnisse auf der Basis des Gesammteigenthums zeigt 
in Betreff der Rechte der Nutzniessenden gegenüber der Gesammt- 
heit freilich im Einzelnen recht bedeutende Verschiedenheiten, weist 
aber im Grossen und Ganzen allgemein die Tendenz auf, die Rechte 
des Einzelnen in Betreff der Nutzung des Landes stetig zu erweitern, 
bis zur Ausbildung eines vollständig freien und ganz unabhängigeu 
individuellen Grundeigenthums. ') 


') In diesem allgemeinen Ueberblick, in welchem wir vornehmlich die 
germanische Welt vor Augen haben, berücksichtigen wir nicht den Umstand, 
dass Gemeinden unter die Botmässigkeit grösserer Grundherren, die (oder deren 
Vorfahren) zum Theil selbst Markgenossen waren, geriethen, das Eigenthums- 
recht verloren und nur mehr oder weniger beschränkte Nutzungsrechte be- 
halten hatten, bis erst in neuester Zeit solche Gemeinden resp. die Genossen 
der Markgemeinde (durch Ablösung) das Eigenthumsrecht wieder erlangten. 
Bei den auf Herrenland angesiedelten Dörfern in späterer Zeit hatte die Gemeinde 
von vornherein kein Eigenthumsrecht, sondern nur Nutzungsrechte. Auf 
diese Unterschiede haben wir hier nicht einzugehen. Wir haben es hier nur 
mit der Stellung des Markgenossen zur Mark zu thun. Es bildeten sich diese 
Rechte in den Dorfmarken auf eigenem, wie auf Herrenland im Grossen und 
‘Ganzen in der gleichen Weise aus. 

1*) 
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Die Art der ersten Niederlassung ist von wesentlicher Bedeu 
für die Gestaltung der Grundbesitzverhältnisse. Die dorfartige 
siedelung ist zumal auf niederer Wirthschaftsstufe die naturgem 
die gewöhnliche. Der Geselligkeitstrieb, die grössere Sicherh 
gegen feinliche Anfälle, wilde Thiere und Ueberschwemmungen, 
die Erleichterung der Arbeitstheilung, die grössere Bequemlichkeit 
bei Einführung gemeinsamer Unternehmungen, Arbeitsersparniss (ge- 
meinsamer Hirt) ete. — alles weist den Menschen auf ein enges 
Zusammenleben hin. Die Annahme ist daher berechtigt, dass auf 
niederer Wirthschaftsstufe das Hofsystem überhaupt nur als Aus 
nahme zu betrachten ist; die Ansiedelung in Einzelhöfen ist dort 
geboten, wo die Fruchtbarkeit des Bodens zu gering, die frucht- 
baren Stellen zu dünn zerstreut sind, um ohne Gewerbfleiss eine 
dichtere Bevölkerung zu nähren (Roscher). Beim enggeschlossenen 
Beisammenleben erhält sich die Vollgewalt der Genossenschaft 
gegenüber dem Einzelnen länger als wenn die Glieder der Ge- 
nassenschaft zerstreut auf Einzelhöfen (d. i. Hofanlagen ohne Feld- 
gemeinschaft, aber doch mit Waldmark- und Weidegemeinschaft) 
sitzen. de 

Beim dorfartigsen Zusammenleben finden wir in Betreff der 
grundbesitzrechtlichen Stellung des Einzelnen gegenüber der Ge- 
nossenschaft in erster Zeit zumeist die zwei folgenden Arten. Die 
eine Form — vielleicht ein letzter Nachklang an den gemeinsamen 
Wirthschaftsbetrieb im früheren Hirtenleben — ist diejenige, nach 
welcher die gesammte Genossenschaft gemeinsam alle Feldarbeiten 
ausführt und erst die Ernte unter die Familien vertheilt wird; nach 
der anderen Form hingegen wird der zur Beackerung bestimmte 
Theil der Mark an die Genossen zu gleichen Theilen (durch das 
Loos) vergeben. Jedoch sind diese verliehenen Nutzungsrechte be \ 
stimmter Landstücke häufig nicht bleibende, sondern nur zeitweilige, 
in gewissen Zeiträumen findet eine neue Verloosung der Landstücke 
statt. Wiese, Weide, Wald, Fischfang verbleiben in Gemeinnutzung. 
Bei Zunahme der Bevölkerung wird das Feldareal erweitert, neue 


Dorfanlagen angelegt, soweit die Markgenossenschaft noch über 
freies Land verfügt. Be 


in 


Bei der erst geschilderten Art der Nutzung des Landes hat der 
Einzelne kein Recht auf ein bestimmtes Landstück, nur Antheil an 
dem Gesammtlandbesitz der Genossenschaft, sein persönliches Eigen- 
thum am Grund und Boden beschränkt sich auf seine Hütte, etwaige 
Vorrathsräume und Viehställe. Bei der zweiten Nutzungsart dagegen. 
hat ein jeder Genosse einen abgesonderten Theil der Mark, wenn. 
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auch nicht bleibend denselben Theil, und ist in der Art der 
Nutzung etc. vielfach durch die Gesammtheit, die Genossenschaft, 
beschränkt. 

Bleibender persönlicher Grundbesitz bildet sich zuerst an dem, 
den Höfen zunächst belegenen Lande. Es liest in der Natur der 
Sache, dass dieser Landtheil stets denselben, den nächstbelegenen 
Höfen zugetheilt wird. Er wird demnach vollständig aus der Thei- 
lung ausgeschlossen. 

Im Laufe der Zeiten wird die Vornahme der üblichen perio- 
dischen Verloosungen des Ackerlandes unterlassen. Ein Jeder bleibt 
im Besitze der Landstücke. Auch werden die Wiesen getheilt; am 
längsten verharren in Gesammtnutzung Weide und Wald. Der Flür- 
zwang, das gegenseitige Weiderecht werden endlich auch beseitigt, 
ein Theil der Dorfgenossen wird ausgesiedelt, der in vielen Land- 
fetzen zerstreut liegende Grundbesitz des Einzelnen wird arrondirt 
(Verkoppelung, Seperation) etc.!) Die letzten Beschränkungen 
(z. B. in Betreff des Verkaufs) fallen, und der Markgenosse ist un- 
umschränkter Herr seines Grund und Bodens. Schneller vollzieht 
sich diese Emancipation der einzelnen Grundbesitzer von der Macht 
der Genossenschaft dort, wo erstere auf Einzelhöfen sitzen. 

Dieses ist in allgemeinen Zügen der bisherige Gang der 
historischen Entwickelung der Grundbesitzverhältnisse.. Das Tempo 
dieser Ausbildung des persönlichen Grundeigenthums aus dem Ge- 
sammteisenthum ist nur ein verschiedenes, und hängt von der Art 
der Entfaltung des ökonomischen, socialen und überhaupt des cultur- 
lichen Lebens in den einzelnen Völkern ab. 

Diese unter den verschiedensten nationalen, historischen, klima- 
tischen und Bodenbedingungen in den wesentlichen Punkten sich 
zeigende Gleichartigkeit in der historischen Ausbildung des persön- 
lichen Grundeigenthums findet ihre Erklärung einerseits in der 
geistig-sittlichen Anlage des Menschen, andererseits in der 
Natur des ökonomischen und speciell des landwirthschaftlichen Be- 
triebes. Nicht allein aus Gründen der ökonomischen Zweckmässig- 
keit, wie die weitverbreitete Ansicht lautet, vollzieht sich jener 
Process. Tief in des Menschen Brust liegt das Streben nach Herr- 
schaft. Dasselbe macht sich einerseits in negativer Richtung kund, 


'J) Roscher, II, pag. 241 ete. Rau: Lehrbuch der Volkwirthschaftslehre, 
5. Aufl., 1867, Bd. II, pag. 142 ete. Artikel „Landwirthschaft“ in Bluntschli’s 
Staatswörterbuch, Bd. VI, pag. 311 ete L. Stein: Verwaltungslehre, Bd. VII, 
pag. 253— 291. 





















Natur a selbst von Personen: Sclaverei, Beitieigae Diese a 
Streben, das mit der Ausbildung des römischen Rechts und der 
allseitigen Verbreitung des Prineips der wirthschaftlichen Frei- 
heit im ökonomischen und damit auch im socialen Leben über 
die Grenzen des sittlich Berechtigten hinaus sich practisch ver- 
wirklicht hat, ist bis jetzt ein Damm fast nur in Betreff der 
directen Herrschaft über Menschen (Sclaverei, Leibeigenschaft) 
entgegengesetzt und zwar durch Läuterung der christlich -sittlichen 
Begriffe, die besonders durch die humanen Ideen des 18. Jahr- 
hunderts eine weite Verbreitung und intensive Durchdringung ge- 
funden haben. Die indirecte Herrschaft über die Personen hat 
sich aber bei dem jetzt herrschenden Wirthschaftssystem durch die 
Macht des Kapitals nicht allein erhalten, sondern in sehr bedeutendem 
Maasse ausgebildet. -— In Betreff des Verkalnikhkt des Markgenossen 
zu seinem Landantheil tritt nun jenes Streben in der Weise zu 
Tage, dass er die ihm zugetheilte Landstelle zu behalten sich be- 
müht, das betreffende Landstück erlangt für ihn einen individuellen 
Werth, der sich nicht allein auf den Ertrag des Bodens, auf den 
ihm gebotenen Lebensunterhalt, zurückführen läst. Da nun bei 
allen Gemeindegenossen das gleiche Streben vorhanden ist, so voll- 
zieht sich dieser Process (zunächst die Bildung erblichen Familien- 
besitzes an der Landstelle) — bei vielen Völkerschaften historisch 
nachweisbar — in verhältnissmässig sehr früher Zeit, bereits zu 
einer Zeit, in welcher an eine besere Bodenbestellung noch nicht 
gedacht, keinerlei Arbeit auf den Boden verwandt wird, deren 
volle Wiedererstattung nicht in kurzer Zeit erfolgt, in welcher 
vielmehr alle Genossen in derselben Weise — nach althergebrachter 
Sitte — den Acker bestellen, (Diese Erscheinung ist ein indirecter 
Beweis, dass nicht allein ökonomische Zweekmässigkeit die Bildung. 
von Familien- und individuellem Besitz am Grund und Boden 
hervorgerufen hat). Desgleichen ist sein Trachten darauf gerichtet, 
in der Bestellung und Nutzung dieser seiner Landstelle möglichst“ 
wenig von Anderen abhängig zu sein. Die Verwirklichung dieses 
Strebens findet aber — je nach den localen Bedingungen — eine 
Grenze in den Bedingungen des landwirthschaftlichen Betriebes. So 
lange — bei der Gemenglage der Grundstücke — die gemeinsame 
Viehweide auf dem Stoppel- und Brachfeld eine ökonomische Noth- 
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wendigkeit ist, wird der Einzelne sich den Flurzwang und die 
hiermit verbundenen Beschränkungen in der Bestellung seines Bodens 
gefallen lassen müssen. Die Vortheile der gemeinsamen Hütung 
setzt seinem Streben nach Theilung der Weiden eine Schranke. 
Die grossen Schwierigkeiten und Unzuträglichkeiten einer Par- 
cellirung des Waldes, die Unmöglichkeit einer Naturalscheidung 
des Fischfanges bewirken, dass diese Nutzungen am längsten ge- 
meinsam verbleiben. — Befördert wird jenes Streben aber anderer- 
seits, wenn auch nur indireet, durch die Ausbildung des Staats- 
wesens und zwar in der Beziehung, dass hiermit eine Verringerung 
der Machtbefuenisse der Gemeinde Hand in Hand geht, die auf der 
niedersten Entwickelungsstufe die wichtigsten staatlichen Aufgaben 
zu erfüllen hat. Die Abnahme der Macht der Gemeinde überhaupt 
erleichtert die Beschränkung ihrer Befugnisse in Betreff der Ge- 
meindemark. 

Dieses Moment, das in der Natur des Menschen liegende Streben 
nach möglichst unbeschränkter Herrschaft im Allgemeinen und nach 
unbehindertem, freiem, persönlichem Grundbesitz im Besonderen, wird 
bei Behandlung dieser Frage entweder ganz unberücksichtigt ge- 
lassen, oder wenn auch betont, so doch nicht seine grosse Trag- 
weite gehörig gewürdigt. 

In grosser Ausführlichkeit ist dagegen in der einschlagenden 
Literatur nachgewiesen worden, wie die Nothwendigkeit einer 
sorgfältigeren und intensiveren Bodenbestellung, als Folge des zu- 
nehmenden Bedarfs an Bodenproducten, zu einer stetig sich ent- 
wickelnden Ausbildung des Privateigenthums am Grund und Boden 
geführt hat. Der wechselnde Grundbesitz kann sich so lange erhalten, 
als der Boden ganz extensiv bestellt, auf denselben keinerlei Arbeit 
und Kapital in diesem Jahr verwandt wird, das noch dem folgen- 
den Jahr zu Gute kommt. Steigt aber der Bedarf an Boden- 
producten, ist alles jeweilig beste Ackerland bereits unter den 
Pflug gebracht, so wird eine sorgfältigere Bestellung des Bodens 
durch Anwendung grösserer Arbeits- und Kapitalsmassen lohnend, 
deren Wiedererstattung erst im Laufe längerer Zeit erfolgt. Zu 
einer solchen intensiveren Bearbeitung des Bodens schreitet der 
Mensch aber nur, wenn ihm die Früchte seiner erhöhten Arbeits- 
und Kapitalverwendung gesichert sind, und diese Sicherheit wird 
ihm geboten, wenn er bleibend im Besitz seiner Landstelle belassen 
‚wird. Mit Einführung einer noch intensiveren Bebauung des 
Bodens in Folge weiterer Zunahme des Bedarfs an Bodenproducten 
aller Art, mit der hieraus sich ergebenden Nothwendigkeit einer 


Be 













Aenderung des gesammten Wirthschaftssystems, wird der I 
genosse in der Nutzung und Bestellung seines Landes stetig unal 
hängiger von der Genossenschaft und seinen Nachbaren, bil. 
sich der persönliche Grundbesitz aus dem Gesammteigenthum immer 
schärfer aus. Erst gingen die Aecker in, wenn auch erst vielfach 


werden mit Zunahme des Werths des Grund und Bodens zu einer 
Vergeudung von Bodenkräften, auch dieses Land wird bleibend ge- 
theilt zur Erleichterung einer intensiveren Bestellung. Auch der 
Flurzwang wird allmälig zu einer drückenden ökonomischen 
Fessel, und auch diese Beschränkung (mit Arrondirung der 
Acker etc.) fällt. | 

2. Besteht Gemeindebesitz am bäuerlichen Grund und 
Boden in Russland seit Alters oder verdankt diese Grund- 
besitzform erst staatlichen Massnahmen neueren Datums, 
der Einführung der Schollenpflichtigkeit und der Kopf- 
steuer, ihren Ursprung? Diese für die wissenschaftliche Er- 
kenntniss der inneren Entwickelung der russischen Staatsbildung 
wesentliche Frage ist ungeachtet mehrfacher Untersuchungen als 
nur zum Theil gelöst zu betrachten. Die unserer Zeit erhaltenen 
historischen Denkmäler bieten nur spärliche Ausbeute, die Sichtung 
und Verarbeitung auch dieses geringen Materials ist noch keine 
vollständige. 

Es ist bekanntlich das Verdienst des Freiherrn August v. Haxt- 
hausen („Studien über die inneren Zustände, das Volksleben und 4 
insbesondere die ländlichen Einrichtungen Russlands.“ 3 Bände, 2 
Hannover 1848—1852, das Resultat seiner Reise durch Russland 
im Jahre 1843), zuerst auf die Bedeutung hingewiesen zu haben, 
die die eigenthümlich gestalteten Grundbesitzverhältnisse in einem. 
grossen Theile des russischen Reichs auf die sociale und ökono- - 
mische Gestaltung des Volks- und Staatsleben ausübt. !) Auf diese 
„Entdeckung“, erst nur in engen Kreisen aufstrebender Männer und - 
Geschichtsfreunde beachtet und mit Wärme aufgenommen, ward die 
allgemeine Aufmerksamkeit erst durch eine literärische Fehde im 
Jahre 1856 gerichtet, die durch die Zeitumstände begünstigt, den 
DW MON ir 


') Ueber den Einfluss von Haxthausens Forschungen auf die Parteien in 
Russland findet der deutsche Leser bei J. Eekardt: „Baltische und russische 
Culturstudien aus zwei Jahrhunderten.“ Leipzig 1869. Artikel: „Der russische 
Gemeindebesitz“, pag. 480-515. 
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Anstoss zu neuen Untersuchungen dieser Frage führte. Das auf 
die Tagesordnung gesetzte Project der Aufhebung der Leibeigen- 
schaft erhob sie zu einer practisch - politischen Bedeutung ersten 
Ranges. Soll der Gemeindebesitz mit Aufhebung der Leibeigen- 
schaft beibehalten oder als Ueberbleibsel der niedersten Wirth- 
schaftsstufe und als Hemmschuh der ökonomischen und socialen 
Entwickelung des Bauerstandes aufgehoben werden, — bildete den 
Sehlachtruf der in zwei grosse Heerlager getheilten Parteien, die 
sich, unterstützt durch die regste Theilnahme des Publikums, auf 
das Leidenschaftlichste bekämpften. Dieser Kampf giebt der ganzen 
seit 1856 schnell aufblühenden journalistischen Thätigkeit das 
Gepräge. 

In jener Fehde im Jahre 1856 handelte es sich übrigens nicht 
so sehr um den Gemeindebesitz, als vielmehr um die Bedeutung, 
die die Gemeinde überhaupt im Organismus der russischen Staats- 
bildung eingenommen hat. Den Anstoss zu dem so lawinenartig 
anwachsenden literärischen Streit bot ein Artikel des Professor 
B. Tschitscherin über die geschichtliche Entwickelung der länd- 
lichen Gemeinde in Russland, in der Zeitschrift „Russki Westnik“,') 
in welchem der Verfasser zu dem Schluss gelangt, dass mit dem 
Auftreten der Waräger und der Entwickelung der fürstlichen Ge- 
walt die freie, patriarchalische Gemeinde verschwindet und in der 
Geschichte keine weitere Spur hinterlässt. °) Kraft des Rechts der 


7) „O630p& uceTopnyeckaro pasBuTiaA CeAbBcKofü OÖmmHBI BB Poccin“ im 
„Pyeeriü Bternure“, 1856, Heft 3, pag. 373-396 und Heft 4, pag. 579—602. 
Vergleiche Tschitscherins Hauptwerk: „O6snacernsia yapempenia Pocein BB XV. 
Bbrt, Moskau 1856. 


2) In Betreff der Streitfrage über die Entstehung und die Basis der russi- 
schen Gemeinde siehe folgende Werke: Joh. Ph. G. Ewers: „Das älteste Recht 
der Russen in seiner geschichtlichen Entwickelung“, Dorpat und Hamburg 1826, 
pag. 17, 18, 48, 262—264 (über die patriarchalische Haushaltung bei den Slo- 
venen), 289—290 und a. a St., vertritt die Ansicht, dass bei den alten Slaven 
alles Habe im Eigenthum des Stammes als der erweiterten Familie sich be- 
funden habe. Ebenso A. v. Reutz: „Versuch über die geschichtliche Ausbildung 
der russischen Staats- und Rechtsverfassung“, Mitau 1829, pag. 17, 78—82 
u. a. a. St., führt besonders aus, wie das Grundeigenthum sich im Eigenthum 
des Stammes, des Geschlechts erhalten habe. Ebenso P. Schafarik: „Slavische 
Alterthümer“ (Deutsch von M. v. Aehrenfeld, herausgegeben von H. Wuttke) 
Leipzig 1843 ete., Band I, 538, Bd. II, 51 etc. u. a. a. St. J. Palacky: „Geschichte 
von Bölımen“, Prag, Bd. I 1836, pag. 57 ete., 158 etc. u. a. a. St. Die Historiker 
S. Ssolowjew (in seiner umfassenden Geschichte Russlands, Bd.I, 4. Aufl., 1866, 
pag. 62 etc. und a. a. S.) und Tschitscherin sind gleichfalls der Ansicht, dass 
in Russland zuerst das auf Blutverwandtschaft beruhende Geschlecht geherrscht 


































Eroberung und durch Kauf setzten sich die Fürsten “hd ihre 6 
folgschaften (die Drushina) in das Eigenthum des den Gemeiı 
gehörenden „schwarzen Landes“ (im Gegensatz zum „weissen Land h 
das den Fürsten, dem Dienstadel und der Kirche zum freien igen- 
thum gehörte). Das „schwarze Land“ verblieb gewöhnlich in be: 
Nutzung der früheren freien Gemeinde, wofür sie jedoch Steuern 
und andere Leistungen zu entrichten hatte. Die Gemeinde war 
jetzt nicht mehr eine auf Gemeinsamkeit des Blutes beruhende 
Gemeinschaft wie früher, da ein Jeder in dieselbe treten konnte, 
der sich einen Theil a „schwarzen Landes“ kaufte, jedoch auch 
keine ständische wie in der Folgezeit, sond®rn eine rein territo- 
riale: das Land war die Grundlage der steuerpflichtigen Gemeinde, 
Ihre Bedeutung beruhte auf der Entrichtung der Steuern, die : auf 
das gesammte Gemeindeland auferlegt waren; hierin allein lag die 
Einheit der Gemeinde, und hierdurch Eee sie den Charakil 
einer solchen, die einzelnen Personen hatten sonst nichts gemein 
mit einander. Sowie der Käufer eines Landstückes vom „schwarzen 
Lande* — aus den Dienstleuten oder der Geistlicehkeit — Befreiung 
von den Steuern und Lasten erlangte, schied er aus dem Steue 
verband. Hierdurch entstanden in der Gemeinde Grundbesitzer, die 
Jdurch keinerlei Band mit ihr verknüpft waren. Da die Steuern 


habe. Dagegen erklärt K. Aksakow („OÖ npesnemp ÖsITb y caaBAnp BOooÖme u 
y Pyeernx® BB ocoÖdennoeru“ in der Zeitschrift „Mockoseriä C6opkur»“, 1852, 
pag. 51—139, sowie „O cocroaniu Kpecrsaup BB Aperneü Pocein“ in seinen ge- 
sammelten Werken, Bd. I, mir nicht vorliegend), dass das Geschlecht dem alten 
Russland unbekannt war, poa® bezeichnet nicht das Geschlecht, sondern die 
Familie, die Familien thaten sich zusammen und bildeten auf diese Art Ge- 
meinden (oömmnsı), der charakteristische Typus der altrussischen gesellschaft- 
lichen Organisation ist die demokratische Gemeinde. Auf demselben Standpunkt 
steht Kostomarow. Eine vermittelnde Stellung nehmen K. Kawelin (Coyusesin 
Kaseınna, Bd. I, pag. 324— 327, und Barıann na mopuauyeeriü Öbırp apesueü Poc- 
ein in den Oreueergennpia 3annern im Juliheft 1872) und Turin (Tiopuns: O6- 
MeeTBennan muaub M 3emckin Ornomenin BR 1pesueü Pyen, 1850, pag. 8, 59-65) 
ein. A. Nikitski (Teopia ponosoro Ösıra BB Apesuei Pycn in der Zeitschrift 
„Bteraur® Esponeı“, 1870, Bd. VIII, pag. 425—467): Wie bei den indoeuropäi- 
schen Völkern dbdrhanpt so sehloßß auch bei den slavischen Völkern im Beson- 
deren das Geschlecht neben den durch Blutbande verbundenen Personen auch 
noch andere in sich, daraus entstand das fietive oder politische Geschlecht, wo- 
nach einerseits das Geschlecht kein natürliches, sondern ein fietives, andererseits 
die Gemeinde nicht eine rein politische, territoriale, sondern auch eine Ge- 
schlechtsgemeinde war. Diesen Gedanken hatte schon vorher J. Engelmann: 


„O npioöpbrenin npaBa COÖCTBeHHOCTU Ha 3eM1l0 mo Pycckomy npary“ , 1859 (pas 
26) Ausdruck gegeben. ıd 08 
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und Lasten nicht auf den einzelnen Personen, sondern auf der 
ganzen Gemeinde ruhten, so suchte diese zur Besetzung von durch 
Wegzug oder unbeerbten Todesfall freigewordenen Höfen, sowie 
auch zur Bearbeitung noch unbebauten Landes neue Ansiedler her- 
anzuziehen, die für die Nutzung des Landes den entsprechenden 
Theil der auf der Gesammtheit ruhenden Lasten zu übernehmen 
hatten. Ein Jeder hatte das uneingeschränkte Recht zur Verpach- 
tung, Verpfändung, Vererbung, Theilung und Veräusserung seines 
Hofes. Auf die Umlegung nnd Beitreibung der Steuern und Lasten, 
sowie auf die Besetzung von freien Höfen und unbenutztem Lande 
war die Macht der Gemeinde und ihrer Vertreter, des Aeltesten 
und Hundertmänner, beschränkt; die übrige Verwaltung, die sich 
übrigens fast nur auf Rechtsprechung bezog, lag in Händen von 
„fürstlichen Dienern*. Besonders seit der Ausbildung des moskau- 
schen Grossfürstenthums verschwinden allmälig diese Gemeinden 
(uepHbIaA Bo1ocTm): zur Dotirung von Dienstleuten wird „schwarzes 
Land“ in steigendem Umfang als Dienstgut verliehen, zum Unterhalt des 
grossfürstl. Hofes wird „schwarzes Land“ zu fürstlichem umgewandelt. 
Mit der Einführung der Schollenpflichtigkeit — zur Sicherstellung der 
staatlichen und gutsherrlichen Einnahmequelle — und der Aus- 
bildung der Leibeigenschaft wird die ländliche Gemeinde zu einer 
stänrdischen und, da alles Land allmälig in die Hände des Gross- 
fürsten, der Kirche und der Dienstleute (Gutsbesitzer) übergegangen 
war, zu einer gutsherrlichen. Die alte freie Gemeinde erhielt sich 
nur im Norden Russlands — die sogen. Schwarzpflüglinge (uepno- 
COMIHbIE KPecTbAHe) —, wo wegen der grossen Entfernung vom 
Centrum der Staat nicht so energisch eingreifen konnte. Das Um- 
sichgreifen der gutsherrlichen Elemente also und das nomadenhafte 
Hin- und Herziehen der Bevölkerung hatten die alten Beziehungen 
vollständig umgewandelt. Sowie Glieder der Geschlechtsgemeinde 
sich von derselben lösten und ein nomadenhaftes Leben zu führen 
begannen, entwickelte sich in den Gemeinden persönlicher Grund- 
besitz und freier Vertrag in Betreff der Uebernahme von Land- 
stellen. Die neue Gemeinde hat sich nicht naturwüchsig aus sich 
entwickelt, ist keine durch freie Vereinbarung zu Stande gekommene 
Genossenschaft, sondern ist durch die Regierung unter unmittel- 
barem Einfluss staatlicher Grundsätze organisirt: durch Massnahmen 
und Anordnungen der Regierung sind die grundbesitzlichen Verhält- 
nisse der Gemeinden, ihr bürgerliches und wirthschaftliches Leben 
und die innere Verwaltung geschaffen und geregelt. Alles dieses 
sind relativ neue Institutionen (besonders seit dem 16, Jahrhundert), 
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hunderts zugleich mit den anderen provinziellen Institalieden | 
funden haben. Die jetzige russische Gemeinde ist durchaus nich 
der der anderen slavischen Stämme gleichzustellen, die sich ihren 
ursprünglichen Charakter durch die historischen Umwälzungen hin- 
durch erhalten hat. Sie hat ihre Eigenthümlichkeiten, doch diese 
entstehen aus der russischen Geschichte, die durchaus keine Aehn- 
lichkeit mit der Geschichte der westlichen slavischen Stämme hat. 
Sie hat sich auf derselben Grundlage entwickelt, auf welcher sich 
das gesammte gesellschaftliche und staatliche Leben Russlands aus- 
sebildet hat. Aus der Geschlechtsgemeinde wurde sie eine oe 
herrliche und eine staatliche. Die mittelalterliche Gemeindeorgani- 
sation hat nichts Gemeinsames mit der jetzigen. Damals bestand 
kein Gemeindebesitz, keine Beschränkungen des Erbrechts ihrer 
einzelnen Glieder, keine Umtheilung des Landes, keine Beschrän- 
kung des Rechts zum Uebergang an einen anderen Ort, keine Ver 
einigung der Ackerbauer zu grossen Dörfern, kein eigenes Gericht 
und Verwaltung, keine Gemeindepolizei, keine wirthschaftlichen 
Gemeindeinstitutionen; die Gemeinde beschränkte sich auf die Samm- 
lung der Steuern und auf die Leistung der Prästanden an den Grund 
herrn, mochte derselbe der Fürst, die Kirche oder der Bojar ete. sein, 
jhre Bedeutung war eine rein gutsherrliche und fiskalische; a 
jetzige Organisation ist aus den ständischen Verpflichtungen, die 
seit dem Ende des 16. Jahrhunderts auf die Ackerbauer auferlegt 
wurden, und insbesondere durch die Einführung der Schollenpflich- 
tigkeit und der Kopfsteuer (an Stelle der früheren Grundsteuer) | 
entstanden. Da nämlich die Abgaben von der Person erhoben 

wurden, so war es natürlich, dass jede Person ein bestimmtes Stück 
Land erhalten musste, vermittelst dessen sie die Lasten tragen 
konnte, und da die Steuer für Alle die gleiche war, so er 
auch die Landantheile gleich sein. Mit Zunahme der "Berölkerumil 

in der Gemeinde musste bei der Unmöglichkeit des Wegzuges un- 
vermeidlich eine Ungleichheit entstehen und — um die ne 
liche normale Beziehung wiederherzustellen — war eine N 

lung des Landes nothwendig: solches war leicht auszuführen 

das Land entweder dem Staat, der Kirche oder einer a 
gehörte, die Bauern nur zeitweilige Nutzniesser desselben und 
im Interesse des Staats an dasselbe gebunden waren. Hiermit 

musste zugleich auch das zerstreute Wohnen der Bevölkerung in. 
kleinen Dörfern und auf einzelnen Höfen, wie es im alten Russ- 
land üblich war, sein Ende finden. Die einzel Bauern wurden 
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zu dem grössten Dorf (ce1o) angeschrieben, welches das dazu ge- 
hörige Land unter seine Glieder derart vertheilte, dass einem Jeden 
die Mittel zum Tragen der Steuern geboten wurden; die Bewohner 
einer Wolost thaten sich in das centrale Dorf (ce1o) zusammen 
und bildeten eine Gemeinde (oömmna). Von dieser Zeit an finden 
wir erst in Russland grössere Dörfer, umgeben von weitausgedehnten 
Feldern. — Selbstverständlich hat sich -— bemerkt schliesslich 
Tschitscherin — diese Entwiekelung nur langsam vollzogen und 
erst mit dem Ende des vergangenen Jahrhunderts ihren vollen 
Abschluss gefunden. ') 

Gegen diese Auffassung der Entwickelung der Gemeinde in 
Russland protestirt Professor J. Beläjew in der Zeitschrift „Russ- 
kaja Besseda“.?) Die auf Blutsbande beruhende Gemeinde sei frei- 
lich bald untergegangen, schon vor Ankunft der Waräger; als die 
Slaven von der Donau nach Norden vorrückten und sich am Ilmen- 
see etc. ansiedelten, trafen sie auf finnische und lettisch - lithausche 
Stämme, die sie in ihre Gemeinden aufnahmen und sich assimi- 
lirten, die Waräger fanden schon die vertragsmässige Ge- 
meinde (oÖmmna norogopnaaA) vor. Da die Warägerfürsten das 
Land nicht erobert haben, sondern in das Land berufen waren, so 
blieben die Gemeinden im freien Besitz des Landes. Nur einen 
Theil desselben überliessen sie den Fürsten, die dasselbe entweder 
an freie Ansiedier verpachteten oder durch ihre Sclaven bearbeiten 
liessen, oder endlich — jedoch nicht vor dem 11. Jahrhundert — 
an !hre Dienstleute als Dienstgüter statt der früher üblichen Löh- 
nung verliehen. Der Unterschied von „weissem Lande“ und 
„schwarzem“ lag nicht in der Steuerfreiheit des ersteren, sondern 
darin, dass ersteres persönliches, letzteres Gemeindeeigenthum 
bezeichnete. Abgesehen von zeitweiligen Privilegien war alles 
Land besteuert, wenn auch das Gemeindeland die höchste Steuer 
trug. Dass die Fürsten Land kauften, ist schon Beweis, dass ihnen 
nicht alles Land gehörte. Die Gemeinden hatten mehr Rechte und 
Pflichten in Betreff des Grundbesitzes, als Tschitscherin meint: 


') Tschitscherins Standpunkt ist dem deutschen Lesepublikum nicht un- 
bekannt, so namentlich durch seinen Artikel in Bluntschli's Deutschem Staats- 
wörterbuch, Bd. VI: „Die Leibeigenschaft in Russland“, pag. 393—411, und 
durch N. v. Bistram: „Die rechtliche Natur der Stadt- und Landgemeinde, St. 
Petersburg, 1866, pag. 60—68. 

?) „Pas60ops counnenia B. Umyepnnsa: O0630p% meropmyeckaro pasuria 
ceısckoi oÖmmBEI BB Pocein“, in der Zeitschrift Pyceraa Beetna, 1856, Nr. I, 
pag. 101—146. 
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nicht allein die Besorgung des Stenereintreibens und die Vergeb 
von leergewordenen Landstellen, was auch Tschitscherin zugi 
sondern ausserdem noch die Vertheidigung ihres Landes gegen 
Aneignung desselben Seitens Fremder, sie petitionirten vor 
Grossfürsten, traten vor Gericht, hafteten für ihre Genossen nd 
hatten überhaupt die Verfügung über ihr Land. Nur der Eigen- 
thumsbeschränkung scheinen sie unterlegen zu haben, dass sie i 
Land nicht ohne besondere Genehmigung haben verkaufen können, 
Dabei haben sie ihre vulle Selbstverwaltug gehabt. Der Mangel 
einer festen Ansässiekeit, das Wohnen in kleinen Dörfern, ja auf 
einzelnen Höfen sind nur äussere Unterschiede gegen die spätere 
Zeit. Das innere Leben ist dasselbe geblieben, der russische Geist 
kennt kein Leben ausserhalb der Gemeinde; in alten Zeiten be- 
stand dieselbe Gemeindevertretung wie heute. Die Aeltesten, die 
Hundertmänner ete. hielten, wie heute, die öffentliche Ordnung auf- 
recht, vertraten die Gemeinde vor Gericht, alle Umlagen von 


Steuern und Leistungen wurden, wie heute, nach allgemeiner Be- 


rathung der Glieder der Gemeinde gemacht; die Gemeinde verfügte 


über das Land und vertheilte dasselbe je nach Erforderniss an ihre 
Mitglieder: denen, die mehr Land bebauen und mebr Steuern be- 
zahlen konnten, gab sie mehr Land, anderen weniger, wie aus 
zahlreichen Acten des 16. Jahrhunderts ersichtlich ist. Die freie‘ 
Verfügung Jer Bauern über ihr Land, wie Tschitscherin sie schil- 
dert, bezieht sich auf das im persönlichen Eigenthum befindliche, 
nicht auf Gemeindeland. Seit Alters bestand nämlich neben dem 
Gemeindeeigenthum auch persönlichesBEigenthum an Grund 
und Boden (Borununsıa seman). In einem Theil Russlands war 
persönliches Grundeigenthum vorherrschend: im Gebiet der nörd- 
lichen Düna, welche Grundbesitzform sich bis auf die jüngste Zeit 
erbalten hat, constatirt und bestätigt durch den Senatsbefehl vom 
8. März 1753. Diese Eigenthümlichkeit dieses einen Landestheiles 
kann nicht auf das ganze Russland als alleinherrschende Grundbesitz- 
form ausgedehnt werden. Die Einführung der Kopfsteuer, die den 
Gemeindebesitz nicht schaffen konnte, da er bereits bestand, hat 
nur einen Einfluss auf die Form des Gemeindebesitzes geübt: von 
dieser Zeit an wurde nämlich das Land pro Seele getheilt, während 
die frühere Vertheilung, rationeller als die jetzige, den Mitteln 
und Kräften der einzelnen bäuerlichen Wirthe entsprach.) 


') Auf diesen Artikel erwiedert Tschitscherin: Eme o cesseroü oömunb“, 
im Pyceriä Bberunss, Heft 12, pag. 773—79, und Heft 13, pag. 129-156, 
worauf Beläjew in der Pyceraa Beetpa, Bd. II, 114—141, replieirt, in demselben 
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Der bekannte Historiker Professor Ssergei Ssolowjew !) tritt in 
den Streit ein, sein Standpunkt ist ein vermittelnder. Mit sarkasti- 
schen Bemerkungen gegen Beiäjew und dessen Partei wegen ihres 
Fahndens nach „ursprünglich Russischem“ verurtheilt er seine Art 
der Kritik, stimmt ihm jedoch darin bei, dass die Gemeinde eine 
grössere Selbstständigkeit und Machtbelugniss, als Tschi- 
tscherin meint, gehabt und sich auf Grund der alten Gemeinde- 
verfassung erhalten hat, mit Tschitscherin ist er aber der An- 
sicht, dass erst durch die Gesetzgebung die Gemeindeverfassung 
sich ausgebildet hat. Die Behauptung Tschitscherins, alles Land 
sei in das Eigenthum der Fürsten übergangen, beschränkt er auf 
das in späteren Jahrhunderten eroberte Land, besonders im Nord- 
osten. Schliesslich tritt er unumwunden für die Existenz des Ge- 
meindebesitzes im alten Russland ein. 

Dass dieser bedeutendste, durch Besonnenheit urd Nüchternheit 
in seinen Forschungen ausgezeichnete Historiker für das Bestehen 
des Gemeindebesitzes im alten Russland in die Schranken tritt, ist 
in der ausserrussischen Literatur unbeachtet geblieben: auf Tschi- 
tscherin gestützt, herrscht in Deutschland die entgegengesetzte An- 
sicht, nur ganz vereinzelt stehen die Stimmen, die den Gemeinde- 
besitz nicht als Resultat der Einführung der Schollenpflichtigkeit 
und Kopfsteuer betrachten.) 


Band (pag. 91—114) bei Besprechung des Werkes: „O Bıianin OÖmeceTBeHHaro 
COCTOAHIA YACTHbIXBb JuNBb Ha IpPaBo JIO3eMeAbHON HX’b COÖCTBEHHOCTM UO HAYAJAaMB 
ApeBHAro pocciückaro 3akoHogarTeıpcerBa“, von Gladkow, kommt er noch auf die 
Frage des Gemeindebesitzes zurück, Gegen Tschitscherin u. A. auch A. C&ep- 
NOBB: Ceiberaa oÖmmna Bp Pocein r. Unyepuna in der Zeitschrift CoppemeHunk®, 
1856, Nr. 11, pag. I—26. N Krülow in der Pyceraa Bectya 1857, Bd. I, pag. 
25—103, Bd. II, 89— 166 (eine bei einer Öffentlichen Disputation an der Mos- 
kauer Universität gehaltene Rede), J. Ssamarin in derselben Zeitschrift 1857, 
Bd. I, 103—118, U. Kp....sa (anonym) Band III, 46—87, Bd. IV, 54—114. Er- 
wiederung Tschitscherins im Pyeckiüä B&tcerunke, 1857, Heft 16 u. 17. 

") „Cnopz 0 ceipcroü oÖmmnb“ in der Zeitschrift Pyceriü B&eruurg, Heft 22, 
pag. 285—304, einen Nachtrag zu diesem Artikel im Heit 24, pag. 192—196. 
Eine Erwiderung Beläjews auf Ssolowjew findet sich in der Pyceraa Bectza, 
Ba. IV, pag. 115—125. — Ein interessanter Artikel Ssolowjews über die nationale 
Strömung: Mcropnyeckia nuchma, Pyecriü Bterunks, 1858, Heft 5, pag. 5—28. 

?) J. Eckardt geht in dem eitirten Artikel nicht auf den Ursprung des 
russischen Gemeindebesitzes ein, bemerkt nur, „dass der ungetheilte Besitz der 
Dorfmark und die periodische Vertheilung desselben, ein specifisch bäurischer 
Gebrauch gewesen, der in der nomadischen Zeit nicht nur bei den Slaven, son- 
dern auch bei vielen anderen Völkern vorkam, sich Dank dem nomadenhaften 
Character der russisch-slavischen Stämme, bei diesen aber länger erhalten hat, 
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sowie auch nachher mitgetheilten Urkunden ergiebt es sich 
unzweideutig, dass vor dem 17, Jahrhundert die Gemeinde ge 
Rechte über das Gemeindeland ausübte und u. A. durch ihre Anord 
nung Umtheilungen des in der Nutzunz ihrer Genossen befindlie 
Landes stattfanden. Belege hierfür findet der Leser im Verlauf 
dieser Untersuchung. In der neueren russischen Literatur ist dem- 
nach auch ganz allgemein anerkannt, dass Gemeindebesitz bereits 
im alten Russland bestanden hat. h; 

Ist diese Frage auch als gelöst zu betrachten, so handelt es sich 
noch um die nicht weniger wichtige Frage, in welcher Gestalt 
tritt uns der Gemeindebesitz im alten Russland entgegen und worin 
unterscheidet sie sich von der heute bestehenden? Ist der Unter. 
schied nur unwesentlich, ein nur äusserer oder ein wesentlicher? 


Il. Zur Geschichte des bäuerlichen Grundbesitzes. 


1. Zum vollen Verständniss der Gestaltung und Entwicke- 
lung des Gemeindebesitzes erscheint ein kurzer Blick auf die 
Occupation und Colonisation des russischen Landes geboten. ) 
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als sonst irgendwo.“ Auffallend ist, dass N. v. Bistram in seiner fleissigen 
Schrift: „Ueber die rechtliche Natur der Stadt- und Landgemeinde“, pag. 60—63, 
sich einfach auf Tschitscherin stützt und die Entgegnungen, die positive Beweise 
enthalten, gar keiner Beachtung würdigt. Dasselbe gilt son D. K. Sch@do-Ferroti 
(Baron Firks), Etudes sur l’avenir de la Russie, X ätude: La patrimoine du 
peuple, Berlin 1868, pag. 2 ete,, wodurch dem Werth seiner Schrift, den wit 
in Betreff seines Projects zur Organisation des russischen Gemeindebesitze: 
sehr hoch schätzen, nicht zu nahe getreten werden soll Selbst die oben 
angegebenen Rechte der Gemeinde über das Land, die Tschitscherin einräum 
werden nicht berücksichtigt. Andererseits hat sich Haxthausen selbst durch die 
historischen Untersuchungen derjenigen Forscher, die für die Naturwüchsigkei 
des russischen Gemeindebesitzes eingetreten sind, nicht belehren lassen über die 
Gestaltung der Grundbesitzverhältnisse und des russischen Staatswesens, und ist 
bei seinen vorgefassten Lieblingsideen geblieben, wie es sich aus seinem zweiten 
grösseren Werk über Russland: „Die ländliche Verfassung Russlands“, Leipzig 
1866, pag. 12 ete. ergiebt. Dass die jetzige Form des Gemeindebesitzes die 
ursprüngliche ist, dieser Ansicht ist — auf Haxthausen sich stützend — auc 
Professor Helferich in seinem Zusatz zu Kawelins Artikel: „Einiges über | 
yet Dorfgemeinde“ in der Tübinger Zeitschrift für ges. Staatswissensch 
') Ueber die historische Entwickelung des Verhältnisses der bäuerlichen 
En ae zum Grund und Boden, neben den allgemeinen historischen Wer 
siehe noch folgende: B. Jemmoss: Pyeeriüä Hapons nu Toc 
Ppyccraro oÖmeetBennaro npara go XVII. zura, Moskau 1858. Derselbe Verfas 
O6mmnnsıä Ost aperneä Pocein im ypnarp Munnereperna HaponHaro npo 


ad 


Bei Gründung des russischen Reichs sassen die Ostslaven in 
Stämme getheilt vom Ilmensee und Wolchow bis an das Schwarze 
Meer und die Karpathen. Die Art des Vordringens nach Norden 
und der Colonisation des Landes bestimmte den Charakter und die 
Entwickelung der Grundbesitzverhältnisse. Das ausgedehnte Land 
lag bei dünner Bevölkerung einem Jeden zur freien Occupation 
offen.') In grösserer oder geringerer Genossenschaft, ja wohl auch 
nur familienweise, wurden Wälder gerodet, der jungfräuliche Boden 
aufgerissen und so lange bebaut, als der Boden bei der primitiv- 
sten Art der Bestellung genügenden Ertrag abwarf. Verringerten 
sich die Ernten, so wurde neues Land in Cultur gezogen. Fand 
sich solches zum Ackerbau geeignete Land in der Nähe der Wohn- 


meHia, Bd. XCI, 1856, pag. 88—158, 107—174. (Dieser Artikel ist vollständig 
in dem erstgenannten Werke wiedergegeben.) U. Btısesp: Kpecrsane na Pyca, 
ein Werk, das sich durch den Jahrgang 1859 der Pycckaa Beetaa hindurchzieht, 
im Jahre 1860 als selbstständiges Werk herausgegeben, gekrönt mit der Demi- 
dowprämie nnd der des Grafen Uwarow. Derselbe Verfasser: O moseme.IbHOMB 
BıanbHin BB MockogBckomp Tocyaapcers% im Bpemenuurp Umnep. Mock. o6mecrBa 
ucropin u npesuocreü Poceiückuxs, Bd. XI, 1851, als erläuternde Einleitung zu 
der in demselben Bande durch den Fürsten M. A. Obolenski veröffentlichten 
nepeuncnaa Hosropoperaa kuura vom Jahre 1500, A. Cunpnops: BocnonnnHania, 
MbIcIu, TpyAbI m saubrku, Moskau 1859, insbesondere der Artikel: Heropnyeckiä 
OYepkB 3eileBranbHia BB Pocein im I. Bd. E. Hesonmns: Heropia Poceiücknxs 
TPaRJaHckuXB 33K0H0B%, St. Petersburg 1851. O. II. Typuusoenug: O nosemeup- 
HOÜ COÖCTBEHHOCTH HM HacıbıcrBb BB ApeBHeü Pycn, St. Petersburg 1853. J. En- 
gelmann: O npioöpsrenim upaBa, co6cTBeHHoCTH Ha 3eMIO MO PYCcKOMmy IpaBy, 
St. Petersburg 1859. B. Bewmaroge: Kpecrsane BOABOPeHHLIE HA COÖCTBEHHEIXB 
SeMIAXG, im JÄypuanp Munucrepersa TocygapcrsenusIxB unymecrB& 1858, pag. 
„215348. ©. M. Yuan: Ceuapesaa oÖmuna BB Pocceiu in der Zeitschrift Ore- 
‚ JeCTBeHHBIA Sanuckn, 1863, in drei Artikeln, Bd. 149, 150 und 151 (hier kommt 
fer erste Artikel in Betracht). A. Hnkurckiä: Teopin POAOBOrO ÖbITa BB ApeB- 
Heü Pycu im Bterun&& Eeponsı, 1870, Bd. VII, pag. 425—467. M. M. Muxai- 
A0Bp: Ucropia Pyceraro Ilpasa, St. Petersburg 1871 (Universitätsvorlesungen). 
Berührt wird jene Frage auch von H. Apnecrog»: IlpomsimdeHHocetk ApeBHeü 
Pycen, St. Petersburg 1860, B. Ceprtesnyp: Btue u zuasp, Moskau 1867. J. v. 
Hagemeister: „Zur Geschichte des Adels und des Bauerstandes in Russland“, in 
Erman’s Archiv für wissenschaftliche Kunde Russlands 1842, Bd. II, pag. 177— 
157, 191—208. M. U. 3apyaniü: 3akoHsI u Mu3Hb, UTOrTu usc1byoBaHia KPEeCTbAH- 
CKUXB CyA0B%, St. Petersburg 1874, in welcher Schrift in kurzen Umrissen die 
Resultate der Enqu&tecommission über die Wolostgerichte geboten werden, giebt 
im ersten Capitel (pag. 17—52) einen Ueberblick über die Gestaltung, besonders 
die judieiäre, des Gemeindewesens in Russland. — Diese Frage habe ich in der 
„Rigaschen Zeitung“ 1874, Nr. 254, 255 u. 256: „Zur Geschichte der 
bäuerlichen Ba waltune in Russland“, behandelt. 
') Die eingehendste Schilderung des ältesten N eksnlengs in Russland, der 
wilden Feldgraswirthschaft mit häufig wechselnden Wohnsitzen, habe ich in 
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sitze nicht, so wurden diese verlassen,‘) was bei dem geringen 
Werth der leichtgebauten Hütten ?) ohne erheblichen Verlust be- 
werkstelligt werden konnte, und neues, freies Land aufgesucht, das 
in derselben Weise bearbeitet wurde. Bei Zunahme der Bevölke- 
rung einer Stadt, eines Dorfes fanden Aussiedelungen in Gemeinden 
und in Familien statt. So entstanden neben den Muttergemeinden 
Töchtergemeinden, deren Verband mit ersteren sich im Laufe der 


Zeiten lockerte, so zerfiel das im Eigenthum des Stammes sich be- 
findliehe Land in das der Gemeinden und Einzelner. ee 


Es ist das Verdienst des Professor Leschkow, in eingehenderer 


war, war bei jenen die Werw (im südlichen Russland), der Pogost 
(im Nowgorodsehen), die Guba (im Pskowschen). *) Sie bildet die 


der Zeitschrift der Kaiserl. freien ökonomischen Gesellschaft in St. Petersburg 
(Tpyası Unnep. Boasuaro Irononnyeckaro oÖmeersa) im Jahrgang 1866 unter 
dem Titel: O semaegkain 8% pnpesneii Poccin, Bd. I, Lieferung IH, 166-182, 
Lief. IV, 251-268, Bd. II, Lief. I, 1—14, gefunden. Siehe auch H. CrponnaoBs: 
„ÜKOTOBOTETBO apesHeü Pyen“ in der Zeitschrift Ceiseroe Xosaüerso u A5coBop; 
erBo (Journal des Ministeriums der Reichsdomänen) im Aprilheft 1871. a. 

') Beläjew: Kpeersane na Pyen in der Pyceran Bectna, 1859, Bd. TI, pag. 
33 ete. A. CmnpuoB® 1. c., pag. 70 ete., A. Husnreriä 1. e. pag. 431. Ko 

2) Bestuschew-Rumin: Geschichte Russlands, ins Deutsche übertragen von 
Th. Schiemann, Mitau 1675, Bd. I, pag. 41 ete., A. Hnknreriä 1. e. pag. 431. 

3) Pyceriä Hapoys m Tocypaperso, pag. 69—71, 112—141. Tschitscherin 
findet in seiner oben erwähnten Schrift: „O630p% neropmyecraro pA3BHTia CeIb- 
erof o6nması BB Pocein auch, dass die Wolost, der Ueberbleibsel des ersten 
gemeinsamen Lebens, der germanischen Mark entsprach, ohne jedoch den Ge- 
danken weiter zu verfolgen. d 

*) In der Bezeichnung der altrussischen Markgenossenschaft besteht keine 
Uebereinstimmung. Während Leschkow den Ausdruck sepss als den typischen 
durchgehend in seinem Werk gebraucht, dabei aber auch zugiebt, dass im 
Nowgorodschen die Bezeichnung Pogost, im Pskowschen Guba üblich war, 
halten Bestuschew-Rumin (l. e. Bd. I, pag. 31, 33, 34), Jefimenko (Hopunmuecrie 
auarı im dKypnarp Mnuuerepersa Haponnaro upocsamenin, 1874, Band 176, pag. 
211) und Andere die Werw, wie bei den Serben die Sadruga, für die Familien- 
gemeinde, die Basis der gesellschaftlichen Entwickelung des russischen Volkes, 
die Vereinigung mehrerer solcher Gemeinden aber führte zu einer Wolost, einem 
Pogost. Beläjew (O mosemeisHoMm% Bıaybnin BB MOCKOBCKOMT rocygapersb im 
Bpemeunuure 1851, pag. 44): die Wolost erklärt er für eine administrative Insti- 
tution; ihr habe keine territoriale Basis noch die eines gemeinsamen Geschlechts 
zu Grunde gelegen. Ihm gilt die o6mmna, die Gemeinde, die gewöhnlich aus 
einem Hauptdorf (ceıo) und einzelnen Ansiedelungen bestand (pag. 41), als die 
Basis der staatlichen Bildung. Ebenso $. Ssolowjew: Weropin Poeein ce» ApeB- 


u 


erste staatliche und bürgerliche Genossenschaft, in ihr war die ge- 
'sammte öffentliche Gewalt vereinigt. Durch ihre Organe, die 
'Aeltesten, Tausendmänner, Hundertmänner ete. wurde Recht ge- 
sprochen, Sicherheit und Ordnung aufrecht erhalten und die Ver- 
'waltung der Angelegenheiten der Genossenschaft besorgt; in wich- 
tigen Fällen fanden allgemeine Versammlungen aller Genossen 
statt. Das von der Markgenossenschaft, wenn uns der deutsche 
Ausdruck gestattet ist, eingenommene Land befand sich in ihrem 
Gesammteigenthum: sie vertheilte das Land an ihre Glieder und 
bestimmte die Art der Nutzung. Mit Zunahme der Bevölkerung 
und Bildung neuer Ansiedelungen vermehrte sich die Zahl der zu 
ihr gehörenden Höfe, — Mit Berufung der Warägerfürsten und der 
Ausbildung der fürstlichen Macht musste der Einfluss und die Be- 
deutung der alten Mark sinken: einerseits durch Abnahme der 
Summe ihrer Befugnisse, von denen ein Theil auf die staatliche 
Gewalt überging, andererseits durch räumliche Beschränkung ihres 
Machtgebiets in Folge von Ausscheidung von Landtheilen,') die dem 
Fürsten, der Kirche, den fürstlichen Gefolgschaften (letzteren wohl erst 


Hubünnxe Bpemenz, Bd. III, 4. Aufl, pag. 25 ete., 33 ete. Michailow: Her. Pyeec. 
 Ip., pag. 22. Leschkow beruft sich auf das älteste „Russische Recht“, Pyceraa 
Ilpasga, und seine Erweiterungen (die letzte aus dem 13. Jahrhundert, Deutsch 
wiedergegeben von Ewers 1. c. pag. 264—273, 305—340), wo für Gemeinde die 
Bezeichnungen: wipp, ıronie, ce10, TOpr%, TOPOAB, BepBh zu treffen sind. Der 
Ausdruck Werw wird namentlich in Verbindung mit der Entrichtung des Wer- 
geldes gebraucht: von der Werw (no Bepsuusin%5 oder no BepBuHHb) wird näm- 
lich das Wergeld (snpa) erhoben; demgemäss übersetzt Ewers pag. 314 u.a. a. 
St.) das Wort Beps mit „Werbezirk“, ein Ausdruck, der der Missdeutung aus- 
gesetzt ist; Reutz (pag. 194) bezeichnet die Werw richtiger mit Gemeindebezirk, 
sie ist „eine Gemeinde aus Verwandten, die sich an einem Ort niedergelassen.“ — 
So nennt auch H. Kaıayoss: Terere Pyccroü Ilpasısı na OCHOBaHiun YeTkIpexT% 
CHHCKOBB PA3HLIXB pezarııiaü. Moskau, 1847, die Werw: oxpyrp naaramiä Bnpy. 
Das Wort Beps wird abgeleitet von sepenurs d. h. mit der Schnur (Bepesra) 
das Land messen, abgrenzen (Mark bei den Germanen). Siehe II. Eonnuenro: 


„Mpupuueerie Snaru“ im JEypnaıp Munncrepersa HapogHaro mpocbamenia, 1874 
(Band 176) pag. 281. 


') Seit der ersten Zeit der russischen Staatsbildung haben die Fürsten 
Grundbesitz. Bei der grossen Masse freien Landes konnten auch sie solches 
oceupiren, mit ihren Scelaven besetzen und auch Freien in Pacht vergeben. 
Leschkow: Pyecriü Hapox& u Tocypaperso, Beläjew: © noseme.ısuonp BaaybHin 
B% Mockoseroms Tocygaperst, 1. e. pag. 2. Die Fürsten waren im Besitz grosser 
Wälder. J. v. Hagemeister: Possierania 0 vnnamcaxs npesHei Poccin, pag. 19. 
Ausserdem hatten die Fürsten das Recht auf einen Theil der Wolost, in welcher 
sie herrschten. Bis in sehr späte Zeit hat sich diese Rechtsauffassung erhalten. 
So lässt noch Ioann III. den Nowgorodern sagen: „Beamkiit Hogropog% goamen% 
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seit dem 11. Jahrhundert) zugetheilt und dadurch dem Einfluss ‚der 
Markgemeinde entzogen wurden. Hierbei zerfiel die Mark in ihre 
einzelnen Bestandtheile, in die Städte und Dörfer; diesen Gemein- 
den fällt die Verfügung über das im Besitz ihrer Genossen befind- 
liche Land zu, gleich wie die alte germanische Mark in Dorf- 
marken etc. sich auflöste. ‚üb 

Neben den Bevölkerungsgruppen, die auf Gemeindeland und 
die auf eigenem, persönlich besessenem Lande sassen, bildete sich 
bereits im ältesten Russland eine Klasse persönlich freier Acker- 
bauer, die auf fremdem Boden sassen und dem Grundberrn Leist n- 
gen verschiedener Art entrichteten. Herrenloses, der Occupation 
harrendes Land war freilich vorhanden, aber nur der mit den er- 
forderlichen Betriebsmitteln Versehene konnte dasselbe in Besitz 
nehmen. Alle Arbeiten der Urbarmachung mussten erst ausgeführt, 
eine wenn auch noch so primitive Behausung, die Schutz gegen die 
rauhe Witterung bot, errichtet, das Land gepflügt, besät werden 
und erst nach Monaten erzielte der Arbeiter einen Ertrag seiner 
Arbeit; er musste also nicht allein Ackergeräthe und Arbeitsvieh, 
sondern auch Saat und endlich auch die Unterhaltungsmittel, soweit 
etwa Jagd ihm nicht die erforderliche Nahrung verschaffte, min- 
destens bis zur nächsten Ernte besitzen.') Es siedelten sich daher 
Aermere, die über jene Mittel nicht in genügendem Maasse ver- 
fügten, auf von Wohlhabenderen bereits occupirtem Lande an. Wie 
verbreitet die Klasse dieser „poseänsıe 3akyısı“, auf Herren- 
land sitzenden freien Leute, bereits in früher Zeit gewesen sein 
muss, ergiebt sich daraus, dass bereits die Russkaja Prawda, das 
älteste russische Recht, in sechs Artikeln sie gegen Unterdrückung 
durch die Herren schützt und ihre Lage rechtlich regelt. ?) 1 


AaTb HAMB BOIOCTU mM ceıa, 6e35 TOTO HAMB HEAB3A JePiKaTb TOCYAAPCTBA CBOETO Bb 
Beınkomw Hosropopb*, S. Ssolowjew: Herop. Poceiu, Bd. V, (1858) pag. 41. Endlich 
kauften die Fürsten, zumal die Grossfürsten von Moskau, viel Land (Dörfer ete.) 

') Nach Lage der Dinge bot freilich in der älteren Zeit die Ackerwirth- 
schaft nur einen geringen Theil der Volksnahrung Viehzucht und Jagd habe a 
noch lange eine grosse Bedeutung gehabt Aristow: IlpomsimsenHoctk npesnel 
Pyen, pag. 41 etc. N. Stromilow: „CkoToBogcTBo ApesHeä Pycn“ in der Zeit- 
schrift „Ceıseroe Xosaücrso u bcoBonerso“, 1871, Aprilheft, pag. 225—239. 5 

?) Belüjew: Kpecrsane na Pycn, Bd. I, pag. 36—86. Leschkow: Pycerik 
Hapone u Tocypaperso, pag. 120--121. Michailow: Heropia Pyceraro IIpasa, 
pag. 11—12, 94. H. Kanasoss: Texer» Pyccroü IIpasger, pag. 12—13, 32--33. 
Desgleichen mehrere Bestimmungen in dem, dem Grossfürsten Immo d; zuge 
schriebenen Statut für ländliche Angelegenheiten (yCTaBB 0 3emckux» Abaaxp) 
Jasapeseriä und 4. Yrunr: Co6panie Bamubümmxe NAMATHUKOBB u 


ou in 
APeBHATO pyccraro npasa, 1859, pag. 38—46. a 3 


rue 


Ueber die Stellung der Ackerbaubevölkerung zum Grund und 
Boden, sowie zur Gemeinde in der älteren Zeit enthalten die uns 
erhaltenen historischen Denkmäler nur wenige Andeutungen, deren 
Interpretation häufig und in wesentlichen Punkten controvers sind. 
Was die russische Literatur hierüber bietet, sind zumeist Rück- 
schlüsse aus späterer Zeit (besonders aus dem 14. und 15. Jahr- 
hundert), auf deren Beurtheilung hier nicht einzugehen ist.') Erst 
mit dem 14. und 15. Jahrhundert fliessen die Quellen reichlicher. 

2) In der nachfolgenden Darlegung der bäuerlichen Verhältnisse 
sind besonders die Schriften Beläjews zur Grundlage genommen, ver- 
vollständigt jedoch durch kritische Mitberücksichtigung der anderen 
über diesen Gegenstand handelnden Werke. Die wichtigsten Quellen, 
aus welchen die russischen Schriftsteller in diesen Fragen schöpfen, 
sind Steuerbücher, fürstliche Gnaden- und andere Schreiben, fürst- 
liche Verträge, Testamente, Pachtverträge der verschiedensten Art, 
Verordnungen, gerichtliche Schreiben, locale Gerichtsbücher ete.?) 

Die Stellung der bäuerlichen Bevölkerung im 14. und 15. Jahr- 
hundert war folgende: 

I. In Bezug auf das Land: °) um vollberechtigtes Mitglied einer 
ländlichen oder städtischen Gemeinde zu sein, musste man Antheil 
an dem Gemeindeland haben und den entsprechenden Theil der 
auf der Gemeinde ruhenden Steuern und Lasten tragen. Der 
Bauer, der Kaufmann wurde als zu dieser oder jener Gemeinde 
gehörig betrachtet oder nach dem damaligen Ausdruck: no 3emab 
m Bon&b TAHyın Kb Toporny oder EB Bo1octn. Durch Erwerb von Ge- 
meindeland wurde auch der Bojar, die Kirche Glieder der be- 


!) In hohem Massse gilt für die Behandlung der ältesten russischen Ge- 
meinde- und Gemeindebesitz-Verhältnisse der mit Bezug auf die Darlegung dieser 
Fragen in Deutschland gemachte Ausspruch von Waitz (Deutsche Verfassungs- 
geschichte, Bd. I, 126): Freilich viel Unbegründetes, auf willkürlicher Annahme 
Beruhendes ist hier aufgestellt, der Dorf- oder Markgenossenschaft eine Be- 
deutung beigelegt, weit über das hinaus, was wirklich mit ihren Verhältnissen 
zusammenhängt. Hier vor Allem gilt es, nicht falschen Combinationen naeh- 
zugehen oder Späteres in eine Zeit zu versetzen, mit der es nichts 
zu thun hat. 

?) Die wiehtigste Urkundensammlung für unsere Zwecke: Arısı Kpupu- 
yeckie nn coÖpaHie VOpMB CTapuHHaro Ab.10nponsBopcrBa, herausgegeben von der 
Archäographischen Commission, St. Petersburg, 1838. Sodann: Axrsı coÖpannsre 
85 Bu6rioreraxp u Apxusaxp Poccncroü Uumepiu, 4 Bünde, 1838. Axrsı ucro- 
puueckie, 5 Bände, 1841—2, und onoınenia x» Arramn ueropuueernms, 1846 etc. 

°) Beläjew: Kpeerzane na Pyen, Bd. I, 67—86. Derselbe: O nosemeasuon® 
Buapbniu BB Mocroscromn T'ocygaperss, pag. 41 ete. Michailow: Her. Pyecc. 
IIp., pag. 159—161. j 





























treffenden Gemeinde, und umgekehrt hörte der Bauer, der Kauf 
mann durch Aufgeben des Landes auf, Glied der Gemeinde und 
steuerpflichtig („Tarıossıä*) zu sein.) — Die Beziehungen: de 
Bauern zum Lande waren verschieden, je nachdem ob er sass. hi“ 

a) auf Gemeindeland (na uepnofi semmb); solche 
Bauern nutzten ihren Landantheil, Utschastok Crunennr mg ; 
Glieder der Gemeinde, und zwar auf unbestimmte Zeit, so dass 
der Bauer auf demsiben Utschastok sein ganzes Leben hipduurai 
bleiben konnte, denselben seinen Erben hinterliess, doch stets‘ nit 
der unveränderlichen Bedingung, Glied der Gemeinde zu sein und 
die resp. Steuern und Lasten zu tragen. Der Utschastok war, 
wenn auch beschränktes, Eigenthum des Bauern, er konnte ihn 
verpfänden und veräussern, doch mit der Bedingung, dass. deı 
Käufer die Zahlung der Steuern und Lasten übernahm, widrigen- 
falls, wie es fürstliche Verträge wiederholt aussprechen, er seines 
Kaufes verlustig wurde. Uebrigens veräusserte der Bauer, eigent- 
lich das Land selbst nicht, vielmehr nur das ihm zusteher 
Nutzungsrecht an demselben, denn Gemeindeland konnte 
nicht ver- und gekauft werden, Belbet nicht von Fürsten, wie aus 
vielen Verträgen ersichtlich. Der Bauer hatte alle Rechte der 
Nutzung und Verfügung über seinen Utschastok, auch das Recht 
der Verpachtung. Schliesslich war er in Betreff der Art der Be- 
stellung seines Landantheils, wie Beläjew ausführlich schildert, 2) 
vollständig frei und unbehindert: er konnte nach eigenem Gut- 
dünken diesen Theil des Landes beackern, jenen brach Kegem 
lassen, mit Umzäunung zum Garten machen, Bauten auf demselben 
aufführen ete., die Gemeinde mischte sich hierin garnicht. (Wie 
wir weiter unten sehen werden, fand ein solches, vollständig freies 
Bewirthschaftungsrecht des Einzelnen, wenn überhaupt, so doch 
nicht allgemein und ausschliesslich überall statt.) Auch konnten 
Gemeinden im Privateisenthum befindliches Land durch Tausch 
und Kauf mit dem Gemeindeland vereinigen; Be 

b. auf eigenem Lande, das er als freies Land a und 
urbar gemacht oder von einem Grundbesitzer gekauft hatte, solches 
Land war sein volles, freies, unbeschränktes Eigenthum Be 

c) auf en Boden „°) d. i. auf dem Lande eines Grunde 
besitzers, des Fürsten, eines a Klosters, Kaufmanns, Bauern ete 


1) S. Ssolowjew: Heropia Pocein, Bd. IV (1863), pag. 224-225. N 
?) Beläjew: Kpeersane na Pyen, Bd. I, pag. 68. A. v. Reutz, L. c pag- 
153—165. : “N 


3) Beläjew, 1. c. pag. 68—72. Reutz, 1, c. pag. 209—210. iR 
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Die Stellung des Bauern zum Grundherrn und zu dem ihm gehörenden 
Lande war durch gegenseitige Vereinbarung geregelt. Der Bauer 
war persönlich frei, auch wenn er das im fremden Eigenthum be- 
findliche Land bearbeitete, doch konnte er — aus nahe liegenden 
Gründen der Forderungen des landwirthschaftlichen Betriebes — 
nur zu einer bestimmten Zeit im Jahre das Land verlassen oder 
vom Herrn ausgewiesen werden (®nıunoBo saroB'bupe 14. Novbr., 
HppeB% zeus). Im vierzehnten und fünfzehnten Jahrhundert war 
die Bevölkerung bereits mehr sesshaft geworden:') sehr häufig 
finden sich (in Schreiben aller Art) „erapommapusı* erwähnt, so- 
wohl auf Gemeindeland als auf Privatland, die 20, 30, 40 und 
mehr Jahre und deren Väter und Grossväter auf demselben Lande 
gesessen haben. — Neben seinen Leistungen an den Grundherrn 
zahlte er als Glied einer Gemeinde die staatliche Grundsteuer; 
wenn das Land auch nicht dem Bauer gehörte, so trug er nicht den 
Charakter eines angemietheten Knechts, sondern den eines pachten- 
den Wirthen. Der Bauer verlieh dem Lande einen besonderen 
Charakter: der Staat erhielt die Abgaben von dem, von ihm be- 
arbeiteten Lande nur auf Grund dessen, dass auf demselben ein 
Bauer lebte; das verlassene Land, sowie das Land, das von den 
Selaven des Herrn bearbeitet wurde, galt nicht als steuerpflichtiges 
(rarıaa semaa), täglopflichtiges Land. 

II. In Beziehung zum Grundherrn war die Lage der 
auf dem Lande desselben ansässigen Bauern sehr verschiedenartig. 
Siedelte der Bauer sich auf solches gutsherrliche Land an, das 
noch vollständig wüst und wild war, das er erst mit seinen Mit- 
teln urbar zu machen, die erforderlichen Gebäude aufzuführen 
hatte, so war seine Stellung eine höchst selbstständige, besonders 
noch wenn er vom Grundherrn Erlaubniss und Auftrag erhielt, 
andere Leute zur Ansiedelung auf dieses Land mit heranzuzieben, 
der Eigenthümer hatte alle Rechte mit Ausnahme des Eigenthums- 
und des Verkaufsrechts ihm übertragen. Wo sich dieses Verhält- 
niss entwickelte, da musste sich schon an freiem herrenlosen Lande, 
das mit Vortheil bearbeitet werden konnte, Mangel fühlbar gemacht 
haben; auch wenn das gute und fruchtbare Gemeindeland bereits 
eingenommen war, hielt es nicht selten Der, dem es nicht ge- 
lungen war, solches zu erwerben, für vortheilhafter, auf Herren- 
land mit Zahlung für die Nutzung desselben, als auf schlechtem 
Gemeindelande ohne Zahlung sich niederzulassen. Endlich lockten 


1) S. Ssolowjew: Heropia Pocein, Bd. V, pag. 243, 
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zur Ansiedelung auf Herrenland auch die gebotenen Freijahre und 


der Schutz der reichen und mächtigen Grundherren (Klöster, Bo- 
jaren), was sich aus vielen Documenten ergiebt. Ja selbst die Be- 


eigenes Ackergeräthe, Vieh etc. mit sich brachte. Kaum den 
Charakter freier Pächter trugen diejenigen Bauern, die das Acker- 
vieh, Geräth und gar noch Saat, Unterhaltungsmittel bis zur Ernte, 
Vorschüsse an Geld etc. vom Grundherrn erhalten hatten. Ihre 


die Nutzung des Landes — alles ihm Dargeliehene mit Zinsen 
zurückerstattet hatte.) Für Pächter fremden Landes finden sich 
verschiedenerlei Bezeichnungen: nosoguuen, die die Hälfte, rperankn, 
die ein. Drittheil der Ernte dem Grundherrn zu entrichten hatten, 


vom Grundherrn entliehen hatte, panoßsie zroam, d. i. solche, die 
einen Vertrag mit dem Herrn geschlossen haben, msopunsn (von 


Bauern bildeten Gemeinden, die ihre selbstständig erwählten Vor- 
steher: Häupter (roıorer), Hundertmänner (corexie), Aelteste (era- 
pocrs1) ete, hatten; eine jede Gemeinde bildete eine administrative 
Einheit, in die ein Jeder eintrat, der sich auf Land niederliess, 
das entweder der Gemeinde gehörte, oder wenigstens in admini- 


!) Die älteste Art der bäuerlichen Leistungen scheint die Hingabe eines 
Theiles der Ernte an den Grundherrn gewesen zu sein. Bereits in dem bezeich- 
neten Ycras% 0 3emcrux» abıaxp findet sich der noaosunk, d. i. der die Hälfte 
der Ernte zu entrichten hat, mehrere Bestimmungen regeln die Beziehungen, 
die aus dem Vergeben von Land „n3p noay“ resultiren. 

2) Michailow: Her. Pycc. IIp., pag. 211—215, giebt eine ausführliche 
Analyse der Ilckoseran cyaHaa rpamora in Betreff der rechtlichen Lage de } 
auf Herrenland sitzenden Bauern. J. Engelmann: Cncremarmuecroe n310meHie 
; TPampaHckuXb 3AKOHOBB, CoNepmamuxca Bb Ilcrogeroü Cyxuoü T'pamors, Peters- 
burg 1855, insbes. pag. 32 ete, 49—61, 112—116, 149. S. Ssolowjew: Her. Poc, 
Bd. IV, 235, 320-24, Bd. V, pag. 243 u. a. a. St. 

3) S. Ssolowjew: Mer. Pocc., Bd. IV, pag. 236. J. Engelmann: Cucrema- 
Tuyeckoe n31omenie etc., pag. 49 etc. 
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strativer Beziehung zu ihr gezählt wurde. Diese bäuerlichen Ge- 
meinden waren vun verschiedener Grösse, von verschiedener terri- 
torialer Ausdehnung und Bevölkerungszahl; bei den Bauern, die 
auf „schwarzem“ oder Gemeindeland sassen, war die Wolost die 
höchste Einheit, die ihren Aeltesten etc. halte. Dieser Verband 
bestand zumeist aus mehreren Dörfern und Weilern. Bei den auf 
Herrenland wohnenden Bauern bildete das Besitzthum des Herrn 
(Borymua, nowberbe) — d. i. alle Dörfer und Einzelhöfe, die zu ihm 
gehörten und beisammen in einem Kreise sich befanden — gewöhn- 
lich eine politische Gemeinde, wie Beläjew aus mehreren Urkunden 
nachweist. Die Bauern kleiner Grundherren, die nur eine geringe 
Zahl von bäuerlichen Höfen ihr eigen nannten, waren entweder zu 
der benachbarten Wolost in administrativer Beziehung gezogen 
oder die Bauern mehrerer benachbarter Herrengüter, die in Betreff 
der Steuern und Leistungen in einer Kategorie standen, bildeten 
einen besonderen Gemeindeverband. Eine solche Bildung von Ge- 
meinden war möglich, da die Bauern freie Leute und nur durch 
Privatvertrag an den Grundherrn gebunden waren. Demnach zer- 
fielen die Gemeinden in drei Hauptarten: Gemeinden auf Gemeinde- 
land, die die Angelegenheiten der Gemeindeglieder besorgten und 
über das Gemeindeland verfügten, das Land (die Mark) bildete 
die Basis ihrer Vereinigung (Markgemeinde, Realgemeinde). Den 
Charakter einer Personalgemeinde oder einer politischen trug da- 
gegen der Verband der auf fremdem Lande sitzenden Bauern, diese 
Gemeinde hatte als solche keinerlei Bestimmung über das von ihren 
Genossen genutzte Land zu treffen. Gemischte Gemeinden bildeten 
endlich diejenigen, deren Glieder zu einem Theil auf gutsherrlichem 
oder auf eigenem, persönlich besessenem, zum anderen Theil auf 
Gemeindeland hausten. Die Gemeinden auf Gemeindeland ver- 
theidigen ihr Land gegen das Eindringen Fremder, ') verfügen über 


') Einige Beispiele aus den Arrsı K)pupnuecrie: Nr. 4: Taraıca Augpeüro 
erapocra 3aıtcrkoü u Bch kpectbane Yarkerie (gegen ein Kloster), dasselbe or- 
HAB y HACBb Tb HABOJOKU ..... ‚„ & Tb HABOJOKU TAHYTBb Kb Hameü 3emab ..... 
Kb TATIOü, JepHoA u35 crapıssı (um das Jahr 1490), Nr. 8: rarauca Jurypsckie 
BOA0CTH xpecriane (Namen) u BB BCbxB xpecriaup MEbcro JInxypscrie BoAocTu, 
sie klagen gegen zwei Bojarenkinder: gepeeku u noYuHkm u3cTapussI 3en.n Be- 
aukoro Knuasa Jmkypsckie BOAIOCTa TAarısIe Hamm, u Torp Herpac» 1a Öparn ero 
Aposgs npibxasıum ce& BecHsI ga Tb gepesun u MOYHHRN y4alı Maxarm MH Kocutn 
caıHo Ha ceda (aus der Zeit zwischen 1498—1505). Nr. 9: raraıcı JIockoncrofi 
eTapoCTa ..... U BO BCEXB KpecTbiHB MSEcrO Jlockomekbie BOA0cTH, sie klagen 
gegen ein Mann, der muBer5 y Hac» BB Beunkoro nHA3A MepeBHAXB BB YepHBIX% 
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das Land, sind dem Staat gegenüber verantwortlich für Ordnung. 
und Ruhe in der Wolost, für die Entriehtung der Steuern und 
Leistungen, die sie selbstständig unter sich vertheilen; ihre erwählten 
Vertreter, „noöpsre ann“ (gute Männer) nehmen Antheil am Gericht 
der fürstlichen Statthalter (Borocreın). Ja es scheint, als ob den 
bäuerlichen Vertretern die gerichtliche Entscheidung in Streitig 
keiten zwischen Bauern ihrer Gemeinde zustand, wobei Appellation 
an die fürstlichen Statthalter offen stand. Den Gemeinden auf 
gutsherrlichem (fürstlichem, Kloster-, kirchlichem-, Herren-) Lande 
dagegen standen nur die letztgenannten Competenzen zu, da sie 
keinerlei Recht auf den Grund und Boden hatten. 2 

IV. Die Beziehungen der Bauern zum Staat. Die all- 
gemeine Ordnung der Dinge war, dass die öffentlichen Angelegen- 
heiten sämmtlicher Gemeinden direet unter staatlichen Organen 
standen. Im 14. und 15. Jahrhundert war es noch eine, wenn auch 
nicht seltene Ausnahme, dass durch fürstliches Privileg einzelnen 
Grundherren persönlich N Oberherrlichkeit über Gemeinden ver- 
liehen wurde, wonach die direeten Beziehungen solcher Gemeinde n 
zum Staat aufgehoben wurden, und der Grundherr in allen An- 
gelegenheiten die Mittelperson zwischen der resp. Gemeinde und 
dem Staate bildete.') Jene allgemeine Rechtsordnung wurde aber 
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Jlockouckble BOJOCTH, ..... Hacuı1bH0. In der Urkunde Nr. 6 erklärt e N 
Bauer: a mab TOTB IbCB ala BOAOCTB, CTAPOCTA CB KPEeCTbAHBI HM A3b U3Öy NO- 
crapuı (um 1490). h‘ 
’) So lautet z. B. eine Verleihungsurkunde (ka1oBaHHaa rpamora) des Gross- 
fürsten Wassili Wassiljewitsch vom Jahre 1450 an einen Iwan Petelin: IIo mpapbpa 
cBoero rpauork Beannoro Kunsa Usana Mannıopnya, m uO CTpsIa cBoero rpamork 
B. RK. Cemena Üsanosuya u no aba cBoero rpamort B. K. Anurpea nano 
no OTuUa cBoero rpamork B. K. Bacuısa AÄnuntpeeenya, ce asp K. B. Bacnıeü Ba- 
CHIbeBuYb NOMALoBaıB ecmu ana [lereınna: yTo ero ceıo BB Kuners CrBAT- 
KHOBO Cb AEPEeBHAMH, U KTO y HEflO BB TOMB CeIb H BB AePeBHAXB HMETb EUTH 
Ampeii, UHO UMB HEHAXOÖG AM, HM IOABOAA, HM TaMra, Hu BOCIIHHWYbe, HU MBIT%, 
HIT KOCTEU, HU C’bHB MOHXB KOCHTH, HM KOHA MOETO HE KOPMUTB, HM IOPTHOE, Hu Kb 
COTCKOMY, HU Kb ABOPCKOMy HE TAHYTB HU Bb RARie NPOTOpn HN BB POSMETEL, au 
UHbIe HUKOTOPBIE MOIMAMHLI HEHAXO0B, HM AAKOCHEIXB NOMIIUHB He AAWTB; a BO- 
aocreau mou Kuneackie u UXB TIiyHbI NOBOAYHKOBB CBOUXB HE BCbLIAITB Kb MBauy 
u KO BCeMb ETO AIONeMb HULOYTO, HH KOPMOBB HE EMAIOTB HU CyAATB UXB HU Bb 
yenp onpn4us AyueryÖcrsa m pa300A m TATÖBI CB NOAMYHBIMB; & NPABeTynkHu 10. 
60poBB He ÖepyTb y HaXB, HN BBE3MRAMTB HHIOYTO; a BbnaeTb CBon AQIOAH Bob ‘2 
camp Mpaup uU KOMy IPHKAReTB, &a CAyY4uUTcA CyAb CMkcHoü, M BoAocTe.In MON 
eyAAT» u uXxb TIyHbI, & san c» unmu me cyAuTL mau KOMmy-nparamere, & upH- 
cyAOoMB cA ABIATB HANOlbI,; A KOMy ÖyAeT» MerO UCKATb Ha Usant man Ha eEro 
npukasıurd, UHO UXB CyRy A356 camp Kuasp Beankiü mın moä 6onpuns BBexeHoä. 
A upes3» ci MOM FPAMOTy KTO UXB WENB HSOÖHAUTB, HAM YTO HA HUX BO3METB 
E 
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auch dadurch gestört, dass Gemeinden, dem übermächtigen Druck 
fürstlicher Statthalter und’ grosser Grundherren unterliegend, in 
volle Abhängigkeit von diesen geriethen; endlich stellten sich auch 
Bauern auf gutsherrlichem und auch auf eigenem Lande freiwillig 
unter den Schutz mächtiger Grundherren: laut mit solchen Herren 
geschlossener Vereinbarung übernahmen diese die Entriehtung der 
staatlichen Steuern und Leistungen; Bauern konnten es unter Um- 
ständen für vortheilhafter erachtet haben, es nur mit einem Herrn 
zu thun zu haben, der sie der Regierung gegenüber vertrat, als 
mit den Steuereinnehmern ete. der verschiedenen Ressorts, der es 
im alten Russland nicht wenige gab. 

‘Was die Besteuerungsverhältnisse im alten Russland an- 
betrifft, so mögen folgende kurze Bemerkungen genügen.') Zur 
Veranlagung der Steuern und Lasten war das in bäuerlicher Nutzung 
befindliche Land in coxm (coxa, Socha — Hakenpflug) getheilt, wie 
auch imwestlichen Europa die Grundsteuer nach dem Pflug, „Haken“, 
vielfach üblich war. Die Socha, deren als Steuermassstab schon zu 
Zeiten des Grossfürsten Dimitri Donskoi (im 14. Jahrhundert) Er- 
wähnung geschieht, bildete die höchste Steuereinheit. Die Grösse 


ÖbItu OTb MeHA BB Kasun. ana rpamora ua MockB% ıbra 6959 Ceura6pa 81 27 
zent. Diese Urkunde findet sich in der „CoÖpanie Barubümuxp HAMATHUKOBB“, 
pag. 163— 164. 

») Ueber die altrussische Grundsteuer vergl. Beläjew: O 1mosemeibHOMB 
Baay, pag. 51—86. Leschkow: Pycc. Hap. u Focyp., pag. 236—246. Michailow: 
Her. Pyec. IIp., pag. 161—175, 237 ete., 262 ete , 296 etc. Die altrussischen 
Steuerbücher (okaagktıa kHuru) zerfielen in zwei Arten, in nucnoBsIa und nepe- 
uncHpla kHuru; der Unterschied bestand darin, dass in die ersteren Bücher ein- 
getragen wurden alle Güter und Grundstücke (mit Angabe der Besitzer), die in 
dem betreffenden Kreise lagen, in die letzteren dagegen wurden nur das Land, 
das ein Einkommen abwarf, d. h. das bearbeitet und genutzt wurde, und die 
Grösse des Ertrages {wie viel Täglo in der betreffenden Ansiedelung, im 
Dorf ete.) vermerkt. Jener oben eitirte Artikel Beläjews: „O nosemeIbHoMB Bıa- 
nbBin BB Mockosckomp locynaperst“, in der genannten Zeitschrift der 
Moskauer Gesellschaft für russische Geschichte und Alterthümer bildet die 
Einleitung zu der in demselben Bande der Zeitschrift vom Fürsien M. A. Obo- 
lenski herausgegebenen Ilepenucnaa oxsagnaa xunra no Hosyropony Borscroä 
naruası, 7008 r. (d. i. das Jahr 1500), 2. norosuna (S. 1—464). Die grosse Be- 
deutung dieser Steuerbücher für die Geschichte, Staats- und Verwaltungskunde, 
Statistik und Geographie des vorpetrinischen Russlands hat russische ge- 
lehrte Gesellschaften veranlasst, die Herausgabe und wissenschaftliche Ver- 
arbeitung derselben zu befördern. Besonderes Verdienst hat sich der Professor 
Newolin erworben durch sein Werk „O narunaxp u norocrax® Hogropyerux% 
Bb XVI. Btx6“, im Jahre 1852 von der Geographischen Gesellschaft von St. 
Petersburg gekrönt und in der Zeitschrift dieser Gesellschaft (1853) veröffent- 


ic BEL Zu 
| 
einer Socha, d. h. das Landareal, das eine Socha repräsentirte, war 
im 15. und 16. Jahrhundert, bis in welche Zeit die der Nachwelt 
erhaltenen alten Steuerbücher reichen, verschieden in den ver- 
schiedenen Landestheilen, so war z. B. (zu Zeiten des Zaren Ioan 
Wassiljewitsch) die moskausche Socha zehnmal so gross als die, 
nowgorodsche. Dabei war sie kein fest bestimmtes geographisches 
Maass, sondern wechselte — als Steuermaassstab — in verschiedenen 
Beziehungen. (Wir haben im Nachfolgenden den moskauschen Staat 
vor Augen): 1) nach den Bedürfnissen des Staats: es ward 
nämlich nicht die nominelle Höhe der Steuer verändert, sondern 
die Ausdehnung einer Socha ward, sobald der Staatebedarfl sich 
vergrösserte, verringert und, wenn der entgegengesetzte Fall ein- 
trat, vergrössert; 2) nach der Beschaffenheit des Landes: die 
Socha war von verschiedener Grösse je nachdem das Land gut, 
mittelmässig oder schlecht war (semau no6psıa, cpennia m xyAB1a), 
das Verhältniss dieser drei Kategorien zu einander war nicht immer 
dasselbe, gewöhnlich ward mittelmässiges Land um '/,, schlechtes 
Land dagegen um die Hälfte niedriger geschätzt als gutes Land 
en } 
licht. Jetzt beschäftigt sieh vornehmlich die Archäographische Commission mit 
der Ausgabe dieser Bücher, die nach einheitlichem Plane erfolgt. Besonders 
thätig hierbei ist Senateur N. W. Kalatschow. Näheres über die Bedeutung 
dieser alten Steuerbücher und deren Ausgabe findet der deutsche Leser in der 
Petersburger deutschen Zeitschrift „Russische Revue“, Bd. III, pag. 150 — 157: 
Die historische Erd- und Völkerkunde in den Arbeiten der Kaiserlich Russi- 
schen Geographischen Gesellschaft. Auf das Steuerbuch der Wotskaja Pätina, 
sowie auf das der Derewskaja Pätina um das Jahr 1495 (Ilepenncuaa o6pounaa 
xHunra /epesckoä narunsı), das die beiden ersten Bände (in Grossquart) der von 
Archäographischen Commission herausgegebenen Nowgorodschen Steuerbücher 
(Hogropoxeria uncnoBbia kunrn), Petersburg 1859 und 1862, umfasst, und das ich 
einer eingehenden Durchsicht unterzogen habe, sowie auf einige Auszüge aus 
anderen Steuerbüchern werde ich wiederholt zurückzukommen haben. Zur Er- 
läuterung des Wortes Pätina: der Freistaat Nowgorod war in administrativer 
Beziehung in fünf Theile (naruna, Pätina) getheilt. Siehe auch S. Ssolowjew, 
Herop. Poce., Bd. IV, pag. 234 u. 235 und Anmerkung 424 auf pag. XXVII 
Das Steuerbuch der Derewskaja Pätina ist nicht ganz vollständig erhalten , so 
fehlt auch der Anfang desselben; das Steuerbuch der Wotskaja Pätina wird mit 
den Worten eingeleitet: „Kuurn Borerie naruusı nucma nnrpen Bacnıpesn4a 
Kuraesa na Hukursı T’y6sı Cemeuosa csına MoRIOKOBA AIETA CeMb TBICAYB ocMaro 
(1499— 1500). A BB HNXB mmcaHkI NPuropoAbI H BOA0CTH u PAAbI Mm NOTOCTB 
cera m peperHnu Beunraro Kunsa u 3a Ö60ApbI u 3a nermm Öoapernmm m 38 cayıau“ 
AbIMH 1IOAMu 3a MOMbETIUBIKU U CBOeBeMUOBEI M Kyneuckie RepeBHu Hu BAANBIUHH M 
MoHacTsiperie gepsan Mm coxu Ho Hogropoperony. A BB cox&b no Tpu odmi. 
A na nmpnroponsr, Ha mocaysı u ua Beinkaro Kuasa BoAIoeTn u Ha ceıa u Ha ner 


pesun kıageuo Beunkaro Kunaa 06pora pyÖan m no.«TaHamu u TPuUBHAMu u genrans 
Hogropoxerumn 85 Hogropoperoe yucıo.* “ 
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(z.B. ward eine Socha guten Landes auf 800 Tschetwert veranschlagt, 
so betrug eine Socha mittelmässigen Landes 1000, schlechten Landes 
1200 Tschetwert in jedem Felde, bei der Dreifelderwirthschaft); 3) 
nach den Beziehungen der Grundeigenthümer zum Staatl: 
hiernach bestanden mehrere Kategorien: seman yepusıa (freies Gemein- 
deland), s3eman Borununsıa (freie Erbgüter), 3emam moHacTsıpckia 
(Klostergüter), seman zBopuoBbıa (fürstl. Privatgüter) und semau nom&cT- 
usıa (Dienstgüter). So finden sich die Bezeichnungen: coxn 4EepHBIA, 
COXH BOTYHHHBIA, COXMH MOHACTEIPCKIA, COXH ABOPUOBEIA und CoXxu IIO- 
m&crtusıa. Am höchsten besteuert war das Gemeindeland (die Schwan- 
kung war: 400—600 Tschetwert guten Landes auf eine Socha), die 
Klostergüter genossen nur eine geringe Steuerermässigung: gewöhnlich 
betrug eine solche Socha 600 Tschetwert guten Landes. Dagegen sind 
die freien Erbgüter und Dienstgüter um '/, günstiger gestellt: 800 Tschet- 
wert guten Landes bildete eine Socha auf diesen Gütern. Die geringste 
staatliche Steuer ward von den fürstlichen Privatgütern erhoben: 
um die Hälfte niedriger als vom Gemeindelande, auf 1300 Tschetwert 
ward die Socha normirt, Ausserdem begegnet man noch coxm 
TapXxaBHsıa und rpamorunupn; diese bilden jedoch eine Ausnahme: 
aus grossfürstlicher Gnade ward einigen Grundherren durch be- 
sondere Schreiben (rpanotsı) Steuerermässigung — in verschiedenen 
Beträgen — bewilligt. Sodann ward die Socha auch als städtischer 
Steuermassstab angewandt und büsste somit ihren landwirthschaft- 
lichen Charakter ein: hier wurde nach Höfen (aBopsı) gerechnet. 
Unter Berücksichtigung des Gewerbebetriebes und des Vermögens 
ward der städtische Grundbesitz getheilt in die Sochi der besten, 
der mittleren und der jüngsten gewerbetreibenden Leute (coxu 
Jy4mmmXBb TOPFOBbIXBb AONef, CPpeAHHXB M MOAOAMMXB). Die Socha 
der „mittleren“ bestand aus der doppelten, die der „jüngsten“ 
aus der vierfachen Zahl der Höfe der „besten“ Leute. Die letzte 
Kategorie bildete die Socha der Aermsten (coxu 6oÖsLIbckia) 
24 solcher Höfe ward eineın Hofe der „besten“ Leute gleichgesetzt. — 
Die Socha ward, wie wir gesehen, gemessen nach „Tschetwert“ 
oder „Tschet“, d. i. nach der Aussaat. Nach allgemeiner moskau- 
scher Regel ward das Land, auf welches ein Tschetwert Getreide 
gesät wurde, einer halben Dessätine gleichgesetzt (für die Grösse 
der Dessätine finden sich verschiedene Angaben: 80 Faden Länge 
und 40 Faden Breite, auch 60 und 70 Faden, Sashen). Die Wiesen 
wurden nach dem Ertrage geschätzt — xonna, d. i. ein Grashaufen. 
Die letzte Steuereinheit, in welche das Land eingeschätzt wurde, 
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war die zeırs, Wütj (im moskauschen Staat), die o6ma, Obsha }) 
(im nowgorodschen Gebiet) — sie war die ursprüngliche Norm 
grösse einer bäuerlichen Wirthschaft, eines bäuerlichen Hofes. Das VW 
Obsha, o6xa wird von zars, oömarp abgeleitet und bezeichnete 2: 
das Feldareal, das eine Arbeitskraft bestellen konnte. Im L 
der Zeiten verringte sich die räumliche Ausdehnung der Höfe, 
dass mehrere Höfe zusammen eine Wütj, eine Obsha bilde 
Nach Analogie der Normirung der Socha wechselte auch die Grös 
der Wütj; hier trat noch ein neues Moment hinzu. Die ökor 
mische Leistungsfähigkeit der Zahlungspflichtigen wurde von 
Staatsregierung mit in Berücksichtigung gezogen: hierbei kamen 
nehmlich in Anschlag die landwirthschaftlichen Bedingungen in 
verschiedenen Landtheilen (So z. B. im Twerschen Gebiet auf ı 
Wütj: 8 Dessätinen guten, oder 9 Dessätinen mittleren, oder 
10 Dessätinen schlechten Landes, in anderen Wolosten: resp. 6, 7,8 
Dessätinen). Auch wird die zum Ackerareal erforderliche Grösse 
Wiesen sowie die an Wald berücksichtigt; doch auch hierin herr 
eine grosse Verschiedenheit. — Endlich ward zur zweckmässigeren 
Vertheilung der Steuer und zur Erleichterung der Handhabung des 
Steuerwesens die steuerpflichtige Bevölkerung je nach ihren 
mögensverhältnissen in besondere Kategorien getheilt, so bild 
die „besten“ Männer eine besondere Kategorie, ebenso die „mittleren 
und die „jüngsten“. Jede „Kostj*“, koets — so wurde eine so 
Kategorie genannt — vertheilte unter sieh die aufzubringende 
Steuer. ?) F 
3. Das 16. Jahrhundert ist die Zeit der vollsten Entwickelung 
Rechte der bänerlichen Gemeinden. ?) Das Gesetzbuch von 1497, so‘ 
auch das von 1550, *) präcisiren und führen aus, was durch Gewohnheit 
und locale Verordnungen sich in den Beziehungen der Bauern zu dem 


') Im Nowgorodschen Gebiet im 15—16 Jahrhundert bilden drei O 
eine Socha. 2. 

?) Wir müssen uns um so mehr auf diese kurzen Bemerkungen beschränken 
als das altrussische Grundsteuersystem noch nicht vollständig klar gelegt i 
Die Steuerbücher etc. weisen eine Reihe von Widersprüchen auf, die der Lösu 
harren. Es haben eben zu den verschiedenen Zeiten auch Verse 
eipien geherrscht. 

3) Beläjew: Kpeersane na Pyen, Bd. II, pag. 39—95. Derselbe: OÖ moge 
MeIbHOMB Bianbuin, pag. 5 ete, Ymanıp: ceıpcraa oÖmuna in den Oreueerzenm BI 
Sanneru, Bd. 149, 1863, pag. 458—473. Leschkow: 1. e, pag. 215— 265, Br bis 
293. Mala Her. Pyce. Up., pag. 274 ete., 283 ete., 296 ete. 


1) S. Ssolowjew: Heropia Pocein, Bd. v, pag. 280 — 285, Bd. VI (1800 
pag. 155—172. 
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"Grundherrn und zum Lande ausgebildet hatte. Die Selbständig- 
keit der bäuerlichen wie der städtischen Gemeinden gegenüber den 
‚grossfürstlichen Statthaltern und den Mächtigen des Reichs wird gekräf- 
tigt und geschützt. Die fürstlichen Statthalter, Namestniki (nam&erunkn) 
(in den Städten) und Wolosteli (in den ländlichen Gemeinden) mit 
ihren Tiunen (Tiyusı) dürfen nicht ohne Heranziehung der Vertreter 
der Gemeinden über Glieder derselben Recht sprechen, und zwar 
ohne Unterschied, ob die Bauern auf Gemeindeland, auf eigenem 
oder auf grundherrlichem Lande sitzen.') Seit dieser Zeit treten 
Zelowalniki (mbrorasseusn, Geschworene) als Vertreter der Ge- 
meinden beim Gericht auf; diese unterscheiden sich von den früheren 
dadurch, dass sie dem Zaren den Eid zu leisten hatten und nicht 
für einzelne Rechtsfälle, wie früher üblich, von den Gemeinden 
gewählt wurden, sondern allem Anscheine nach auf längere Zeit. 
Als Kräftigung des Einflusses der Gemeindevertreter auf dem gross- 
fürstlichen Gericht muss die Creirung des Posten eines, im Gesetz- 
buch von 1550 erwähnten Gemeindeschreibers (semckiü niakB) ge- 
deutet werden, der dem Schreiber des grossfürstlichen Statthalters 
(nam’bceranyii aiakp) gegenübergestellt wird. Die gerichtlichen 
Angelegenheiten (cyassra 51a) sollen von beiden Schreibern nieder- 
geschrieben werden: das vom Gemeindeschreiber geschriebene Exem- 
plar soll mit den Unterschriften der Gemeindevertreter versehen dem 
Statthalter, das von dem anderen Schreiber abgefasste dagegen — 
mit der Unterschrift der staatlichen Richter — den Gemeinde- 
vertretern übergeben werden. Auch wird der Fall vorgesehen, dass 
die Gemeindeversreter (auch cyausıe myan genannt) des Lesens und 
Schreibens unkundig sind: hier musste die Bedeutung des Gemeinde- 
schreibers recht hervortreten. Eine Reihe von Bestimmungen soll 


1) Im Gesetzbuch (Ssudebnik, Gerichtsbuch) vom Jahre 1497 heisst es: 
A 60apom» uam abTemG ÖOApcKuMB, 34 KOTOPBIMH KOPMAIeHiH CB CYAOMB CB Ö0Ap- 
CKUMB, U UMb CyAHTH, a Ha cyAb y HUXxB ÖLITu ABOPCKROMy HM CTapocts, u AyTyume 
AIONeMbB, a Öe3%5 ABOPCcROrO U Öe3B CTapocTkI um Öe3E Ay4WmmxB Aopeü cyAa Ha- 
MECTHUKOMB MH BOAOCTEIEMB He CyAUTU..... In später erlassenen Specialver- 
ordnungen wird dieser Grundsatz immer wieder hervorgehoben, so z. B. in der 
VerasHuaa I'pamora Mapnunacrkoä Tperu ApTemoHOBCKarO CTAHa KPpecTbAHauNB vom 
Jahre 1506: a 6e3% cTapocrsı u 6e3B AyYmaxB Ampefi BOAOCTEeIMD U ero TiyHy 
eyna He cyauru, in der Yerasuaa Onexcraa I'pamora vom Jahre 1536: a nau&er- 
HEKB HAUIB MH ETO TiyHB Öe3B CTApOCTB u 663% AyTyuxp Ampeü cyaa He CyAATE. 
Vergl. „Coöpanie Bamabünnxp maumatunkopp“ pag. 149, 155, desgleichen in der 
Verasuaa B&1oseperaa Tpamora: Hamkerunkamp u TiyHnamp Öe3% CONKUXB U Öe3% 
Ko6psIx» Armpeü He cygurk cypa. S. Ssolowjew: Her. Poce., Bd V, 285. Siehe 
auch Bd. VII, pag. 40—47. 





































Schutz vor der Willkür grossfürstlicher Beamten gewähren. '!) E 
ward auch das ganze gerichtliche Verfahren (Untersuchung, Spruch 
Ausführung des Urtheils) in gewissen Angelegenheiten vollständij 
den Erwählten der Gemeinden überlassen. So sind uns eine Reihe 
orossfürstlicher Schreiben erhalten, die die Unterdrückung des 
Räuberwesens in gewissen Gegenden den Gemeinden übertragen: 
diese sollen durch eigene Wahl ein Gericht niedersetzen, das aus 
einigen Bojarenkindern, den Aeltesten, Zehntmännern-und den „besten“ 
Männern zu bestehen hat. (Diese werden auch BbIÖOPHBIE TO.IOBBL, 
ryÖnsie cTapocın, npmkammen genannt.) Diesen Gerichten wird 
selbst die Ausführung der Todesstrafe gestattet.”) Ja es ging di 
moskausche Politik im 16. Jahrhundert noch einen Schritt weiter. 
Wenn Gemeinden um die Abberufung der ihnen vorgesetzten gross- 
fürstlichen Statthalter — wegen Bedrückung ete. — und um die Ge. 
währung freier Selbstverwaltung und Rechtspflege nachsuchten, 
ward ihnen Solches zugestanden: die Statthalter wurden abberufen, 


Abt 

') Im Gesetzbuch (Ssudeknik) vom Jahre 1550 ($ 62): a 6oapous u] 
TeMBb ÖOAPCKHMB CyAuTH, 334 KOTOPbIMU KOPMAeHiA Ch CYAONBb CB ÖOAPCKRUNGB; & HA 
y HuUXp u y HX» TIyHOBB ÖbITu, TA& ABOPpckoü, ABOPCKOMmy A& crapoctt u ıyry 
AIONeMB UBIOBAIHNKONG. A cyAHbIe Abıa y HAMBCTHHKOBB H y UX’Bb TIyHOBB NHcaT 
3eMCKUMB AiAKOMB; A ABOPCKOMy AO cCTapoctk u MEIOBAIHHKOMB Kb TEMB CyAHBIMM 
AbIamB pyEu CBon NpmKAaNGbIBarm. A NPOTHBRHn Ch TEXB CyAHbIXBb AbIB, e0B0 
B’b CAOBO, IINCATU HAMBCTHNYUND AlAKOMB; & HAMECTHNKAMB Kb TEMB IPOTHBHE 
neyaru CcBOu npnksanpıBarn. Ma T6xXB CyAHLIXB A51B 3aumcrRy, 3eMCcKaro Alan 
PYEy CB ABOPCKOTO HU CB CTAPOCTHHOW MH Cb U5JOBANLHHKOBBIMH PYyRaMu, HAMECT 
HNKOMD HUMATH Kb CO05, & UPOTUBHU TEXB Ab HAMECTHUKONG, AiNKOBB CBOHXT 
PyRy, CB CBOHNH NeYaTMm, MABATU ABOPCKOMy Aa CcTapocrb U MEIOBAIHHKOMGB. 
KOTOpbleE CTApOCTbI uU MBIOBAIHURU TPaMmoTb He yMbEOTE, H KOTOPLIe TPAMOTBI Y 
IOTb, TEMB CTAPOCTaNB H IMBIOBAIHNKAMB Kb CYAHOMY COHCKy 3EMCKOTO AiAKa PYRB 
PyEu CBOU NpuRKJaNbIBATU; & IHPOTUBHeMB CB TEXB ABIB HaAMmbCTHnya AiARa pya® 
ÖbIra y TorO CTapocTsI u y MbAOBAAHHKOBT, KOTOpbIe TPanoOT& He yMbEOTB, H OHl 
ero gepkatrp y co6a cuopy Aıa A Ö6e3» ABOpcroro u 6es% cTapOcTsI u 6e3% Ub- 
JOBAMHNKOBB HAMECTHUROMB U UXB TIYHONB Cyya He cyaura; a rı% ABOPCROKd 
HBTB, U Npemkb cerO He ÖBIBAIb, UHO ÖbITH Bb cyAb, y HambCcTHuKOBB m y uXl 
TIyHOBB, CTAapocTE 1a mEAOBAIHNKONB. A 6e3B CcTapoctsI m 6e3% IEIOBAAIHHKOBE 
CyA& He cyanıu ..... Siehe ausserdem $$ 68—72 u. a. I: 
?) S. Ssolowjew: Herop. Pocein, Bd. VI, pag. 80-83, Bd VII, pag. 40—46 
50—51. So heisst es in einem ryÖHoü nara3b ceaamy Knpnanosa MOHaCTKIP 
(zur Unterdrückung von Räubereien) vom Jahre 1549: Asıa ne6oıpnmıia BB100F 
HBIMB TOAOBAMB MOMHO Pbluatrp Mm He BCbNE BMbcTb; Ho Aa Ö60AbLIUXB ON 
AOAMHBEI CBb3HKATBCA USB BCEXB CTAHOBR U BOA0CTEÄ BB ropoab B% B%.1003ep0, H 
derO He MOTYTB yNPABUTb, NyCTb IHIIYTB Kb 60Apamg, KOTOPBIMB Ipukas3aHkl pa 
6oünsın aba. Br CyAbI Hambernn4BIe TyÖHLIe CTApOCTEkI He AOAMKHEL BCTynaTbeH 


a HAMBeTHNEN BB CyAbI TyÖHBIXB CTapocTy ..... 8. Ssolowjew: lIerop. Poceil, 
Bd. VI, pag. 82—83. 7 
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und die Gemeinden erkoren sich „erwählte Häupter* (na10Ö.1eHHbIe 
r010BbI), „erwählte Aelteste“ (crapoeru m310Ö.JeHnsle), „erwählte 
Richter“ (BsıÖ6opusıe eyabm).. Auf diese gingen die gesammten, den 
‚Statthaltern zustehenden Rechte in der Verwaltung und Rechts- 
‚pflege über. Die sonst den Statthaltern zufallenden Steuern und 
Abgaben werden — auf eine feste Pauschalsumme normirt — von 
der Gemeinde selbständig vertheilt und erhoben, deren Vertreter 
das Geld nach Moskau zur Einzahlung in die grossfürstliche Kasse 
‚zu ‚bringen haben. !) 

‚ Desgleichen wurden zur Aufstellung der Steuerbücher, zu 
welcher Schreiber und Aufseher geschickt wurden, Vertreter der 
Gemeinden herangezogen; den gesammten Betrag der Steuer, wie 
er nach den Steuerbüchern sich ergab, und bis zur Zusammen- 
stellung eines neuen Steuerbuches derselbe blieb, vertheilte die 
Gemeinde unter sich ganz selbständig. Der von dem Einzelnen zu 
zahlende Betrag wechselte je nach der eränderung in seinen Vermö- 
gensverhältnissen und der Grösse seines z. B. landwirthschaftlichen Be- 
triebes (no namıaamB, KHBOTAMB H COXaNp, auch: a BB llocyaape- 
BbIX’b IOAATAXB BEePCTATHcA CAMHMB NO KUBOTANB U NO UPOMEBICIAMB). ?) 
Auch wird es den grossfürstlichen Statthaltern und den anderen 
staatlichen Beamten zur Vermeidung von Bedrückungen untersagt, 
die ihnen — zu ihrem Unterhalt — zukommenden Abgaben’ selbst 
von den Steuerpflichtigen zu erheben. Die Gemeindevertreter sollen 


") S. Ssolowjew, 1. c., Bd. VII, pag. 40 46. So bitten die Baxane, Illen- 
kypusı u Beibceraro craHa mocapcrie rau u Bcero Bamcrkaro ybapa CTAHOBbIe u 
BOAOCTHLIeE kpeeTsaHne im Jahre 1552 den Zaren um die Abberufung des Namest- 
nik und der Tiune, auch möge er befehlen: ynmpaby 4HHuTB BO BCAKHXB 3eN- 
CKUXB A513XB NO CyAeÖHHKY BbIÖOPHLIMB AyYIluMb AIOAAMB, KOTO OHH..... u3- 
100mau,.. ... & 34 BC5 HAMGCTHuYLH HM TIyHCRiA NONIIMHBI, 34 BCh nOÖOpsI mn AO- 
XOAbI, EPOMb TOCYyAapeBbIXb OÖPOROBL, BEIBTb HA HUX’B IO.JIORHTL OÖPORB NEHbTAMH, 
1500 py6seü emeroauo. Der Zar willfährt dem Gesuch und befiehlt, jene Summe 
(in Betreff der bäuerlichen Bevölkerung) spectbAHaM%, AyYılUMb, CPeAHRMB, MO- 
A0A5BIMG PA3BOAHTL UO NALIHAMG, KUBOTAMB m coxamm. Auch sollen die Gemeinden 
semckie niaka wählen, kro 6% unn B% 3emckie paku 100% Ob. Dass die Ver- 
leihung solcher Rechte keine Ausnahme war, ergiebt sich aus der ycrasHaa rpa- 
MOTA KPecTbAHamB YceTiwmckuxp BO1AocTeü vom Jahre 1555. — Eine npaBaa rpa- 
mora vom Jahre 1571 wird mit den Worten eingeleitet: Cii cyap cyanıau Msun- 
ckie BbIÖOpHBIe cyabu BepxnHie u010BHuRBI u Huxnie (zwei Namen) c» TOoBapaımn. 
An einer folgenden Stelle werden sie 3emckie n31WwÖ.JeHHble eyabu genannt. Das 
Schreiben ist vom 3emcroü niayenp abgefasst und von zwei Zelowalniki unter- 
zeichnet: sodann steht verzeichnet: na cya& eugbın wbAOBAIBHUKH OÖbHXB nO- 
“opuHeb: (eilf Namen angeführt), Axrsı Köpnpuueerie M 23. 


?) Vergl. auch $ 72 des Gesetzbuches vom Jahre 1550. 
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die Abgaben einsammeln und den Beamten den ihnen zukommenden 
Betrag überliefern '). a, 

Seit dem 16. Jahrhundert findet sich eine neue Gruppe 
in der bäuerlichen Bevölkerung: die Bobüli (006s1aun), die nur 
einen Theil eines bäuerlichen Täglo, d. h. einen Theil eines bäuer- 
lichen Landlooses hatten und demgemäss auch nur den entsprechenden 
Theil der Steuern und Leistungen zu zahlen hatten. Diese neue 
Erscheinung im bäuerlichen Leben hatte sich entwickelt aus der 
Nothwendigkeit, Jen Täglo zu theilen, da ein Theil der Bauern 
nicht von einem ganzen Täglo die enorm gestiegenen Steuern zu 
entrichten vermochte. Ausserdem fanden sich jetzt in den Geme h- 
den Kosaki (rosarn),?) von denen die einen ihren Hof und ih ‘en 
Landtheil hatten, wahrscheinlich gleich den Bobüli nur einen kleine 
Theil, die anderen bei den Bauern als Arbeiter lebten oder ein 
Gewerbe betrieben. Diese letzteren waren nicht vollberechtigte 
Glieder der Gemeinde, da sie eben kein Land hatten. In dieser 
Stellung, in dieser Kategorie der sararısıe ram (d. h. ausser dem 
Täglo stehend) in der Gemeinde befanden sich auch die, die durch 
Geburt oder laut Vereinbarung als Knechte in einer selbständigen 
Wirthschaftsfamilie lebten, ohne von der Gemeinde Land erhalten 
zu haben. Zur Umlegung der Steuern wählte die Gemeinde Ver- 
trauensmänner aus den „besten“, „mittleren“, „jüngsten“ Leuten 
und aus den Bobüli und den ansässigen Kosaki, die zu schätzen 
hatten, welcher Theil der ganzen Steuerlast von jedem Hof, je 
nach der Steuerkraft des einzelnen Wirthen, zu entrichten war. 

In die Gemeinde traten ein sowohl das heranwachsende Ge- 
schlecht bereits ansässiger Familien, als auch neue Ansiedler: 
erstere, d. i. die in der Gemeinde Geborenen, übernahmen zuerst 
eine halbe oder ein Viertel ete., die fremden Leute traten nach 
gegenseitiger Vereinbarung mit der Gemeinde in dieselbe ein, in- 

1) So heisst es u. A. in der Verarnaa Oneseraa Tpamora vom Jahre 
IDsb =... a WO00POBB CBOUXB camums (Scl. HOBOAYHKOMB) TO nepernaws Be 
6parn, umarm umB CBOM I000P% y cTapoct% Ha crany . ... und an einer anderen 
Stelle sodann: a kopusı namberumun u TIiyHOBLI U KOBONIMKOBEIL mo0opsI erapo Ti 
6epyr» TO nepeBHANB ga NıaraAtı Hamberuury m ero Tiyky u AOBON4uRY Ha CTäHy. 

°) In Folge ihres geringen Besitzthums und gar des Mangels fester Ansis- 
sigkeit bildet diese Bevölkerungsgruppe eine sehr bewegliche Masse, Verord- 
nungen verschiedener Art streben diesem Unfug zu steuern (im fiskalischem 
Interesse), so z. B. die Verärnaa T'panora orunns CoaoBenkaro MOHacTbIpa vom 


Jahre 1548, S. Ssolowjew: Uerop. Poceim, Bd. VII, pag. 123-129, siehe auch 
Bd. VII, pag. 421 ete. j 
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dem sie entweder eine ganze bäuerliche Wütj oder eine halbe ete. 
‚übernahmen. !) 

Die grundbesitzlichen Verhältnisse erhielten gegen die frühere 
Zeit mehr Festigkeit und Selbständigkeit. Freilich konnten sowohl 
die Gemeinde als der Grundherr wie früher dem zahlungsunfähigen 
Bauer das Land abnehmen, doch hatten sie nicht das Recht, gegen 
den Wortlaut des Vertragsbriefes (uapanuaa oder nopankaa 3amuch) ?) 
den zugetheilten Landantheil zu vergrössern oder zu verringern; 
das Land, das den Tägloantheil des Bauern bildete, verblieb ihm 
unantastbar, so lange er die Steuern und Lasten rechtzeitig ent- 
richtete. Sein Recht an dem Grundstück erstreckte sich so weit, 
dass er dasselbe vertauschen und abtreten konnte an Personen, die 
die Steuer übernahmen. (Auch auf gutsherrlichem Lande fand 
Solches statt, dem Herrn musste jedoch die Anzeige hiervon ge- 
macht werden.) ?) 

Doch ungeachtet der grösseren Selbständigkeit und der grösse- 
ren rechtlichen Sieherstellung der bäuerlichen Gemeinden verfiel 


») Von Interesse ist nachstehender zwischen einer Gemeinde und einem 
Bauer geschlossene Vertrag vom Jahre 1604, laut welchem letzterem ’/,, Obsha 
mit zwei Freijahren verliehen wurde: Ce 335 Tappencsoü comcroä (sein Name 
und vier Bauern namentlich angeführt) orosopninca eemn cO BCEMu XPpHcTiaubl 
Tappenckia BO1OCTu Mupmackoro NpnxoNa, Aaam mycroro Unnopy emmgogy chIay 
nyeToro mepe6in 3emau, BB ÜemeHogckoü AepeBHb, ABbHagUaTyI AO ObemAyr 
Ha ATOTy Ha ABa Toga c& Hukoamna amu Bemmmaro 112 rony aa no Huroanna KB 
Aun BemmHaro 1i4 Tony: Bb TE eMmy JITOTHBIE BB ABA TORA HUKOTOPbIXxB T'ocypape- 
BbIXb NOAaATeH He NaBATb, HU aHH, HU OÖPORy, HU MHPCKuXB PO3py6OBB; U KAkb 
OTOAAyTB ArOTHBIE ABA TOga, u Cngopy AauHb u 0ÖpokB = Bcania TocygapeBkı uO- 
MaTu AaBaTb m Mupcrin po3pyÖsI naBarn ke, CB MuPoOMmB zEmberb. A oTaaım emy 
CB NyTakn M CB JOBHIm MH CB e30Bumm M CO BCEMB YTOoniAMB, KyAbI XOAHAB TO. 
NOpb H CcOxa H KOCA HU 4TO KB TOMy wWepeÖir. uscrapn noTarıo. M Cupopy ua 
TOMB Mepe0i®w ABOPB NOCTABUTL U 3EMIA POCHaXaTb U OTOPOABI OTOPOAUTL H BIyeT& 
He IIOKUHYTb TOe ABbHANUATBIE AoAm OÖemHLIe; AA Bb TOMB EMmy He NYTBb gan. 
Bereits nach drei Monaten übergiebt der bezeichnete Bauer das ihm zugetheilte 
Land, das er cpoü mepedeü semam (sein Landloos) nennt, einem anderen Bauern. 
“Dieser Vertrag wird in Gegenwart von zwei Zeugen geschlossen und vom Ge- 
meindeschreiber (semeroü ninuer» Tappencrie Bo1ocru Cemeära [’pnropperr) nie- 
dergesehrieben. Einer besonderen Genehmigung der Gemeinde zur Cession des 
Vertrages wird nicht erwähnt. Arrsı mpnanueerie, M 175 Unter % 187 findet 
sich ein ähnlicher Vertrag vom Jahre 1595. In demselben erklärt der Ueber- 
nehmer der Landstelle u. A. noch: a noruny 13% Bıuyerb emo B% TOoh ILpH- 
Ay4HOf NepeBau, He Hachio m zmIMa He ıocamy, u Ha MH% NO ceii Saunen BaATH 
CTApOCTB BB MuUpB pyOAb KeHerE. 

?) Aktsı ropunnyecrie M 177—180, 182 —184, 186—192. 

°) So heisst es z.B. in einer vom Kloster Ssosowez ausgestellten yerasnaa 
TpaMmoTa: BOABHO Bamp (d i. den Bauern des Sselo) mer» ce6a ABopsı m 3emanmn 
MBHATU IPOoXOBarn, 1010%a npuramura. Beläjew: Kpeersane na Pyen, Bd. II, pag. 80. 
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der bäuerliche Stand in diesem Jahrhundert immer mehr in Ar- 
muth und zum Theil auch in Abhängigkeit von den grossen Grund- 
herren und zwar in Folge der enorm zunehmenden Steuerlast. So 
sind am Schluss dieses Jahrhunderts fast vollständig die Bauern 
mit persönlichem Grundeigenthum verschwunden: Mangel an Schutz 
und der schwere Druck der Steuern und Lasten veranlassen die freien 
bäuerlichen Grundeigenthümer, entweder auf Gemeindeland überzu- 
sehen oder auf das eines mächtigen Grundherren, wo sie Schutz und 
Vertheidigung fanden und die Freiheit des Wegzuges sie vor über- 
mässiger Bedrückung sicherte. Verkauf von freiem Grundeigenthum 
erfolgte auch, wenn das Erbe unter so viele Söhne zu theilen wa r, 
dass der auf den Einzelnen fallende Theil ihm nicht volles Aus- 
kommen gewährte: sie zogen es in solchen Fällen vor, das väte 
liche Erbe zu verkaufen und ein ihren Arbeitskräften entspre 1- 
des volles Landstück, wenn auch als Pächter zu bewirthschaften. 

Gerade Joan III. und IV., die so viel für die Hebung der 
rechtlichen Stellung der Bauern gethan, haben in grossem Mass- 
stabe dazu beigetragen, dass das Land aus den Händen der 
Bauern in die der Dienstleute, des Adels, und in das fürst- 
liche Eigenthum überging. Mit der Bildung des Moskauschen 
Grossfürstenthums hatte sich ein neues staatsrechtliches Prineip 
Bahn gebrochen. Dieses Fürstenthum bestand fast ausschliesslich 
aus eroberten Ländern, der Grund und Boden befand sich hier im 
Eigenthum des Bürsten; die hieraus sich entwickelnde grosse Macht 
dieser Fürsten Ser den Fürsten auf altrussischem Boden trug 
wesentlich zum Uebergewicht Moskaus bei. Mit dem Aufgehen der 
Fürstenthümer in den Moskauschen Staat und mit den grossen Erobe De- 
rungen (Nowgorod, Pskow, Smolensk, Kasan etc.) wuchs die zarische 
Macht so gewaltig, dass der Grundsatz, alles Land gehöre dem 
Staat, der über dasselbe verfügen könne, auf ganz Russland aus- 
gedehnt wurde. ') Die practischen ee dieses Prineips 
waren, dass je nach den augenblicklichen staatlichen Bedürfuiäe 
Sn oanupi Land“, d. i. in Gemeindebesitz befindliches Land, 
Dienstleute zu Biene vergeben wurde, wenn (zu den 
zahlreichen Kriegen) persönliche Dienste erfordarihn waren, WO- 
gegen es zu fürstlichem Lande erklärt wurde, das ausser den Steue ım 
Pachten an die fürstliche Kasse zu zahlen hatte, wenn Geld er 


') Vergl. auch S. Ssolowjew: Heropuyeckia unebma im Pycerifi Berun Kb 
1869, Nr. 5, pag. 4—22. 
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forderlich war.!) Seit Joan III. — in vereinzelten Fällen auch 
schon früher —, in besonders grossem Massstabe aber seit Joan IV. 
vollzieht sich diese Umwälzung. 

Die Gemeinden erlagen der Steuerlast und der Uebermacht 
der grossen Grundherren. Jemehr die Steuern (sowohl zur Zeit 
Joan IV. als seines Nachfolgers Feodor) wuchsen, umsomehr be- 
mühten sich die Gemeinden, um die fast unerschwinglichen Lasten 
zu ermässigen, bei Aufstellung eines neuen Steuerbuches bewohnte 
Höfe als leerstehende in die Steuerliste eintragen zu lassen. Un- 
geachtet strenger Verordnungen?) nahm dieser Unfug besonders unter 
der Regierung des zweitgenannten Zaren in grossem Massstabe zu. 
Um den strengen Ahndungen, die bei Entdeckung solchen Betruges 
erfolgten, zu entgehen, wurden Dörfer schaarenweise verlassen. 
Auch lockten hierzu die Freijahre, die den Ansiedlern auf den 
neuen russischen Gebietserwerbungen geboten wurden. Um Jiesem 
Uebelstand, sowie dem Hin- und Herziehen der Bauern überhaupt, °) 
zu steuern, was gleichfalls der Regelmässigkeit des Einfliessens der 
Steuern, sowie auch der Abgaben an die Dienstleute Abbruch 


1) Beläjew: Kpecersane na Pycn, Bd. II, pag. 85—94, meint, dass diese 
Massnahmen auf die Lage der Bauern keinen erheblichen Einfluss geübt haben 
können: bei der freien Bewegung der Bauern und in Berücksichtigung dessen, 
dass der Einzelne mehr in Abhängigkeit von der Gemeinde als vom Grundherrn 
sich befand, seien die Rechte der Bauern beim Uebergang des Eigenthumsrechts 
auf die Dienstleute, resp. den Zaren wenig alterirt (?). Die Bauern hätten 
freilich, wenn schwarzes Land als Dienstgut vergeben wurde, neben den Steuern 
auch noch Abgaben an den neuen Herrn zu entrichten, doch meint Beläjew, 
dass, da die Dienst- und Erbgüter nur die Hälfte der Steuern, die auf „schwar- 
zem Lande“ ruhten, zu zahlen hatten, der Gesammtbetrag der Abgaben der 
Bauern wohl nicht gestiegen sein möge. Ausserdem hätten die Bauern hier- 
durch noch eines Mächtigen Schutz und häufig auch Hülfe vor Gericht erlangt. 
Und falls sie doch von ihren neuen Herren gedrückt würden, so tröstet 
Beläjew damit, dass sie ja haben wegziehen können. (!!) Siehe auch S. Ssolow- 
jew: Herop. Pocein, Bd VII, pag. 15—24, 32—38. 

2) In den Zusätzen (vom 21. August 1556) zum Gesetzbuch vom Jahre 1550 
und in folgenden, vergl. Coöpanie Baxubänmxe namaTHukoB:, pag. 273—282 etc. 

3) Die ausgedehnten Gebietserwerbungen im Nordosten, sowie die südlichen 
Steppen boten Gelegenheiten sich dem Steuerdruck zu entziehen. Die hier be- 
sitzlichen grossen Grundherren zogen durch Gewährung von Freijahren eine 
Masse von Ansiedlern heran, so dass dem ohnehin schwach bevölkerten alten 
Gebiet Russlands eine empfindliche Entvölkerung drohte. Die Einführung der 
Schollenpflichtigkeit war ein Schutz für die kleinen Grundherren, deren Gunst 
zu erwerben Boris Godunow, der allmächtige Rathgeber des Zaren Feodor, allen 
Grund hatte, dabei aber gegen das Interesse der grossen Grundherren. $. Sso- 

lowjew: Her. Pocein, Bd. VII, pag. 411-—420, 
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that, erfolgte (1592) die Deecretirung der Schollenpflichtigkeit, 

Als Entschädigung für den Verlust der persönlichen Freiheit, des 
Rechts des freien Wegzuges, wurde den Bauern in der Gesetzgebung 
des 17. Jahrhunderts ein Recht auf das von ihnen bebaute 
Land zugesprochen. ’) 


a 
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Il. Der altrussische bäuerliche Gemeindebesitz. ei 


1) Was die rechtliche Stellung der bäuerlichen 2 
völkerung zum Grund und Boden anbetrifft, so bildeten sie 
wie bereits bemerkt, bei der Ansiedelung des Bodens zwei Grund- 
besitzformen aus: je nach dem ob eine einzelne Familie oder eine grössere 
Genossenschaft Land occupirte, rodete und in Cultur nahm, befa 
sich dasselbe im persönlichen Eigenthum (BorunuHoe B.uanbuie) 
oder im Gesammteigenthum (o6mmsnoe saartuie), wobei nicht aus- 
geschlossen ist, dass aus dem individuellen Grundeigenthum einer 
durch inneren Zuwachs sich erweiternden Familie mit neuer Oceu- 
pation freien Landes und mit Aufnahme neuer Genossen sich nich 
auch im Laufe der Zeiten Gemeindeeigenthum ausbilden konnte 
Die Grundbesitzrechte reichten, so weit als Land oceupirt war: 
kyia Tonopp, koca nm coxa xonman (wohin Beil, Sichel und Pflug 
gegangen), wie es in vielen Actenstücken heisst. 1. 

Ward die erste Arbeit zur Ansiedelung durch eine grössere Ge- 
nossenschaft ausgeführt, so hatte ein Jeder ein gleiches Recht : 
das eingenommene Land, welches demnach gleichmässig unter die 
Glieder der Genossenschaft vertheilt wurde. Ein Jeder erhielt | 50 
viel an Land, als er bearbeiten konnte und zur Ernährung seiner 
Familie nöthig hatte.?) Das dem Einzelnen zugewiesene Land hi 
Utschastok, Udel (yuactorp, yabap). Der hierfür auch be 
Ausdruck Sherebi (epe6if) weist auf die Ausloosung der Lant 
antheile hin („Loosgüter* in Deutschland). Beim Ueberfluss & 


’) Ueber die Geschichte der:Schollenpflichtigkeit bis zur vollen Ausbildung 
der Leibeigenschaft in Russland siehe besonders Beläjew: Kpeersane na 
Bd. IH, Bd. IV, Bd. V und Bd. VI in der Pyceran Beebya, 1859. Michailow 
Her. Pycec. Ilp., pag 292 'ete., 315—330. Eine Uebersicht über die Gestaltung 
des Selbstverwaltungswesens zur Zeit der Leibeigenschaft findet der Leser u. A 
auch bei M. 3apyanii: 3aronsı u usHb, pag. 41—52, E 

') Ganz analog den germanischen Niederlassungen: G.:v.;Maurer: Geschichte 
der Dorfverfassung in Deutschland, 1865, Bd. ‚I, 36--37. 6. Waitz: Deutsch 
Verfassungsgeschichte, Bd. 1, pag. 113114. F. Dadaras Geschichte von in 
mark, 1840, Bd. I, pag. 133—134. 
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Land nahm mit dem Wachsen der Bevölkerung die Zahl der Land- 
antheile zu. Im russischen Volke steckte — vielleicht stärker als 
bei den anderen indoeuropäischen Völkern — ein Individualisirungs- 
trieb, der sich in dem Streben kundthat, sich möglichst früh eine 
selbständige, vom elterlichen Hause gesonderte wirthschaftliche 
Existenz zu schaffen. Die beim grossen Landüberfluss leicht er- 
möglichte selbständige Niederlassung ‚mag die Ausbildung dieses 
Charakterzuges befördert haben. Wir finden nämlich in den 
Steuerbüchern (im 15. Jabrhundert, in dem erwähnten  Steuer- 
buch der Derewskaja Pätina um das Jahr 1495, der Wotskaja 
Pätina v. J. 1500), dass ein Hof von einem Manne, einer Arbeits- 
kraft, bewohnt und eingenommen ist. Im Vergleich zur Gesammt;- 
zahl der Höfe erscheint es als eine Ausnahme, dass im Hofe des 
Vaters auch ein Sohn vermerkt ist, noch seltener bewohnen Brüder 
einen Hof gemeinsam. Weit häufiger — und das muss bei der 
grossen Zahl der Fälle als Regel angenommen werden — sassen 
Söhne und Brüder auf gesonderten Höfen. Diese frühe Aussiedelung 
der erwachsene Söhne muss die Colonisirung der grossen sarmati- 
schen Ebene ungemein befördert haben. Doch nicht allein durch 
inneren Zuwachs, auch durch Einwanderung nahm die Bevölkerung 
einer Gemeinde und die Zahl der Utschastki zu; wie im Interesse 
der Gemeinde, neue Ansiedler heranzuziehen, so lag es im Interesse 
der Einzelnen, sich unter den Schutz einer Gemeinde zu 
stellen. !) 

So bestand die Gemeindemark aus einer wechselnden Anzahl 
gleicher Einheiten; wie verschieden auch die Grösse der Gemeinden 
war, die Utschastki waren überall gleich. So stellten sich in .der 
Anschauung und Sprache des Volkes „Familie* und solch ein 
„Landantheil“ einander gleich, daher die Bezeichnung amabe n kom, 
AbINB U 1B0p&. Im südlichen Russland hiess — bis in das 16. Jahr- 
hundert — solch ein Utschastok asıng, im Norden Dwor (1B0p'b 
Hof), im moskauschen Staat ward der Ausdruck Wütj (esırp) üblich, 
und, als der Dwor?) die administrative Einheit (zu Zwecken der Be- 
steuerung ete.) wurde, die Bezeichnung Täglo (Tarıo). Auch in 
der Folgezeit, als die Wütj nicht mehr überall die Wirthschafts- 
einheit einer Familie war, wurde diese Einheit, jetzt eine fingirte, 


‘) Leschkow: Pyceriü ‚Hapogw u Tocygaperso, pag. 116 ete., :229 ete,, Be- 
läjew: Kpecrsaue na Pyen, Bd. I, 33-86. A. Huxunrexii, | ‚e., pag. 431 „61-492. 

2) Schon in der ersten Zeit dr russischen Stantsbildung ward eine Steuer 
vom „Hof“ erhoben: „or 1B0pa“, „asıma“, „muyra“, „pana“ J.v Hagemeister: 
"Possicania 0 Dunancaxn gpernef Pocein, pag. 11. | 
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beibehalten — der Vereinfachung wegen in den Steuerbüchern, zur 
Bestimmung der Grösse einer Gemeinde. Die ursprüngliche Gleich- 
heit in der Grösse des in der Nutzung einer Familie befindlichen 
Landantheils wurde nämlich dadurch gestört, dass der durch wirth- 
schaftliche Tüchtigkeit, Fleiss und Sparsamkeit wohlhabend Ge- 
wordene sich von der Gemeinde gegen Uebernahme der ent- 
sprechenden Steuerpuote zwei oder noch mehr Landantheile zu- 
weisen liess, während der Aermere nur einen halben Landantheil® 
oder noch weniger, der vollständig Unbemittelte gar kein Land 
übernehmen konnte und daher — zur Fristung seines Lebens — 
bei Wohlhabenden, die ihren grossen landwirthschaftlichen Betrieb 
nicht mit den Arbeitskräften der eigenen Familie ausführen konnten, ') 
in ein Dienstverhältniss trat. 2) Hatte sich ein solcher die zı r 
Führung einer Wirthschaft erforderlichen Mittel erworben, so 
liess auch er sich von der hierzu stets geneigten Gemeinde einen 
Landantheil, vielleicht erst nur einen halben, gegen Uebernahme 
des entsprechenden Steuerbetrages zutheilen. So besass der eine 
Wirth mehrere „Höfe*, der andere nur einen halben Hof (nor- 
ısopa), oder ein Viertel (uerzeprs) etc. Auch die territoriale Aus- 
dehnung eines Landantheils musste sich verschieden gestalten, je 
nach der Beschaffenheit (natürliche Fruchtbarkeit ete.) des Bodens, 
der wirthschaftlichen Energie der Bevölkerung, die mehr oder 
weniger Land bearbeitete.”) So heisst es in einer, von Beläjew. 
mitgetheilten Gramota des Metropoliten Simeon (aus dem Anfange 
des 16. Jahrhunderts): „a Öyner» semum o6m1BH0, a Komy Öynerb 
HanoÖHo 3emam Öo1b Toro (d. i. über 5 Dessätinen), m OH» Öbı no 
TOmy#Ee mAXaılb MW MOHACTEIPCKJP HAmmHIO IecToii zepedei.“ ri 

Das Wort „Dwor“ bezeichnete das gesammte bäuerliche Gut 
mit allen ihm zustehenden Nutzungsrechten an der ungetheilten 


’E 
F 


!) Solche freie Arbeiter, die in ein Dienstverhältniss bei Bauern mit grös- 
serem Landareal, von mehreren Höfen traten, hiessen 3axpeÖeTHurn, ITOBOPHURH, 
sie finden sich z. B. auch im Steuerbuch der Derewskaja Pätina nicht gar selten 
erwähnt. Bi 

?) Beläjew: Kpeersaue na Pyeu, Bd. I, pag. 40. Schon bei Ankunft ae 
Waräjer hatten sich aus der allgemeinen Masse der Grundbesitzlichen eine 
höhere Klasse erhoben: ayumie som (beste "Männer), aus welchen sich die 
Bojaren zum Theil gebildet haben. Leschkow: Pyceriä Hapoıs u Toeynapcrso, 
pag. 119,121. Michailow: Her. Pyce. IIp., pag. 44—46, S. Ssolowjew: Her. Poce,, 
Bd. IV, pag. 223. 4 

°) Beläjew: O nosemeasHomp Bıagbuiu ete., pag. 41. Vergl. auch Waitz, 
l. e. 113—114, Dahlmann, 1. c. 137-138. «ag 
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gemeinen Mark.'!) Seine Bestandtheile waren folgende: ?) 1) Die 
Hofstätte, die Usadba (ycans6a),?) sie umschloss die Gebäude, 
Gärten und überhaupt den, den Gebäuden zunächst belegenen und 
nicht zur Ackerwirthschaft genutzten Raum. 2) Das Ackerland 
(maxaruan semaa) bildete den wichtigsten Bestandtheil des bäuer- 
lichen Hofes, ja es wurde auch (im Nowgorodschen) der ganze Hof 
nach der Ackerfläche benannt: Obsha (o6ma). Dieses Wort, be- 
zeichnete, wie bereits hervorgehoben, zuerst nur das Feldareal, das 
ein Feldarbeiter bestellen konnte, und wurde schliesslich zur Be- 
zeichnung des ganzen Hofes angewandt. (So war auch in Deutsch- 
land die Hufe, in England die hyde etc. eine Ackernahrung, die 
mit einem Pflug zu bestellen war.) Leschkow findet nach den 
Daten des Steuerbuches der Wotskaja Pätina (Boreran narnHa) 
v. J. 1500, dass eine Obsha so gross war, dass drei. vier, in 
manchen Fällen selbst fünf und ein halb Korobja Roggen in jedem 
Felde (bei der Dreifelderwirthschaft) je nach der Beschaffenheit des 
Bodens gesät wurden; eine Korobja — zwei Tschetwert — einer 
_ Dessätine. Die Grösse des gesammten Ackerareals betrug demnach 
18—30 Tschetwert oder 9-—-15 Dessätinen.*) Im Steuerbuch der 


') Analog der alt-deutschen Hufe, Hube (hoba), dem boel, bool (Wohnung) 
im Dänischen ete. Waitz, I. s. pag. 119. Maurer, ]. c. pag. 30 ete. Dahlmann, 
l. c. pag. 134. G. Hanssen: Die Aufhebung der Leibeigenschaft etc. in den 
Herzogtkümern Schleswig und Holstein, pag. 5 ete. Derselbe: „Die Gehöfer- 
schaften“, pag. 79 etc. 

?) Leschkow: Pycceriä Haponp n Tocyxapereo, pag. 231—233. Beläjew 
O mosemeısHom® BıanbHin etc., pag. 42, 68—69. Newolin: Her. T’oc. rpamp. sar., 
Bd. HU, pag 264—276. 

3) Das ist die deutsche Hofstätte, die Wurth in Norddeutschland, die Taft 
im Skandinavischen Norden, tun, später town in England. Waitz, 1. e. pag. 113. 
Maurer, 1. c. pag. 32. Dahlmann, 1. c. pag. 135. E. Nasse: Ueber die mittel- 
alterliche Feldgemeinschaft und die Einhegungen des 16 Jahrhunderts in Eng- 
land, 1869, pag. 11. Hanssen: „Die Gehöferschaften“, pag. 86. 

*#) Selbst das Mass der Dessätine lässt sich nicht feststellen. Ihre Grösse 
beträgt bald 60 mal 40 Faden, bald 80 mal 40 Faden. Beläjew findet noch an- 
dere Flächenausdehnungen für die Dessätine. — Uebrigens repräsentirt auch 
heute die Dessätine verschiedene Grössen: während die officielle Dessätine 
(rasenHnaa necaruHa) 2400 Quadrat-Faden enthält, wird im Jandwirthschaftlichen 
Betrieb die Dessätine zu 3200 Quadrat-Faden veranschlagt (xosaüerseunan yecen- 
rmua, Ökonomische Dessätine). Endlich ist auch eine Dessätine von 4000 Qua- 
drat-Faden üblich: corenuan necarana, die Hundert-Dessätine. Wie der Leser 
aus dem Zahlenverhältniss ersieht, liegt diesen Grössen eine gleiche Basis 
zu Grunde: die Multiplication mit 40, d. i. 40 mal 60 — 2400, 40 mal 80 — 3200 
daher die ökonomische Dessätine wohl auch die copokoBan, die Vierziger-Dekak. 
tine genannt wird, 40 mal 100 — 4000, daher die Bezeichnung Hundert- Dessätine, 
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Derewskaja Pätina beträgt die Aussaat auf eine Obsha zumeist 
drei Korobja, 2'/, und 3), Korobja kommen auch vor, nur selten 
aber weniger als 2'/, oder mehr als 3'/.. (Welche Bedeutung der. 
Roggenbau zu dieser Zeit — 1495 — einnimmt, ergiebt sich daraus, 
dass in der ökonomischen Beschreibung der einzelnen Höfe bei der 
Angabe über die Grösse der Aussaat allgemein nur die Aussaat 
von Roggen angegeben wird; dass dabei auch anderes Getreide — 
Hafer, Gerste, auch Weizen etc. — gebaut wurde, ist selbstverständ- 
lich und erweist sich auch aus den Angaben über die Natural- 
lieferungen). 3) Die Wiesen, die gewöhnlich auch in natura ge- 
theilt waren. Leschkow berechnet, dass auf jede Obsha zwanzig. 
Kopna (Heuhaufen) entfallen, selten wird diese Grösse überschritten, 
ebenso selten wird sie ich erreicht. Nach dem Steuerbuch der 
Derewskaja Pätina beläuft sich der Ertrag der zu einem vollen Hof 
(Obsha) gehörigen Wiesen gewöhnlich auf 15 Kopna, doch schwank 6 
er auch häufig zwischen 10 und 20 Kopna.') 4) Weide, Wald, 
Teiche, Flüsse (zum Fischfang) und andere Nutzungen 
(yronsa) befanden sich im ungetheilten, gemeinsamen Niessbrauch 
sämmtlicher Gemeindegenossen. ?) Mr 

Die ursprüngliche Normalgrösse der bäuerlichen Höfe ver 
sich im Laufe der Zeiten, und zwar durch Theilungen — analog 
den grundbesitzlichen Verhältnissen in der germanischen Welt. 
Nach den Angaben des Steuerbuchs der Derewskäja Pätina (1495) 
umfasste ein Hof zumeist noch effectiv eine Obsha, .. selten 
bilden zwei oder gar drei Höfe eine Obsha, noch seltener verfügt 
ein Hof über mehr als eine Obsha, und zwar gewöhnlich nur in 
den Fällen, wenn der Hofinhaber noch über die Arbeitskraft eines 
angemietheten freien Arbeiters (saxpebenunk»p, HOABOPRUKB) Ver- 
fügt — auch sitzt zuweilen ein solcher Knecht auf einem besonderen 


L 
Dre yet 





Das Unterlassen der näheren Bezeichnung, welche Dessätine gemeint ist, hat 
viel Confusion in so ‚manchen Schriften ‚angerichtet. Die offcielle Dessätine 
(= 2400 Quadrat-Faden) ist — 4,2789 preussischen Morgen. ar 

') In.anderen Theilen des Landes war die „Obsha“, die „Wütj“ von anderer 
Grösse: sowohl was das Acker- als das Wieaeilond Sachen ‚Auch ist ‚das 
Verhältniss von Acker- zu Wiesenland sehr verschieden. Aller Wahrecheinbill 
keit war auch die Grösse einer Kopna (Heuhaufen) örtlich verschieden. Si 
z. B. die Coruaa ‚ua Bonocrs Uranogp Bopox» vom Jahre 1557 in den KOpun- 
yeckie Akrsı Nr. 228, auch Nr. 164 u. a. 

?) Aehnlich den betreffenden Verhältnissen in den Eenmaninehen Lana D, 
Waitz, 1. c., pag. 118 119, Dahlmann, 1. e., pag. 134, Maurer, 1. c., pag. 44- 66 
2 in ‚seiner ’Geschichte der Markenverfassung Pag: 34 .ete, N c., ‚Paß- 
19 ıete. t 
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‘Hofe —, oder wenn der Hofinhaber noch einen Sohn, Schwieger- 
vater Ei bei sich hat. Bedeutungsvoll waren die allgemein und in 
grossem Masse zunehmenden Theilungen der vollen Höfe, wie bereits 
hervorgehoben, im 16. Jahrhundert, wenn auch in manchen Landes- 
gebieten dieser Process sich schon früher vollzog. Wir finden in 
einer grossen Reihe von Actenstücken die ursprüngliche Grösse 
eines Hofes (Wütj, Obsha) sehr zersplittert. Die Wütj, die Obsha 
wurde durch zwei und durch drei getheilt, so dass sich einerseits 
finden: nor-ssırn (halbe Wütj), ver Beıra (, Wütj), noı-ueru 
BbiTa (/) ete., anderersiits Tpers BuıTn ("/; Wütj), no1-Tpern BbITu 
(Y; Wütj), moa-nor-rpera ('/42) ete.') Ebenso ward die Obsha 
(im Nowgorodschen) getheilt.?) Es wirft sich nun die Frage auf, 


ı) Es kommen auch andere Bruchtheile vor: Bst 6esp Tpern (?/, Wütj), 
BbITb 6e3B yerBepru (?/, Wütj), BbITb 6e3B nor-uerm ('/,) ete., z. B. in der er- 
wähnten Cornaa ua Bo10crs Msanos» Bopor». 

2) In den germanischen Dörfern rechnete man nach Morgen oder Tage- 
werken, 30 oder 20 und 40 sind das Maass, das der Austheilung zu Grunde ge- 
legt ward. Der Morgen war kein bestimmter Flächenraum, sondern seine Grösse 
ruhte auf freier Schätzung: was mit einem Gespann sich an einem Tage beackern 
liess; er schwankte nach der Verschiedenheit des Bodens und anderen localen 
Gründen. Waitz, 1. c. pag. 114. Dahlmann, 1 c. pag. 134. Maurer, 1. c. pag. 
33—44. Als in der Folgezeit bei Zunahme der Bevölkerung und intensiveren 
Bodenbestellung die Höfe (bei Erbtheilung, durch Verkauf einzelner Theile) ge- 
theilt wurden, ging man zu einer kleineren Masseinheit über. Die Bezeichnungen 
sind sehr verschieden; z. B. in dem Regierungsbezirk Trier (Rheinprovinz): 
Pflug (wahrscheinlich die ursprüngliche Hufe) getheilt in 4 Viertel, 1 Viertel in 
48 Zoll, so dass ein Pflug aus 192 Zoll besteht, auch wurde nach Kerben ge- 
rechnet (von den bei der Loosvertheilung gebrauchten Kerbhölzern), nach Ruthen 
(mit Theilungen in Fuss und Zoll), auch nach Schuhen zu 16 Zoll, nach dem 
Getreidemaass: nach Fass zu 16 Mässchen, auch nur nach Mässchen, nach Quärt- 
chen, Viertel. Auch wurde der achte Getreidezins el Fass (— ", 
Scheffel) ete, als Maasseinheit genommen etc. @ Hanssen: „Die Gehöferschaften*, 
pag. 79—80. — Ueber die ursprüngliche Grösse des altrömischen Bauerhofes 
ist noch keine Einigung erzielt. Mommsen: Römische Gesch. I, pag. 97, 188— 189, 
erklärt, dass das heredium, das „Eigenland“, neben Haus- und Hofraum nur das 
Gartenland. umfasste, nicht die Hufe gewesen sein kann: bei der geringen Ausdehnung 
des heredium von 2 Iugeren (= 1,973 preussische Morgen) hätte der Römer — 
auch mit Veranschlagnng der Nebennutzungen am Gemeindelande — vom Er- 
trage desselben sich nicht ernähren können. Er veranschlagt das Flächenmass 
der römischen Vollhufe auf mindestens 20 pr. Morgen. Schwegler: ‘Römische 
Gesch., Bd. I, pag. 451, Bd. II, pag. 416-421, u. A halten — dem Wortlaut der 
chen Oaellen gemäss — das an für die Hufe selbst. Derselben 
Ansicht ist auch ‚B Hildebrandt: „Die sociale Frage der Vertheilung des Grund- 
eigenthums im .lessischen Alterthum“ in den „Jahrbüchern für Nationalökonomie 
und Statistik“, 1869, XII: Bd., pag. 140“. — Bei. ‚der Neuvertheilung ‚des Landes 
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ob von einem so geringen Landareal eine bäuerliche Familie den 
_ nöthigen Unterhaltsbedarf nebst der Entrichtung der Steuern und 
Lasten sich beschaffen konnte, auch wenn wir in Betracht ziehen, 
dass die Grösse einer Wütj, einer Obsha örtlich von grösserer Ausdeh- 
nung war als obige Angaben. Bei der extensiven Bodenbestellung konnte 
jedenfalls die volle Arbeitskraft eines Mannes nicht vollständige Be- 
schäftigung auf einem so kleinen Landtheil inden. Leschkow scheint 
der Meinung zu sein, dass die kleinen Landtheile ('/s, Vs, "a ete, 
Wütj, Obsha) keine gesonderte, selbstständige Wirthschaftseinheit 
gebildet haben, dass ein Bauer in der einen Ortschaft etwa eine volle 
Obsha oder den Bruchtheil einer Obsha, in einer anderen wiederum 
ein Landtheil bewirthschaftet hat. Hier und da hat Solches statt- 
gefunden; in dem Steuerbuch der Derewskaja Pätina wird ver- 
merkt, dass ein Bauer neben seinem Hof noch anderes Land (no- 
YNHORB, mycToms) bestellt. Auch aus anderen Actenstücken lässt 
sich dieses nachweisen. Doch sind wir nicht zu der Annahme be- 
rechtigt, dass jenes Räthsel sich durchgehend und überall auf diese 
Art lösen lässt. Es widerspricht vielmehr jeder Wahrscheinlichkeit, 
dass bei extensivem Landbau, bei dem grossen Reichthum an Land 
so allgemein ein parcellirter Wirthschaftsbetrieb stattfand als der 
Theile von Wütj häufig Erwähnung geschieht, wobei noch in Be- 
tracht zu ziehen ist, dass beim Bestehen des Gemeindebesitzes und 
der Vornahme von Landumtheilungen eine solche Parcellenwirth- 
schaft sich füglich nicht ausbilden konnte. Auch sind von Beläjew 
und Anderen genügend zahlreiche Belege, die sich noch vermehren 
lassen, vorgebracht, aus welchen ersichtlich, dass der ganze Land- 





















Wäldern, Gewerbe aller Art etc. b; 
2) Ba Gestaltung und Form des altruserer ne ‚id 
meindebesitzes näher kennen zu lernen, erscheint als geeigneter 


in Sparta unter Lykurg betrug — nach der Berechnung Hildebrandt's 1% & 
pag. 13—14 — der Grundbesitz der Spartiaten ca. 54 pr. Morgen nebst entspre, 
chendem Weinland und Olivenwald. | 
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Bei viel Verwandtschaftlichem und Gleichartigem finden wir 
hierbei auch Ungleichartiges: ersteres lässt sich auf die Gleichartig- 
keit der allgemeinen, bei Occupation und Colonisation eines Landes 
sich darbietenden Bedingungen zurückführen, letzteres auf locale 
'und vielleicht auch auf national-historische Verschiedenheit. Vor- 
nehmlich sind es zwei Momente, die eine verschiedenartige Ge- 
staltung in den germanischen und in den russischen Gemeinde- 
und Grundbesitzverhältnissen hervorriefen: der weit grössere Land- 
reichthum (im Verbältniss zur dünnen Bevölkerung) und die Nieder- 
lassung in kleinen, nur aus wenigen Höfen bestehenden Dörfern 
und in einzelnen Höfen in Russland. Als drittes Moment wirkte 
die grössere Gleichartigkeit in der Bodenconfiguration und Boden- 
beschaffenheit (natürliche Fruchtbarkeit) des Landes mit. - 

Als erstes Unterscheidungsmerkmal tritt uns die grössere Ab- 
seschlossenheit der germanischen Markgenossenschaft nach 
Aussen, d. i. gegen die Aufnahme neuer Genossen, entgegen. 
Die Zahl der zum Mitgenuss an der Mark berechtigten Glieder 
war eine beschränkte. Die Anzahl der Bauerhöfe war in den meisten 
alten Dorfschaften von jeher bestimmt. Diese Dorf- und Bauer- 
schaften (zumal die freien, aber auch grundherrliche) sind nämlich 
meistentheils aus einer gemeinsamen Niederlassung, aus einer ge- 
meinschaftlichen Besitznahme und Urbarmachung des Grund und 
Bodens hervorgegangen. Die culturfähige Feldmark pflegte nach 
der Anzahl der ersten Ansiedler zu gleichen Theilen vertheilt zu 
werden. Ein verhältnissmässig grosses Landareal musste als Wiese, 
Weide, Wald zurückbehalten werden, denn selbst noch in histori- 
scher Zeit war das Vieh der werthvollste Besitz des Hofes und 
zur Erhaltung und Mehrung desselben war man frühe darauf be- 
dacht, der Erweiterung des Ackergrundes eine Schranke zu setzen. 
Nur wo eine Dorfmarkgenossenschaft in der glücklichen Lage war, 
über eine im Verhältniss zur Bevölkerung und ihren Bedürfnissen 
übergrosse ungetheilte Mark zu verfügen, wurden neue Ansiede- 
lungen begünstigt. ‚Doch bald fand eine Abschliessung der herge- 
brachten Anzahl von Bauerhöfen statt, und zwar zur Sicherstellung 
der vollberechtigten Genossen gegen den Andrang anderer, späterer 
Ansiedler. Diese konnten nur durch den Erwerb eines erledigten 
Bauernhofes das Vollbürgerrecht in dem Dorf erlangen. Denn zur 
Anlegung eines neuen Bauernhofes mit den dazu gehörigen Acker- 
theilen in sämmtlichen Fluren und Zelgen fehlte meistentheils sogar 
schon der Raum.'!) Als jedoch im Laufe der Jahrhunderte die 


') Maurer, Geschichte der Dorfverfassung, Bd. I, pag. 38, 182, 


Ackerwirthschaft im Verhältniss zur Viehzucht eine grössere Fi 
deutung gewann, die directen Früchte des Bodens einen stetig sich 
vergrössernden Bestandtheil der Volksnahrung bildeten, die Vieh. 
wirthschaft hingegen abnahm, da bedurfte es nicht mehr der bis- 
herigen Grösse der ungetheilten Mark und es trat wiederum in der 
Geschichte der Dorfmarkverfassung eine Periode ein, in welcher 
die Bildung neuer, vollberechtigter Bauerhöfe gestattet, ja hier und 
da sogar befördert, die Theilung der Höfe nicht erschwert wurde, 
Doch auch diese für die Entfaltung des Volkswohlstandes günstige 
Zeit fand bei schneller Zunahme der Bevölkeruug bald ihren Ab- 
schluss. Zahlreich sind die Beweise aus dem 14. und 15. Jahr- 
hundert, aus welehen sich das Bestreben kundthut, sogar jede An 
sässigmachung (auch ohne Berechtigung an der Mark) möglichst 
zu erschweren oder gänzlich zu verhindern. = 


Anders im alten Russland. Hier findet bis zur Einführung der 
Schollenpflichtigkeit ein fortwährender Ab- und Zuzug statt. Neue 
Höfe werden eingerichtet, um je nach Umständen und Gutdünken 
wieder verlassen zu werden, bereits bestehende Höfe bleiben in 
Folge unbeerbten Todesfalls oder in Folge Aufgebens durch den 
Inhaber unbesetzt, um von Anderen später wieder einmal einge- 
nommen zu werden. „Die alte Geschichte Russlands“ charakterisirt 
S. Ssolowjew, Bd. IV, 379—380 „ist die Geschichte eines Landes, 
das eolonisirt wird; eine beständige starke Bewegung der Bevölke- 
rung auf der ausgedehnten Landfläche: Wälder werden gerodet, 
der reiche Boden wird bestellt, doch der Ansiedler bleibt nicht 
lange auf demselben sitzen; sowie die Arbeit schwerer wird, sucht 
er eine neue Stelle, denn überall ist Raum, überall ist man bereit 
ihn aufzunehmen, der Grundbesitz hat keinen Werth, die Haupt- 
sache liegt in den Bewohnern. Möglichst schnell das Land 
bevölkern, von allen Seiten Leute heranziehen, mit Freibriefen 
aller Art anlocken, — auf neues, besseres Land, das weniger feind- 
lichen Anfällen ausgesetzt ist, hinziehen, um vortheilhaftere Be- 
dingungen zu erlangen, andererseits die Bevölkerung zurückhalten, 
reclamiren, andere Herren zwingen, dieselbe nicht aufzunehmen # 
dieses sind die wichtigsten Fragen eines Colonisationslandes, Fragen, 
welchen wir überall in der alten Geschichte Russlands begegnen 
Die Bevölkerung bewegt sich; der slavische Colonist, ein nomadi 
sirender Ackerbauer, dringt mit dem Beil, der Sichel und dem 
Pflug immer weiter nach Nordosten, die finnischen Jägervölker bei 
Seite lassend. Bei dieser Beweglichkeit, bei der Gewohnheit, beim 
ersten Missgeschick wegzuziehen — entstand die nur halbe An 
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'sässigkeit, der Mangel einer Anhänglichkeit an einen Ort, was die 
moralische Concentration schwächte, an Aufsuchen leichter Arbeit 
‘an Sorglosigkeit etc. gewöhnte...... “ _— Bereitwillig nahm die 
Gemeinde neue Ankömmlinge auf und stellte nur die Bedingung 
der Uebernahme des proportionalen Antheils an den ihr obliegen- 
den Steuern und Lasten, ja sie bewilligte unter Umständen auch 
noch Freijahre zur Anlockung neuer Ansiedler. Der Landreich- 
thum war so gross, die Bevölkerung so dünn gesät, dass die Auf- 
nahme neuer Gemeindeglieder mit Zuweisung von J.and, selbst von 
bereits in Cultur gezogenem Lande die alten Gemeindeglieder in 
ihrem Besitzstand und ihren Nutzungsrechten nicht schädigte, son- 
dern nur Vortheil brachte, und zwar eine Verringerung des Steuer- 
betrages und den mit einer dichteren Bevölkerung verbundenen 
grösseren Schutz gegen Einfälle und Angriffe von Menschen und 
wilden Thieren.') 


1) Die grosse Beweglichkeit der ländlichen Bevölkerung ergiebt sich u. A. 
auch aus den sehr häufigen vorkommenden Angaben unbesetzter Höfe (nyersıa 
BbITH, UyCTbie ABOpbI). Z. B. im Steuerbuch der Derewskaja Pätina, wie auch 
in dem der Wotskaja Pätina finden sich zahlreich vermerkt: aBop% tyere, un- 
caHBb OÖdMeI, & 3EMAM NOAb HEMB HA N01E - OÖmm; nepeBan nycra, nmcana Öbrıa 
o6mem, A 3emim TON HEW Ha nN01G -oÖmm ete. und in ähnlicher Form. Auch 
werden in grundherrlichen Dörfern unbesetzte Höfe von den Leuten des Grund- 
herrn bestellt, die (unter der Bezeichnung yeroß&r%, Aropm, cayru, erpagsukı, 
ABopkuku) überall streng geschieden werden von den eigentlichen steuerptlich- 
tigen Bauern (xpneTbaHe, KpecTbaHhe, TArIbIe, BB TArab): gepesun ..... uycTa, 
a fhamer ee xHAss N. U. massgoms (Steuerbuch der Derewskaja Pätina, 
Bd. I, päg. 260), nauter» (sel. der Grundherr) na ce6a ce» csonmm monemn oder 
B8Adp Ha CeOa ete. und in ähnlicher Form. Andererseits sind die Neubesetzungen 
verlassener Höfe und neue Niederlassungen ebenso häufig: wiederholt steht 
vermerkt: c515 HOBO, NalıHn H&TE, Oder Xoxona HbT%, Ch HOBO, es sind ihnen 
eben Freijahre zugestanden. Auch wird Solches direet ausgesprochen. Tiye- 
TORE... >. Kata ..... Ha yPORB HA INATb AbTb, A OTCcugATB CBOA YPORG, HM EM 
kartıu O60pory cp o6%ku rpnsHa Hoproponurax BB mepssra ıbra 7010 (1. e. pag. 38), 
wie überhaupt uyeromm häufig vergeben werden, auch an Bauern, die bereits 
Höfe haben: nycroms ..... ‚a nammrp ee Tbme xpucriaHe (d. i. zwei Bauern 
der benachbarten Drewnä) (l ce. pag 350). In wie bedeutendem Maasstabe 
solche Neuansässigmachungen stattfinden, ergiebt sich z. B. aus folgender Notiz 
U. ce. pag. 226): A ce Tb AepeBun, kOTOPpLIe camarp crapocra ..... Ba .92.4. 
SeMAAXS NOCHE nepBhIX'b INCNOBB: aus der nun folgenden Aufzählung ergiebt es sich, 
dass es dem „Aeltesten“ gelungen ist anzusiedeln: eine Derewnä mit acht Höfen 
und drei andere mit je drei Höfen, die zusammen 20 Obsha repräsentiren und 
von 22 Bauern besetzt werden. Bei der zusammenfassenden Angabe der zu 
einer Gemeinde ete. zählenden Dörfer und Höfe wird in den Steuerbüchern auch 
die Zahl der unbesetzten und der neubesetzten Höfe verschrieben. (Auch über- 
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Eine grössere Abgeschlossenheit der Genossenschaft zeigte sich 
auch im Innern, d. i. gegenüber dem eigenen heranwachsen 
Geschlecht. Theilte die russische Gemeinde fremden Ansiedlern 
Land zu, so ergiebt es sich von selbst, dass die Söhne der alten 
Gemeindegenossen vorerst in, von ihr gewünschtem Masse mit 
Land dotirt worden sind. In den germaniscen Dörfern hingegen 
waren die Söhne zumeist auf das väterliche Erbe beschränkt, das 
entweder unter sie getheilt wurde oder ungetheilt auf einen ‚.der- 
selben überging, wobei es den anderen überlassen blieb, sich ein 
Unterkommen zu suchen.!) Nur in denjenigen Fällen, wenn die 
ungetheilte Mark so gross war, dass — unbeschadet den Bedürf- 
nissen der alten Markgenossen — auf derselben neue Ansiedelungen 
eingerichtet werden konnten, erhielt das heranwachsende Geschlecht 
Antheil an der Mark, wurden für dasselbe Filialdörfer angelegt. 
li 

nahmen Geistliche steuerpflichtiges Land: so heisst es z. B. in einem Steuer- 
buch bei Aufzählung der Höfe ete.: 17 1B0poBb u ABOPOBBbIXBb MECTE UONOBCRUXG 
HETATJIBIXBb, Aa OHU Ke BAaABMWTB TATIBIMU NATBIO ABOpaMmu Aa YETBIpMA ABOPOBBINMH 
m oroponusimu mberanm, 0 231 in den Arrsı KHpunnueckie). — Wie bereits be- 
merkt, nahm die Zahl der unbesetzten Höfe im 16. Jahrhundert enorm zu, 2. B 
Nr. 229 in den Arrıı Kpnyuuecrie. In einem Zahlungsbuch (usarezuar kuu 


Bb Kußyıuem% 16 BhITeä u mOAYeTH BbITu, A& BO AbIOT5b BbITb Öe3B HONYETH, 
UyCTB BB ceıb u BB KepesHaxp 15 BpırTeii. Also bei 17 besetzten (BR KuBymye) 


in dieser Markgemeinde 15 unbesetzte (B» nycer#t) Wütj. Der Anonymus. (H 
Kp....B») in der Pyccxas Bectaa, 1856 Bd. IV, pag. 103. RR 

') Maurer: Gesch. der Dorfverfassung, I, pag. 184 u. a. a. St. — „Alle 
Dörfer sind mit rüstiger Jugend gefüllt, sie fordert Baugrund für neue H 
Ackerland, Wiesen und Waldweide. Wer soll es hergeben, Alles ist aufgeth 
und versteint, die Hirten klagen, dass die Heerden der Grundherrn zu gross 
werden und der Eckern und Eicheln zu wenig, dem Roden des Waldes wie t; 
stehen die Gemeinden und noch mehr die Häuptlinge. Darum meinen Viele, 
die Zeit sei gekommen, wo unser Volk wieder siedeln muss jenseit der La des- 
mark wie zur Zeit der Väter und der Ahnen. Und wir fragen in den Dörfern, 
wo ist leeres Land zum Besiedeln auf der Männererde?“ G. Freytag’s Die Ahnen 
I, pag. 123. — In seiner classischen Schilderung der grundbesitzlichen Verl alt 
nisse und ihrer Bedeutung für die Entfaltung des deutschen Lebens in seinen 
„Bildern aus der Deutschen Vergangenheit“, Bd. I: Aus dem Mittelalter, 1874 
pag. 61—79 weist G. Freytag mit vollem Recht darauf hin, dass die bei der i 
der germanischen Bodenvertheilung bald hervortretende relative Uebervölker 
es war, die die Völkerwanderung veranlasste, die später die Colonisation in de 
Osten der Elbe trug, die Städte füllte, grosse Völkermassen in die Kreuzzüge 
trieb und unmittelbar darauf die deutsche Pilugschar bis über die Weichsel, Je 
weit hinein nach Ungarn führte. Die grosse Colonistenbewegung der Germar il 
wird erst gehemmt, seit der deutsche Bauer zur Hörigkeit herabgedrü 
ihm die Auswanderung durch einen gestrengen Herrn gewehrt wird. 
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Diese grössere Abgeschlossenheit verlieh den germanischen 
Dorfmarkgenossenschaften im Laufe der Zeiten ein aristakrati- 
sches Gepräge, während die altrussische Gemeinde sich einen 
mehr demokratischen Charakter bewahrte. In den germa- 
nischen Dorfschaften war nur der Inhaber eines ;Bauerhofs“ voll- 
berechtigter Markgenosse , entstand allmälig durch spätere Ein- 
wanderung, Niederlassung und durch inneren Zuwachs eine Be- 
völkerungsgruppe, die nicht das Vollbürgerrecht besass. Neben 
den Tagelöhnern, Knechten und anderen grundbesitzlosen Leuten, 
die, wie auch im alten Russland, nicht berechtigte Gemeindeglieder 
waren, bildete sich eine neue Klasse von Grundbesitzern. Der Antheil, 
welchen die Dorfmarkgenossen an der getheilten und ungetheilten 
Mark hatten, war nämlich Zubehör des Hauses und Hofes im Dorfe; die 
Wohnung im Dorfe oder vielmehr der Grund und Boden, auf wel- 
chem Haus und Hof stand (Hofstatt, Salstatt, Solstatt, Ehehofstatt, 
Ehehaushofstatt, Herdstatt ete.) wurde als Haupt des ganzen Be- 
sitzthums betrachtet, demnach waren die Felder, Wiesen und Wein- 
berge nebst den dazu gehörigen Nutzungsrechten in der gemeinen 
Mark und die Almendfelder in früher Zeit unzertrennliche Perti- 
nenzen des Hauses und Hofes oder des Gehöftes im Dorf und in 
rechtlicher Beziehung von ihm völlig abhängig. Es waren nur die 
Inhaber eines Hauses und Hofes und eines dazu gehörigen Bauer- 
gutes vollberechtige Markgenossen’ sowohl diejenigen, die einen 
sanzen Bauernhof, als auch die, welche nur einen halben, drittheils, 
viertheils u. s. w. Hof hatten; ihre Berechtigung an den Mark- 
nutzungen war eine verhältnissmässige (daher die Bezeichnung: 
Halb-, Drittheils-, Viertheilsbauern, Halbhufner ete, Halbmeier etc. 
im Unterschied von den ganzen Bauern, die einen ganzen Bauerhof 
hatten, zu den Vollhufnern, Vollmeiern, die ein ganzes Erbe hatten). 
Diejenigen nun, die nicht im Stande waren in den Besitz eines 
erledigten Bauerhofes oder eines Theiles eines solchen einzurücken, 
siedelten sich auf einem zum Anbau erhaltenen Platze auf der ge- 
meinen Mark oder auf einem Bauerhofe an; sie waren Hintersassen 
der Gemeinde selbst, wenn sie auf der Gemeindemark sassen, oder 
Hintersassen des betreffenden Bauerhofes (Hube), auf welchem sie 
ihre Ansiedelung hatten. Diese unter den verschiedensten Bezeich- 
nungen auftretenden Leute (Beisassen, Köther, Häusler, Einsassen etc.) 
hatten ursprünglich gar keine Berechtigung an der gemeinen Dorf- 
mark (Weide, Wald ete.). Wenn auch in späterer Zeit ihnen sowie 
auch grundbesitzlosen Leuten ein (zumeist sehr kleiner) Antheil 
an der Marknutzung zugestanden wurde, so war solches nur eine 
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Concession der Markgemeinde (resp. des Grundherrn), ein solches 
Antheilsrecht beruhte jedoch nirgends auf Feld- und Markgemein 
schaft. Demnach hatten auch diese Hintersassen sehr häufig für die 
Nutzung der gemeinen Mark eine Entschädigung an die Gemeinde 
zu zahlen unter den verschiedensten Bezeichnungen: Holzgeld, 
Ofenholzgeld, Viehgeld, Ziegengeld ete. Ausserdem hatten sie 
falls sie auf der gemeinen Mark sassen, ein Beisassen- oder Schutz- 
geld an die Gemeinde zu entrichten. Sie hatten keinen Antheil an 
den Markangelegenheiten und an den übrigen Gemeindeangelegen- 
heiten (Dorfregiment), befanden sich somit in voller Abhängigkei 
von der vollberechtigten Gemeinde. ') 

Diese nicht vollberechtigte Classe von Grundbesitzern bildet 
sich nicht allein aus auswärtigen Zuzüglingen, sondern auch aus 
den s. g. „Nachbarskindern“ d. i. den Eingeborenen. Denn auch 
die Kinder vollberechtigter Dorfnärkkbenlodsch wurden nur durch 
den Erwerb eines Bauerngutes mit Markberechtigung berechtigte 
Markgenossen. Desgleichen verlor ein Vollberechtigter der, ohne 
aus der Gemeinde wegzuziehen, seinen Hof mit Gemeindenutzung 
verkaufte, sein Bürgerrecht. Wie nun alle Rechte sich im Besitz 
der eigentlichen Dorfmarkgenossen befanden, so ruhten auf diesen 
auch alle genossenschaftlichen Verbindlichkeiten: die Dienste und 
Leistungen aller Art, die Gemeindedienste und Steuern ebenso wohl 
wie die öffentlichen, denn sie waren Lasten der Feld- und Mark: 
gemeinschaft. Demnach hatten die Beisassen, da sie nicht in die 
Feld- und Markgemeinschaft aufgenommen waren, und daher keinen 
Antheil an den Merknutzungen oder wenigstens keine volle Berech- 
tigung hatten, keinerlei Verbindlichkeit, irgend etwas zu den Ge 
meinde- und öffentlichen Diensten und Steuern (ausser den erwähnten 
Nebenabgaben) beizutragen. ?) i 

Mit Recht bezeichnet daher Lorenz Stein als Grundlage der 
germanischen Dorfverfassung, die Ausschliesslichkeit de 
Eigenthumsrechts an dem Grund und Boden für die Ge 
meinde: der Grundbesitz ist ausschliesslich in Händen der hert- 


schenden Klasse. ?) 
mi 


') & Maurer: Geschichte der Dorfverfassung, Bd. I, pag. 38—40, 135-134 


227—330, Bd. II, pag. 1 ete., 43 ete. Derselbe: Gesch. der Me 
pag. 115—124. Rosdhdr: System, Bd. II, pag. 252. 


?) Maurer: Gesch. der Dorfberfassung, pag. 184 etc., 188—205. Derselbe 
Gesch. der Markenverfassung, pag. 185 ete. B 
) Dr. L. Stein: Die Verwaltungslehre, Theil VII, pag. 96-97, „Somit i 
der Grundzug der ganzen germanischen Gesellschaftsordnung der Geschlecht 
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Wesentlich verschieden von dieser Darlegung schildert Emile 
de Laveleye'!) die germanischen grundbesitzrechtlichen Verhältnisse. 
An die bekannten kurzgefassten Bemerkungen in Caesar’s de bello 
Gallico und in Taeitus’ Germania anknüpfend findet er in der germa- 
nischen markgenossenschaftlichen Verfassung das Ideal einer demo- 
kratischen Gesellschaftsorganisation erreicht, in welcher neben der 
Freiheit in der Selbstverwaltung auch die Gleichheit in der Ge- 
währung der erforderlichen Mittel zur Existenz durch Zutheilung 
eines proportionalen Antheils an der Mark den Gemeindegliedern 
geboten wurde. An verschiedenen Stellen seines Werkes kommt 
er immer wieder auf dieses demokratische, in der markgenossen- 
schaftlichen Verfassung liegende Grundprineip zurück: eine jede 
Familie habe ein gleiches Recht gehabt un droit egal A vivre par 
son travail, zur Verwirklichung dieses Rechts seien periodische 
Umtheilungen des Landes erforderlich gewesen pour Que chacun 
füt egalement mis en possession de la part qui lui revenait.?) Den 
hier und da für „Markgenossen“ gebräuchlichen Ausdruck „Beerbte*“ 
findet er für sehr bezeichnend: le citoyen libre netait jamais un 
desherite, il avait droit & une part proportionnelle du patrimoine 
eommun, ?®) wogegen durch jenen Bezeichnung (beerbte, geerbte 
Leute) gerade der Gegensatz der vollberechtigten Markgenossen zu 
den „Ungeerbten“, zu den „armen“ Leuten, welche gar keinen 
oder nur wenigen Grundbesitz hatten, zum Ausdruck gebracht 
werden sollte, was historisch genügend beglaubigt ist.*) Eine Be- 
stäfigung seiner Ansicht glaubt er in den noch in jüngster Zeit 
vorgekommenen Landumtheilungen zu finden, über welche Hanssen, ?) 
Meitzen®) etc. berichten. Und doch ergiebt sich aus jenen Schilde- 
rungen ganz unzweideutig, dass ein natürliches, durch Geburt ge- 
wonnenes Recht auf eine gleiche Nutzungsberechtigung mit den 
übrigen Markgenossen durchaus nicht besteht. Die Antheilsrechte 


die Verschmelzung des Grundbesitzes mit Freiheit und Herr- 
schaft der Klasse bereits mit dem Anfang aller germanischer Entwickelung 
gegeben.“ Vergl. auch Waitz: Verfassungsgeschichte, Bd. I, pag. 76 etc., 183 ete. 

') Emile de Laveleye: De la propriete et de ses formes primitives, 
Paris 1874. 

2) 1. c. 276 u. an anderen Stellen. 

3) 1. e.pag. 93 

*) Maurer: Gesch. der Dorfverfassung Bd. I, pag. 121, 135, 141, u.a.a. St. 
Derselbe: Gesch. der Fronhöfe, Bd. IV, pag. 2%0. 

5) Hanssen: Die Gehöferschaften im Regierungsbezirk Trier. 

#) Meitzen: Der Boden und die landwirthschaftlichen Verhältnisse des 
 preussischen Staats, Bd. I, pag. 344 ete. 
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Verkauf Ar hat. Ueber die Antheilsrechte der sine 
Gehöfer wird ein Grundbuch („Schafireeilen) geführt. DIE van ' 















sie in durchaus keine a der ee der Kırb- 
genossen erzielt werden. Die Umtheilungen wurden nur aus ökono- 
mischen Gründen ausgeführt, so z. B. wenn im Laufe der Zeiten 
der Bnolanankeih, der einzelnen Gehöfer sich verändert hatte: u 


en in eine ah Um nun zur Erleichterung ee Wirth- 
schaftsbetriebes die Parcellenzersplitterung nach Möglichkeit zu be- 
seitigen, ward eine Umtheilung des Landes vorgenommen und zwar 
in der Art, dass ein jeder Berechtigte seinen Antheil, in jedem 
Nerlgyaunggelinhriste (Hewenne). beisammen liegend erhielt, Ba 


quoten gar nicht berührt, über welche der Gehöfer frei verfügen 
kann: verkaufen, theilen.') Doch nicht allein aus den letzten Ueber- 
resten der alten „Feldgemeinschaft“ ergiebt sich, dass ein gleiches, 
natürliches Recht eines jeden in der Gemeinde Geborenen auf 
einen, den bisherigen Markgenossen gleichen Antheil am Gemeinde 
land und seinen Nutzungen keineswegs bestanden hat, dasselbe 
lehrt die ganze Geschichte der germanischen Markgenossenn ll 
Freilich haben, zumal in ältester Zeit, proportionale Landzuthei- 
lungen an das Kr ts Geschlecht, (ja selbst an neue An- 
- kömmlinge) stattgefunden, aber nicht in Folge eines anerkannten 


') So bestanden die genossenschaftlichen Aecker z. B. in Saarhölzbach 
(Kr. Merzig) aus 416 preussischen Morgen (in 1916 Parcellen), von welchen im 


Jahre 1861 ein Gehöfer 23, ein zweiter 5",, ein dritter nur 21/, Morgen besass, 
Meitzen, ]. c. pag. 353. 


berechtigten durch neue Ansiedelungen nicht geschädigt wurden oder 
den Vortheil einer Vergrösserung der Zahl der waffenfähigen und 
leistungspflichtigen Genossen höher als den ökonomischen Nachfheil, 
Verringerung der Nutzung an Wald, Weide etc., ansahen. — Auch 
in der Classe dieser vollberechtigten Markgenossen ward die „demo- 
kratische Gleichheit“ in Betreff des Grundbesitzes und der Nutzun- 
gen an der gemeinen Mark in späterer Zeit gestört: durch Erwerb, 
Veräusserung und Theilung ward das ursprünglich gleiche Besitz- 
thum (der Bauerhof) und die damit verbundenen Nutzungsrechte 
vermehrt und vermindert. ') 

Die demokratische Institution der altgermanischen Mark- 
genossenschaft glaubt Laveleye in einigen Cantonen der Schweiz 
(Uri, Glarus, Walis u. A.)?”) in voller Reinheit (dans toute leur 
vigueur) wiederzufinden, und zwar in den noch erhaltenen All- 
menden. Er schildert diese Verhältnisse sehr ausführlich. Be- 
rechtigt zur Nutzung der Allmende seien Alle, die von den Familien 
abstammen, die seit Alters dieses Recht geniessen, er spricht daher 
von einer heredite collective. Ursprünglich seien die Nutzungs- 
rechte aller dieser gleich gewesen, doch seien im Laufe der Zeiten 
mit dem Steigen der Bedürfnisse Beschränkungen in Betreff der 
- Nutzung der ungetheilten Allmende (Wald, Weide) normirt: nur 
soviel Vieh ein Jeder überwintern könne, dürfe er auf die Alp- 
weide senden, wobei ausserdem ein Maximum bestimmt sei. Die 
Grösse des Nutzungsrechts richte sich also nach der Grösse des 
sonstigen Grundbesitzes, d. i. des persönlichen Grundbesitzes. In 
Betreff des beackerten Theiles der Allmende, der gartenmässig be- 
stellt wird, sei die ursprüngliche Gleichheit aufrecht erhalten. So 
werden z. B. in der Mark Uri die 400 Hectaren Ackerland gleich- 
mässig vertheilt, so dass 14 Are auf die Familie entfallen. 

Diese Darlegung der Lage der Dinge widerspricht direct dem 
Geist der markgenossenschaftlichen Verfassung, wie sie sich uns 
aus ihrer Geschichte ergiebt, im Allgemeinen und der anderweitig 
vorliegenden Daten über die bezüglichen Verhältnisse in der Schweiz 
im Besonderen. 

So setzt G. v. Maurer in seiner mehrerwähnten „Geschichte 
der Markenverfassung in Deutschland“,?) die Laveleye nicht be- 


') Maurer: Gesch. der Dorfverfassung, Bd. I, pag. 211 ete. Waitz: Deutsche 
Verfassungsgesch. Bd. I, pag. 121. 

2) l. c. pag. 267—314 

3) pag. 36-48, besonders pag. 43 ete. 
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kannt zu sein scheint, sehr ausführlich auseinander, dass die Alp- 
weiden in der Schweiz (desgleichen in Altbaiern, Tirol, Steier: 
mark etc.) dasselbe sind, was anderwärts die Mark genannt zu werde) 
pflegte (die Alpmarken). Die Verfügung über die Nutzung deı 
Allmendalpen haben nur die Alpgenossen, d. i. diejenigen, die eine 
Hüttenberechtigung haben. Seine Alpgerechtigkeit konnte ein Alp- 
genosse auch an Fremde, an „Ungenossen“ veräussern, jedoch hatten 
vorerst die nächsten Erben, sodann die anderen Mitgenossen ein 
Vorkaufsreecht. Wird dieses Recht nieht in Anspruch genommen, 
„dann so mag derselb das sein in der Alp verkauffen und geben, 
wem, war und wo hin er will“, wie es in einer Alpsatzung von 
Jahre 1494 ') heisst. So sind denn auch die Nutzungsantheile der 
Alpgenossen sehr verschieden, ein jeder durfte, wie es z. B. m 





‘konnte und wollte, es sollte jedoch kein „Aelpler* (Alpgenosse) 
mit mehr als dreissig „Kuhessen* (d. i. Nutzungsantheile) auf die 
Allmendalp fahren. Aus diesen und Be Rechtsätzen ergiebt 
es sich, dass die Abstammung von einer nutzungsberechtigten Fa- 
milie allein noch kein Recht auf die Alpnutzung gewährt. Dieses 


erworben. Verkauft ein Alpgenosse seinen Nutzungsantheil, so hat 
der Sohn keinerlei Recht, bis er etwa durch Kauf etc. ein solches 
erlangt. ao 

Laveleye hat sich allem Anschein nach durch die Rechte der 
„Beisassen“, deren er mehrfach Erwähnung thut, irre führen Ir 
Das ers Unterscheidungsmerkmal der Vollberechtigten von 
den Beisassen ist nicht die Abstammung von altberechtigten Familien, 
wie Laveleye glaubt. Die Beisassen rekrutiren sich sowohl aus 
den vollberechtigten Familien als aus u Ansiedierag das 


die Vollberechtieten gezwungen haben. ala den Eingebo- 
renen in der Gemeinde gegenüber mag es nicht selten unmöglich 
erschienen haben, die Ansässigmachung zu verbieten und jede 


'!) pag. 45. 
?) pag. 40. 


e e : Mr 
"Nutzung an der Allmende zu verweigern. Zumal muss dieses von 
der freien Schweiz gelten, wo die Unzufriedenheit der mit Zunahme 
der Bevölkerung stetig wachsenden Zahl Nicht- Markberechtigter 
das ganze Staatswesen in Gefahr hätte bringen können. Wenn es 
gestattet ist, nach einer Analogie in den modernen communalen 
Verhältnissen sich umzusehen, so mag jenes Zugeständniss unter 
Umständen mit der, den modernen, politischen Gemeinden oblie- 
genden Pflicht der Armenversorgung verglichen werden, freilich 
mit dem Unterschiede, dass jenes Gewähren einer vollständigen Ver- 
armung schon vorbeugte. ') Aus diesem Zugeständnisse entwickelte 
sich naturgemäss im Laufe der Zeiten ein Recht, aber dasselbe 
war kein markgenossenschaftliches und lässt sich ebensowenig von 
der Abstammung von vollberechtigten Vorfahren ableiten. — Hier- 
durch wurde auch die alte Markverfassung untergraben: durch die 
Ertheilung von Marknutzungen an die Hintersassen, die entweder 
ganz ohne oder mit wenigem Grundbesitz ansässig waren, wurden 
persönliche Marknutzungen an der Seite der- althergebrachten 
dinglichen Berechtigungen geschaffen, So war es auch eine wesent- 
liche Umgestaltung des markgenossenschaftlichen Grundcharacters, 
dass Beisassen und andere nicht vollberechtigte Dorfhintersassen 
Antheil am Dorfregiment erhielten, das, wie bemerkt, ursprünglich 
nur in den Händen der Inhaber der berechtigten Grundstücke oder 
anderweitig in den Händen der Besitzer von Gemeindegerechtig- 
keiten gelegen hatte, und zu den Gemeinde- und öffentlichen 
Diensten herangezogen wurden. ?) 


1) Maurer: Gesch. der Dorfmarkverfassung, Bd. II, pag. 242. 

2) Maurer: Gesch. der Dorfverfassung Bd. II, pag. 43, 78 ete. u.a. a. $t. — 
Auf wesentlich anderer Grundlage gestalteten sich die altrömischen grund- 
besitzreehtlichen Verhältnisse. Nicht das Land, die Mark, bildete die 
Basis des genossenschaftlichen Verbandes, sondern die Geschlechter (gentes) (wenn 
aueh natürliche Verwandtschaft als ursprüngliches Fundament gedacht wurde, 
so doch kein rechtliches Erforderniss), auf der Basis der Geschlechterverfassung 
beruhte die Geschlossenheit des Populus (Puchta: Institutionen, Bd. I, pag. 113). 
Aller Grund und Boden gehörte dem Staat, war ager publicus und konnte dem 
Altbürger nur zum Genuss und Besitz (possessio) übergeben werden; neben dem 
heredium hatte der Altbürger oder Patrieier — und nur ein soleher — ein Recht 
auf das Gemeinland, das nicht allein gemeinsam als Weide ete. genutzt wurde, 
sondern zum Theil sich auch in persönlichem, freilich von Seiten des Staates 
widerruflichem Besitz (possessio) und Nutzung (usus) befand, — die Nutzung 
des Gemeinlandes nahmen die Patriecier als ein Standesvorrecht ausschliesslieh 
für sich in Anspruch. Hier liegt der Unterschied zwischen der römischen und 
der germanischen Agrarverfassung. Als durch die grossen Landeroberungen 
der ager publicus sich sehr bedeutend erweiterte, diese Kriege aber und die 
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Auf dieses bedeutungsvolle Moment in der germanischen mark 
genossenschaftlichen Verfassung glaubte ich näher eingehen 
sollen, da nicht allein Laveleye, auf dessen sehr werthvolles 
instructives Werk ich noch mehrfach werde zurückzukommen 
haben, diesen fundamentalen Gegensatz der altgermanischen V 
fassung zu dem heute in Russland herrschenden Gemeindebesitzre 
nicht erkennt, sondern auch andere Schriftssteller denselben ni 
nach Gebühr betonen.') Dagegen weisst Professor Helferich?) 
diese „wesentliche Verschiedenheit“ hin und erklärt ausdrücklich, 
dass „in Deutschland von Anbeginn ein aristokratischer Zug in 
der Gemeinde erkennbar ist.“ ?) t 

Demokratischer gestalteten sich die Grundbesitzverhältnisse 
in den Gemeinden im alten Russland. Da bei dünner Bevölkerung 


FM 
EZ. 


‚La 
öffentlichen Lasten die Plebejer sehr drückten und die bekannten Unruhen aus- 


brachen, da sahen sich auch die römischen Altbürger (der Senat) gern 
Zugeständnissen: es ‘erfolgten Landanweisungen (assignatio) an die Plebejer 
das dem Einzelnen zugetheilte Grundstück war dessen erbliches Eigenthum 
Aber die Plebejer hatten kein Recht am Gemeinland, nur an der Gemeinweid de 
haben sie aller Wahrscheinlichkeit nach schon in früher Zeit Nutzungsrechte 
(gegen Entrichtung eines Hutgeldes) erhalten. Die Patrieier haben im erste 2 
Jahrhundert der Republik für die Nutzung des gemeinen Feldes nichts gezahlt 
und als ein veetigal (der Zehnte vom Saatland, der Fünfte von den Weingärten 
und Baumpflanzungen) eingetührt wurde, wussten sich die Patrieier dem zu ent- 
ziehen. Erst die licinischen Gesetze hoben dieses patrieische Recht auf, (Schweg- g; 
ler Bd. II, pag. 401 ete., Momsen, Bd. I, pag. 270 ete., Puchta, 1. ce. pag. 132 ete.). 
Wir sehen, wie die Plebejer allmälich auch in Angelegenheiten der gemeinen 
Mark vollberechtigt wurden, so erlangten auch die Beisassen etc. Markai 
In beiden Fällen war es aber nicht ein Ausbau des alten Rechts, sondern ein 
neues Recht. f 

') So z. B. Wagner: „Die Abschaffung des privaten Grundeigenthums“, 
pag. 38 und 54, Meitzen: Der Boden und die landwirthschaftlichen Verhältn 
des preussischen Staates, Bd. I, pag. 350. Roscher: System der Volkswi 
schaft, pag. 227, K. Braun: „Die Volkswirthschaft und das Erbrecht“ in Fau- 
cher’s Vierteljahrschrift, 1875, Bd II, pag 21 ete. G. Freytag: „Bilder aus der 
deutschen Vergangenheit.“ Bd. I, pag. 71 nennt die Markgemeinde eine „half b- 
soeialistische Genossenschaft.“ Mi 

?) In seinem „Zusatz“ zu Kawelins Artikel: „Einiges über die russische 
Dorfgemeinde* in der Zeitschrift für die gesammte Staatswissenschaft, 1864, 
pag. 45, 46. Ar 

3) eye gilt der Ausspruch Helferichs (l.e pag.46): „aus der den deutscher a 
eingeborenen Neigung zum individuellen Sondereigenthum erklärt sich auch 
die weitere Entwickelung der Grundbesitzverhältnisse im Gegensatz zu den slar 
vischen“, nur in sehr beschrünktem Maasse, Vielmehr erscheint als ent- 
BR Moment der grössere Landreichthum, der geringe Werth des Grund 
und Bodens. u 
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der Grund und Boden mit Ausnahme der grösseren Centren, in 
welchen sich eine dichtere Bevölkerung zusammengedrängt fand, 
im: Grossen und Ganzen einen sehr geringen Werth hatte, so ver- 
lieh die Gemeinde den neuen Ansiedlern nicht allein Land zur 
Ansässigmachung und zur Beackerung, sondern auch die volle 
Berechtigung an der ungetheilteff Mark und vollen Antheil an der 
communalen und markgenossenschaftlichen Verwaltung: die neuen 
Ansiedler wurden zu vollberechtigten Markgenossen. Zur Umlegung 
der von :der Gemeinde aufzubringenden Steuern und Lasten auf 
die einzelnen Höfe wurden demnach auch Männer aus allen Klassen 
der Markgenossen erwählt: aus der der wohlhabendsten (ayummx% 
ampeh), der mittleren (epeaunx%), der ärmeren (mo1oammxB), sowie 
aus der der Bobüli und der ansässigen Kosaki, die den geringsten 
Landantheil inne hatten.) Nur diejenigen in der Gemeinde wohn- 
haften Personen, die keinerlei Land in der Gemeinde übernommen 
hatten, genossen keine Gemeinderechte, eben weil sie kein Land 
selbständig nutzten; sie lebten wie der übliche Ausdruck lautete, sa 
yykumb TArıomb (auch wurden sie bezeichnet: nmoneyc&aunen, 
 3axpedberHuukn, 3a1B0pOBBIe 104n).”) Dieser Bevölkerungstheil der 
Gemeinde bestand aus den Kindern der Gemeindegenossen, die noch 
keinen ‚Landantheil empfangen hatten, sowie aus den Personen, 
die aus Mangel an Mitteln oder aus anderen Gründen kein Land 
übernommen hatten und als freie Arbeiter in einem Dienstrerhältnisse 
bei einem wohlhabenderen Wirthen standen oder ein Gewerbe be- 
trieben. — 

Die Nutzung der ungetheilten Mark (Wald, Weide etc.) 
scheint im. Allgemeinen keiner Begrenzung unterlegen zu haben. 
Es war eben auch an diesen Nutzungen (yroasa) im Allgemeinen 
kein Mangel. Wie gross im 16. Jahrhundert speciell der Wald- 
reichthum war, "ergiebt sich u. A. auch aus der Bestimmung des 
Gesetzbuches (Ssudebnik) vom Jahre. 1550, dass die*bäuerlichen 


') Beläjew: Kpeersane na Pycn, Bd. II, pag 71. 

?) Beläjew: Kpecrsane na Pyen, Bd. II, pag. 70. Beläjew erwähnt (l. e. pag. 78) 
einer neuen, im 16. Jahrhundert sich ausbildenden Bevölkerungsgruppe, die eine 
eigenthümliche Stellung zur Gemeinde einnahm: die Gemeinde übergab nämlich 
auch Theile ihres Landes an Bauern nach freier Vereinbarung in Pacht, ohne 
dass ein solcher Pächter Glied der Gemeinde wurde. Da jedoch auch dieses 
Pachtland steuerpflichtiges Gemeindeland war, so schliesst Beläjew, dass aus 
diesem Pachtverhältnisse sich für den Pächter gewisse Rechte auf das Land und 
damit ein Gemeinderecht ausbildete. Leider geht Beläjew auf diese Frage nicht 
näher ein, auch finde ich sonst in der Literatur keinerlei Erklärung über dieser 
eigenthümliche Verhältniss. 
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Höfe, die über 10 Werst (ca. 1'/, geographische Meile) vom Walde 
entfernt sind, eine erhebliche Steuerermässigung geniessen. !) Da- 
gegen spielt die Fischereiberechtigung in vielen Landstrichen 
eine sehr wichtige Rolle. In dem Steuerbuch der Derewskaja Pä- 
tina, eines see- und flussreichen Gebietes, finden sich sehr häufig 


Seen und Flüssen (verschiedenerlei Bezeichnungen : entweder moao- 
una, Tpers etc. oder mepebet — z. B. naroi, mecroh ete. — 
oder roun — aBb, Tpm. ete., oder yyacTok%, yronba, uacTb etc.)?) 
In germanischen Landen hatten sich dagegen früh genaue Bestim- 
mungen über die Grösse des Nutzungsrechts ausgebildet. °) 

Muss schon der geringe Werth des Grund und Bodens (im 
Grossen und Ganzen) und die Leichtigkeit, anderweitig Grundbesitz 
zu erwerben, die Gemeinde als ein nur lockerer markgenossen- 
schaftlicher Verband erscheinen lassen, so hinderte noch ein anderer 
Umstand ein so enges Zusammenschliessen der Gemeindegenossen, 
wie es sich in den alten germanischen Dorfschaften zeigt. Das 
russische Volk lebte nämlich nieht in grossen Dörfern. Die russische 
Markgemeinde bestand vielmehr zumeist aus einem kleinen Haupt 
dorf (ceıo oder ceısı0) und mehreren noeh geringeren Ansiede- 
lungen (aeperun, nmounnsn, moceıskn), und aus Einzelhöfen. ®) 
Das Wort neperua (Derewnä), heute schlechtweg „Dorf* bezeich- 
nend, wird von aepeso abgeleitet. und bedeutete neugerodetes Land, 
sodann wurden neperun neueingenommene Landantheile genannt, 
die von der Gemeinde an neue Ansiedler vergeben wurden. Dem- 
nach scheint die Annahme berechtigt, dass das Sselo (ce1o) die 
erste genossenschaftliche Niederlassung war, von welcher aus — 
mit Zunahme der Bevölkerung durch inneren Zuwachs wie durch 
Eintritt neuer Ankönımlinge in die Gemeinde — Derewni gegründet 
wurden (dureh Rodung ete.).®) — Professor $. Ssolowjew findet, ‘) 


> 


') A ABOpbI nOMUAbIe NAATATD: Bb UONEXB 38 ABOpB py6Aa ga ABA A.ıTbIHa, 
a Bb AbchbxXp, TAB AEeCATb BEpCTB AO XOPOMHOrO Abcy, 38 ABOpBb NHOATRHA Aa ABa 
aıtbıHa (SS 88). 
?) Auch wird eine Fischabgabe erhoben, z. B. in der Coruaa na Myponckili 
nocag& vom Jahre 1574 in den Arrsı Hpup. .M%@ 229 u. a., Antheil an einem 
Fluss (mecran vacrs) M% 2. a 
?) Maurer: Gesch. der Dorfverfassung, Bd. I, pag. 205—219, 231-285; 
313 ete., Gesch der Markenverfassung, pag, 124—163. Hoi 
+) Beläjew: O nosemeisHoMm® BiagbHiu etc., pag. 41. w 
°) 5. Ssolowjew: Cnop» 0 ceubcKof bEiknh, im Pyceriä Biserunns, 189 
Bd. 22, pag. 303. Derselbe: Herop. Poceiu, Bd. VII, pag. 54. L 
°) S. Ssolowjew: Heropin Pocein, Bd. V, pag. 243. si 
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‚dass nach dem bereits erwähnten Steuerbuch der Borekan uaTnHa 
vom Jahre 1500 die Bevölkerung in den Hauptdörfern (ce1o) 15 bis 
120 Seelen betrug, selten jedoch letztere Grösse erreichte, eine De- 
rewnä gewöhnlich aus 1—4 Höfen bestand, selten aus mehr Höfen, 
jeder Hof zumeist eine Familie umfasste. 

Die gleiche Art der Ansiedelung finden wir in einer anderen 
Nowgorodschen Pätina, in der Derewskaja. Selten im Vergleich 
zur Gesammtzahl treffen wir eine Derewnä von 5—8 Höfen, nur 
ausnabmsweise mehr als 8 Höfe (10, 11, 12 ete.). In den anderen 
Landestheilen tritt uns dieselbe Erscheinung entgegen, wie aus 
Steuerbüchern und anderen Actenstücken zu ersehen ist.) Lesch- 
kow kommt in seiner Schilderung der bezüglichen Ansiedelungs- 
verhältnisse zu demselben Resultat. Und doch erklärt er die „De- 
rewnä“ zu einer Markgemeinde, indem er behauptet: die Derewnä 
ist ein bestimmtes Landareal mit Feldern, Wiesen und anderen 
Nutzungen ete., sie ist das Bleibende beim Wechsel der Personen; 
die Verfügung über das Land, die Vergebung desselben an die ein- 
zelnen Glieder, Rückfall desselben an die Derewnä, die neue Ver- 
theilung des Landes, Vertheidigung desselben gegen fremde Ein- 
griffe etc. — Alles liegt in Händen der Derewnä, Alles hängt von 
der Derewnä ab, die der lebendige Mittelpunkt eines bestimmten 
Landgebietes mit den zugehörigen Nutzungen war: die Derewnä 
war ein Ganzes.?) — Gegen diese Auffassung spricht Mehreres. 
Ein entscheidender Grund gegen die Berechtigung derselben ist 
schon die geringe Zahl der Höfe in einer Derewnä: Derewnä, aus 
einem Hof bestehend, sind durchaus keine Seltenheit. Unter den 
Derewni aus 2, 3, 4 Höfen, finden sich recht häufig solche, in 
denen die Höfe von derselben Familie (im weiteren Sinn) besetzt 
sind: in dem einen Hof haust der Vater, in den anderen abgetheilte 
Söhne, oder die Inhaber sämmtlicher Höfe sind Brüder ete. Hier- 
aus ergiebt sich mit grosser Wahrscheinlichkeit, dass ein Ansiedler 
zuerst einen Hof, der eine Derewnä umfasste, übernahm, resp. selbst 
erst errichtete und das Land urbar machte, und dass im Laufe der 
Jahre seine Söhne sich abtheilten und auf dem weiten Landgebiete 
der Derewnä sich neue Höfe einrichteten, wobei es nicht aus- 
geschlossen ist, dass hier und da auch mehrere Verwandte sogleich 
mehrere Höfe, die eine Derewnä bildeten, besetzten. Wiederholt findet 
sich in Steuerbüchern vermerkt, dass eine Derewnä zur Zeit unbesetzt 


') 2. B. Auısı KW'pupuueckie ‚1 104, 228 etc. 
?) Leschkow: Pycer. Hap. n Toocya., pag. 248—249. 





























ist (#6 nycrb), dass eine Derewnä, kürzlich noch unbesetzt, wiederu m 
Insassen erhalten hat, dass durch Rodung, Urbarmachung neue 
Derewni gebildet sind. Alles dieses spricht gegen Leschkow’s An- 
sicht, die Derewnä sei eine eigene, selbständige Markgemeinde ge- 
wesen: in solchem Falle hätten fortwährend Untergang und Neu- 
bildung von Markgemeinden stattgefunden, wie selbst bei der grossen 
Beweglichkeit der ländlichen Bevölkerung und der geringen Stabi- 
lität der ländlichen Verhältnisse im alten Russland nicht anzu- 
nehmen ist, ja es hätte ein vollständiges Chaos nicht allein in den 
grundbesitzlichen Verhältnissen bestanden, sondern auch in den der 
inneren staatlichen Verwaltung, denn, wie bereits auseinander- 
gesetzt, hatte die altrussische Merkötrhieitide communale und eine 
Reihe staatlicher Aufgaben zu erfüllen. Es ist uns auch keit 
historisches Denkmal entgegengetreten, aus welchem auf eine 
solche Bedeutung der Derewnä geschlossen werden kann, wie au b 
Leschkow keinen Beleg für seine Auffassung angiebt. Dagegen 
lässt sich ein directer Beweis führen, dass die Derewnä nur einen 
Theil der markgenossenschaftlichen Gemeinde gebildet hat. In 
einer Reihe gerichtlicher Schreiben treten bäuerliche Verordnete 
vor das Gericht, die im Namen der Wolost (80 BC5x6 KpecTbahb 
MBCTO BOIOCTN..... ) Derewni für sich reelamiren, die Ausweisung 
widerrechtlicher Eindringlinge verlangen, wobei sie wiederholt er- 
klären, die betreffende Derewnä gehöre zu ihrer Wolost. Del 
gleichen bei Streitigkeiten über die Zugehörigkeit einer Derewnä, 
beim Austausch von Derewni, bei Abtretung einer Derewnä an die 
Wolost ete.') Auch finden sich häufig bei Bezeichnung grundbesitz- 
rechtlicher Verhältnisse die Worte: ceno (auch ce1pu0, ceinme) CB ne- 
PeBHAMU CO BCbM’'b UTO Kb HNMb NOTATIO A3CTAPHHBI.... (Sselo mit den 
Derewni und mit Allem, was dazu seit Alters gehört, sel. an Nutzungen). 
In Steuerbüchern und anderen Actenstücken lesen wir wiederholt 
die Notiz, dass der Gemeindeälteste eine Derewnä, selbst mehrere, 
wie wir oben gesehen haben, mit Leuten neu besetzt hat. Der 
Ausdruck nepesun Kb ceay oder gepesunm CB ceıbuonp etc., bei 
Aufzählung der Derewni, die zu einem Sselo gehören, findet sich 
häufig. Wie die Zahl der Höfe in einer Derewnä verschieden war, 
so auch die Grösse des zu einer Derewnpä gehörigen Landes. Zu- 
meist scheint dasselbe ein abgerundetes Areal mit bleibenden Gren- 
zen gewesen zu sein: in einer Reihe von Urkunden wird das 


') Beispiele sind oben S. 25, Note 1 angegeben. Siehe auch ARTE Fopnr- 
auuecrie N 104, 137, 141, 150, 151, 154, 172, 175, 272 etc, etc. 
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"Landgebiet einer Derewnä durch die Worte bezeichnet: ro 
Kb TO AepeBuu W3CTapın NOTATIO, Kyna XonmIb TONOpB , KOCA 
u coxa, selbst bei Theilen einer Derewnä finden sich solche 
Grenzbestimmungen.!) Es mag die Derewnä hier und da that-_ 
sächlich eine besondere Feldgemeinschaft gebildet haben. Diese 
feste äussere Umgrenzung von Derewni — beim Bestehen des 
Gemeindebesitzes — scheint Leschkow zur der Annahme geführt 
zu haben, die Derewnä sei eine selbständige Markgemeinde 
gewesen, wobei er sich noch darauf hätte berufen können, 
dass auch heute „Derewni* einen solchen Verband bilden. (Im 
Laufe der Zeiten hat sich eben der mit dem Worte „Derewnä“ ver- 
knüpfte Begriff verändert.) Dazwischen scheinen aber auch zwei, 
drei Derewni in einem engeren ökonomischen Oonnex gestanden zu 
haben. Während nämlich z. B. im Steuerbuch der Derewskaja 
Pätina bei der Beschreibung der Derewni und Höfe im Allgemeinen 
die betreffenden Angaben für je eine Derewnä, mag diese aus einem 
oder aus mehreren Höfen bestehen, verzeichnet sind, stösst uns hier 
und da eine Abweichung auf: bei 2, 3 nach einander beschriebenen 
Derewni findet sich für jede derselben gesondert nur die Angabe 
über ihre Grösse, (Grösse der Aussaat, des Grasschnitt, Bestimmung 
nach Obscha), dagegen die betreffenden Angaben über die Abgaben 
(an Geld, Naturallieferungen) zusammengefasst für diese Derewni.-- 
Leschkow bezeichnet sodann das ceıpuo (Sselzo) als „ein Dorf mit 
dem deutlichen Anzeichen der Concentration für die Verwaltung 
des Landes und der Bevölkerung“, mit dem Gutsherrn oder seinem 
Vertreter, dem Herrenhof und seinen Leuten, den Unterschied 
zwischen Sselzo und Sselo (ceısuo und ceıo) findet er darin, dass 
letzteres den Mittelpunkt für die kirchliche Verwaltung, (mit einer 
Kirche, Geistlichkeit ete.) bildete. Der Herrenhof im Sselzo, wie 
die Kirche und der Herrenhof im Sselo treffen wir freilich sehr 
häufig, aber nicht überall; und andererseits finden sich Herrenhöfe 
(aBop» Öoapecriä, aB. 601BmoHA, AB. KHAmB etc.) auch in Derewni, 
wie auch nicht alle Ssela, Sselza im alten Russland Kirchen be- 
sitzen; es sind dieses keine wesentlichen Momente. Sselo, Sselzo 
bedeuten vielmehr, wie es sich aus dem Wort selbst ergiebt, über- 
haupt Ansiedelung, Niederlassung. Das Sselo, wie das Sselzo und 
das Sselischtsche erscheinen als die Hauptniederlassungen, von welchen 
aus — mit Zunahme der Bevölkerung — Aussiedelungen stattfanden, 
sie bestanden durchschnittlich aus einer grösseren Anzahl von Höfen 


') z. B.-Nr. 175, 187 in den Axrcı Köpnxuyueckie. 
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als die Derewni, sie bildeten das Hauptdorf, in welchem daher aueh 
gewöhnlich der Herrenhof stand, wenn die Dörfer gutsherrlich waren, 
staatliche Beamte residirten, die Kirche sich befand. In Betreff des 
markgenossenschaftlichen Verbandes scheint uns so viel festzustehen, 
dass ein Sselo (oder Sselzo, Sselischtsche) mit oder auch ohne 
Derewni, Potschinki (nounsem, kleine Ansiedelungen), Pustoschi 
(aycromu, d. i. Land, das früher wüst war), sowie auch mehrere 
Derewni allein ohne ein Sselo oder Sselzo eine Markgemeinde ge- 
bildet haben '). Eine genauere Bestimnung derselben ist schwierig, 
ja vielleicht unmöglich. Die historischen Denkmäler, die diese 
Fragen berühren, stammen aus einer Zeit, in welcher der Auf- 
lösungsprocess der alten Verbände bereits sehr weit vorgeschritten 
war‘ ganze Gemeinden, Ssela mit Derewni, wurden der grossfürst- 
lichen Kammer zugeschrieben, an Klöster und Dienstleute ver- 
geben, einzelne Derewni, die in den Besitz von Dienstleuten ge- 
riethen, schieden aus dem markgenossenschaftlichen Verbande ans, 
So zerbröckelte die alte Mark immer mehr. Befördert wurde dieser 
Process durch die geringe innere Festigkeit der Gemeinde: das 
Land hatte einen geringen Werth, die Derewni und die Höfe lagen 
weit auseinander, die Gemeinde hatte nur selten Veranlassung v6. 
habt, in die grundbesitzrechtlichen Beziehungen der Einzelnen zu 
einander und zum Ganzen einzugreifen. So kunnten sich also 
auch leicht einzelne Theile vom Ganzen loslösen. Die Wolost ver- 
lor immer mehr ihre markgenossenschaftliche Bedeutung und ward 
immer mehr eine nur administrativer Verband ?), welche Umwand- 
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') Wenn auch nach dem heutigen Sprachgebrauch unter Sselo ein Kirch- 
dorf, unter Sselzo auch speciell der Herrenhof verstanden wird, so hatte sich im 
alten Russland eine so strenge Scheidung der Bezeichnungen für Dorf nieht 
ausgebildet. Im Steuerbuch der Derewskaja Pätina ist der Name, den De. 
rewni tragen, mehrfach ceıo, ceıbıro, ceame, z. B. Band I, pag. 111, 179, 208, 
319, 738, Bd. II, pag. 235, 388, 824 (Die Beispiele lassen sich noch vermehren) 
Die Vermuthung, dass auch eine Anzahl von Derewni ohne ein eigentliche 
Hauptdorf (Sselo etc.) einen markgenossenschaftlichen Verband gebildet hat, 
stütze ich auf die Art der Gruppenbildung in den Steuerbüchern: es wird näm. 
lich mehrfach eine Reihe von Derewni (Besnxaro Kunas 06poynzıa) nach ihrer 
speciellen Aufzählung zu einer Gruppe zusammenfasst und dann die auf ihnen 
ruheuden Pachtsummen, Steuern und Abgaben angegeben. Auch stehen einer 
Anzahl von Derewni (ohne ein Sselo) Antheilsrechte an Seen und Flüssen 2 
(z. B. die Formel a yropbä y TbxD gepeBenp: B% 03epb BB.... Ba yyacrka, 3 
O3epb BB .... ABA Kepeöbn). 4 

2) Wie wir gesehen (siehe oben 8. 18, Note 4), spricht Beläjew in seinen 
ülteren Werk (O nosemeabHomG Bragbain etc.) der Wolost jeden markgenossen 
schaftlichen Character ab, in seinen neueren Schriften hat er diese Ansicht mo 
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lung sich um so leichter vollziehen konnte, als aller Wahrscheinlich- 
keit nach seit Alters zur Wolost auch persönlicher Grundbesitz, (die 
erwähnten eroesemusr, später auch Dienstgüter ete.) sich befand. 
Sogar im Nowgorodschen Gebiet hatte sich bereits beim Ausgang des 
15. Jahrhunderts eine grosse Zerrissenheit herausgestellt. Sowohl in 
der Wotskaja Pätina wie in der Derewskaja lässt sich Solches ver- 
folgen. Ja selbstdie einzelne Derewnä steht nicht immer unter denselben 
srundbesitzrechtlichen Bedingungen. Wiederholt wird in den ge- 
nannten Steuerbüchern verzeichnet, dass ein Theil einer Derewnä 
grossfürstlich ist, ein anderer im Besitz eines Klosters, eines Herrn 
als Dienstgut, oder im freien Eigenthum einer Privatperson (cBoO&- 
s3emen$) sich befindet. Die Bestimmung der markgenossenschaft- 
lichen Verbände nach den Angaben dieser Bücher wird auch da- 
durch erschwert, dass diese Bücher nur zu rein praktischen Zwecken 
(zum Zweck der Besteuerung, der Regulirung und Sicherung der 
Besitztitel) aufgestellt sind. So wurden z. B. die einem Herrn ge- 
hörigen Derewni und Ssela, die in verschiedenen Wolosten und 
Pogosten lagen, häufig als ein Ganzes zusammengefasst. Endlich lässt 
sich aus ihnen nicht durchgehend constatiren, welche Ssela und 
Derewni ursprünglich freies Gemeindeland gewesen und welche auf 
erundherrlichem Lande gegründet sind. Auffallend ist, dass in 
beiden Stewerbüchern des freien Gemeindelandes (vepnsia 3eman) 
nicht Erwähnung geschieht. Neben den Ssela und Derewni, die 
als Dienstgüter vergeben sind, im Besitz von Kirchen und Klöstern 
sich befinden, die freies persönliches Eigenthum (cBoesemuoBbI) 
bilden etc., werden Ssela und Derewni, ja selbst Wolosti bezeichnet 
als Beiınzaro kuasa 00pouHnIa d. i. grossfürstliche Pachtgüter: diese 
haben ausser den staatlichen Steuern und Lasten (der Grundsteuer 
nach der Socha, auch odezuaa naup genannt, Abgaben zum Unter- 
halt — xkopup — der staatlichen Beamten, eleichfalls nach der 
Socha bestimmt ete.) noch eine Pacht, Obrok (oöpok#) an die 


difieirt. So spricht er sich in seinem Werk: '„Kpeersane na Pyen wie folgt aus: 
Für die Bauern, die auf Gemeindeland sassen, bildete die Wolost den grössten 
Gemeindeverband: B% 3TyIo BbIcmyro OoÖmmay TAHyAa Hu3ıuia OÖmUHLI — ceıa 
n 6016Hria gepeBun npunncaHHbIH Kb BOA0CTH, die auch ihre Starosten hatten, a 
xb cterams, fährt Beläjew fort, ranyın mansın nepesun, noynurm, noceıkn. — 
Eine vollständige Lösung dieser und der hiermit verbundenen Fragen wird erst 
möglich sein, wenn die Steuerbücher etc. in systematischer Weise werden ver- 
arbeitet sein. (Leider ist mir das erwähnte Werk Newolin’s über die Nowgo- 
roder Pätinas nicht zugänglich gewesen.) 
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grossfürstliche Kasse zu entrichten.) Beläjew hat bei Besprechung 
des Steuerbuches der Wotskaja Pätina, aus welchem dieselbe That- 
sache sich ergiebt, unter Vorbehalt die Ansicht ausgesprochen, d 
mit der Unterwerfung Nowgorods das freie Gemeindeland nich 


t 
staatliches Eigenthum (rocyaapcTkeuupIA 3emau) im weiteren Sinne 
blieb, wie die Stellung des Gemeindelandes sonst im alten Russland 
war, sondern zu grossfürstlichem Lande umgewandelt wurde. Diese 
Ansicht findet auch Bestätigung durch das Steuerbuch der Derews- 
kaja Pätina. Ziehen wir noch in Betracht, dass die Zahl der 
freien Grundbesitzer (cgvesemusı) in beiden nowgorodschen Steuer- 
büchern nur eine geringe ist, ihr Grundeigenthum nur aus wenigeı 
Derewni besteht, die grossen nowgorodschen Grundherren also ver- 
schwunden sind, so ergiebt sich, mit wie durchgreifenden Mitte N) 
die moskausche Herrschaft sich im nowgorodschen Gebiet festsetzte.- 
Kehren wir zu der uns zunächst interessirenden Frage zurück, st 
lässt sich — auch mit Berücksichtigung der noch streitigen Punkte — 
als bereits vonstatirt aussprechen, dass die altrussische Markgemein de 
im Grossen und Ganzen aus mehreren, von einander getrennt liegen- 
den Ansiedelungen bestanden hat. Fi 

Vergleichen wir nun die äussere Gestalt der germanischen 
Dorfschaften , die Art des Zusammenlebens der Markgenossen mit 
den betreffenden Verhältnissen im alten Russland, so ergiebt sich, 
dass die Anlage der grösseren Dörfer (ceıo, ceıbı0) den germa 
nischen Dörfern analog war: die einzelnen Höfe standen nahe 
einander. Ein Unterschied bestand wohl nur darin, dass ‘die Zahl 
der Höfe zumeist eine geringere war, als sie in germanischen Dörfern 
(mit Feldgemeinschaft) gefunden wird. Die Derewni aber, die ent- 
fernt von einander und vom Hauptdorf aus einem bis vier Höfe 
bestanden, nähern sich in ihrem äusseren Charakter mehr deı 
germanischen Dorfschaft ohne Feldgemeinschaft (wie heute no 
in den Thälern des Odenwaldes und des bairischen Gebirges, in 
Westphalen, Tirol, Vorarlberg und in der Schweiz), oder Hof- 


') Wir können nicht unerwähnt lassen, dass in dem Steuerbuch der De- 
rewskaja Pätina uns eine besondere Gruppe von Dörfern entgegentritt: mehrfacl 
findet sich verzeichnet: Bonocrka Beınkoro Knasa, yro Opa 3a B.IAABIROM, Odel 
nepeeun B. K. yTo ÖBIBaım 3a BAAABIKOM Oder 6BıBa.ım MOHACTBIPA ...., also Dör- 
fer, die früher im Besitze der Kirche, von Klöstern waren, und jetzt als gross: 
fürstliche bezeichnet werden. Auffallend erscheint uns nun, dass in Betreff die 
Dörfer keinerlei Angaben vermerkt sind, weder über Obrokzahlungen noch ül 


andere Abgaben (10xog6), nur die Zahl der Obshi, der Sochi finden sich an 
gegeben. hr 
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"anlagen, die nur in Weide- und Waldmarkgemeinschaft waren: 
"hier stand der Bauernhof getrennt von den übrigen, inmitten der 
zu ihm gehörenden Felder und Wiesen. ') 

- Endlich beansprucht als drittes Unterscheidungsmerkmal die 
im Grossen und Ganzen grössere Gleichartigkeit in der Boden- 
eonfiguration und in der natürlichen Fruchtbarkeit des Landes in 
Russland gegenüber der grösseren Mannigfaltigkeit in den germa- 
nischen Ländern hervorgehoben zu werden. 

Aus all’ dem Vorhergesagten erscheinen folgende Schluss- 
folgerungen in Betreff der Gestaltung des altrussischen Gemeinde- 
besitzes sich zu ergeben. 

Jemehr Land über*den Bedarf vorhanden war, die Gleich- 
artigkeit des Bodens erhebliche Verschiedenheit in seiner Ergiebig- 
keit nur selten aufwies und endlich die kaum dorfartig zu nennen- 
den Ansiedelungen nur aus wenigen Höfen bestanden, um so weniger 
lag eine Veranlassung zu Beschränkungen des Einzelnen im Interesse 
der Gesammtheit vor, um so weniger konnte sich eine strenge Feld- 
gemeinschaft und ein Flurzwang ausbilden. Ein jeder Genosse 
hatte das gleich grosse, lebhafte Interesse, dem sich kein Bedürfniss 
eines anderen Genossen mit gleicher Intensitat entgegenstellte, das 
seinem Hof zunächst belegene Land bleibend in seiner Nutzung zu 
behalten. Die Gunst der Lage mochte zumeist selbst den Vortheil 
der grösseren Fruchtbarkeit eines entfernter belegenen Landstückes 
überwiegen. Unter solchen Bedingungen erschien die Vornahme 
periodisch sich wiederholenden Wechsels des zum Feldbau be- 
nutzten Landes unter den Markgenossen im Grossen und Ganzen 
wohl nur selten als geboten. Hingegen wechselte bei der bis zum 
Schluss des 15. Jahrhunderts in Russland vorherrschenden wilden 
Feldgraswirthschaft mit Rodung von Wäldern, Gesträuch etc. 
( Brennwirthschaft) das von den Bauern bestellte Ackerland. 
Wir sind der Ansicht, dass diese extensive Betriebsart, die ein 
grosses Landareal beansprucht, eine wesentliche Veranlassung zu 
der Niederlassung und Ansiedelung in kleinen Dörfern und Einzel- 
höfen war. Der sich dringend fühlbar machende Wunsch, in 
nächster Nähe möglichst viel Land zur Verfügung zu haben, über- 
wog das Streben zum engeren Zusammenleben, das sich auf niederer 
Culturstufe, bei mangelhaftem Rechtsschutz ete. sonst so wirksam 
zeigt. So haben wol die Inhaber von Einzelhöfen — ohne Ein- 
mischung und Bestimmung der Gemeinde — nach eigenem Gut- 


1) Maurer, 1. ce. Bd. I, pag. 29, 31. 
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dünken das um ihren Hof liegende Land genutzt. Bestand eine 
Derewnä aus mehreren nahe belegenen Höfen, so war eine Ver- 
ständigung unter den Nachbaren geboten. Auch in diesen Fällen 
hatte die ganze Markgemeinde, das Hauptdorf und die etwaigen 
anderen Derewni und Einzelhöfe, wol zumeist keine Veranlassung zum 
activen Eingreifen, da die anderen Ansiedelungen entfernt waren un 
selbst genügend Land um sich herum hatten. Je nach der grössere 
oder geringeren Entfernung der Derewni unter einander oder vom 
grösseren Hauptdorf, war eine geringere oder grössere Geltend- 
machung des Einflusses der Gemeinde erforderlich, zunächst zur 
Feststellung der Grenzen, bis wie weit der Einzelhof, die Höfe der 
Derewni, des Sselo bei ihren Rodungen *etec. vordringen durften, 
Auch hat wol die Gemeinde in Betreff der Redungen !) — 
Schutz der Ansiedelungen vor Feuersgefahr — beschränkende Mass: 


die Zahl der Höfe im Sselo war, desto dringender waren Anord- 
nungen der Gemeinde zum Schutz des einen gegen den anderen 


die auf denselben beruhenden Schlüsse Seitens russischer Geschichts- 
schreiber. 

So scheidet S. Ssolowjew die Derewnä vom Sselo; erstere ist ein 
abgetheilter, abgesonderter Landantheil (oTabıbaslä yyacTors) und 
er findet, dass dieses den Derewni zugetheilte Land eigentliel 
nicht zum Bestande derjenigen Ländereien gehörte, die sich im 
Gemeindebesitz (BB o6ımen% BıaykHin) der eigentlichen Dorfbewohner, 
der Bewohner des Sselo, befanden. Selbst Beläjew entwirft it 
seiner Schilderung der bäuerlichen Verhältnisse im 14. und 15. Jahr. 


Gemeindeland, wie oben bereits erwähnt: „der Bauer hatte auf 
nicht normirte Zeit seinen Landantheil zur Nutzung, so dass er aul 
einem und demselben Landantheil sein ganzes Leben hindurch 


') Ueber das Waldbrennen und die hiermit verbundene Feuersgefahr han- 
delt bereits der erwähnte dem Grossfürsten Jaroslaw 1. (11. Jahrhundert) zuge 
schriebene, vielleicht aber später abgefasste Veranrv 0 semerux% Abıaxp N 
mehreren Bestimmungen. 


sitzen und ihn seinen Erben überlassen konnte, wenn er nur seinen 
Pflichten der Gemeinde gegenüber (durch die Entrichtung der pro- 
portionalen, auf seinen Hof entfallenden Steuerbetrages) nachkam. 
Unter Einhaltung dieser Bedingung konnte er seinen Landantheil 
verpachten, verpfänden und sein Nutzungsrecht einem Anderen 
eediren. In Betreff der Bestellung seines Landes war er vollständig 
unabhängig: er konnte dasselbe, in welcher Art es ihm gut dünkte, 
bestellen: zu Ackerland aufpflügen, einen anderen Theil zu Garten- 
land einzäunen, im Bruch belassen etc. In alle diese Dinge mischte 
sich die Gemeinde nicht, der Bauer war voller Wirth des ihm zu- 
getheilten Landes.“ Diese selbständige grundbesitzrechtliche Stellung 
des Bauern hat Tschitscherin zu der Ansicht gebracht, dass die 
Gemeinde überhaupt keine Rechte über das in der Nutzung ihrer 
Glieder befindliche Land gehabt, dass kein Gemeindebesitz im alten 
Russland bestanden hat. 

Doch Beläjew ist dabei nicht der Ansicht, dass überall in allen 
Gemeinden der Landantheil Einzelner so feste und bleibende Grenzen 
hatte. Er erwähnt mehrerer Cessionen von Landantheilen, die zu- 
mal in den (Ackerbau-) Städten nicht selten waren, nach welchen 
nicht ein genau bestimmtes Areal abgetreten, sondern die Grenz- 
bestimmung ersetzt wird durch die Bezeichnung: wie viel bei 
der allgemeinen Vermessung (no oÖmmumHnony nambpenim) auf seinen 
Antheil entfällt. 

Wo nämlich eine dichtere Bevölkerung sich zusammengedrängt 
fand, wie in grösseren Dörfern und in zu Städten gewordenen 
Dörfern, dort konnte unter gewissen Umständen eine Umtheilung 
des Gemeindelandes wünschenswerth erscheinen. Wenn z. B. bei 
Zunahme der Bevölkerung zur Befriedigung ihres steigenden Be- 
dürfnisses neues Land gerodet wurde, was zumeist nur mit gemein: 
samen Kräften ausgeführt werden konnte, dort mochte es sich als 
zweckentsprechend erwiesen haben, das gesammte Feldland — um die 
Gleichmässigkeit in der Normalgrösse der Wütj zu erhalten — einer 
Umtheilung zu unterziehen. Desgleichen mochte bei der bis gegen 
Schluss des 15. Jahrhunderts vorherrschenden Feldgraswirthschaft, 
bei welcher das erschöpfte Ackerland liegen gelassen und bisher 
als Wald, Weide, Wiese etc. genutztes Gemeindeland unter den 
Pflug gebracht wurde, sich hier und da die Nothwendigkeit einer 
allgemeinen Neuvertheilung des Landes herausgestellt haben. 

Partieller Wechsel in Besitz und Nutzung des Landes trat 
dagegen bei jedem Wechsel in der Wirthschaftskraft eines Hof- 
inhabers ein. Verliess der erwachsene Sohn den väterlichen Hof 
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und wurde dieser Verlust durch keine neue Arbeitskraft ersetzt, 
gab der Vater einen Theil seines Landes auf, um nicht für da 
ganze bisher genutzte Land, dass zu bearbeiten er nicht mehr im 


so liess er sich zu seinem bisher bestellten Lande noch andere 
(eine ganze, eine halbe, eine viertel ete. Wütj) von der Gemeinde 
zutheilen. 


und Boden, das Verfügungsrecht der Gemeinde über “ 
Gamsindeland een erhalten Bamzkes 


dem Gemeindebesitzrecht entspringende Verhältnisse ee Wen 
Jemand auf ungetheiltem Platze einen Baum aufzieht und später 
bei der Vertheilung des Landes jener Platz, auf welchem der 
Baum gepflanzt ist, einem Anderen zufällt, so gelangt dieser in deı 
Besitz des Baumes; erklärt sich jedoch der, der den Baum gezogen 
hat, hierdurch yerleizb, so soll ihm ein solcher Baum, wie er ih 


Eine andere Beine arts: cn ein Beben eines Ss el 
einen gemeinen (d. h. im Gemeindebesitz befindlichen, ungetheillen) 
Platz entdeckt, der zu einer Mühle geeignet ist, und eine solche 
aufbaut, darauf aber alle Sselobewohner sich beklagen, dass Jeneı 
sich ein gemeines Landstück angeeignet hat, so mögen sie ihm das 
Holz und die anderen auf den Bau der Mühle verwandten Aus- 


') Aue apeso Bospameno Öyyer» kung na mberb Hepaspbasnb u mo Tom 
pasabaeniro ÖsIBıuy npmAyunTcH BB HHOTO Kom APeRo, TO ÖbITn, 1a me umberb 
oöJaeru MNB, HO Nike BO3PpacTuBb ApeRa TOrO, ame Jm ıKe ee oeropapb 
Mbera Toro, ARo OÖONAUMB ECTh APeBONG TEMB, ga noNacTT APeBo Bn APeBo ubero 
TAKOTO MB BOCHNTABIUeNy, u ga ne umber» To. Siehe „Coöpanie Bammbünnxe IM 
MATNUKOBB NO neropin ApeBunro Pycceraro upaBa,“ pag. 41. 






‚aber nach Vertheilung des Landes des Sselischtsche Jemand auf seinem 

_ Antheil einen zum Bau einer Mühle geeigneten Platz * ausfindig 
macht und eine solehe aufführt, so haben die Inhaber der anderen 
Landantheile keinerlei Recht auf jene Mühle ')., Aus diesen beiden 
Bestimmungen ergiebt sich, dass es dem einzelnen Gemeindegenossen 
nicht gestattet war, willkürlich ungetheiltes Land zu oceupiren, 
oder vielmehr, wenn es auch nicht direct verboten war, so ward 
jedoch der Gemeinde vorbehalten, jeder Zeit den Occupator — mit 
Entschädigung — aus seinem Besitz zu setzen. Andererseits ergiebt 
es sich aber auch — und das ist von Bedeutung für die Auffassung des 
altrussischen Gemeindebesitzrechts —, dass der Gemeindegenosee unter 
Umständen im bleibenden Besitz des ihm zugetheilten Landstücks 
sesichert wird. In der Bestimmung über den Mühlenbau ist es direct 
ausgesprochen: die Gemeinde hat keinerlei Recht auf die Mühle, 
dagegen in der über das Pflanzen von Bäumen nur indireet: nur 
in dem Fall, wenn ein Baum auf ungetheiltem Lande gepflanzt ist, 
soll der Pflanzende gewärtig sein, den Baum zu verlieren. — In 
diesem Statut finden sich auch einige Bestimmungeu über Recht- 
fälle, die aus dem Nebeneinanderliegen von Gärten entstehen (wenn 
die Aeste eines Fruchtbaumes — „peso canogoe — in des Nach- 
bars Garten hineinragen , wenn die Frucht eines Baumes in des 
Nachbars Garten fällt ete.) — ein Zeichen, dass auch in alter Zeit 
Höfe mit Gärten nahe bei einander gelegen haben ?). 

Der seit dem Ende des 15. Jahrhunderts sich vollziehende 
Uebergang von der wilden Feldgraswirthschaft zu der Dreifelderwirth- 
schaft?) hat mit den hiermit verbundenen und ihn hervorrufenden 
Bedingungen) im Laufe der Zeiten einen Einfluss auf die Gestaltung 


!) Ame KTO kuUBA BB ceb Hu Ppa3cmoOTpuTp MbCeTo OÖ4ee NpuAuyHoe MbABHNNBI, 
nm ce nocnbere, u 0 coBepweHiu MbJIBHNULI U IOTOMB CTAHyTBb BCh teiaHe Boni- 
me Ha OCHONapA MBABHUNBI, AKO OÖuee MbcTO 3a cBoe umbere, ıbeh m NONOÖHOE 
eMy OTAXaXATB UPOTOP'B, E.IHKO Ha MEAIBHNUY ucNpOoTOopn, u ÖOyayre Ipuyacrnin Beh 
Abay Towy; a mre pasgb.tenie ceanma 3emAm Öygerp, OÖpamern KTO BB cCBOEeH 
noab MECTO CAHYHO Ha egbaaHie MbIBAUNBI m NOTIUUTCA, O TOMB He umber» oÖlacrTu 
HHBIXB A0Ab Abaareım rIacntu O TakoNM MBAEHNUB ..... l. ec. pag. 46. 

?) Es findet sich in dem betreffenden Statut noch Folgendes über Theilung 

_ des Landes: Aıe pasptusenie 3eman Öygerp nm uOooÖmAnTE KTO BL Mpebin uUXB, 
BOABHO NOpymaru ÖsIBiuee pasnbuchie, 1. c. pag. 38 

3) O zemsenkain BB apesnef Poccin in den Tpyası U. B. Ikonomnuecraro 
Oömecrsa, 1866, Bd. I, pag 261 ete. 

*) Es scheint, dass die besonders seit dem 15. Jahrhundert sich mehrenden 
Beschränkungen der Freizügigkeit von grosser Bedeutung für den Uebergang 
zur Dreifelderwirthschaft gewesen sind. Der alte Satz: soususımp Bonn, d.h. 
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des Gemeindebesitzes geübt. Ein solcher Uebergang erfolgt nicht 
„freiwillig“, sondern nur unter dem Zwange der landwirthschaftlichen 
Bedingungen. Die Zunahme der ländlichen Bevölkerung und damit 
des Bedarfs an Bodenprodukten, die hiermit zusammenhängende 


dem Freien die Freiheit (sel. des Wegziehens) ward immer mehr begrenzt. Eine 
wesentliche Beengung des nomadenhaften Hin- und Herziehens der bäuer- 
lichen Bevölkerung war die, dass kein Bauer seine Gemeinde verlassen konnte, 
bevor er von einer anderen Gemeinde oder von einem Grundherr aufgenommen 
war, eine Beschränkung, die sich mit Zunahme der Bevölkerung — in den be- 
völkerten Landstrichen — und der Abnahme des noch unbebanten, eulturfähigen 
Bodens immer mehr fühlbar machte. Sodann war von wesentlicher Bedeutung 
die Scheidung der bäuerlichen Bevölkerung in Täglobauern und ausser dem 
Täglo stehende Bauern (rarısıe und 3ararısıe), erstere waren die Inhaber und 
Nutzniesser des Gemeindelandes, letztere diejenigen, die in der Gemeinde wohn- 
haft waren, ohne von der Gemeinde einen Landantheil empfangen zu haben, also 
keinerlei Verbindlichkeiten gegenüber der Gemeinde hatten (Kinder, die noch 
bei ihren Eltern, Brüder, die bei Brüdern, Neffen, die beim Oheim etc. lebten, 
Personen, die in einem Dienstverhältniss zu einem Bauer standen). Den Täglo. 
bauern wurde der Wegzug verboten; der Grund der Beschränkung war ein fis- 
kalischer; die Täglobauern waren in das Steuerbuch eingetragen und der Staat 
verlangte — bis zur Aufstellung eines neuen Steuerbuchs — die Steuer für alle 
Eingetragenen; da die Gemeinde solidarisch für das Einfliessen derselben ver- 
haftet war, so war — zum Schutz der Gemeinde — eine Beschränkung geboten, 
Die Gemeinde hatte demgemäss auch das Recht zur Entlassung eines Bauern, 
doch musste sie den betreffenden Steuerbetrag dann selbst tragen. Der Bauer 
konnte die Gemeinde verlassen, wenn er einen Stellvertreter schaffte oder die 
Gemeinde auf andere Art in Betreff der Steuerquote sicher stellte. Diese und 
andere Beschränkungen der Freizügigkeit, die schon lange vor Einführung der 
eigentlichen Schollenptlichtigkeit (am Ende des 16. Jahrhunderts) in Wirk- 
samkeit waren, auf die wir jedoch nicht näher @ingehen können, machte die 
ländliche Bevölkerung sesshaft und führten mit der Zeit zur Umgestaltung 
der ganzen Feldwirthschaft. Mit Zunahme der Bevölkerung und immer weite: 
gehender Aussaugung des Bodens konnte jene wilde Feldgraswirthschaft den 
Bedarf nicht mehr decken und der Bauer musste zu einer sorgfältigeren Bestel- 
lung des Bodens übergehen. Vergleiche „O semaegbıin B» ApesHeü Pocein“, 
l. e, pag. 263 ete. — Wie hoch der russische Bauer das Recht des nomaden 
haften Hin- und Herziehens geschätzt (obgleich die Slaven in historischer 
Zeit stets Ackerbauer gewesen sind), wie tief er die Beschränkung dieser Frei- 
heit schmerzlich gefühlt hat, ergiebt sich aus vielen Volksliedern, die jenen 'e 
lust beklagen. Dagegen scheint die Einführung der eigentlichen Leibeigense 
einen weit geringeren Einfluss auf das Volksbewusstsein geübt zu haben, Jenen 
Volksgefühl wird in der berühmten patriotischen Oper Glinka’s: YKusus 3a ap 
(Das Leben für den Zar, sel. Michael Feodorowitsch) in den schönen Versen mil 
characterisirender Alliteration Ausdruck gegeben: 
Bosa BOAbHaA BOAHAMB, 
Jlonx& BoAA 10 BONam, Ar 
Bora BoasHaa u Hame! ie 


ag BL 
- a 
nahme freien Landes, die allmälige Erschöpfung des Bodens, an 
den mit steigender Bevölkerung immer grössere Anforderungen 
gestellt werden, und die allmälig festere Ansässigkeit der Bevölke- 
rung, befördert durch staatliche Beschränkung des nomadenhaften 
Hin- und Herziehens, rufen die Nothwendigkeit einer sorgfältigeren 
Bestellung des Bodens und des Ueberganges zu einem, grössere 
Ernteerträge ergebenden Feldsystem hervor, und endlich auch eine 
strengere, den Einzelnen mehr beengende Form des Gemeinde- 
besitzes. Die zunehmende Dichtigkeit des Zusammenlebens und die 
Neubildung von Höfen erhöhen den Bedarf an Land. Konnte früher 
beim Ueberfluss an Land der Bauer beliebig seine Ackerwirthschaft 
erweitern ohne Schädigung seiner Gemeindegenossen, ja zum Vor- 
theil der Gemeinde, die von ihm eine Steuerquote zu erwarten 
hatte, so treten jetzt einem solchen Vordringen seine Nachbaren 
entgegen: die Gemeinde muss jetzt entscheiden, das Nutzungsrecht 
der einzelnen Wirthe normirt, begrenzt werden. Der Uebergang 
zur Dreifelderwirthschaft und überhaupt die sorgfältigere Be- 
stellung des Bodens muss die Machtbefugniss der Gemeinde noch 
mehr erweitern... Der Grad der natürlichen Fruchtbarkeit der Land- 
stücke erlangt eine grössere Bedeutung, die Gunst der Lage (die 
Entfernung vom Wirthschaftshofe) der Landstücke wird um so mehr 
geschätzt, je häufiger der Bauer seinen Acker zu betreten hat. Ein 
Jeder wünscht die fruchtbarsten und nächstbelegenen Theile, die 
streitenden Pafteien wenden sich an die Gemeinde, der Spruch der 
Gemeinde wahrt die Interessen des Einen gegen die des Anderen '). 
Die Dichtigkeit der Bevölkerung, die Art des Zusammenlebens 
und der Landvorrath der Gemeinden erweisen sich also als Momente 
von entscheidender Bedeutung für die Gestaltung des Gemeinde- 
besitzes, für die Art und das Maass der Beschränkung des einzelnen 
Gemeindegenossen im Interesse der Gesammtheit. Hingegen hat 
das übliche Ackerbausystem?) auf die Ordnung dieser Verhältnisse 


') So heisst es z. B. in dem bereits eitirten Zahlungsbuch (vom Jahre 
1589): Cbna y cena Ennmonosa u y gepesenz 166 konuens, Abey kycrapıo u nopoc- 
Hury 42 gecarunsı. Ü xauo Ha BbITB cepexnie 3emau no cemu AecATuHB, a XyAbie 
3eMAn 10 8 kecaruHp, U Ch TENN Jecarunann, 4TO Aaubı Ada NOConHaro xub0a; 
CbHA KpecTbAHOMB AaHO HA KUByINie Bbitn 10 30 mo Yersipe konubl, u bey Nano 
KPecTbAHOMB HA BbITb 10 ABb ACCATUHBI CB MOAYAECATUHOR. .... A 3emaamn u 
Jyru m IRComB um BCANN YTOoAbM BEPCTaTucH KPECTbBAHOND MeRb CeÖn camuımb 
UOJOCAMN HA BCHKYW BEITb 10 POBHy, 4 HE 4epe3n 3elMLlIo, YTOÖBI KPeCTbAHoNB 
mem» ceÖa cuopy u Öpaun He ÖBIIO HN KOTOPbImM Mb.ABı 

?) Hanssen: Zur Geschichte der Feldsysteme in der Tübinger Zeitschrift, 
Bd. 21, pag. 62, 79 ete Umanz: „Ceiperaa oÖımuna 8» Poccin“ in den ODesend: 




















nur insoweit einen Einfluss, als der Uebergang zu einer voll 
kommneren, landsparenden Bestellungsart (von der wilden Feldgras- 
und Brennwirthschaft zur Dreifelderwirthschaft mit bleibendem 
Ackerlande) eine Folge der grösseren Dichtigkeit der Bevölkerung 
und des gestiegenen Bedarfs an Bodenprodukten ist, Je sorgfältiger 
der Boden bestellt wird, desto häufiger hat der Bauer sein Feld 
zu betreten, desto werthvoller ist für ihn die Nähe desselben (die 
möglichst geringe Entfernung von seinem Hofe). Je grösser die 
Zahl der Höfe im Dorf, desto bedeutungsvoller ist die Theilung des 
_ Landes: dasselbe wird nach der Fruchtbarkeit in Kämpe zerlegt, 
die wiederum nach der Zahl der Nutzungsberechtigten in schmale 
Streifen getheilt werden, damit ein Jeder von nahem und fernem, 
gutem und schlechtem Lande gleichviel erhält. 4 

Eine Bestätigung für diese Auffassung der Form des altrussi- 
schen Gemeindebesitzes findet sich in den heute bestehenden agra- 


derart sind, wie sie uns als im übrigen Russland bis zum 
16. Jahrhundert vorherrschend geschildert werden. In den nörd- 


den Gemeindebesitz in einer Gestaltung, die sich von der im 
übrigen Russland bestehenden in wesentlichen Punkten unterscheidet. 
Während sonst die im Gemeindebesitz lebende’ ländliche Be- 


striche) fast ausschliesslich auf kleine Dörfer. Wie bereits be- 
merkt, hat seit Alters im Gebiet der nördlichen Düna persönlicher 
bäuerlicher Grundbesitz bestanden, '!) doch daneben auch Gemeinde- 


geht darin zu weit, dass er annimmt, erst mit Einführung der Dreifelderwirth- 
schaft sei Veranlassung zu Umtheilungen des Landes hervorgetreten. 2 


Bevölkerungsgruppe eingeführt wurde. Hierin liegt im Beweis, dass auch der 
Staat Gemeindebesitz einführen kann (wie auch auf den Domänen Kleinruss- 


en 


besitz, jetzt noch in eigenthümlicher Gestaltung, auf welche schon Haxt- 
hausen ') hinweist. Bei unermässlichem Landreichthum und dünner 
Bevölkerung hat der Grund und Boden in jenen nördlichen Land- 
strichen fast keinen höheren Werth als die auf seine Bestellung 
verwandte Arbeit. Bis in die neueste Zeit konnten die Bauern 
— leibeigen war hier nur ein ganz verschwindend kleiner Bruch- 
theil der ländlichen Bevölkeruug — frei und unbehindert Land zur 
Bearbeitung oceupiren, nur in gewissen Beziehungen durch staat- 
liche Verordnungen eingeengt. Bei der hier noch weit verbreiteten 
Brennwirthschaft wird das Land nur einige Jahre hindurch bestellt, 
dann aufgegeben und neues Land gerodet. Der Bauer, der ein Land- 
stück urbar gemacht, hat ein bleibendes Nutzungsrecht an demselben, 
das stets von der Gemeinde respectirt wird. Die Dörfer bestehen 
durchgehend aus einer ganz geringen Zahl von Höfen (sechs bis 
zehn zumeist).?) Findet ein junges rüstiges Ehepaar kein geeignetes 
Land in der Nähe des Dorfes, so zieht es in den Wald, brennt 
eine Strecke desselben nieder und siedelt sich auf diesem Lande 
an, das in den ersten Jahren ganz enorme Ernten abwirft. Bald 
lassen sich andere Familien nieder und auf diese Art bilden sich 
neue Dörfer. Entsprechend dieser Art der Occupation finden wir 
in den kleinen Dörfern des nördlichen Russland sehr häufig das 
Land in bleibendem Besitz der einzelnen Höfe, auch wo man zu 
einer sorgfältigeren Bestellung des Bodens (zuerst des zunächst ge- 
legenen Landes), zur Dreifelderwirthschaft übergegangen ist. Schon 
Haxthausen ist es im Gouvernement Wologda aufgefallen, dass in 
kleinen Dörfern die Aecker bleibend den einzelnen Höfen zuge- 
theilt sind und durch einen Rasenstreifen von einander geschieden sind. 
Er meint freilich, dass diese „Ausnahmen der volksthümlichen Acker- 
theilung“ „in vorherrschenden und überwältigenden Realinteressenihren 
Grund haben.?) Eine „Ausnahme der volksthümlichen Acker- 


lands), was von Anhängern des Gemeindebesitzes nicht selten in Abrede gestellt 
wird und u. A. auch daraus auf die Ursprünglichkeit des heutigen russischen 
Gemeindebesitzes geschlossen wird Ueber das eigenthümliche Grundbesitzrecht 
der Polowniki (d. i. der Halbbauern, die den halben Ertrag der Ernte dem 
Grundherrn entrichten) siehe Haxthausen: „Studien“ ete., Bd. I, 260, 284—29. 
') Haxthausen: Studien ete., Bd. I, 262, Bd. II, 290: über Colonisationen 
im Gouvernement Wätka und Perm 
2) Haxthausen: „Studien ete.,* Band I, pag. 228, 237, 241—242, 297, 
300—301 ete.: Bd. II, 290. 


») Haxthausen, 1. ec. Bd. I, pag. 240. 
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theilung“ lässt sich jene Grundbesitzform nicht nennen , wohl aber liegt 
ihre Basis in „vorherrschenden und überwältigenden Realinteressen“, 
Fine ausführliche Schilderung über die Form des Gemeinde- 
besitzes im nördlichen Russland (speciell im Gouvernement Olonez) 
findet sich in einem jüngst anonym erschienenen Jounalartikel.) 
In demselben wird auf den entscheidenden Einfluss hingewiesen, 
den der Landreichthum und die Art des Zusammenlebens (einerseits 
in grossen Dörfern, andererseits in kleinen Dörfern und in Einzel- 
höfen) auf die Form des Gemeindebesitzes ausüben.?2) Im Gou- 
vernement Olonez ist die dünngesäte Bevölkerung auf kleine Dörfer, 
die nicht selten nur aus zwei Höfen bestehen , und Einzelhöfe ver- 
theilt. Bis zu zwanzig, dreissig, ja selbst fünfzig solcher Ansiede- 
lungen (ceıenia) bilden erst eine Markgenossenschaft und politische 
(Gemeinde (oÖımmnua, ceıbckoe oÖmmecrBo), so dass z. B. im Kreise 
Olonez bis zu 600 Ansiedelungen zu zählen sind, aber nur 5 
Gemeinden. Der Bauer nutzt das Land nach dein Recht der ersten 
Occupation, je nach seiren Mitteln und Kräften bearbeitet der e eine 
Bauer mehr Land, der andere weniger. So lange er das einmal 
oceupirte Land bestellt, verbleibt ihm sein Recht auf dieses Land- 
stück. Erst wenn er es aufgiebt, darf ein Anderer dasselbe be- 
setzen. Auch das nach Dreifelderwirthschaft bestellte Ackerland 
‘verbleibt dem Ersten, der dasselbe in Besitz genommen hat. Dieser 
bleibende Besitz der Landstellen hat die mit Aufstellung der Grund- 
bücher für die Domainenbauern betrauten Beamten zu der irrigen 
Auffassung gebracht, als ob es sich hier nicht um Gemeindebesitz, 
sondern um persönlichen, hofweisen (nonBopHoe) Besitz handele, 
In dem südlichen, weniger dünn bevölkerten Theile des Gouver- 
nements Olonez, grenzend an die Gouvernements St. Petersburg 
und Nowgorod, unterliegen die nach der Dreifelderwirthschaft be- 
stellten, näher belegenen Aecker und die werthvolleren (mıaTexubie) 
Wiesen der Umtheilung aber nur unter den Bauern des- 


') „Oesperan oÖımuma BR OA1oHeurof ryÖepnin“ von As. A—ıı in der Zeit 
schrift Oreueergennsin Saunern, 1974, II. Heft, pag. 218—237. Ungeachtet dessen, 
dass der Verfasser dieses höchst interessanten Artikels, auf welchem an die 
Stelle nur kurz eingegangen werden kann, wiederholt Haxthausen’s Werk eitirt, 
ist es ihm entgangen, dass dieser bereits jene eigenthümlichen Grundbesitz- 
verhältnisse beobachtet hat. Ebenso beachtet der Verfasser nicht, dass auch 
in anderen Theilen des russischen Reichs, in Sibirien, im ns: Russland 
— jene Form des Gemeindebesitzes besteht, resp. bestanden hat. e 


2) 1. c. pag. 224 225, 231-233. ran: Censcraa oÖmmHa Bb Pocci im, 
l. c. pag. 472. E 
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‘selben Dorfes (Derewnä), wenn auch nach Beschluss der ganzen 
Gemeinde, wie auch im alten Russland die Derewnä, das Sselo 


einen engeren Verband im Gesammtverband der Markgemeinde 
bildeten. Die übrigen Wiesen, die von einzelnen Bauern gereinigt 
etc. sind, verbleiben im Besitz des betreffenden Bauern, zumeist 
bis zur nächsten Revision oder auch auf 40 Jahre. Das übrige 
Land nutzt ein Jeder frei nach dem Recht der ersten Occupation 


| (nepssıü saxBarp); was ein Bauer bestellt, bleibt in seinem Besitz 


und soviel Land zu bestellen ist ihm gestattet, als er vermag (KTO 
CKOABKO MOKETB, CTOABKO H paboraerp).') — In diesen nördlichen 
Landstrichen befinden sich selbst Wälder in bleibender Privat- 
nutzung. In den Gegenden nämlich, in welchen die Jagd die wich- 
tigste Beschäftigung ist, wie im Kreise Pinega (im Gouvernement 
Archangel) hat fast jeder Bauer sein besonderes Jagdrevier, das 
er auf seine Kinder vererbt, aber auch verpfänden und das Nutzungs- 
recht verkaufen kann. Eine solche Waldfläche wird nyruep oder 
auch Tpons genannt. Sie wird zum bleibenden, gesicherten persön- 
lichen Nutzungsrecht dadurch erworben, das der Bauer im noch 
unberührten Walde eine weite Strecke (mehrere Quadratmeilen) 
oceupirt, er documentirt den Act der Besitznahme dadurch, dass 
er zur Umgrenzung seines Bezirks an der Peripherie die Zweige 
der Bäume nach einer Seite hin abhaut, in gewissen Zwischen- 
räumen auf den Bäumen Einschnitte (Tecv, auch sarecp) macht 


'!) Die im erwähnten Artikel: Cesas. oöm. BB Oxnonen. [’y6. abgedruckte 
Antwort einer bäuerlichen Gemeinde auf die von der Regierung gestellte 
Frage über die Art ihrer Grundbesitzverhältnisse lautet: Msr xpeersane Jlogeü- 
HOUOAbCKATO YB3Aa, 22-X% KepeBeHh MKRABCKATO CEeAbcKaro OÖmecrBa nepenbaseme 
HalıH TPexnoJbHBIA MaLıANU NO POBUy upm BeAKON peBusiu, xoTA u NO IMPNrOBOpy 
BCErO CE,IBEKATO CXOAA, HO JIHIIB MEIRAy ONHONEePeBEHUANN, a PaBHO u Tb 185 Cb- 
HOKOCOB, KOTOPBIE CYUUTAITCA MIATEAHBIMN; YTO-MEe KacaeTca CBHOKOCOBB, Päacyn- 
INCHHBIXb OTABABHLIMN NOMOXO3AEBAMU, He CYHTAWIUNUXCA TIIATEIKHEIMN, TO OHN mau 
BOBCE HE DEpeNB.IdITcH, HAKXONATCH BL LIOAB3OBAHIN TOTO, KTO UXBb O6paboTaım, 
nam ecin U DOCTyNamwTB BB Tepenb.iv, TO He paube, He TO peBusiu, He To 40 
AbTı N01b30BAHiA, MA, HAKOHEIB, NO YCMOTPEHiI CeIbBcKArO CXoga MOrTyTm ÖbITk 
nepexbleubI U paHbIue, He Jommpancn Hu pesnsin, Hu 40-IETHATO CPORa N04B30- 
BaHiN .... XOTA CXOAb OÖBIKHOBEHHO OCTABIAeTB UXB NO kpalnei mbpb ma 40 
ABTB BO BAabHin TOrO, KTO uxp OoÖpaboramp. Bea ocrambuan 3eman HAXxonnTeH 
Bb HAIeMB OÖmemp BuaybHiu, Lab UPABO 1101630BAHiA BABUCHTL OTB NEPBArO 3a- 
XBATa, OÖYCIOBAUBAWINATOCH CB ONHOÜ CIOPOHBI HeRAHATOCTBIO u3BberHarn Mbcra, 
a CB Apyroü — paÖoyer cu1oW: KTO CKOABKO MOMETE, CTOABKO m Paboraern. 
O6pounyl IONaTb, a PaBHO U BCh OCTAIBHBIE MIATeMu MbI UIATUMGB TOAYIIHO, IO 
POBRy c0 BcAKaro paboTunka, 635 BCAKATO OTHOMEHIA KB KOAUyeeTBy u KAYeCTBy 
BlanAemoNh 3em.n. 
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und endlich auf den Einschnitten in gewissen Zwischenräumen seit 
(Familien-) Eigenthumszeichen (kıeiimo) einschlägt. Hierdurch er- 
wirbt er ein volles Recht auf die eingenommene Waldfläche, das 
sogar Eigenthumsrecht genannt und von den bäuerlichen Gebiets- 
_ gerichten stets als solches anerkannt wird. !) | n 
Es bestand auf vielen Domänen im neurussischen Gebiet, 
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in den Gouvernements Woronesh und Jekaterinoslaw und im Kreise 
Nowousen (Gouvernement Ssamara), in erst seit dem Ende des vorige \ 
und in diesem Jahrhunderte colonisirten Landstrichen, die freie 
oceupatorische Nutzung des Landes (saxrarusıü cnoco0B Baanbnin 
semaer), ein jeder Wirth occupirte Land nach freier Wahl unc 
nutzte als Acker und Wiese, soviel er bearbeiten konnte. Bei der 
dünnen Bevölkerung war Land in genügender Masse vorhanden, 
bei der grossen Fruchtbarkeit des Bodens genügte die spärlichste 
Anwendung von Arbeit, um grosse Erträge dem Boden abzu- 
gewinnen. Bei weiterer Zunahme der Bevölkerung erwies sich 
aber diese Grundbesitzform als nicht mehr geeignet; es ent- 
standen Streitigkeiten unter den Bauern, bis sich die Staatsregie- 
rung — in den vierziger und fünfziger Jahren — ins Mittel legte 


2) II. Eonmenko: „HOpmpuuecrie suaru“ im JKypnars Munnerepersa Hapor- 
naro IIpoegamenia, 1874, Band October, pag. 53—83, November, pag. 145—170, 
December, pag. 271— 291, insbesondere Band October, pag. 61. Im Norden Russ- 
lands, das eine Leibeigenschaft und das Mongolenjoch nicht gekannt hat, vom 
Centrum des Staates entfernt und seinen Einflüssen in früheren Zeiten kaum 
erreichbar, hat sich ein viel kräftigeres nationales und ursprüngliches Volks 
leben erhalten, als in den anderen Theilen des Reichs. Aus dem eitirten Artikel 
von Jefimenko ergiebt sich, dass Eigenthumszeichen bei den Bauern, d. i. Zeichen, 
die zur Bezeichnung des Eigenthumsrechtes in Bäumen (Bienenstöcke) einge- 
schlagen, auf Thieren eingebrannt oder eingeschnitten, auf Geräthschaften ein- 
geschnitzt ete. wurden, in ganz Russland seit ältester Zeit bestanden haben 
(solche Zeichen wurden und werden genannt nATHO, 3HaMA, METKO, Kıeino). 
Jetzt haben sie sich zum grössten Theil fast nur noch im Norden erhalten, und 
bezeugen, dass hier der Eigenthumsbegriff schärfer ausgeprägt ist als im übrigen 
Russland. -—- Auch in Betreff der Volksgesänge, die jetzt mit Fleiss gesammelt 
werden, erweist es sich, dass sie sich gerade im Norden am zahlreichsten und 
in ursprünglicher Gestalt erhalten haben. Siehe z. B. in der Petersburger „Rus- 
sischen Revue,“ 1872, Bd. I, A. Helferding: „Das Gouvernement Olonez und 
seine Volksrhapsoden,* Bd. III (1873), A. Wesselowski: „Die neueren For- 
schungen auf dem Gebiete der russischen Volkspoesie“ - Die uns interessi- 


ruyeckaro Konnrera 32 1867 u 1868, wieich aus der ausführlichen Inhaltsanga 
bei J. Jakuschkin: Oösrunoe IIpaso, 1875, pag. 21—26, ersehe. 
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und die sonst in Russland übliche Gemeindebesitzform mit periodi- 
schen Umtheilungen in den Gouvernements Cherson, Taurien und 
Woronesh einführte. (Im Gouvernement Ssamara führten die 
Bauern ohne Mitwirkung der Regierung diese Reform durch: jüngst 
erst hier angesiedelt, war ihnen die Erinnerung an die in der alten 
Heimath üblichen Landtheilungen noch nicht entschwunden). ') 
Auch im Gebiet der Donschen Kosaken ward das Land 
nach dem Recht der freien, ersten Occupation genutzt. Ursprüng- 
lich hatte jeder Kosak das Recht, auf dem ganzen weiten Flächen- 
raume des dem donschen Kosakenheer zustehenden Landes wo be- 
liebig Land zu beackern, Gras zu mähen, Bäume in den Wäldern zu 
fällen ete.: das gesammte Land galt als Besitzthum des gesammten 
Kosakenheeres. Es liegt in der Natur der Sache, dass in Wirklich- 
keit die Kosaken das in der Umgebung ihrer Wohnstätten befind- 
liche Land nutzten. Als die Bevölkerung zunahm sowohl durch 
inneren Zuwachs als ganz besonders durch Einwanderung und Ein- 
tritt in den Kosakenverband, mithin auch der Bedarf an Land stieg, 
entstanden Streitigkeiten zwischen den Insassen benachbarter Sta- 
nizen (d. i. grössere Kosakenniederlassungen) über die Nutzung des 
Landes. Um dieselben allendlich beizulegen schritt man zur Nor- 
mirung fester Grenzen zwischen den Stanizen; das Landgebiet der 
Staniza heisst Jurt (tpr»). Etwaige Grenzstreitigkeiten wurden 
durch ein Gewissensgericht oder durch einen einzelnen hiezu er- 
wählten alten Kosaken geschlichtet, bis endlich die allgemeine Ver- 
messung durch den Staat (1850) die Jurten definitiv gegen einander 
abgrenzte. Die Kosaken einer Staniza nutzten nach wie vor den 
Jurt nach dem Rechte der freien Occupation. Die ursprüngliche 
Gleichheit in der effectiven Nutzung wurde jedoch im Laufe der 
Zeiten empfindlich gestört. Als nämlich seit dem Ende des ver- 
gangenen Jahrhunderts die Gefahr vor feindlichen Einfällen (der 
Tartarev, der nomadisirender wilden Völkerschaften) sich verrin- 
gerte und endlich ganz verschwand, verliessen Kosakenfamilien, die 
bisher zum gegenseitigen Schutz beisammen in den Stanizen wohnten, 
die alte gemeinsame Wohnstätte und siedelten sich nach Gutdünken 
auf dem weiten Jurt an: auf diese Art bildeten sich neben der alten 
Hauptniederlassung, der Staniza, der in administrativer wie in 


') 0630p% abhereiii Neuapramenra cesseraro xosaiersa cv 1844—53, Theil 
III, pag. 56 ete. J. Ssolowjew (nicht zu verwechseln mit dem bekannten His- 
toriker Ssergei Ssolowjew) O nosemeasuong zuaybuin Bb Pocein in den Oreyecr- 
BeHHsıa Saunern, Bd. 116 (1858), Art II, 621—622. 
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markgenossenschaftlicher Beziehung der Mittelpunkt blieb, andere 
Niederlassungen, die aus einer verschiedenen Zahl von Höfen (xy 
Tops) bestanden. So lange die Kosaken in der Staniza zusammen- 
gedrängt wohnten, wurde das Land in grösseren oder geringeren 
Genossenschaften bestellt, um sich vor plötzlichen räuberischen } An- 
eriffen zu schützen, zu welchem Zwecke auch Waffen mit auf das 
Feld genommen wurden. Diese Gefahr hatte auch zur Folge, dass 
ungeachtet der ausserordentlichen natürlichen Fruchtbarkeit des 
Bodens nur wenig Land unter den Pflug gebracht wurde, die Acker- 
wirthschaft der Kosaken von der gleichen Grösse war — soviel 
zum Unterhalt der Familie erforderlich war. Als nun jene Gefahı 
nicht mehr existirte, die Bevölkerung sich aussiedelte, erweiterte 
sich die Ackerwirthschaft in grossem Massstabe. Die eigentlichen 
Wiesen wurden zum Grasschnitt jährlich in Loose vertheilt, dagegen 
war das Steppenland — sowohl zur Grasgewinnung als zur Beacke- 
rung — der freien, unbeschränkten Nutzung desjenigen überlassen, 
der das betreffende Landstück zuerst occupirte. Es bildete sich das 
Gewohnheitsrecht aus, dass das beackerte Land dem Besteller vier 
Jahre unantastbar verblieb: zwei Jahr zum Getreidebau, zwei Jahre 
zum Grasschnitt. Nach Ablauf dieser Zeit durfte nur in dem Fall, 
dass der bisherige Nutzniesser das Land aufgab, ein Anderer das- 
selbe oceupiren. Desgleichen wird derjenige, der ein Landstück 
bestellt und eine Feldhütte, eine Tenne errichtet, derart geschützt, 
dass kein Anderer im Umkreis von 50 Faden das Land beackern 
darf. Sowie die Bevölkerung und der Werth des Bodens weiter 
_ zunahmen, traten die schlimmen Wirkungen dieses nur bei dünner 
Bevölkerung möglichen Grundbesitzrechts zu Tage. Wohlhabende, 
die viel Zugvieh (zu den grossen Pflügen auf dem schweren Steppen- 
boden) hatten, ackerten eine grosse Landfläche und setzten sich 
damit in den unbestreitbaren Besitz desselben. Um so viel Land 
als nur möglich zu occupiren, mietheten sie Arbeiter aus der Nach- 
barschaft an, errichteten an vielen Stellen Tennen, 40 — 50 Faden 
im Umkreise derselben liessen sie das Land unbestellt als Wiese 
und ackerten in weiteren Umkreisen. Auch ward die Gemein 
in anderer Weise überlistet: unter dem Vorwand, Arbeiter Be 
miethet zu haben, was nach dem Gemeinderecht nicht untersagt 
war, überliessen sie grosse Landstücke (bis zu Hunderten von De 
tinen) diesen zur Bestellung gegen die Ablieferung eines u 
der Ernte (an Getreide, Heu). So geschah es, dass alles, im Um- 
kreise von 40 und mehr Werst bei den Dörfern befindliche bau- 
fähige Land occupirt war. Die Aermeren, denen es nicht gelungen 
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war Land in Besitz zu nehmen, mussten sich mit schlechtem Lande, 
das in der Nähe nicht occupirt war, begnügen oder ‚weitab bele- 
genes Land bestellen. Da Beides unbequem war, so pachteten sie 
Land von den wohlhabenderen Kosaken gegen Leistung von Arbeits- 
tagen. Ihre Lage wurde stetig drückender, Klagen bei der Staniza- 
verwaltung waren fruchtlos, da in derselben die Wohlhabenden 
überwiegenden Einfluss hatten: freilich wurde dem Klagenden das 
Recht auf Land zugesprochen und die Zutheilung von Land decre- 
tirt, doch sie erhielten das Land, das noch nicht oceupirt war: d. h. 
entfernt belegenes oder ungeeignetes, nahe belegenes Land. Die 
Unzufriedenheit stieg, es kam zu Gewaltthätigkeiten, Schlägereien. 
Aus dieser precären Lage herauszukommen, sah man endlich keinen 
anderen Ausweg, als den Jurt, das zu einer Staniza gehörige Land, 
gleichmässig unter die Kosaken zu vertheilen. (Diese Massnahme 
ist jedoch noch nicht in allen Stanizen durchgeführt). Bei der 
Neuregulirung der Grenzen des Jurt (nach dem Gesetz v. 1835) 
ward 30 Dessätinen geeigneten Landes pro männliche Seele der Staniza 
zugetheilt. In der Vertheilung des Landes an die Berechtigten 
ward zumeist, z. B. in der Staniza Kasanskaja, in folgender Art 
verfahren. Die Gemeinde verleiht einem jeden Kosaken von sieb- 
zehn und mehr Jahren 15 Dessätinen baufähiges Land; das übrige 
Land wird entweder gemeinsam bestellt oder in Pacht vergeben, 
der Ertrag wird zur Deckung communaler Bedürfnisse verwandt. 
Aus diesem Reserveland wird dem heranwachsenden Geschlecht 
und den aus anderen Stanizen in diese eintretenden Kosaken der 
Normalantheil zugewiesen. Das Land Gestorbener und wiederum 
in die Ehe tretender Wittwen fällt an die Gemeinde zurück und 
wird zum Reserveland geschlagen. Kinderlose Wittwen erhalten 
einen halben Antheil, Wittwen mit 1—3 Kindern einen ganzen, 
mit 4 und mehr Kindern anderthalb Antheile. Die Grösse des auf 
den Wirthschaftshof eines Kosaken entfallenden Landantheils wechselt 
demnach nach der Zahl der männlichen Erwachsenen (über 
17 Jahre) in seiner Familie. In gewissen Zwischenräumen (bis zu 
17 Jahren) finden Landumtheilungen statt. Bis zur folgenden Um- 
theilung verfügt der Kosak selbständig über seinen Antheil. Auch 
das eigentliche Wiesenland unterliegt der Theilung. Die Lage der 
Aermeren hat sich schnell gehoben: der Verarmte verpachtet sein 
Land und rehabilitirt sich auf diese Art wieder. Die Weiden 
werden gemeinsam genutzt. Diejenigen jedoch, die mehr Vieh als 
sonst durchschnittlich auf die Weide schicken, zahlen pro Stück 
Vieh, das sie mehr als die Anderen haben, ein Weidegeld. Ein 
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grosses Areal beanspruchen die Tabunen (Pferdeheerden). | 
Nutzung des, Waldes ist genau regulirt, doch laufen aus mehrere 
Stanizen Klagen über Walddevastationen und Abnahme des ohnehin 
geringen Waldbestandes ein.) 

Eigenthümlich haben sich die Grundbesitzverhältnisse unter dei 
Bauern in Westsibirien entwickelt: hier hat zumeist der Ueb er- 
gang von occupatorischer Besitznahme nicht zum Gemeindebesitz 
mit Umtheilungen wie im grössten Theil des europäischen Ru 
land geführt, sondern — in Folge des grossen Landüberflusses — 
zu einer Gemeindebesitzform, in welcher sich der bäuerliche Hof 
nebst Landantheil im beschränkten persönlichen oder vielmehr 
Familienbesitz befindet. Wie in den früheren Jahrhunderten i im 
europäischen Russland, so trieben die Bauern in Sibirien zuerst 


auch einen Höneldenhurih Ackerbau, sie occupirten Land, bearbei- 
IM 


ı) P. Kusmin: 06% ycıoBimxp Blagbuia Bemiamu BR Boückb Jlouckoms im 
Pycckiü Bteruurp 1864, 2. Heft, pag. 625—546, 3. Heit, pag. 224--254. B. Ber- 
YOHKUHB: Öyepkp MO3eMeilbHaro BianbHiaA Ha louy BB CBASU C% PasBuTieMp Me 
sesanian in den Tpyası o6nacrnaro Bofcka lOHCKarO CTATHCTHYeCKArO KOMHTETZ, 
1874, zweite Lieferung, pag. l—-93. Eine interessante Monographie über die 
Staniza Kasanskaja findet sich in demselben Bande von Us. Tumomenkoss: 06- 
INecTBeHuslä ÖbITB U HaponupIe oÖpıyau Kasaneroä crannısı, pag. 139—181. 
Es befindet sich nicht das gesammte Gebiet des Kosakenlandes im Gemeinde- 
besitz. Seit dem Schlusse des vergangenen Jahrhunderts hat sich daneben Ri 
persönlicher Grundbesitz ausgebildet, und zwar bestehen jetzt zwei Formen: 
gutsherrliches Land, von welchem ein Theil durch die neuere Gesetzgebun g 
in das Eigenthum ne früher Jeibeigenen, aus anderen Theilen des Reichs über- 
gesiedelten Bauern übergeht, und eigentliche Dienstgüter, die an die gering be- 
soldeten Offiziere und Beamte der Truppen und ihre Familien zur Nutzung 
verliehen werden. Durch willkürliche Occupation von Gemeindeland haben 
Grundherren ihr Landgebiet sehr erweitert. — Ueber die Nutzung des Grund und 
Bodens nach dem Recht der ersten Occupation bei den Kosaken am Schwarzen 
Meere: U. liouxa: Mepnomopcerie kasaru Bb UXB TPAmpaHCKONB U BOEHHOND 
Öösıty, Petersburg, 1858 (mir zur Zeit nicht vorliegend). Haxthausen, 1. e Bd 
III, pag 153—161: eigenthümliche Form der Wiesennutzung nach dem Recht 
der ersten Occupation bei den Uralischen Kosaken: An einem bestim 
Tag im Jahre beginnt der Grasschnitt; welche Wiesenfläche der Kosak a 
ohne Hülfe auch nur der Familie, an diesem einen Tage durch kreisar 
Ummähen in Besitz nehmen kann, verbleibt ihm; an den folgenden Tagen oll 
endet er den Grasschnitt auf der occupirten Fläche mit Hülfe seiner Familie 
Den gleichen Grundsatz, die Gleichheit bei oceupatorischer Nutzung durch 
schränkung aufrecht zu erhalten, findet sich bei diesem Kosakenheer aue 
Betreff des Fischlangs im Fluss Du: der berechtigte Kosak darf nur an besti mm- 
ten Tagen und zwar ohne jeglichen Beistand fischen. Der ökonomisch Se wü 
chere soll gegen den Stärkeren geschützt werden. | 
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ten dasselbe und gaben es wieder auf, sowie der Ertrag des er- 
höpften Bodens abnahm, um neues Land unter den Pflug zu 
bringen. Die Gesetzgebung von 1650—1697 bewirkte die feste 
_ Ansässigmachung der fluctuirenden Ackerbaubevölkerung zur Er- 
leichterung der Steuerbeitreibung: die Bauern wurden schollen- 
pflichtig und erhielten ein unantastbares Recht auf das Land, das 
_ sie bebauten, welches Recht die spätere Gesetzgebung wiederholt 
ausspricht. Dieses Nutzungsrecht ist insoweit ein beschränktes, als 
der Bauer sein durch Rodung von Wald, Trockenlegung von Sümpfen 
urbargemachtes Land nur an Glieder seiner Familie (n35 popa BB 
ponB cBoemy moTomcTBy) abtreten oder verpfänden darf. — Die 
 Generalvermessung normirte in den Kreisen Westsibiriens, in wel- 
chen die Landvermessung durchgeführt ist, die Grösse des den 
Bauern zufallenden Landes auf 15 Dessätinen pro Revisions- 
seele. Durch neue Urbarmachung, durch Kauf etc. haben sich 
nicht wenige Bauern in den Besitz von 100—200 Dessätinen ge- 
setzt, im Gouvernement Irkutsk finden sich viele Dörfer, in denen 
die Hälfte der Wirthe über 50 Dessätinen verfügen. Die übliche 
Form ihres Wirthschaftsbetriebes ist, dass der Wirth im Dorf sein 
Gehöft hat, ausserdem mitten auf seinem Lande ein Vorwerk 
(3annka oder xyTopp), um welches herum die Aecker, Wiesen 
und Weiden liegen, häufig 20 Werste vom Dorf entfernt. Hier haust 
beständig einer seiner Söhne und führt die Wirthschaft. Wächst 
die Familie des Bauern, so bauen die Kinder neue Häuser und es 
bildet sich ein neues Dorf. Auf diese Weise scheinen die meisten 
Dörfer (selbstverständlich mit Ausnahme der vom Staat zur Unter- 
bringung von Deportirten angelegten Ansiedelungen) entstanden 
zu sein. 

Die Aecker befinden sich im bleibenden Besitz des Bauern, 
das übrige Land dagegen unter der Verfügung der Gemeinde: die 
nahe bei den Dörfern liegenden Wiesen unterliegen periodischen 
Umtheilungen, gewöhnlich jährlichen. Durch das Austreten der 
Flüsse im Frühjahr nämlich (fast ausnahmslos liegen die Dörfer 
an Flüssen) werden die an denselben befindlichen Wiesen häufig mit 
Sand überschwemmt und dadurch zum Theil ertraglos; ihre Grenzen 
verändern sich auch dadurch, dass die Flüsse sich nach dem Zu- 
rücktreten des Wassers ein anderes Bett bilden. Zur Wieder- 
herstellung der Gleichheit in der Vertheilung der Wiesen — sowohl 
in Betreff ihrer Güte als ihrer Ausdehnung — werden die Theilungen 
derselben jährlich wiederholt. — In gemeinsamer ungetheilter und 
unbeschränkter Nutzung befinden sich der Wald — in Betreff der 
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Bedeutung für die Bauern ist — und die Weide, auf welche der 
Einzelne Vieh treiben kann, so viel er hat. Das Recht auf den 
Fischfang, eine wichtige Erwerbsquelle, ist ein beschränktes: ge e- 
wöhnlich wird die Zahl der Hauswirthe in eine Combination mi 
den männlichen erwachsenen Arbeitern, auf welche die öffentlichen 
Lasten und Abgaben repartirt werden, gesetzt und hiernach die 
Berechtigung des einzelnen Hauswirther zum Fischfang bestimmt. !) 

4. Ist es schon zu bedauern, das von den russischen Sehrift- 
stellern nicht auf die unterscheidenden Merkmale eingegangen wird, 
die sich aus einem Vergleich des altrussischen Gemeindebesitzes mit 
den analogen grundbesitzrechtlichen Verhältnissen unter‘ anderen Völ- 
kern ergeben, so macht sich eine zweite Lücke noch fühlbarer. 

ı) Kolmogorow: Co6derseunocr» m oÖımuna in den ÖreuecrBeHusiz Sanuckn, 
1858, Bd. 119, pag. 60—85. Der Verfasser sieht in den Grundbesitzverhältnissen 
Sibiriens, in diesem Halbeigenthum, wie er es bezeichnet, eine höher ent- 
wickelte Form des Grundeigenthums, als der im europäischen Russland herr 
schende Gemeindebesitz, da keine Umtheilung des Ackerlandes vorgenommen wird, 
und empfiehlt seine Einführung, falls bei Aufhebung der Leibeigenschaft | die 
Umwandlung des Gemeindebesitzes in unbeschränktes Privateigenthum sich 
als unmöglich erweisen sollte. Eine sehr scharfe Jintgegnung erfährt dieser 
Artikel von Grüzko: O Cnuönpn, im Coepemenkur®, 1858, Bd. 72, pag. 160 —208; 
unter Anderem weist er darauf hin, dass nur dem Uebeuffiile an Land das 
Unterlassen von Umtheilungen zuzuschreiben ist, und meint, dass mit Zunahme 
der Bevölkerung auch hier Umtheilungen als geboten erscheinen werden. 
Ausserdem über die Grundbesitzverhöltnisse in Sibirien: N. Schtschukin: Ouepau 
semtegbaia Bocroynoüä Cuönpn in der Zeitschrift der K. freien ökonomischen 
Gesellschaft in Petersbur:s, 1866, Bd IV, pag. 220—242. Ein Brief aus Irkutsk: 
O zsemsernagtain Cuönpm in der Preiuie Bectaa 1860, Bd. I, pag. 119 et ei 
wo noch im Ueberfluss Land vorhanden ist, dort besteht freie Occupation des- 
selben, wo diese Bedingung jedoch nicht mehr eintrifft, dort finden Umthei- 
lungen des Landes statt. Diese Abweichung von dem sonst üblichen Grund- 
besitzrecht in diesem Lande ist wahrscheinlich nur eine locale Eigenthümlichkeit, 
N. Flerowski: Iloromenie pa6oyaro rıaacca BB Pocein, Petersburg 1869, T: 
75 ete., klagt, dass durch diese oceupatorische Grundbesitzform und das Unter- 
lassen periodischer, gleicher Landumtheilungen sich eine sehr ungleichmässige 
Vertheilung des Grundbesitzes ausgebildet hat: der Aermere steht unter dem 
Druck der Wohlhabenden. Zumal die neuen Ansiedler sind in der schlimmsten 
Lage: wenn auch überhaupt viel freies Land vorhanden ist, so ist sehr hi fig 
das zum Ackerbau geeignete, in der Nähe des Dorfes belegene Land be 
vollständig oceupirt, in solchen Fällen geschieht es nicht selten, dass die neue en 
Ansiedler von den wohlhabenden Wirthen Land pachten oder gar „kaufen,“ 
die Bauern sich ausdrücken. Das auf dem Wege der Occupation wa, 
Land gilt als unantastbares Besitzthum. Auch Flerowski berichtet, dass iM 


Gouvernement Tobolsk Landtheilungen (mit gleichmässiger Vertheilungil 
lich sind. he 
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A: In der Behandlung des altrussischen Gemeindebesitzes wird 
nämlich die naheliegende Frage nicht berücksichtigt, ob und worin 
der altrussische Gemeindebesitz sich von dem heute bestehenden 
unterscheidet. Die Vertreter des Gemeindebesitzes im alten Russ- 
-Jand — um diese Schriftsteller handelt es sich hier — begnügen 
sich mit der kurzen Bemerkung, dass neben den Wirkungen der 
zunehmenden staatlichen und gutsherrlichen Gewalt über die Ge- 
meinde und die Nutzung des Landes nur unwesentliche, äussere 
Unterschiede zwischen der früheren (d. i. vor Einführung der Leib- 
eigenschaft und der Kopfsteuer) und der jetzigen Lage der Dinge 
vorhanden sind. Selbst wo die dringendste Veranlassung zum Ein- 
gehen auf diese Frage vorlag, ist Solches unterlassen. Während 
. z. B, Beläjew in sehr dankenswerther Ausführlichkeit und Gründlich- 
keit in seinem, von uns häufig citirten Werke: „Kpectpaue na Pyen“ 
die bäuerlichen grundbesitzrechtlichen Verhältnisse im alten Russland 
behandelt, unterlässt er es auf die heutige Gestaltung des Gemeinde- 
besitzes sein Augenmerk zu richten. Und doch verfolgt er sonst 
den historischen Gang der Lage der ländlichen Bevölkerung (Ent- 
stehung und Ausbildung der Leibeigenschaft etc.) bis auf die neueste 
Zeit. Oder glaubt er jener Aufgabe dadurch überhoben zu sein, 
dass er in seinem ersten Artikel gegen Tschitscherin diese Frage 
bereits berücksichtigt hatte? Hier hatte er sie folgendermassen 
kurz abgefertigt: jetzt werde pro Seele das Land getheilt, während 
die altrussische Vertheilung (pasnwpen’baenie) des Landes den Mitteln 
und Arbeitskräften des Zahlenden entsprach; je nach dem Mass 
seiner Mittel zur Bodenbestellung erhielt Dieser mehr, Jener weniger 
Land. Auf dieses Unterschiedsmerkmal weisen auch seine Ge- 
sinnungsgenossen hin, ohne sich jedoch auch nur die hieraus sich 
ergebenden Consequenzen zu vergegenwärtigen. 


Tschitscherin hatte in seinem ersten Artikel bei Gegenüber- 
stellung der früheren und der jetzigen Gemeinde- und Grundbesitz- 
verhältnisse auf den Umstand hingewiesen, dass das Beisammen- 
leben der ländlichen Bevölkerung früher ein anderes war als heut 
zu Tage: jetzt lebt sie fast ausschliesslich in grossen Dörfern, 
früher in kleinen Dörfern und Einzelhöfen. Die Thatsache wird 
auch von gegnerischer Seite zugestanden, jedoch in Abrede gestellt, 
dass die Art des Zusammenlebens auf die grundbesitzlichen Ver- 
hältnisse einen erheblichen Einfluss geübt hat. Doch nur insoweit 
mit Recht, als Gemeindebesitz überhaupt bei jeder Art der Nieder- 
lassung (ob in Dörfern oder auf Einzelhöfen) bestehen kann, die 
Gestaltung des Gemeindebesitzes aber, die Macht der Gemeinde, 
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stalten sich, wie wir es bereits nachgewiesen zu haben 
ganz verschieden . Bi Art er erienuimenlehene; 


breitete, konnte und te sich die Machtbefugniss der Bi 
gemeinde, ein tieferes Eingreifen der Gesammtheit in den land- 
wirthschaftlichen Betrieb des Einzelnen, ausbilden. Jetzt wird ein 
strenger Flurzwang zur ökonomischen Notkwweiidioken; Umtheilungen 
des Ackerlandes erweisen sich gleichfalls als geboten: So hat “ 


wirthschaft mit weiterer Zunahme der Bevölkerung ae der 
ganzen Institution des Gemeindebesitzes ein anderes, neues Geprä 
verliehen. 


bez ist ein zweites. Als ben tlinhiee Moment iin heutigen ee 
Gemeindebesitz wird (und mit vollem Recht) folgendes, ihr zu 


Gemeindegenossen gleichen Antheil am Gemeindeland (mit de 
Pflicht zur Uebernahme des proportionalen Antheils an den, der 
Gemeinde obliegenden Steuern und Lasten aller Art), und dem ent 
sprechend die Pflicht der Gemeinde, als der Gesammtheit der 


ausführbar ist Be i. in ia Fall, wenn kein Reserveland ne 
vorhanden ist, oder sich nicht durch Tod oder Ausscheiden aus s 
Gemeindeverband die Zahl der Nutzungsberechtigten vermin- 
dert hat). | 


im alten Russland zu Recht hosianenn 


Auf diese Frage wird nicht eingegangen, die Vertreter des 
Gemeindebesitzes Vers sich mit der EB en Versicher = 


rührt diese Frage direct, er behauptet an ante Stellen sei es 
Werkes, in der ältihssiächen Gemeinde habe ein Jeder das Rechl 


We 





auf einen Landantheil gehabt, ohne auch nur den Versuch einer 
Beweisführung anzutreten. 

“ Die Anhänger des Gemeindebesitzes fahnden nur nach Belegen, 
aus welchen sich Verfügungsrechte der Gemeinde über das Gemeinde- 
jand und Umtheilungen desselben ergeben. Besonders Gewicht 
wird auf die Umtheilungen gelegt und hieraus — als ganz selbst- 
verständlich — geschlossen, dass das heutige Gemeindebesitzrecht 
seit Alters zu Recht bestanden hat. Als ob das Vorkommen von 
Landumtheilungen und das Recht eines Jeden in der Gemeinde auf 
einen proportionalen Antheil an der Mark wesentlich zusammen- 
fallen und getrennt nicht zu denken wären! Als ob nicht Landum- 
theilungen vorgenommen werden können, ohne das jenes Recht 
besteht ! 

Zur Vermeidung von Missverständnissen fassen wir jene Frage 
präciser. Bei dem grossen Landreichthum der altrussischen Ge- 
meinden mag im Grossen und Ganzen Allen, die sich um eine 
Landstelle bewarben, Land in gewünschter Grösse verliehen werden 
sein. So lange Land über den Bedarf vorhanden war, beeinträch- 
tigten solche Landzutheilungen Keinen der bisher Nutzungsberech- 
tigten; der Gemeinde, d. i. der Gesammtheit dieser Nutzungsberech- 
tigten, brachte vielmehr jede neue Niederlassung Vortheile, so 
namentlich den einer Steuererleichterung durch die Vertheilung der 
auf der Gemeinde ruhenden Steuer auf eine grössere Anzahl Zah- 
lungsverpflichteter. Mit Zunahme des Steuerdruckes (zumal im 
16. Jahrhundert) mochte es auch die Gemeinde unter Umständen 
für vortheilhaft gehalten haben, neuen Ankömmlingen oder erwach- 
senen Söhnen alter Gemeindegenossen selbst in dem Fall, dass 
alles culturfähige Land bereits oceupirt war, Land zu verleihen, 
das den Nutzungsberechtigten erst abzunehmen war. Auch wenn 
solche Fälle sich nachweisen liessen, so wäre damit noch durchaus 
nicht der Beweis geliefert, dass einem jedem Gemeindegliede ein 
Recht auf einen proportionalen Antheil am Gemeindeland zuge- 
standen hat. Vielmehr mögen in solchen Fällen die Gemeinde- 
genossen den Vortheil einer Steuerermässigung für grösser gehalten 
haben als den mit der Verringerung ihrer bisherigen Landstelle 
verbundenen Nachtheil, und freiwillig auf einen Theil ihrer 
Nutzungsrechte verzichtet haben, eben zur Erreichung jenes Vor- 
theils. Es müssten, so lange kein directer Beweis geliefert wird, 
mindestens genügende Nachweise geboten werden, dass solche Verkür- 
zungen von Landnutzungen auch wider Willen und Zustimmung 
‚Berechtigter Seitens der Gemeinde vorgenommen wurden, dann 
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wäre erst der Beweis geführt, dass auch in der altrussischen Ge- 
meinde das heute bestehende Recht eines jeden Gemeindegliedes 
auf Land existirt hat, | g 

Vielmehr spricht die Wahrscheinlichkeit dafür, dass in freien 
Gemeinden !) ein solches Recht nicht bestanden hat, Bestätigungen 
hierfür finden wir in dem vorliegenden historischen Material, wie 
selbst in der Darlegung der bäuerlichen Agrarverhältnisse Si 
der eifrigsten Vertreter des Gemeindebesitzes. So normirt Beläjew 
in seinem Werk über die geschichtliche Entwickelung des Bauer- 
standes die rechtliche Stellung der Bauern in Bezug auf die Nutzung 
des Gemeindelandes in einer Weise, die einem Recht eines Jeden 
auf Gemeindeland direct widerstreitet. Wiederholt betont er, dass 
der Bauer vollständig frei und selbständig über seinen Landantheil 
verfügen konnte, so lange er .der Verpflichtung der Steuerzahlung 
nachkam , er konnte auch seinen Landantheil in Pacht vergeben. 
In seiner Schilderung der bäuerlichen Verhältnissen im 16. Jahr- 
hundert erklärt Beläjew ausdrücklich, das die Gemeinde keinerlei 
Recht besass, wider die „Hapansaa sannch“ (wider die zwischen 
Gemeinde und Bauer geschlossene Vereinbarung in Betreff der 
Uebernahme einer Landstelle) weder dem Bauer ein Landstück 
weiter zuzulegen, noch ein Theil der übernommenen Landstelle 
abzunehmen; der Landantheil verblieb ihm unantastbar (nenpu- 
KOCHOBEHHOI), SO lange er seinen Verpflichtungen gegenüber der 
Gemeinde in gehöriger Weise nachkam. Zur Erklärung der Er- 
scheinung, dass schon im 13.—14. Jahrhundert die Klasse der auf 
Herrenland sitzenden Bauern eine zahlreiche war, führt er u. A 
auch den Umstand an, dass, nachdem alles gute, cliun ee Leg d 
einer Gemeinde Ne in Besitz genommen war, ein- Bauer, 
dem es nicht gelungen war, solches zu erlangen (neyenbeumi 
UXb 3AHATB), es für vortheilhafter halten mochte, auf Herrenland 
mit Zahlung für die Nutzung desselben sich era als au f 
schlechtem Gemeindeland. Eine solche Rechtslage spricht unbedingt 
gegen die Annahme, dass ein jeder es ein gleiches, 
natürliches Anrecht auf das Gemeindeland gehabt hat. Namentlic ch 
auf den zulezt angeführten Passus weisen wir hin: eine vollständige 


') Es handelt sich hierbei vornehmlich um die freien Gemeinden, di die 
Eigenthumsrecht auf das von ihren Gliedern genutzte Gemeindeland hatten, 
Ueber das in bäuerlichen Nutzung befindliche Herrenland (d.i. das des Ade 
der Kirche und der Fürsten) hatte der Herr freies Verfügungsrecht, - er kon 
also nach Gutdünken das Land unter die Bauern vertheilen, resp. der Gemeinde 
dieses Recht übertragen. 







‚Occupation des guten Gemeindelandes zum Nachtheil auch nur 
eines Gemeindegliedes wäre bei der Herrschaft des heutigen Ge- 
meindebesitzrechtes ganz unmöglich gewesen, denn hier hat ein 
jedes Gemeindeglied ein gleich gutes Recht nicht allein auf einen 
‚gleich grossen, sondern auch auf einen gleich günstigen (nach Boden- 
beschaffenheit und Lage) Landantheil. 

Entscheidend erscheint uns auch der Umstand zu sein, dass im 
alten Russland das zu einem bäuerlichen Hof gehörende Land als 
eine bestimmte Grösse uns entgegentritt, die auch durch 
etwaige neue Umtheilungen nicht verändert wurde. Wiederholt 
findet sich zur Bezeichnung eines bäuerlichen Hofes, z. B. bei einer 
-Neuvergebung desselben, der Ausdruck: der Hof mit Allem, was 
seit Alters dazu gehört (uTo uscrTapu moTaraı0 xs Toü 3eMmanm, 
co nehm YTORIeMbB 4YTO M3CTapı MOTATIO KB TONy zmepeöim und 
ähnlich), soweit „Beil, Sichel und Pflug gegangen“ etc. etc, — Auf 
derselben Voraussetzung berubt die Art der Aufstellung der Steuer- 
bücher: der Hof ist eine bestimmte Grösse, eine geschlossene Einheit, 

Auch scheint für diese Annahme die Art der Einführung der 
Leibeigenschaft zu sprechen. In den bezüglichen gesetzlichen Mass- 
nahmen bis in die Mitte des 17. Jahrhunderts wurde nicht die ge- 
sammte freie ländliche Bevölkerung, wie auch Beläjew ausdrücklich 
und wiederholt betont, schollenpflichtig, sondern nur diejenigen 
Bauern, die im Täglo standen, die einen bäuerlichen Hof inne hatten 
oder einen solchen übernahmen. Zugleich erhielten die Bauern ein 
Recht auf das in ihrer Nutzung befindliche Land („Bauerland*). 
Die Grösse des bäuerlichen Hofes scheint sogar, wie auch Beläjew 
angiebt, gesetzlich normirt gewesen zu sein, es wird nämlich 
u. A. in einem Abgabenbuch (zuura commaro nucpma) v. J. 1629 
die Grüsse einer bäuerlichen Wütj auf 12 Tschetwert guten Landes, 
14 Tschetwert mittlerer Gattung oder 16 Tschetwert schlechteren 
Landes in allen drei Feldern bestimmt. Die übrige bäuerliche 
 Bevölkeruug behielt das Recht des freien Wegzuges, ') Die Normi- 
‚rung der Grösse der Höfe?) spricht allem Anscheine nach gegen 
das Bestehen des Rechts eines Jeden aus dem heranwachsenden 


') Beläjew: Kpeersane ua Pycu, Bd. II, pag 65-104, bes. pag. 76, 
Bd. IV, pag. 51 ete. der Pycoxau Beetya, 1859. 

°) Mit der Normirung der Grösse der bäuerlichen Höfe steht durchaus 
nicht die Vielgestaltigkeit in den effeetiven Grössen der Höfe im Widerspruch. 
Nach wie vor begegnen wir ganzen „Wütj“, halben „Wütj“, treffen wir 606s11»- 
exia BsItu etc. Der Bauer, der keine ganze Wütj bestellen konnte oder wollte, 
begnügte sich mit einer halben etc. 
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Geschlscht auf einen Landantheil. Desgleichen aka sich mit 


kaum eine Pflicht der Gemeinde, einem de Eee Gemeind e- 
gliede einen Landantheil zuzutheilen, vereinbaren. il 

Von besonderem Interresse ist eine Urkunde aus der Zeit des 
Zaren Michael Feodorowitsch v. Jahre 1642. !) Aus demselben er- 
giebt sich, dass die grundbesitzlichen Bauern (cempauncersie kpecrz, 
sue, d. i. wörtlich die Bauern, die eine Familie haben) der Wolost 
Werchoruzk ein Waldstück zur Gewinnung neuen Ackerlandes ur 
gemacht, den nicht grundbesitzlichen Bauern (6escemeäusım® d. i. 
den familienlosen) keinen Antheil an jenem Lande gegeben haben, 
Sie, die grundbesitzlichen Bauern, berufen sich darauf, dass ihı 
Landantheile nicht über eine Wütj sind, sie roden das Landstück, 
um je eine volle Wütj zu haben. Sy 

So lange das Gegentheil nicht bewiesen ist, sind wir zur. An- 
nahme verpflichtet, dass nach dem altrussischen Gemeindebesitur Mi 
nicht ein jeder in der Gemeinde Geborene ein Recht auf einen mit 
den übrigen gleich grossen Landantheil gehabt hat, und demnach 


ı) Diese Urkunde ist (bruchstückweise) abgedruckt in dem mehrfach de 
tirten Artikel von HM. Kn..... 8» in der Pyceraa Bectpa, Bd. IV, pag. 103-104 
und lautet: JIsra 7148 rony Cenreöpa B5 24 pgenp BB ['ocygapes& Daper# u 
B. E. Mnxaüıa Oeogoposuya Bcea Pyein rpamor& nanucano BB B&.1eBcroä ybayb 
BB T'ocygapery BR ABOPUOByW® B% BepxopyukyIo BO.OCTb Kb ÜBITHHKY Kb Bornany 
Kb C090H0By, NO 4e10o0uTbsio Bepxopyurie BOIOCTH EpeCTbAHB, KOTOPBIe Je Toro 
ce.ra m RepeBeHckie CeNBAHHCTLIE KPecrbAhe 3arOBOPONG, ÖOPTHaro ‚bey Ha NAmIuM 
ce6ö& pasyunernim, a ÖescemefiHbIMB KPeCTbBAHaAMB TOrO ÖOpTHaro Abcy TB cem B- 
HUCTBIE KPECTbAHe He AaıyTb. M y HuxXB ge Toe pasynceTHble 3emam He MPOTHBI 
MUBYINHXB Beirel. A Tocygapm onn 0 TOMB Önın YeloM&, YTO6% HMB TOrO ÖOpT- 
Haro Abcy pasYucTuTb NpoTuBB BbITeü enoana. A no Toü Tocygapesoü rpano' 15 
Be1bHO chITHuRy Borgany CoooHoBy TOe Bepxopyukia BOAOCTH U TOTO ce1a hepe 
BEHCKUMB KPECTLAHOMB, ROTOPpbIe He pasunmaan 60pTHaro A&Cy, KOTOPBIÄH Bb Co 
He IPUTOAHTCH, OTBECTb HA PA3UnCTky, CMOTPA O0 TANomMIHemy Abay u mo TATay.. 
HU no Tlocygapery . . yRasy 10 Tpamorb u NO 4eIOÖnTbEO TOCyXapeBbIXb zaopn 
UOBEIXb KPeCTbAH% Beeuniie BO.IOCTN, upukamurp Borganp CaooHOBR C» CI& 
poeror ep Uerpyumoro Taspmıossımp u CB Jyymumm RpecTpausı co ®A1opkom a 
HUJOBBIMB ..... 2 TOBAapnım, A TEXT AepeBeHb KPeCcTbAhbl BB TOA Bepxopyuroi 
BOJOCTH Bb CEAAXb MH Rb AEPEBHAXB KPECTLAHCKYIW CTAPyIo nO.IeByIO m Pocunet- 
HyIO NAXATHyYIO 3eMIO AA BEPCTAHLA CMEYANm, U TOC 3EeMAN KPECTbAHe UA CBOELO 
BEPCTAHbA caun Memp ceOn mbpmIn BB [ByX5b NONAXB, A BB Tperbemp monb. 
m&bpuam, IOTOMy 4TO ÖLILIA Kb HOBOMy Tony POmb ebaHa; m no uxp MEp% CT] 
u HOBbIe POS4UCTHBIE 3eMIN MALMIHN OÖBABMIOC 3a HUMU CBEPX' MUBYINUX'b BbIT 
Bb ABy NOAAXD MHOTO. M memn ce6a Toe 3emam Beperars un Kbaut nporne» Bil 
Tel He cTaıı, oTCPO4uIm Memb CEÖA CAuM, KAKB NOCHTE P’KAHOBA MHUTBA BB TPETb 
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dieses, im heutigen Gemeindebesitz herrschende Prineip sich erst in 
neuerer Zeit Bahn gebrochen hat. 
Endlich ist es noch beachtenswerth, dass der bäuerliche Gemeinde- 
besitz zur Zeit der Aufhebung der Leibeigenschaft eine weit grössere 
Verbreitung hatte als im alten Russland. Selbst nach Beläjew’s 
Ansicht bestand nämlich Gemeindebesitz in den freien bäuerlichen 
Gemeinden (uepnsia Boroctn), welche Grundbesitzform sich auch 
erhielt, als (besonders seit den Zeiten Joann’s des Ill. und IV. in 
steigendem Massstabe) solche Wolosti dem Dienstadel vergeben und 
zu fürstlichen Apanagegütern gemacht wurden, und endlich auch 
Gemeinden sich freiwillig — zur Erlangung des Schutzes mächtiger 
Grundherren — oder gezwungen unter fremde Grundherrschaft 
stellten. Dagegen nutzten, wie wir oben gesehen haben, Bauern 
im individuellen Besitz das Land, das sie von den Eigenthümern 
der Erb- und Dienstgüter, sowie auf den fürstlichen und den im 
Eigenthum der Kirchen und Klöster befindlichen Gütern ge- 
pachtet hatten. Zur Zeit der Aufhebung der Leibeigenschaft aber 
bestand Gemeindebesitz in ganz Grossrussland, auf allen gutsherr- 
lichen und Apanagegütern, sowie auf allen Domänengütern, von 
denen ein bedeutender Theil säcularisirte (18. Jahrh.) Kirchengüter 
sind, lebte die bäuerliche ackerbautreibende Bevölkerung im Ge- 
meindebesitz. Es hatte sich also im Laufe der Zeiten diese Grund- 
besitzform auch gebildet, wo sie früher nicht existirt hat. 
Schliesslich sei noch ein Blick gestattet auf die angebliche 
Gleichartigkeit des russischen Gemeindebesitzes mit dem bei den 
anderen slavischen Völkern üblichen, zumal bei den Südslaven. 
Haxthausen sieht in der russischen Gemeinde die erweiterte Fa- 
milie, der Gemeindebesitz gilt ihm als Folge des altslavischen 
Familienrechts, eine Bestätigung seiner Ansicht findet er in den 
grundbesitzrechtlichen Verhältnissen bei den Slaven Serbiens, Bos- 
niens, Bulgariens etc.) Wenn auch in der russischen Literatur 
es nachgewiesen ist, dass die ursprüngliche patriarchalische Ge- 
meinde schon in der ersten Zeit der russischen Geschichte unter- 
gegangen ist, so liebäugeln die Anhänger des russischen Gemeinde- 
besitzes sehr gerne mit dieser slavischen Eigenthümlichkeit und 
verweisen stets auf die specielle Gleichartigkeit in der Ausbildung 
der Grundbesitzverhältnisse in Russland und bei den übrigen Slaven, 
namentlich bei den Südslaven. 


') Haxthausen: „Studien,“ Bd. I, pag. VII ete., 109, 124 ete,, Bd. III, 
pag. 115—161, 204. Derselbe: Die ländliche Verfassung Russlands, 1866, 
pag. 5 ete., 12—17, 418 etc. 
































Es besteht nämlich bis auf den heutigen Tag im Lande de 
Südslaven (Slavonien, Croatien, Wojewodschaft Serbien, Militär 
gränze, Fürstentbum Serbien, Bosnien, Bulgarien, Dalmatien, Herze- 
gowina, Montenegro) eine siganthankiehe Form des Grundbesitzes 
und der Familienordnung.') Die ländliche bäuerliche Bevölkerung 
lebt nämlich in ungetheilten, grossen Familien; eine solche Gesamnt- 
familie, die Sadruga, Drushina heisst, in den deutschen Literatur 
Kewöhnkich mit Hauscommunion bezeichnet, steht unter der Leitung 
und väterlichen Herrschaft eines Gospodar oder Stareschina (stare- 
sina), der von der Genossenschaft gewählt wird und nicht immer der 
Aelteste an Jahren in derselben ist. Fühlt er sich altersschwach, 
so tritt er von seinem Amte zurück. Er leitet nach Berathung 
mit den älteren Genossen den ganzen Wirthschaftsbetrieb, bestimmt 
die Vornahme der landwirthschaftlichen Arbeiten, verkauft den 
Ueberschuss an gewonnenen Producten, kauft ein, was erforderlich 
ist, er hat die Kasse und sorgt für die Entrichtung der Steuern 
und Abgaben, schlichtet die Streitigkeiten, die etwa in den Theil- 
familien entstehen, mit einem Wort er hat Stellung und Macht 
eines Hausvaters. Die Mahlzeiten sind zumeist gemeinsam, doch 
wird auch der Ertrag der Landwirthschaft gleichmässig unter die 
Theilfamilien vertheilt. Die Leitung der inneren Haushaltung und 
Wirthschaft liegt der Frau des Gospodaren, der Gospodariecza, 
oder einer besonders dazu Gewählten ob: wie Jener die Arbeiten 
der Männer bestimmt und regelt, so diese die der weiblichen Glieder. 
Auch werden zur Besorgung der Küche (Kochen, Backen, Butter- 
schlagen, Fütterung des Federviehs ete.) wöchentlich abwechseiil 
die Weiber herangezogen: eine solche heiss Redussa (von Re d, 
Ordnung, Reihe abzuleiten) oder auch Maja, ein Diminutiv von 
Mati, Mutter. Der Gospodar kann wegen gewisser, sehr gewichti 
Umstände abgesetzt werden. Bei all seiner grossen Macht ist 
jedoch nur Verwalter des gemeinschaftlichen Eigenthums und ist 
verpflichtet, der Hausgenossenschaft, wenn sie es fordert, Rechen- 
schaft abzulegen. Die Genossenschaft lebt gewöhnlich nicht in 
einem Gebäude, was bei den grösseren Genossenschaften unmöglich 
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') Ewers: Das älteste Recht der Russen, pag. 262—263 (wörtliche Repro- 
duction des betreffenden Passus aus J. v. Csaplovic’s „Slavonien ete.“ I, 1819 
pag. 105—107), J. Palacky: Gesch. von Böhmen, I, pag. 169—170 (nach dem 
serbischen Wörterbuch von Stefanowie, 1818, 19, pag. 792). Laveleye: De la 
propriete, pag. 201—219. (Daselbst auch eine Literaturangabe). Er hat die 
österreich - slavischen Länder bereist, um die Hauscommunionen aus eigener 
Anschauung kennen zu lernen. F 
PB 
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wäre, wohl aber auf einem Gehöft: im Hauptgebäude, in welchem 
"auch die gemeinsamen Mahlzeiten abgehalten werden, wohnt der 
_ Gospodar mit seiner speciellen Familie (Frau, Kinder), die Anderen 
dagegen in kleineren Nebengebäuden; ein solches Häuschen wird 
Krevet genannt. Was die Grösse einer solchen Hauscominunion 
anbetrifft so hat Laveleye in Croatien und in der Militärgränze 
solehe zu 50-60 ‚Personen gefunden, doch nur ausnahmsweise, 
gewöhnlich nur bis za 20 Personen, in Slavonien hingegen, nach 
Nachrichten aus dem Anfang dieses Jahrhunderts, ist eine Per- 
sonenzahl von 20--50 Köpfen die gewöhnliche, 60 und mehr 
keine Seltenheit, ja es finden sich Hauscommunionen, freilich nur 
ausnahmsweise, von über 100 Köpfen. Zumeist bleiben drei Gene- 
rationen zusammen. Wird die Genossenschaft zu zahlreich, so theilt 
sich ein Zweig derselben zur Bildung einer neuen Genninensi 
ab. Bei den ungünstigen ökonomischen Bedingungen wirkt dieses 
gemeinsame Leben — im Interesse der Erhaltung des relativen 
Wohlbefindens der Genossenschaft — gegen frühzeitiges Hei- 
rathen. Die überschüssigen jungen Leute suchen auswärts ein 
Unterkommen (in den Städten ete.), doch verlieren sie hierdurch 
ihr Recht am Familienbesitz, resp. das Recht zum Wiedereintritt 
in die Genossenschaft nicht eher, als bis sie sich anderweitig bleibend 
niederlassen. Die Töchter treten durch Heirath aus der Familien- 
genossenschaft aus, nur selten, d. i. wenn Mangel an Arbeitskräften 
in einer Sadruga sich fühlbar macht, wird der Ehemann, der eine 
Tochter aus einer solchen geheirathet hat, in dieselbe aufgenommen 
und erlangt durch diese Aufnahme alle Rechte der übrigen Ge- 
nossen. Die Gütergemeinschaft ist jedoch keine vollständige: häufig 
wird den Theilfamilien ein kleines Landstück zur Privatnutzung 
(auf kurze Zeit, auf ein Jahr) überlassen, das mit Hanf oder Flachs 
bestellt wird, und dessen Ertrag ausschliesslich den resp. Theil- 
familien (zur Beschaffung der Bekleidung etc.) zufällt; auch können 
sie privatim eine Kuh oder einige Schaafe etc. halten, die gemein- 
sam mit der gemeinen Heerde weiden. Schliesslich ist überhaupt 
der Ertrag der gewerblichen, industriellen Arbeit persönliches 
Eigenthum; das Privateigenthum wird Perchia genannt. Die Dorf- 
gemeinde besteht aus mehreren Genossenschaften; der Gemeinsinn 
zeigt sich auch in der Beziehung als sehr rege, dass die Genossen- 
schaften stets hilfreiche Hand haben, einander beizustehen. Bei 
dringender Arbeit vereinigen sich sofort mehrere Genossenschaften. 
Diese gesammte Ordnung der Hauscommunionen erhält sich zumeist 
auf Grund alten Herkommes. Was die unter österreichischer Herr- 
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schaft befindlichen Länder anbetrifft, so ist jene Institution in der 
Militärgränze gesetzlich anerkannt, vornehmlich jeduch nur im Hin- 
blick auf die Verpflichtung zum Militärdienst. Im Fürstenthum 
Serbien besteht eine Reihe von Gesetzen, die den historischen Bau 
jener Organisation sanctioniren und zu erhalten suchen, was freilich 
nicht ganz consequent durchgeführt wird. So gestattet der Artikel 
515 dem Gliede der Sadruga, seinen unausgeschiedenen Anthe I 
an dem Gemeingut zur Sicherstellung einer persönlichen Schuld- 
verpflichtung zu verpfänden, was im vollständigen Widerspruch au 
dem Wesen dieser Genossenschaften und den anderen Artikeln des 
Gesetzes (Art. 508, 516, 528) steht, die die Untheilbarkeit a 
genossenschaftlichen Besitzthums statuiren. In den türkischen Län- 
dern geniessen die Hauscommunionen keinen gesetzlichen Schutz, 
und erhalten sich nur durch die althergebrachte Sitte. Und doch 
scheint sich der genossenschaftliche Geist gerade hier am festesten 
erhalten zu haben: in grossen Familien lässt es sich leichter der 
türkischen Gewalt und Misswirthschaft Widerstand leisten. Sonst 
sind allem Anscheine nach die Tage dieser Institution gezählt. 
Selbst in Serbien lösen sich in neuerer Zeit Sadruga’s im immer 
grösseren Massstabe durch Theilung des Familienbesitzes auf. Noch 
schneller gehen sie, durch keinerlei Gesetz geregelt, in Croatien, 
Slavonien und in der Wojewodschaft Serbien ihrem Untergange 
entgegen, wo seit 1848 sehr viele Theilungen stattgefunden, was 
beiläufig bemerkt — nach Laveleye — einen sehr schlimmen Einfluss 
auf die ökonomischen Verhältnisse der ländlichen Bevölkerung 
geübt hat. E 


Dass ein solches Beisammenleben in ungetheilten ‚a 
Familien mit gemeinsamer Bestellung und Nutzung des Bodens 
auch bei anderen slavischen Völkern bestanden, ist genügend hisfo- 
risch nachgewiesen. Es ist jedoch keine „Eigenthümlichkeit 
des slavischen socialen Geistes“. Vielmehr finden wir bei allen 
Völkern auf einer gewissen Entwickelungsstufe diese Art des Zu- 
sammenlebens. Wesentlich dasselbe was bei den Südslaven ( 
Sadruga ist, war in der älteren Zeit bei den Griechen ysvos, bei 
den Römern gens, bei den Celten der Clan, bei den Bretonen 
la cousinerie, bei den Germanen cognatio (Cäsar). he 

Die Familiengenossenschaften !) — cognationes, Freundschaften, 


') Maurer: Geschichte der Frohnhöfe, Bd. IV, pag. 281—350. 
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n Deutschland bestanden und sich lange erhalten, und zwar nicht 
allein bei den Vollfreien , sondern auch bei den Hörigen, bei den 
: Liten, Aldionen , auch bei den freien Colonen und Schutzhörigen, 
_ und insbesondere auch bei den Freigelassenen, nicht aber bei den 
eigentlichen Uufreien oder Leibeigenen. Zu einer Familiengenossen- 
schaft gehörten Alle, die in ungetheilter Gemeinschaft lebten, die eine 
Gesammtgewere bildeten, sie war daher nicht auf die Descendenten 
beschränkt, sondern erstreckte sich auch auf Collateralen, ja es 
wurden auch Andere, die nicht Blutsfreunde waren, in die Genossenschaft 
aufeenommen. Das wesentliche Band dieser Familiengenossenschaften 
war die gemeinsame Oekonomie („in einer cost ungeteilt“ und 
ähnl.), nicht aber das gemeinsame Wohnen in einem Hause; das 
Haupt der Genossenschaft — der Vater, der älteste Bruder etc. — 
hatte die Verwaltung des Vermögens. Das Erbrecht hing mit der 
ungetheilten Gemeinschaft und mit der Gesammtgewere auf das 
Innigste zusammen: es hatten nur die „Kinder in der Were“, die 
in der Genossenschaft Lebenden ein Erbrecht, von welchem die- 
jenigen ausgeschlossen waren, welche durch Abfindung , Abgutung, 
Ausrathung oder Theilung aus der Gesammtgewere ausgeschieden 
waren. Sie waren aber nicht blosse Rechtsnachfolger des Erb- 
lassers, wie nach dem späteren römischen Recht; sie succedirten 
vielmehr Kraft eigenen Rechts in den Nachlass, welchen sie bereits 
mit dem Verstorbenen in ungetheilter Gemeinschaft besessen hatten: 
ihr Recht war demnach eigentlich kein Erbrecht, vielmehr ein Ein- 
rücken des überlebenden Gemeiners in das bereits mit dem Ver- 
storbenen gemeinschaftlich besessene Vermögen. Aus dieser Rechts- 
audfassung des Familienvermögens bildete sich u. A. in späterer 
Zeit auch der Grundsatz aus, dass das Familienhaupt nicht ohne 
Zustimmung der Verwandschaft das Erbgut veräussern, vertheilen 
oder seine Natur in irgend einer Weise ändern durfte (z. B. Waldun- 
gen in Ackerland umwandeln und umgekehrt): nur im Falle der 
„echten Noth*“ war die Veräusserung gestattet, wobei das Gut jedoch 
erst den Verwandten zum Kauf angeboten werden musste, —- Mit 
der Ausbildung der Feudalherrschaft erhielten sich unter den 
immer mehr in Abhängigkeit gerathenden Bauern diese Genossen- 
schaften: im Interesse der Bauern war die Aufrechterhaltung des 
Familienbesitzes, da sie als Einzelstehende kein Erbrecht besassen, 
dabei aber auch im Interesse des Herrn, der in solchen grösseren 
Genossenschaften eine Garantie für das rechtzeitige Einfliessen der 
Abgaben und Lasten besass. 
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Bis in die neuere Zeit haben sich diese Vaniilieigenossonsehdfl ter 
in ungeschwächter Kraft in Frankreich erhalten '): compagnie, 
coterie, fraternite, communaute, domus fraternitatis. Die Mitglie 
hiessen compains, compani, da sie von demselben Brod assen, part- 
conniers, da ein Jeder Antheil an den Früchten hatte, frarescheux, 
da sie wie Brüder und Schwestern lebten. Die Wohnung einer Ce ; 
nossenschaft, bestehend entweder aus einem Gebäude oder auch : aus 
mehreren, nebeneinander liegenden Häuschen nebst Wirthschafts- 
gebäuden ete., hiess cella, celle (wie auch noch heute die Nameı n 
vieler Dörfer et diesem Wort verhunden sind), daher auch die 
Bezeichnung enfant en celle. Aus dem 17. Jahrhundert sind uns 
eine Reihe von Regeln erhalten, die das Gewohnheitsrecht de 
communautes in eine feste Form bringen. Ihre Organisation ist 
ganz analog der serbischen Sadruga. Die Glieder der Genoss 
schaft nutzen gemeinsam das Land, wohnen zusammen in einem 
Hause oder in mehreren bei einander liegenden Hütten. An dei 
Spitze steht le mayor, maistre de communaut€e oder auch le chef 
du chanteau: er verwaltet das Ganze, kauft und verkauft, er ver- 
theilt die Arbeiten ete. Die Leitung der inneren Wirthschaft liegt 
der mayorissa ob. Erbberechtigt sind nnr die Genossen; heirathet 
ein Mädchen, so erhält es nur eine Mitgift. Die Ackerbauarbeiten 
sind gemeinsam, daher auch der Ertrag gemeinsam, daneben hat 
die einzelne Familie (in engeren Sinne) auch ein kleines, besonderes 
Vermögen: was sie durch Spinnen, Weben und and Arbeiten 
erwirbt. Es liegt uns eine interessante Schilderung über das Leben 
und Treiben solcher Genossenschaften in Auvergne aus dem Jahre 
1788 vor.?) In einem Dorf besteht eine, näher beschriebene 
sammtfamilie aus vier Ehepaaren , neunzehn Personen , ausserdem 
verfügt sie über 13 in Dienst genommene Leute. Der maitre wird 
von der Genossenschaft gewählt, ist ihr verantwortlich und kann 
abgewählt werden „ ebenso die maitresse , jedoch darf diese nieht 
zur Theilfamilie des maitre gehören: sie hat unter ihrer Leitung die 
Frauenarbeit (Kühe ete.). Eine Arbeitstheilung ist durchgeführt 
soweit möglich , sonst ist gemeinsame Arbeit üblich. Gemeinsame 
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') Laveleye: De la propricte, pag. 221—242, Maurer: Geschichte der Frohn n- 
höfe, Bd. IV, pag. 280, 292 u. a. a. St Siehe Eneh H Baudrillart: La famille 
et ie loi de succession en France, in der Revue des deux Mondes vom 15. April 
1872, pag. 827—855. A 

?) Legrand d’Ayssy: Voyage en Auvergne, Bd. I, pag. 455495, die ‚hier 
in Betracht kommenden Stellen sind von Laveleye 1 ce. pag. 231— 234, wied er" 
gegeben. 
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fahlzeiten finden statt. Die heirathenden Töchter ete. erhalten 
ır eine Mitgift, desgleichen empfangen die aus der Genossenschaft 
_ austretenden Männer, die sich anderweitig niederlassen, eine Summe 
und haben weiter keinerlei Erbrechte ete. — Wie verbreitet diese 
’communautds in früherer Zeit waren, jetzt verschwinden sie immer 
mehr. Der Individualisrungstrieb, die Hoffnung bei persönlichen 
Unternehmungen schneller wohlhabend zu werden, und das Ein- 
dringen des Römischen Rechts, das alle Beziehungen klar und 
präeis formulirt zu sehen wüncht, haben diese genossenschaftliche 
Nutzung des Grund und Bodens untergraben; auch haben in dieser 
Richtung die Grundherren gewirkt: seitdem diese den Vortheil der 
Vergrösserung des in eigener Nutzung befindlichen Areals einsahen, 
beförderten sie die Theilung der Familien, um sodann bei erblosem 
Nachlass eines Hofes das Land einziehen zu können. — Einige 
Ueberbleibsel haben sich noch bis auf die neueste Zeit erhalten: im 
Departement de la Nievre, in der Bretagne, äuf den kleinen Inseln 
d’Hoedie und d’Honat.!) Auch in Italien fanden sich bis in die 
neuere Zeit solche Familiengenossenschaften: zumeist vier bis fünf 
Familien (im engeren Sinn) lebten beisammen und nutzten ge- 
meinsam das Land; an der Spitze standen der reggitore und die 
massara.?) 

Dass in ältester Zeit in Russland ungetheiltes Familieneigen- 
thum, das von der Familie gemeinsam verwaltet wurde, bestanden 
hat, ist erwiesen °). | 

Das älteste russische Recht enthält keine Bestimmung über das 
Familien- und Erbrecht: die Familiengenossenschaft herrscht noch. 
Die Erweiterungen zu jenem Recht (12. Jahrh.) setzen bereits voraus, 
dass nach dem Tode des Vaters das Vermögen getheilt wird. Bleiben 
nach dem Tode des Vaters unerwachsene Kinder nach, so haben 
die nächsten Verwandten (Öanzuun d. i. die Nächsten, 6parna d. i. 


1) Laveleye 1. c. pag. 239-242, er eitirt — zum Theil mit wörtlicher Re- 
production -- Duprin: Excursion dans la Nievre, 1840, Emile Souvestre (Sur le 
Finistere), Delalande. 

2) Laveleye, l. cc. pag. 245—6, eitirt das Werk von Jacini über die Lombardei, 

3) Schon nachgewiesen von J. Ewers: „Das älteste Recht der Russen“, 
1826, pag. 17, 18, 48, 262 —264 (gemeinschaftliche Haushaltung bei den Slovenen) 
301 etc. A. v.Reutz: „Versuch ete. der russischen Staats- und Rechtsverfassung“, 
1829, pag. 8, 14 80. O. Typunnosngın: O mosemeisuoi co6eTBennoern u Hacıka- 
erBB BD ApesHeü Pyeu, St. Petersburg 1853, pag. 11, 58. Nikitski: Teopia 
PoAOBorO ÖsITa BB Aperneü Pycn im Bserun«s Espossı 1870, Bd. VIII, pag. 425 
—467, u. A. 
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die Brüderschaft) für sie und ihr Vermögen zu sargen !). Auf 
alte Geschlechtsgemeinschaft weist auch die Bestimmung hin, ds 
das Vermögen keine Söhne Hinterlassender dem Fürsten, dem 
Rechtsnachfolger des alten Geschlechtsverbandes, zufällt, jedoch den 
noch unverheiratheten Töchtern hat er einen Theil des Erbes 
auszukehren. Nur die Bojaren und die Glieder der Drushina bilden 
eine Ausnahme: ihre Töchter erben, falls keine Söhne vorhanden 
sind, den gesammten Nachlass 2). — Gegen die Ansicht Tschitsche- 
rin’s, die patriarchalische Gemeinde könne nur in soweit und s0 
lange bestanden haben, als ihre Glieder beständig an demselben Ort 
sassen, und sie sei mit irn Beginn des Nomadisirens der Bevölkerung 
untergegangen, gegen diese Ansicht hebt Nikitski ®) mit Recht her- 
vor, dass der historische Gang der Dinge sich gerade umgekehrt 
vollzieht: nicht von fester Ansässigkeit zum Nomadisiren, sondern 
vom Nomadisiren zur Ansässigkeit ist die Bevölkerung auch 
Russland übergegangen. „Im Prineip des patriarchalischen Lehel 
lag thatsächlich volles Nomadisiren, da weder die Art der Boden- 
bestellung, noch der Mangel des territorialen oder örtlichen Prineips 
in den damaligen Lebensbeziehungen eine Ansässigmachung der Be- 
völkerung verlangten“. Erst als die grosse slavische Völkerbewe- 
gung zum Stillstand kam, und nicht mehr ganze Stämme, Ge- 
schlechter ihre Wohnsitze verliessen, sondern nur Einzelne aussie- 
delten, da lösten sich die Geschlechterverbände allmälig auf. it 
der festen Ansässigkeit und mit der Bildung der territorialen Ge 
meinde, verschwand die alte Geschlechtsgemeinde. — Auch das 
mehrerwähnte Pskowsche Gerichtsbuch behandelt in zwei Bestim- 
mungen die Familiengenossenschaften. Nach dem Tode des Fa- 
milienhauptes trat, wie aus dem Gerichtsbuch ersichtlich, der Bruder 
des Verstorbenen an die Spitze (selbstverständlich wenn ein solcher 
in der Familiengenossenschaft lebte) und im Falle ein solcher nicht 
vorhanden war, der älteste Bruder (rarımiä Öpars). Ein ic 
Beisammenleben wird bezeichnet: xnoyum BB onHoNB xıbÖe, d. | 
in einem Brod, in einer Nahrung leben, dieselbe Bereich Iso 
wie sie in den germanischen Gllossenschäflen üblich war: „in einel 
Kost“, „ein brot sament essent“, „muss und brot*; „sunderbrof‘ 
dagegen haben die gesonderten, selbständigen Familien, desgleichet 


') Pyceraa Ilpasga: Cnncore Tponuriä $$ 87—89, 93—98, 100, Cr 
Kapasnneriü $$ 105—107, 111—117, 

’) Pyeeran IOparga: Onneorw Tponnkii $$ 85-86, Cnme. Kap. SS 103 - 

) Teopia poxosoro 6Gnra BR npesuei Pyen, pag. 463 — 464. v 


BER |; 





in der französischen communaufe: vivre „A un pain et & un pot“, 
u nıöme pot*. Die Bestimmungen in dem bezeichneten Gerichts- 
Bäch deuten darauf hin, dass der Auflösungsprocess sich bereits 
vollzogen hat. Der Gast des gemeinsamen Lebens in grossen 
Familien war geschwunden, der Individualisirungstrieb verlangte 
gesonderte Selbständigkeit. Streitigkeiten und Betrug in Betreff 
des gemeinsamen Eigenthums nahmen Ueberhand, sodass das Ge- 
richtsbuch die Auflösung der Familienverbände (nach dem Tode 
des Vaters) beförderte, indem es bestimmte, dass in allen Fällen 
von Streitigkeiten zwischen den Brüdern das Vermögen getheilt 
werden soll.) — Dass nun in Russland aus diesen Familiengenossen- 
schaften sich im Allgemeinen Jie Gemeinde und der Gemeinde- 
besitz ausgebildet hat, wird mit Recht in Abrede gestellt. Im Gegen- 
‚satz zu dem engen Zusammenhalten der Familien (auch nach dem 
Tode des Vaters) bei den Südslaven zersplittert sich die bäuerliche 
Bevölkerung in Russland in sehr grossem Mass. Allseitig wird an- 
erkannt, dass in historischer Zeit die erwachsenen Söhne sehr frühzei- 
tig, schon bei Lebzeiten des Vaters sich abtheilten und eine eigene 
"Wirthschaft führten, einen neuen Hof bildeten. Hieraus erklärt sich 
die geringe Personenzahl in den altrussischen Bauerhöfen. Nur der 
Jüngste Sohn blieb beim Vater, bei der „Wurzel“, und erbte den vä- 
terlichen Hof.?) Diese frühe Aussiedelung wurde u. A. durch den gros- 
sen Landreichthum befördert und hat — wie bereits bemerkt — ungemein 
die grossartige Colonisation des weiten russischen Landes erleichtert. 

Haxthausen ist dadurch irre geführt worden, dass er auf seiner 
Reise in Russland die ländliche Bevölkerung in grossen Familien 
zusammenlebend fand. Er sah hierin eine slavische Eigenthümlich- 
keit, eine Folge des altslavischen Familienrechts. Das Beisammen- 
bleiben in grossen Familien ist aber eine Erscheinung neuerer Zeit 
und so wenig in das allgemeine Rechtsbewusstsein des Volkes 
übergegangen, dass es nur der Freiheit eines Decenniums bedurfte, 
um die ganze Physiognomie des bäuerlichen Lebens umzugestalten. 
Seitdem mit der Aufhebung der Leibeigenschaft und der Selbst- 
ständigkeitserklärung der Gemeinden diese das Recht der freien 
Verfügung über das Gemeindeland und der Ordnung ihrer Angelegen- 
heiten erlangt haben, finden Familientheilungen überall statt. 


') J. Engelmann: Cncremaruueckoe usuomeHie etc. BB IIcrkoseroü CyyHoü 
Fpauors, pag. 21—22. 

?) In den Erweiterungen der Russkaja Prawda wird bestimmt, dass der 
„Hof“ (asope) dem jüngsten Sohn zufällt, Cunc. Tp. $$ 94, Cnne. Kap. $$ 112. — 
Auch sind Frauen (Wittwen) Inhaberinnen von bäuerl. Höfen, z. B. im Steuerb. 

der Derew. Pät,, Bd I, 14,40, 43, 51, 143, 190, 355, 396, 630, 677 ete., Bd. II, 888 ete. 
Wr ’ 7 
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Der Bericht der am 26. Mai 1872 Allerhöchst niedergese 
Commission (unter dem Vorsitz des Domänenmipisters Wal 
zur Erforschung der Lage der Landwirthschaft und der landw 
schaftlichen Production !) enthält Aussagen und Daten, die 
seitig von Anhängern wie von Gegnern des Gemeindebesitze 
als Thatsache bestätigt werden, dass, seitdem die Gemeinden 
die Selbständigkeit erlangt, überall die Familien sich getheilt 
haben, dass die Söhne mit der Heirath den väterlichen Hof ver- 
lassen oder, wenn auch in demselben verbleibend, doch eine eig 
selbständige Wirthschaft führen und einen gesonderten Landant 
sich zuweisen lassen. — Nicht reges Familienbewusstsein hatte 
ländliche Bevölkerung in grossen Familien zusammengehalten, s 
dern äussere Umstände hatten es zu Wege gebracht. Im wohl 
verstandenen eigenen Interesse und dem der Bauern hatten di 
Gutsherren und der Staat eine zu weit gehende Zersplitterung der 
bäuerlichen Wirthschaft verhindert. So heisst es z. B. in der 
„ökonomischen Instruction* (8koHounyeckaA HHCTPyEnNIiA) v. Jahre 
1770, erlassen für die Bauern der säcularisirten kirchlichen Laı 
güter, unter Punkt 6, es soll darauf geachtet werden, dass klei 
Familien sich nicht abtheilen (aa6sı kpecTbAHe MaloceMmehHble 07% 
cemeü cRoUxB me orabınauch), und dass in jedem Täglo, d. i. ir 
jeder bäuerlichen Wirthschaftseinheit, vier, mindestens drei Arbeiter 
(im Alter von 15—60 Jahren) sich befinden sollen. In der Be 


? 
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gründung zu dieser Verordnung wird es ausgesprochen, in Folge 
einer seit Alters eingewurzelten Sitte (msaperie BKOPEeHMBMATC 
o6sıyan) bestehe häufig der bäuerliche Hof, wenn auch fünf m 
liche Seelen zählend, nur aus einer Arbeitskraft. Dass auf Pri 
gütern gutsherrlicher Machtspruch zu weit gehende Familientheilungen 
verhindert hat, ist vielfach constatirt worden. 2) -- Sowie nun der 
äussere Zwang aufhörte, zerfiel die Einheit der grossen Familien. 
Freilich finden sich in Russland Gemeinden, die in grösse 
oder geringerem Mass einen gemeinschaftlichen Wirthschafts- 
betrieb führen. Seine Basis ist aber nicht im regen Familien 
bewusstsein zu suchen, sondern in ganz anderen Motiven. Unter 
den Raskolniken finden sich Gemeinden — worauf auch Haxthausen’) 
') Horsanp Bereoyanue yupemgennof Kommuceim aaa uscrbxoBaHia HbIRBIIHNN 
HOAOMEHIN CEIBCKRArO XOSAÜCTBA NM CEIBCKOÜ NPOUSBOANTeABHoeTn BB Pocein, 18% 
Bd. II, Abtheilung I, pag. 253—256. 
?) z B. A. Butkowski: Oömmnnoe Baanbnie u coÖerBennocrs im PyeeRl) 
Bberuuxs, 1858, Heft 13, pag. 22—23. 
?) Haxthausen: „Studien“ ete., Bd. III, pag. 125. li 
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hinweist —, in welchen die Ackerwirthschaft gemeinsam betrieben 
und erst die Ernte getheilt wird. Eine solche gemeinsame Arbeit 
mit eigenthümlich ausgebildeter Controle findet sich bei russischen 
_Seeten bereits“im 17. Jahrhundert.!) In dieser Bewirthschaftungs- 
uod Grundbesitzform ist kein Ueberbleibsel der ältesten Stammes- 
und Familiengemeinschaft zu erblicken, sondern vielmehr ein reli- 
giös-ökonomischer Communismus, wie er sich auch bei anderen 
Völkern zu verschiedenen Zeiten gezeigt hat. — Auch werden — 
_ oder wurden vor Kurzem noch — in manchen Gemeinden die Wiesen 
nicht getheilt, sondern der Grasschnitt gemeinsam ausgeführt und 
die Ernte unter die Familien (mit Berücksichtigung der Zahl der 
‚Arbeitskräfte in denselben) getheilt.”) Hier mögen ökonomische 
Gründe walten, die Schwierigkeiten einer gerechten Naturaltheilung 
der Wiesen von verschiedener Beschaffenheft, Lage und Feuchtig- 
keit etc. Auch finden sich hier und da — nach persönlichen Er- 
fahrungen und mündlichen Mittheilungen — Gemeinden, die einen 
Theil des Ackerareals aus den periodischen Umtheilungen aus- 
scheiden und gemeinsam bestellen: es sind dieses solche Landstücke, 
die sich wegen eigenthümlicher Bodenbeschaffenheit oder besonderer 
Ungunst der Lage nicht in die allgemeine Landvertheilung einfügen 
lassen. — Im Gouvernement Archangel befinden sich Dörfer (nur 
aus einigen Höfen bestehend), in welchen ein Theil des Landes in 
individueller bleibender Nutzung derselben Höfe sich befindet, ein 
anderer Theil des Acker- und Wiesenlandes aber gemein- 
schaftlich bestellt wird. Solch ein Dorf wird Petschischtsche (ne- 
unme), die Nutzungsberechtigten werden ekıanunkn, die gemeinsam be- 
stellten Aecker und Wiesen BoÖunxn, auch o6mmxm genannt. Ge- 
meinsamer Heuschnitt ist im Norden nicht selten.?) Die Erklärung 
dieser Erscheinung mag in dem Umstande zu suchen sein, dass das 
Land gemeinsam culturfähig gemacht ist. Im nördlichen wald-, 
aber nicht wiesenreichen Russland bedarf das niedrig belegene 
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DH. Apncrosp: YcerpoüctBo paskoAbHuUYbBuUXB OÖmmHB in der Bnöuiorera 
aaa urenia, 1863, Nr. 7, pag. 1—32. 

?) K. Kaseuunp: Barsagp Ha pycerymw ceuberyw oÖmmuy im Arenei, 1859, 
Nr. 2, pag. 169. 

3) A. Eonmenxo: (Diese Schriftstellerin ist nicht zu verwechseln mit dem 
erwähnten Schriftsteller II. Eounenso). Apreıu 8% Apxanresseroü ryÖepnim: 
VI. 3emsegsapuecria apreın im (Sammelwerk über Artelwesen) C6o0pHukT nare- 
pia1oBb 06% apreınxp BB» Pocein, herausgegeben von der Petersburger Abthei- 
lung des Comite’s für ländliche Credit- und industrielle Genossenschaften, Lie- 
ferung U, 1874, pag. 151—154. 
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Land besonderer Arbeit, um taugliche Wiesen zu bilden. Im i 
vernement Olonez hat eine Gemeinde (800 Arbeitskräfte) gemein: 
einen grossen Sumpf (durch Canalziehen) trocken gelegt, das hieı 
durch gewonnene Wiesenland ist nicht in natura getheilt word 
sondern der Grasschnitt erfolgt gemeinsam und die Ernte wird uı 
die Gemeindegenossen vertheilt.!) Dieses genossenschaftliche Re 
hat sich in der Art ausgebildet, dass, wenn ein Genosse durch 
Krankheit am Grasschnitt verhindert wird, er sein Anrecht auf den 
Heuantheil nicht verliert: die Krankheit war Gottes Fügung, sag 
das Volk (na To Ösııa Boaa Boxia). In einem Dorf in der N 
von Cholmogor wird eine Wiese von allen Dorfinsassen gemeinsam 
gemäht. Von je fünf Seelen wird ein Schnitter gestellt. Zählt eine 
Familie weniger als fünf Seelen, so hat ihr Schnitter einen ent 
sprechend geringeren Theil an Zeit auf der Wiese zu arbeiter 
Zur Regelung dieses Verhältnisses wird der Arbeitstag in drei 
Theile (ynparı genannt) getheilt. Auch werden — bei dem Mangel 
eigener, geeigneter Wiesen — von mehreren Bauern und auch von 
einem ganzen Dorf solche gemeinsam gepachtet, gemäht etc. und 
erst der Ertrag getheilt. Aus einer Entscheidung eines Gebiels- 
gerichts im Kreise Mesen (vom 19. April 1867) ergiebt es sich, 
dass eine Genossenschaft von 129 Seelen gemeinsam mehrere Wiesen 
bestellt. Jede Familie ist verpflichtet gemäss der Zahl der von ihı 
repräsentirten Seelen den entsprechenden Theil an der Arbeit zu 
leisten. Erscheint ein Genosse nicht zur Arbeit, so muss er 
Genossenschaft den üblichen Arbeitslohn für die Zeit, die er zu 
beiten verpflichtet war, entrichten und erhält dann den auf ihn 
entfallenden Antheil an der Ernte. Weigert er sich jedoch die 
Summe zu zahlen, so verliert er sein Recht auf den Heuertrag, übe ! 
welehen sodann die Genossenschaft frei verfügt. ?) ” 

Wie aus dem Mitgetheilten ersichtlich, liegt dieser gemeinsamen 
Ausführung landwirthschaftlicher Arbeiten kein Familienband zu 
Grunde, vielmehr beruht sie auf freier, genossenschaftlicher 'er 
einigung. — Das Artelwesen, zumal in den nördlichen Gouverne 
ments sehr verbreitet und ausgebildet, beschränkt sich nicht al ein 
auf Handels-, gewerbliche etc. Unternehmungen, sondern erstreckt 
sich auch auf landwirthschaftliche Arbeiten. Was speciell das 
Petschischtsche anbetrifft, so hält P. Jefimenko°) dasselbe für die 


') Ceapekaa 06mmHa BB Ö.JOHenkoü ryöepkim, ]. c. pag. 234--235. 
?) A. Eonnenxo, ]. e. pag. 153—154. D 
?) U. Eoumenro: HKöpupnuecrie 3uaru im JEypnaıp Mwunereperga Hapognan 
npoc#tıyenin, Decemberheft 1874, pag. 281—283. = 
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serbische Sadruga. Ursprünglich sei die Werw die Familien- 
‚genossenschaft gewesen, sie habe aus mehreren, zerstreut belegenen, 
einen Derewni bestanden, die Petschischtsche genannt wurden; zu- 
erst hätte die Werw das Acker- und Wiesenland gemeinsam bestellt, 
darauf wäre sie im Laufe der Zeiten in Betreff der Nutzung der 
Aecker und Wiesen in die Petschischtscha zerfallen, Wald und 
Weide sei im gemeinsamen Niessbrauch der Werw geblieben. Die 
‚Glieder jeder Petschischtsche hätten nun einen gemeinsamen Wirth- 
schaftsbetrieb. Die Leitung desselben habe, wie in den serbischen 
Sadrusa, dem Petschischtschanin (meunmarnne, auch OFTHNIHAHUH'B 
— von orunme, wie das Petschischtsche auch hiess — genannt) zu- 
gestanden. In einer folgenden, noch heute anzutrefienden Ent- 
wickelungsphase finde sich ein Theil des Ackerlandes (und der 
Wiesen) aus der gemeinschaftlichen Nutzung ausgeschieden und den 
einzelnen Theilfamilien, die sie mit dem Recht des persönlichen 
Eigenthums nutzen, getheilt, während der übrige Theil der gemein- 
samen Bestellung veıbleibt. Eine Umwälzung in dieser Ausbildung 
der grundbesitzlichen Verhältnisse sei erst durch die von Seiten der 
Staatsregierung decretirten Durchführung der sonst in Russland 
üblichen Form des Gemeindebesitzes erfolgt, und nur geringe Ueber- 
reste weisen auf die alte Gestaltung des Grundbesitzrechts hin. 
Leider konnte der bezeichnete Verfasser — nach der Anlage seiner 
Schrift: über die altrussischen Eigenthumszeichen — auf diese wich- 
tige Frage nicht näher eingehen und speciell die erforderlichen 
Nachweise für seine Hypothese nicht liefern. Wir wollen daher 
auch nur kurz unsere Bedenken gegen dieselbe hervorheben. 
Eine derartige Ausbildung der Familien- und Grundbesitzverhält- 
nisse lässt sich in den anderen Theilen Russlands nicht nach- 
weisen, sie hätte sich also im Norden in einer wesentlich 
anderen Form vollzogen, welche abweichende Entwickelung erst 
zu beweisen wäre. Die Deutung des Wortes orunmannse als 
Aeltester einer Familiengenossenschaft ist uns bei den vielen Er- 
läuterungen dieses Wortes nicht entgegengetreten.) Wenn endlich 
P. Jefimenko darauf hinweist, dass das Petschischtsche ein beson- 


') Der wörtlichen Bedeutung gemäss wird orunmannus als Inhaber 
einer Feuerstelle (orunme) gedeutet, dagegen spricht, dass das älteste 
russische Recht dem ornunmanun® eine höhere Stellung (höheres Wergeld etc.) 
als dem einfachen freien Mann zuerkannt Wol aus dem Grunde, dass er in jenem 
Rechtsbuch mit den fürstlichen Dienstleuten zusammen genannt ist, wird er als 
zur Drushina gehörig, ohne direct persönliche Dienste zu leisten, bezeichnet. — 
In den nowgorodschen Jahrbüchern wird nicht selten statt der zenernx» 604p» 
der Ausdruck ornunuane gebraucht. — Sie waren wahrscheinlich grössere Grund- 
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deres Eigenthumszeichen hatte, das allen seinen Insassen gemei 
war, so ist dieses freilich ein bedeutungsvolles Moment. Aber es 
muss auch hervorgehoben werden, dass einerseits nur wenige deı 
artige Fälle uns erhalten sind, andererseits es — trotz der vi, 
vorliegenden Analogien — noch nicht historisch festgestellt ist 
dass gemeinsames Eigenthumszeichen stets auf gemeinsames Ge- 
schlecht deutet. Das Petschischtsche war ein abgeschlossenes Ganzes 
und mag als solches — in erster Linie zur Abgrenzung des zu ihm ge 
hörenden Landes — ein gemeinsames Eigenthumszeichen gehabt haben 
Es wäre sehr wünschenswerth, dass P. Jefimenko die versprochen 
ausführliche Auseinandersetzung der Entwickelung jener Famil 
und Grundbesitzverhältnisse giebt. Nach dem bis jetzt Vorliegenden 
glauben wir uns gegen seine Ansicht sceptisch verhalten zu so en. 
Es soll jedoch nicht in Abrede gestellt werden, dass auch die B 
wohner eines Petschischtsche eine Familie (im weiteren $inne) 
sebildet haben, ‘wir bezweifeln nur, dass die Blutverwandschaft 
wesentliche Grundlage des Petschischtsche war, und sehen 
ihm nur ein genossenschaftliches Band, wie ja auch sonst die Aus 
führung von landwirthschaftlichen Arbeiten mittelst Genossenschaften, 
Artelen, im nördlichen Russland gebräuchlich 'ist.!) Desgleichen 
finden sich genügende Belege, z. B. im Steuerbuch der Derew- 
skaja Pätina, dass Bauern neben der eigenen, gesonderten Bewirth- 
schaftung ihrer Höfe gemeinsam Land bestellten, worauf wir bereits 
hingewiesen haben. — Ein eigenthümliches genossenschaftliches 
besitzer, die mit Hülfe von Sclaven uud freien Arbeitern ihr Land bestel ten, 
und standen im Unterschied von den Bojaren in keinem Dienstverhältniss 
Staat. Die Bezeichnung dieser Grundherren mag daher stammen, dass sie 
besonders waren, die — durch keine anderweitigen Pflichten gebunden — sich 
Landwirthschaft hingaben und zur Erweiterung derselben Wälder durch Fe 
lichteten. Siehe auch M. Muxaü1osp: Heropia Pyecekaro npaBa, pag. 45 46. 

1) Es liegt nicht im Rahmen dieser Schrift, den Zerfall der alten Geschlechter- 
und Familiengenossenschaften zu verfolgen und darzulegen, Wir hatten auf 
diese Frage nur in soweit einzugehen, als diese Verbände einen historisch n 
weisbaren Einfluss auf die Vertheilung und Nutzung des Bodens geübt ha 
Die Bemerkung finde noch Platz, dass ein Nachklang des alten Familienreel 
sich erhalten hat: nach dem in der bäuerlichen Bevölkerung Russlands weit 
verbreiteten Gewohnheitsrecht beerben den Vater, resp. die Mutter nur die 
Kinder, die bis zu deren Tode mit ihnen gemeinsam gelebt, eine gemeinsam 
Oeconomie geführt haben, die verheiratheten Töchter aber sowie die Söhne, di 
sich bereits abgetheilt haben, sind von der Erbschaft ausgeschlossen: erste 
sind mit der Aussteuer, letztere mit dem, was sie bei der Abtheilung erhalten 
haben, vollständig abgefunden. Dagegen participirt der Verwandte (z. B 
Bruder des verstorbenen Familienhauptes), der in gemeinschaftlicher W 


schaft mit dem Verstorbenen gelebt hat, gleichmässig mit den im Familie nhofe 
verbliebenen Kindern. : 
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Leben, dem keinerlei Familienband zu Grunde lag, hatte sich bei 
den Donschen Kosaken ausgebildet. Der Gesammtverband des Ko- 
sakenheeres bestand aus den kleineren Verbänden der Stanizen, die 
je eine gemeinsame Brüderschaft bildeten, diese Brüderschaft der Staniza 
wiederum aus mehreren Artelen (Ssuma, cyma genannt) zu zehn und 
mehr Personen: alles Besitzthum mit Ausnahme des baaren Geldes 
war gemeinsam. Den Lebensunterhalt beschafiten sie sich vornehm- 
lich durch Kriegsbeute, Jagd und Fischfang, welche Unternehmungen 
gemeinsam von der ganzen Staniza ausgeführt wurden, der Ertrag 
wurde gleichmässig unter die Kosaken der Staniza vertheilt. Ein 
Jeder lieferte seinen Antheil der gemeinsamen Artelkasse ab. Der 
Genosse der Staniza konnte eintreten, in welchen Artel er wollte. 
Desgleichen war ihm der Austritt aus einem und der Eintritt in 
einen anderen Artel freigestellt. Beim Austritt ward ihm der ihm 
zukommende Antheil am Artelvermögen ausgekehrt. Desgleichen 
stand es einem Jeden frei, seinen Antheil zu fordern und in eine 
andere Staniza zu treten oder anderweitig sich ein Heim zu suchen. 
Erachtete der Artel Gegenstände in seinem Vermögen für überflüssig, 
so z. B. durch Kriegsbeute gewonnene Luxusartikel, so wurden sie 
an Genossen oder an Fremde (Kaufleute aus dem Innern des Reichs) 
verkauft: der Erlös ward zum Kauf von Lebensmitteln, Pulver, 
Blei, Netzen ete. verwandt oder das Geld ward, falls der Artel mit 
allem Nothwendigen versorgt war, unter die Genossen zum freien, 
persönlichen Eigenthum vertheilt. Auch über den in späterer Zeit 
vom russischen Zaren gesandten Gehalt, bestehend in Geld, Getreide, 
Pulver, Blei, Kleidungsstoffe, wurde in gleicher Weise verfügt. Das 
genossenschaftliche Leben erstreckte sich aber auch auf den land- 
wirthschaftlichen Betrieb. Bis gegen Ende des 18. Jahrhunderts 
wurden z. B. in der Kasanskaja Staniza Ackerwirthschaft und Vieh- 
zucht von Artelen geführt. Solches ergab sich aus dem Character 
der kriegerischen Genossenschaft. Die Gefahr vor räuberischen 
Einfällen der nomadisirenden wilden Völkerstämme, sowie der Um- 
stand, dass ein beträchtlicher Theil der Kosaken unverheirathet war, 
riefen jenes gemeinsame Leben und Arbeiten hervor. Als nach Unter- 
werfung jener Völkerstämme die ursprüngliche Aufgabe der Kosaken 
gegenstandslos wurde, ein ruhigeres Leben sich entfaltete, da sie- 
delten, wie bereits bemerkt, die Kosaken aus der re aus, 
Besen sich in gesonderten Höfen nieder, heiratheten und führten 
gesonderte Wirthschaften. !) 

') H. Tumomenrosw: Odmecrseuuzii Öbırp u Haponnsıe oÖsıyan Kasanerofi 


‚eraunusı in den Tjyysı o6Anaeruaro Boücka Monekaro erarnernyeckaro Konnrera, 
Lieferung II, 1874, pag. 139—140, 144—146. 


IV. Uebergang vom alt- zum neurussischen 
Gemeindebesitze. 















dass die Einführung der Schollenpflichtigkeit resp. Leib- 
eigenschaft und der Kopfsteuer den Gemeindebesitz in Russland 
geschaffen hat, so haben doch diese beiden staatlichen Massnahmen 
zur Folge gehabt: einerseits die Umwandlung des altrussischen 
Gemeindebesitzes in seine heutige Gestalt, andererseits die Einfüh- 
rung desselben in solchen ländlichen Gemeinden, in denen die 
Bauern früher das Land im individuellen Besitz genutzt haben. 


Wie sich dieser gesammte Umwandlungsprocess, der so bedeu- 
tungsvolle Folgen in Betreff des bäuerlichen Gruudbesitzrechtes mit 
sich gebracht, im Einzelnen vollzogen hat, wie und unter welchen N 
Bedingungen die bäuerliche Bevölkerung, die bisher in kleinen Dör- 
fern und auf Einzelhöfen sass, sich in grossen Dörfern concentrirt 
hat, zur Beantwortung dieser Fragen fehlt es in der russischen Li. 
teratur an eingehenden Untersuchungen. Dieser Uebergang wird 
nicht historisch verfolgt. Tschitscherin, der Einzige, der dieseı 
Frage grössere Aufmerksamkeit zuwendet, liefert keinen streng hi- 
storischen Nachweis, der ihm dadurch erschwert war, dass er von 
einer nicht richtigen Prämisse, der Nichtexistenz des Gemeindebe- 
sitzes im alten Russland, ausging. Zur genügenden Beantwortung 
dieser Fragen bedarf es sehr specialisirter Vorstudien, an denen e 
mangelt. Es liest nämlich ‘in der Natur der uns beschäftigender 
Verhältnisse, dass jener Umwandlungsprocess sich örtlich sehr ver- 


herren, resp. durch Aussiedelung einheimischer Bauern auf anderes 
Land, je nach dem ga sich Nebengewerbe in den Ve aus- 
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jach Wunsch Land zuzutheilen. ) Sowie jedoch alles cultur- 
ige Land besetzt war, trat an die Gemeinde die Frage zur Ent- 
‘heidung heran, ob sie durch entsprechende Verringerung der An- 
theile der Genossen die Neubildung von Höfen ermöglichen soll, 
um den Vortheil der Steuermässigung zu gewinnen. Zuerst konnte 
sich die Gemeinde damit helfen, dass sie denjenigen Bauern, die 
über mehr Land verfügten, als durchschnittlich die Genossen be- 
stellten, den überschüssigen Theil abnahmen, resp. zur gewünschten 
Vergrösserung eines Hofes kein Land bewilligten. Auf diese Art 
mag sich wiederum eine Gleichheit in den bäuerlichen Landantheilen 
ausgebildet haben, wie sie ursprünglich bei Ansiedelung des Landes 
bestanden hatte. x Aber diese Gleichheit beruhte nicht auf der 
Gleichheit in den Bedürfnissen und in der Möglichkeit der Boden- 
bestellung, sondern auf dem Mangel an Land: der Fleissigere und 
ökonomisch Stärkere konnte seinen Wirthschaftsbetrieb nicht erwei- 
tern. Es scheint jedoch, dass im 17. Jahrhundert sich im Grossen 
und Ganzen noch nicht ein Landmangel gezeigt hat: man war noch 
nicht zur gleichmässigen Landtheilung gelangt, wie aus einer Reihe 
von Actenstücken ersichtlich. Es finden sich nämlich sehr häufig 
noch die Bobüli im Umterschied von den Vollbauern erwähnt.) 
‚Freilich finden wir auch vermerkt, dass ein Bauer in ein anderes 
Dorf versetzt wird, da im Dorf seiner bisherigen Wohnstätte zu 
wenig Land ist.?) 

Von durchgreifender Wirkung war die Ersetzung der alten 
Grundsteuer durch die Kopfsteuer. Durch die Einführung dieser 
Steuer ward die altrussische Gemeindeverfassung wesentlich um- 
gewandelt. Da nämlich ein jeder zur Gemeinde Gehörige die 
Kopfsteuer zu entrichten hatte, so wurde er als solcher bereits 


") Es sei hier noch bemerkt, dass Tschitscherin in dem wiederholt ange- 
führten Artikel („O630p® ueropnueckaro pasBnTin ceIbcKof OÖmmHBI BB Pocein“) 
die Existenz des Gemeindebesitzes vor Einführung der Kopfsteuer (Ukas vom 
26. November 1718, vom 22 Januar 1719 ete.) ausdrücklich anerkennt und selbst 

_ Belege hierfür (Gemeindebesitz in einigen Dörfern, der Kirche gehörig, im 17. 
Jahrhundert) beibringt. 


?) z.B. in einer Mexesaa Bsınner vom Jahre 1631 in den Art. H})pun. N 164. 
3) So beschliesst z B. das Tichwinsche Kloster im Jahre 1666, einen Bobül 
aus einem Dort in ein anderes zu versetzen und ihm ein bäuerliches Täglo zu 
verleihen (.... u BB To cea1o uocaanın (d. i. die Brüder des Klosters) na kpeer»- 
HHCKO@ TATIO .... MOHACTEIPA 60ÖBLIKa MepeBHm.... CC» Abrmu, NOTONy YTO BB 
TOe nepeBHn MAlIeHHKWP 3eMAeM CKYAHO, a YeIOBbERB OHB CEeMBAHNCTON, A B'b MO- 

' HaCTbIpb 13% TOTO ce1a npmÖBINH HU BB YeMb H5TB). Art. KW)png. N 68. 
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berechtigtes Gemeindeglied, während früher nur die Inhaber deı 
Höfe die berechtigte Gemeinde bildeten. Aus der Realgemein 
wurde im Laufe der Zeiten eine Personalgemeinde, die sich freilich 
dadurch von den analogen communalen Gebilden in Russla 
(z. B. in den Städten) und im übrigen Europa wesentlich unter 
scheidet, dass ein jedes Glied dieser Personalgemeinde das Recht 
auf einen entsprechenden Antheil an dem ihre Basis bildenden 
Gemeindelande erlangte. Da nämlich die Steuer auf die gesammte 
zur Gemeinde gehörende, an die Scholle gebundene männliche Bevölke. 
rung auferlegt wurde, ergab es sich naturgemäss, dass einer jeden e 
sche urnnliekhe Person Land zugewiesen wurde, um ihr die Mög- 
lichkeit zur Entrichtung der Steuer zu schaffen. Und da jene Steuer für 
Alle die gleiche war, so bildete sich die Gleichheit der Landanthei 
aus. Mit Zunahme der Bevölkerung musste bei der Unmöglichkeit des 
Wegzuges unvermeidlich eine Ungleichheit entstehen, und — um 
die normale Beziehung wieder herzustellen — erwiesen sich (je nach 
der Zunahme der Bevölkerung und dem Wechsel im Perso al- 
bestande der einzelnen Familien) periodische Umtheilungen als 
nothwendig. Hierdurch entwickelte sich nun im Rechtsbewusstsein 
des Volkes die Ueberzeugung, dass einem jeden Gemeinde- 
genossen ein Recht auf einen proportionalen Landantheil 
zustehe. Befördert wurde die Ausbildung dieser Rechtsanschauung 
einerseits durch den geringen Werth des Landes, der wohl zumei 
kaum grösser als die auf dasselbe verwandte Arbeit gewesen sein 
mochte, andererseits durch den Umstand, dass die bäuerliche Be- 
elkenink theils kein Eigenthumsrecht an dem Grund und Boden 
besass, theils dasselbe verloren hatte. ii 

Die Einführung des Gemeindebesitzes auf seit Alters grund- 
herrlichem Lande mag endlich dadurch befördert worden sein, dass 
die Grundherren — um es nicht mit den einzelnen Bauern zu hun 
zu haben — der Gemeinde die Verfügung über das in der Nutzung 
ihrer Glieder befindliche Land (Besetzung leergewordener Höfe ete.) 
überliessen. Die Einführung der Kopfsteuer musste die re 
liche Gewalt steigern. Der Gutsherr haftete nämlich, wie «8 
namentlich die Instruction vom 5. Februar 1722 präcise tormulieh 
für das rechizeitige Einfliessen der Steuer von allen männlie 
Seelen: sowohl von den ackerbautreibenden Bauern, als auch von 
der Hofesleuten (aBopoBsIe). Während jene Haft für den Gutsherrn 
eine weitere Veranlassung zu Einmischungen in die inneren At 
gelegenheiten der Gemeinde war, so mag die Besteuerung de 
Hofesleute zumal die ärmeren Gutsherren veranlasst haben, die Zahl 
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seiner Hofesleute zu verringern, und diese — soweit sie keine an- 
He re lohnende Arbeit fanden — zu Ackerbanern zu machen d. 
der Gemeinde zuzuschreiben, die diesen desgleichen' einen En 
antheil zu gewähren hatte. ') 
Eine Bestätigung dafür, wie unter den dargelegten Bedingungen 
Be Gemeindebesitzrecht ich umwandeln kann, finden wir in den 
_ grundbesitzrechtlichen Verhältnissen Java’s.?) Neben persönlichem 
BE unndbesitz besteht auf dieser Insel Gemeindebesitz und zwar in 
den verschiedensten Formen. — In einigen Landestheilen hat sich 
aus der Occupation und Urbarmachung des Landes bleibender Besitz 
N ausgebildet: das eultivirte Land wird vererbt auf die Kinder, kann 
mit Schulden belastet, auch verkauft werden. In anderen Landes- 
- Yhsilen entspringt aus der Occupation und Urbarmachung des Landes 
‚nur ein Recht der Nutzung auf eine, hier und da verschiedene 
Reihe von Jahren: nach Ablauf dieser Zeit fällt das Land an die 
Gemeinde zurück, die dasselbe — zusammen mit dem übrigen be- 
bauten Lande — unter ihre Genossen vertheilt. Periodische Um- 
theilungen des Landes finden sich in vielen Dorfgemeinden („Dessa*). 
Das Gehöft (Wohnstätte, Gartenland etc.) verbleibt in beständiger 
Nutzung, es darf aber dasselbe nur an Gemeindegenossen, nicht 
an Fremde veräussert und abgetreten werden, die Felder (zumal 
die Reisfelder) unterliegen periodischen Umtbeilungen. Landberech- 
tigt sind jedoch nicht alle Dorfinsassen, es finden sich vielmehr in 
den Dörfern eine nicht geringe Zahl grundbesitzloser Leute, die 
als Arbeiter ihren Lebensunterhalt erwerben. Die holländische 
Regierung bemüht sich nun, alle Familien grundbesitzlich zu machen, 
um von allen Dorfbewohnern Naturallieferungen und Frohnleistungen 
zu erhalten®) Hiergegen sträuben sich die bisher Berechtigten und 


® 1) Ueber die historische Ausbildung der Leibeigenschaft in Russland findet 

der deutsche Leser eine übersichtliche und treftliche Darstellung bei v. Buschen: 

„Uebersicht der Entstehung und der numerischen Verhältnisse der Leibeigen- 

‚sehatt in Russland zur Zeit ihrer Aufhebung“ in der Tübinger Zeitschrift für 

die gesammte Staatswissenschalt, 1561. Bd. XVII, pag. 540 - 576 Siehe auch 

x v. Busehen: „Die Freibauern Busslundas in derselben Zeitschrift, 1859, Bd. 15, 
 pa8. 219— 245. fi 

BR de Laveleye: De la propricte, pag. 49—65. 

3) Laveleye (l. e. pag. 5!) spricht als Vermuthung aus, dass der Besitz 
_ eines Gespannces Zugvieh dem Dorfgenossen das Recht auf einen Landantheil 
verleiht, was mir ganz unwahrscheinlich erscheint. Gewährte jener Besitz be- 
_ reits ein Recht auf einen Landantheil, so würde die niederländische Regierung 
weit leichter ihre Absicht, die landlosen Arbeiter grundbesitzlich zu machen, 
haben durchführen können. Der Besitz von Zugvieh mag die Yoraikblenne 
zur Ausübung jenes Rechts sein. 
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weisen auf ihr „Adat* (Gewohnbeitsrecht) hin. Die Regierung 
scheint mit ihrer Absicht nicht ganz durchdringen zu können. Es 
sind dieses dieselben Gesichtspunkte, die in Russland den Staat 
und die Grundberren nach Einführung der Sebollenpflichtigkeit und 
der Kopfsteuer veranlasste, alle @emeindeglieder mit einer Landstelle 
zu bedenken. Beim geringen Werth des Bodens in Russland konnte 
sich hier der Umwandlungsprocess leichter vollziehen als in Java, 

Aus dem, dem neurussischen Gemeindebesitz zu Grunde liegen- 
den Princip, dass einem jeden Gemeindegenossen ein Recht auf 
einen proportionalen Landantheil zusteht, entstanden mit mal 
der Bevölkerung eine Reihe neuer Verhältnisse, die für den ganzen 
social-ökonomischen Bau des Volkslebens von grösster Bedeutung 
wurden. Der Gemeindebesitz birgt kein Regulativ in sich zur Ei 
haltung des zweckentsprechenden Verhältnisses zwischen Land und 
Bevölkerung. Da das der Gemeinde zur Nutzung zustehende Land 
eine bestimmte, zumeist unabänderliche Grösse bildete, so musste 
bei Zunahme der Bevölkerung und beim Verbleiben bei der alten 
extensiven Wirthschaftsmethode ') ein Missverhältniss zwischen Land 
und Nutzniessenden entstehen. Der Staat und die reichen Grund- 
herren waren in der Lage, durch Zutheilung neuen Landes, resp. 
durch Aussiedelung eines Theiles der Bauern auf anderes Land 
diesem Uebelstand abzuhelfen. Wo solches nicht geschah, dort 
entstand eine partielle Uebervölkerung:?) das Gemeindeland 
konnte die Bevölkerung nicht ernähren, ihre Arbeitskraft nicht voll- 
ständig in Anspruch nehmen. Da sonst in Russland die Bevölke- 
rung dünn gesät war, überall in allen Branchen des vn “ 
schaftlichen Lebens sich Mangel an Arbeitskräften zeigte, so ging 
der überschüssige Theil der ländlichen Bevölkerung „auf Arbeit“ 
aus, so entstand jenes weitverzweigte Hin- und Herziehen der 
ländlichen Bevölkerung, ?’) das dem gesammten social-ökonomischen 
N) Es mag in dem Mangel an Land, der bei Dreifelderwirthschaft und ge- 
ringer Düngung geringen Ertrag abwarf, die Erklärung für die auffallende Er- 
scheinung liegen. dass bei sonst primitiver Ackerwirthschaft der Gemüsebau in 
vielen Theilen des Reichs einen so grossen Umfang erreicht hatte: auf kleiner 
Landiläche wurde auf diese Art mehr Nahrungsmittel gewonnen als bei der 
Feldwirthschaft möglich war. b 

?) Wenn das Verbot, Leibeigene ohne Land zu verkaufen, so häufig übers 
treten wurde, so mochte zum Theil auch die landwirthschaftliche Nothwendigkeit t 
den ärmeren Gutsherrn dazu gebracht haben, wenn er z. B. nicht in der Lage 


war, die Gemeindemark zu erweitern oder die überschüssige Bevölkerung 
auszusiedeln. R 


») Von mehreren Seiten ist es mir als Thatsache bestätigt, dass die Do 
mänenbauern in weit geringerem Mass auf Arbeit ausgehen, als die Bauern de 
P 
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Leben Russlands das eigenthümlichste Gepräge verleiht. Soweit 
keine ländliche Hausindustrie genügende Arbeit bot, zog der Bauer, 
dessen Arbeitskraft zur Bestellung des Gemeindelandes sowie zur 
Frohne auf dem, in Bewirthschaftung des Grundherrn befindlichen 
Lande nicht verwandt werden konnte, auf kürzere oder längere 
_ Zeit weg, um sich in Städten, auf Fabriken als Arbeiter, als Ge- 
_ werbe- oder Handelstreibender etc. den nöthigen Unterhalt zu schaffen, 
oder um den dünn bevölkerten Landstrichen, so namentlich den 
_neucolonisirten südlichen und südöstlichen fruchtbaren Gouverne- 
_ ments, die fehlende Arbeitskraft — zur Bestellung des Bodens — 
zu ersetzen. Kein Land Europa’s kennt eine solche Beweglichkeit 
einer ländlichen und zwar einer mit Haus und Hof ansässigen 
ländlichen Bevölkerung. Dieser Factor scheidet Russland wesent- 
lieh von den bezüglichen Verhältnissen im übrigen Europa, er ist 
- von entscheidender Bedeutung nicht allein für die landwirthschaft- 
lichen, sondern auch für alle gewerblichen und Handelsfragen, seine 
Wirkung muss sich in der Verwaltung und in der Gesetzgebung 
 fühlbar machen, es wird der ganze Organismus der Volkswirthschaft 
_ wie des Staates hierdurch beeinflusst. — Auch hat die Nothwendig- 
keit des Ausziehens „auf Arbeit“ eine Umwandlung des Gemeinde- 
und Familienlebens zur Folge gehabt. Wie wir gesehen, lebte im 
alten Russland die ländliche Bevölkerung in kleinen Familien, der 
 bäuerliche Hof repräsentirte zumeist nur eine volle Arbeitskraft. Ein 
solcher Bauer konnte, sollte der ganze Wirthschaftsbetrieb sich nicht 
_ vollständig auflösen, nicht auf längere Zeit seinen Hof verlassen. Als 
_ das Verhältniss der Bevölkerung zum Gemeindeland durch Zunahme 
_ der ersteren sich ungünstig gestaltete, die Zahl der überschüssigen 
Arbeitskräfte stetig zunahm, da erwies es sich als unvermeidlich, 
in grösseren Familien beisammen zu bleiben. Nur in einer grösseren 
_ Wirthschaftseinheit mit mehreren Arbeitskräften konnte eine Arbeits- 
kraft entbehrt werden. Also auch in dieser Beziehung forderte das 
Interesse der Grundherren, den Familientheilungen eine Schranke 
u setzen. 
ai Wenn schon die Zunahme der Beyplkehung und das im heu- 
he russischen Gemeindebesitz ruhende Prineip der Landzutheilung 
an einen jeden Gemeindegenossen Beschränkungen des Einzelnen noth- 
wendig machten, also dieMachtbefugniss der Gemeinde sich erheblich er- 

















02 els. Jene verfügen eben über genügend Land, das bei Zunahme der Be- 
völkerung stetig erweitert wird. Erst die neuere Cbechung hat eine defi- 
tive Abgrenzung der Gemeindemark vollzogen, in deren volles Eigenthum die 
auern durch Ablösung gelangen. 
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weit grössere Bedeutung erlangten, so bewirkte die veränderte 
Art des Beisammenlebens ausserdem noch ein enge 
Aneinanderschliessen der Gemeinde: statt in kleinen Dörfern und 
auf Einzelhöfen findet sich jetzt die ländliche Bevölkerung in grossen 
Dörfern zusammengezwängt (in den nördlichen Gouvernements 
Archangel, Olonez, Wätka, Wologda, Perm, auch im Gouvernement 
Jaroslaw und in einigen Landstrichen anderer Gouvernements 
haben sich die kleinen Dörfer erhalten). Wie und unter TE 
Bedingungen diese Umsiedelung sich vollzogen hat, auch über dies 
Frage finden sich in der Literatur nur einige Anden Br 
Vermuthungen. Eine Zusammendrängung der Bauern lag im Inter- 
esse des Grundherrn: bei engerem Beisammenleben war die Con- 
trole und Aufsicht über die leute weit leichter durchzuführen, die 
Ordnung leichter aufrechtzuerhalten. Die Aussiedelung der Bauern 
aus Einzelhöfen und Derewni in das Hauptdorf mag beim geringe n 
Werth der primitiven Hütten ohne grosse Schwierigkeiten sich 
haben vollziehen lassen. Auch mögen manche Dörfer nicht durch Auf- 
nahme von Bewohnern anderer Dörfer ihre heutige Grösse erlangt 
haben, sondern eine Derewnä mag auch blos durch eigenen Zu- 
wachs an Insassen zugenommen haben und heute eine gesonderte 
Markgemeinde bilden. 4 

Wie nun auf Grund der dargelegten Bedingungen der Gemein. 
debesitz sich in Wirklichkeit ausgebildet und gestaltet hat, darauf 
kommen wir in den folgenden Abschnitten wiederholt zurück. An 
dieser Stelle war es uur unsere Aufgabe, auf die wesentlichen 
Momente hinzuweisen, die den neurussischen Gemeindebesitz, mit 
welchem wir es von jetzt ab allein zu thun haben werden von 
dem altrussischen unterscheiden. 4 

2. Die Städte im alten Russland waren durch Vergrösserung 
dorfartiger Ansiedelungen entstanden. Es scheint, dass die meis- 
ten alten Städte die ersten Niederlassungen , die eigentlichen 
Muttergemeinden gewesen sind, von welchen aus strahlenförmig 
neue Ansiedelungen auf dem weit ausgedehnten Lande erfolgten, 
die in einem Verbande mit der Muttergemeinde blieben, wie a ch 
die Töchtergemeinden im Gesammtverbande der alten grossen gel 
manischen Mark (gemeinsamer Wald, Weide etc.) standen. Diese 
Verbände waren die Grundlage der alten Gebietstheilung Russlands 
Mit geringen Ausnahmen, (Nowgorod, Pskow etc. etc.) war stä dti- 
sches Leben wenig u bis in das 16. Jahrhundert unter 
lagen die Städte und die ländlichen Gemeinden denselben verwäl 
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ungsrechtlichen Bedingungen. In den beiden Ssudebniken wird 
eine Scheidung von Stadt und Land erst angebahnt. Das Gesetz- 
buch (Yaoxenie) des Zaren Alexei Michailowitsch vom Jahre 1648 
ollzieht die Scheidung: die ländlichen Gemeinden werden zu guts- 
errlichen, mag der Grundherr der Staat, die Kirche oder der Adel 
sein, während in Städten eine gewisse staatsbürgerliche Freiheit mit 
‚Selbstverwaltung gewahrt bleibt, resp. verliehen wird Zum vollen 
Abschluss. gelangt dieser Process durch die Gesetzgebung Peters 
des Grossen. 
A Auch die altrussischen Städte bildeten Markgemeinden. Handel 
_ und Gewerbe beschäftigten nicht alle und nieht ausschliesslich die 
 Städtebewohner. Die mocaperie- amoan (Possadskije Ludi) trieben 
auch Ackerbau gleich den Bauern in den ländlichen Gemeinden. 
i e gedrängter die Bevölkerung sitzt, desto bedeutungsvoller werden, 
wie wir wiederholt betont haben, die Umtheilungen, desto strengere 
Regeln in Betreff der Nutzung bilden sich aus. In den Städten 
musste dieses Moment von noch grösserer Bedeutung sein als in den 
ländlichen Gemeinden. Ein interessanter Gemeindebeschluss der 
% ‚nocanckie arwıu der Stadt Schuja aus dem Jahre 1681 liegt vor. 
Das Land wird auf zehn Jahre getheilt, Keiner darf seinen Land- 
_ antheil einem Anderen überlassen, nicht einmal für die Zeit eines 
Bere im Uebertretungsfall soll ihm das Land abgenommen 
werden, das die Gemeinde ihrerseits verpachten wird. Die Zäune 
Erlen von den Nachbaren erhalten werden. Wer seinen Zaun 
E schlecht unterhält, steht für allen Schaden ein, der daraus entsteht.') 
Mit Zunahme der Bevölkerung in den Städten, mit Entfaltung 
städtischer Gewerbe etc. trat die Bedeutung des landwirthschaft- 
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1) „Be 1681 rogy Ulym nocagy 3emeriä cTapocra c» TOBapuıum, u Beh ]Ilyane 
 TOcaxcrie 20m npuroBopnan HA CXOAKG BB 3emckol u3605 pasıabaurs TAXATHyIo 
BENNO, BO BChXB IUYyÜCKUXb TPeX% NOAAXTL NO CBOUMB TATIAMB MEcKecHTE Tpu 
MOAOCH B%b n01B, & BL ABy NOTOMyKRb BIpeAb Ha AecaTb IBTB AO Mipcraro uxX% 
‚paspbay, N TOM 3eMIer0 Meikb CO00W BB T& ypO4HbIe TOABI NO COHUCKY BAaABTB 
 besuaremno, a TATIOMB Bb CIOUCOKB OPHTOBOPpHIN TOe 3emAm nOA0Cy mo 8 AUITbIHB, 
0 A856 AeHkru, a TOe cBoeü TArıoh SeMmau BCENB NACAUKUNDB JIOJEMB HUKEeMy, HU 
0 cBoücersy, HN LO ApyKÖOs, Hu BHaemb He OTKXABAaTb. A KTo TOE 3eMam CTOPOH- 
UMB JI0JAMB XOTA HA OAUHB TOAB Hin HA ABTO OTXACTB, MH y TOTO NO ChIcky Ta 
eMIM OTHATB BB Mipb, U OTAABATb U36 Mipy BB HaeMp. A KTO U3B NAXATHLIXB 
opel C% cBoer Öparbero BMbcTb TOPOAuUTB HE CTAHETB, HAU OrOPOAB NOCTABUTE 
pn eBoeü 6parsıu xyjof, u Toro yryplumka rOpoA60M M HEe3AaroOPOMRECHHLIMB Mbc- 
OMD yYmHnTca x1bÖy NOTpaBa: Mm TA NOTpaBa UMATb HA TOMB YeloRbrEb.“ Oum- 
‚eanie ropoga Ilyu, pag. 64, S.Ssolowjew: Cuopv 0 ceaseroh oÖmmnb im Pyceriüi 
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lich genutzten Gemeindelandes immer mehr zurück. Im Verkei 
niss zur eigentlich städtischen Bevölkerung verringerte sich die Z Zahl 
der Ackerbautreibenden. Ob in Städten Gemeindebesitz heute noch 
besteht, wie und unter welchen Bedingungen er eventuell unter- 
gegangen ist, ob die Landantheile im Laufe der Zeiten in persön- 
liches Bigenthum übergegangen sind, oder ob das Gemeindeland 
als Corporationsgut — im Sinne des römischen Rechts — aufgefasst 
und demgemäss darüber im Interesse der städtischen Cassa verfügt 
wird, alle diese Fragen finden in der Literatur keine Erwäh- 
nung. Ein Beispiel von Gemeindebesitz in einer Stadt ist mir 
begegnet. In der Stadt Mologa im Gouvernement Jaroslaw be- 
finden sich Wiesen im Gemeindebesitz. Das Wiesenland ist in 
elf Theile (yuacrkn) getheilt nach der Zahl der städtischen Sotni 
(Abtheilungen der Bürgerschaft). Jede Sotnä nutzt in einem Jahr 
einen solchen Theil, Utschastok, im folgenden den zweiten, dann 


Utschastok inne gehabt hat. Die Sotnä wählt einen Vertreter, 
einen Ssotelnik (coreınnukp), welcher für gemeinsame Rechnung den 
Grasschnitt leitet. Der Ertrag wird nach Seelen, und zwar nach 
steuerpflichtigen, u Pu z. B. der Kinufiniiiens der mehr 


der Wiesen üblich. or ae Jahren hat die Gonvers 


Städte ee Her Stadtverbirleiie von Mologa vorgeschrieben, zu 
Gunsten der Stadt- Cassa die Wiesen zu verpachten. In Wirklich- 
keit hat diese Verordnung keine Aenderung in der Nutzungen 
Wege gebracht: der Vertreter je einer Sotnä übernimmt bei der 
nur fingirten Meistbotstellung den Wiesentheil in Pacht, der nach 
der feststehenden Reihenfolge seiner Sotnä zukomnit. ?) | 


') Wenn ein grösseres Domänendorf — zur Bildung eines neuen Verwal- 
tungscentrums — zur (Kreis-) Stadt erhoben wird, so verlieren die Bauern : 
bisheriges Gemeinderecht in Betreff der Nutzung des Landes und können sich 
nur durch Pacht in den Besitz und die Nutzung desselben setzen. Irgendwo — 
ich bin leider nicht in der Lage die Quelle anzugeben — habe ich eine Aus 
einandersetzung hierüber gelesen, an welche sich in Anlass eines bestimmten 
Falles eine Klage gegen diese Art des Vorgehens gegen die betreffende Ge 
meinde schloss. 3 


°) J. Jakuschkin: Oösrynoe npaso, Bd. I, pag. XVII-XVIII. 
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a Zweiter Abschnitt. 
Pa häuenliche Jemeindebesitz und die Aufhebung der Leib- 


Be eigenschaft in Russland, 


\sfft Fu 





Am Die Behandlung der Frage des Gemeindebesitzes in 
der Literatur. 


1. Als nach Beendigung des orientalischen Krieges die Auf- 
"hebung der Leibeigenschaft, der erste und bedeutungsvollste Schritt 
der neuen Aera in Russland, auf die Tagesordnung gestellt wurde, 
war es die Frage des Berichen Gemeindebesitzes, die in der 
_ Presse am eingehendsten und mit der grössten Leidenschaft behan- 
_ delt wurde. 

Soll der Gemeindebesitz mit Aufhebung der Leibeigenschaft 
abgeschafft, seine Umwandlung in individuellen Besitz mindestens 
 angebahnt oder soll er im Interesse der bäuerlichen Bevölkerung 
im Besonderen und der gesellschaftlichen und staatlichen Organisa- 
2 tion im Allgemeinen geschützt und gekräftigt werden, diese Frage 
heilte die sesammte gebildete Welt Russlands in zwei Heerlager, 
die sich gegenseitig auf das Heftigste befehdeten. Gegen die 
bleibende Beibehaltung dieser Grundbesitzform tritt die eine Partei 
auf, gestützt auf die allgemeinen volkswirthschaftlichen Grundsätze, 
für die Beibehaltung die andere Partei, die sich — auf verschie- 
lener principieller Basis stehend — wiederum in zwei Gruppen 
heilt: die eine, die der Slawophilen, stellt das national-histo- 
che Moment in den Vordergrund, die andere, die social- 
’konomische, hingegen das sociale, wobei jedoch weder die 
‚erste die sociale, noch die zweite die national - historische Bedeu- 
{ tung des ee unterschätzt. 
- Der Streit wird vornehmlich in Journalen und Tagesblättern 
eführt. Gegen den Gemeindebesitz treten in zahlreichen Artikeln 
uf: der „politisch-ökonomische Anzeiger“ (Tlo.ınrnko-Ikononnyeckiä 
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Yrasareıp) und der „Russki Westnik* (Pyeckit Bscerunks), für 
den Gemeindebesitz: das Hauptorgan der Slawophilen, die von’ A 
Koschelew herausgegebene „Russkaja Besseda® (Pyceran Bectkpa) 
mit dem „Sselskoje Blagoustroistwo* (Ceıpckoe Baaroyerpoücrso), 
einer Beilage der „Russkaja Besseda“, die im Laufe des Jalıres 
1858 und in den erten Monaten des Jahres 1859 monatlich erschien 
und sich ausschliesslich mit der Aufhebung der Leibeigenschaft und 
der Neubildung der bäuerlichen Verhältnisse beschäftigte, und der 
socialdemokratische „Ssowremennik* (CoppemeHunk®). Werthvolle 
Artikel liefern ausserdem noch: „Arteuei“ „ÜTeyecTBeuusla Janncan*, 
„Moasa*, „Semaenbapbueckan Faserät 1.007 Ei 

Die Gründe, die für die Beibehaltung des Gemeindebesitzes in’s 
Feld geführt wurden, lassen sich in folgende Punkte zusammen- 
fassen: E 

a) Das Bestehen des Gemeindebesitzes. Welchen Be- 
dingungen der Gemeindebesitz seinen Ursprung und seine Ausbil- 
dung auch verdanken mag, diese Grundbesitz- und Nutzungsart ist 
vollständig in die Sitte des Volkes übergegangen. Das ganze sociale 
und ökonomische Leben, das Denken und Fühlen des Bauern i st 
auf das Innigste mit ihr verwebt. „Alles was wir in unseren Dör- 
fern sehen, hören und wissen, beruht auf diesem Princip. Seine 
Aufhebung würde eine Umschaffung von fast ganz Russland ver- 
langen.“?) Bei der Durchführung einer social-wirthschaftlichen u 


i) 


j 
Br, 


') Ueber die geistigen Strömungen und Parteien in der russischen Literatur 
siehe die sehr instruktive historische Skizze von Professor A. Pypin: Xaparte- 
PHCTuKu AMTepaTypHbIXB MHbHiÜ OT ABAAUATEIXB AO NATHAeCATEIXB TOoNax“ im 
Bbcrunes Esponsr. 1871, Band III, pag. 233—291, Band V, pag. 301—351, 
VI, pag. 455—514, 1872, Bd. III, pag. 145— 206, Bd. VI, pag. 47-97 und pag. 
618—678, 1873, Bd. II, pag. 471—557, Bd. III, pag. 223—274, Bd. IV, pag. 2% 
— 263. Deutsche Leser verweisen wir auf die Wiedergabe (im Auszuge) jener 
Artikel in der Russischen Revue, 1873, Bd. II, pag. 45 55, 160-175 und 261 
286: „Die Slawophilen in Russland“, Bd. III, pag. 240—269: „Der Dichter Gogol“, 
1875, Bd. VIl. pag. I—36, 490-523: „Zur Charakteristik der literarischen Be- 
wegungen in Russland in ieh Jahren 1820-1860“, j 

Vergleiche auch: Julius Ecekardt: Baltische und russische Culturstudie N 
Leipzig 1869, Artikel: Der russische Gemeindebesitz, pag. 480-515. Derselbe 
Jungrussisch und Altlivländisch. Leipzig 1871, Artikel: Die russische non 
Aera, pag. 1—123. 

?) A. Koschelew in seinen Zusätzen zu Beläjews Artikel: Pas6op®% cos 
neHia B. Yuyepnna etc. in der Pyceraa Beespga 1856, Bd. I, und in ähnliche 
Weise in seinen Artikel: IIo nosony mypnansusx® erarei 0 sanını o6HnsaH 


paÖoTbI HaemHOM Mm 0 MOBeMeAsHoü OÖmMHHOH eoöersennocru, in derselben 
schrift 1857, Bd. IV, pag 157. 
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orm von so durchgreifender Art, wie die Aufhebung der Leib- 
genschaft, die Jas bäuerliche Leben in seinem Innersten vollstän- 
dig umgestaltet, muss in Betreff der sich hierbei ergebenden Spe- 
‚ialfragen um so behutsamer vorgegangen werden, als es sich 
‚hierbei um den Stand handelt, der am Enessisciläten an der 
"Erhaltung des Bestehenden, der althergebrachten Sitte hält. Der 
"Erkenntniss dieser gewichtigen Wahrheit haben sich die Gegner 
des Gemeindebesitzes nicht verschlossen. Mit geringerer oder 
grösserer Bestimmtheit heben sie hervor, dass eine zwangsweise 
plötzliche und allgemeine Abschaffung des Gemeindebesitzes nicht 
rathsam, ja entschieden zu verwerfen ist; in diesem Sinne sprachen 
‚sich A. Butowski '), J.Ssolowjew ?), Th. v. Thörner?), B. Tschitscherin®), 
“v. Buschen‘?) u. A. aus. Nur eine allmälige Umwandelung des Ge- 
 meindebesitzes in individuellen, die durch die Gesetzgebung zu be- 
fördern wäre, sei zu erstreben. Zu einer Aufhebung der bisherigen 
Grundbesitzform dürfe nur dort geschritten werden, wo diese sich 
‚überlebt hat, wo die ökonomischen Nachtheile derselben sich bereits 
fühlbar machen. So erklärt Thörner in einem anderen Artikel®) 
'unumwunden, es beständen jetzt erst wenige Landstriche in Russ- 
land, in welchen sich der Gemeindebesitz vollständig überlebt habe, 
‚im grössten Theile des Reichs werde dieses Grundbesitzsystem noch 
lange Zeit eine wirthschaftliche Nothwendigkeit sein. Auf Seiten 
der Gegner des Gemeindebesitzes handelt es sich vornehmlich 
darum, dass die Bauern nach Aufhebung der Leibeigenschaft nicht 
‚gesetzlich verpflichtet werden, beim Gemeindebesitz zu verbleiben; sie 
wollen den Bauern das Recht der freien Selbstbestimmung auch in 
‚dieser Frage überlassen wissen. 

Desgleichen werden die vielfachen Schwierigkeiten, die 
‚sich der Umwandlung des Gemeindebesitzes in individuellen ent- 


‚gegenthürmen, in ihrer grossen praktischen Tragweite anerkannt. 


A Byroperiüä: OÖ6mmnnoe BiaagbHie u COÖCTBEeHHOcTR, im Pycerifi Bter- 
Hank, 1858, Nr. 18, pag. 24. ‘ 
Fr ?) A. ConosreB% (nicht zu verwechseln mit dem bekannten Historiker Sser- 
‚gei Ssolowjew): „O nosemeasvuom® BaaybHuin BL Pocein“ in den Oreyeerzenusia 
Sanuern, 1853, Band 116—119 in sechs Artikeln, speciell Band 119, pag. 226. 
v 2) Öbepen COBPEMEHHEIXB CEIKCKOXO3AÜCTBEHHEIX" Boocdede in der Bn- 
‚Öriorera nıa yrenin, 1858, Band 149 (in fünf Artikeln), pag. 1—36. 

*) B. YUugepnas: „O macroamemp u ÖynyINems nOoAOMReHin NOMBILUNBHXB 
‚Kpectsaun“ im „Arenei“, 1858, Nr. 8. 

5) „Die Freibauern Binäslands?, in der Tübinger Zeitschrift für die gesammte 
Staatswissenschaft, 1859, Bd. 15, pag. 239. 
Kirn.) erepiine MIA BONPOCa O PA8HBIXL BURAXB TNO3EMeABHOÄh COÖCTBeHHocTHn 
in dem „Eypnaıs munnerepersa Hapopnaro IIpoestyenia“, 1858, Bd. 4, pag. 2-3, 
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Mit der Durchführung dieser Massnahme müssten die Dörfer 'min- 
destens zum Theil — und zwar je grösser sie sind, mit umso 
dringenderer Nothwendigkeit — ausgesiedelt werden, welche Ope- 
ration mit vielen Unzuträglichkeiten und Kosten verbunden wäre, 
Der Umstand, dass die Bevölkerung die liebgewordene Sitte des 
engen Beisammenlebens und die alten Wohnsitze, wie anzunehmen 
ist, nur widerwillig aufgeben würde, erhöhen die Schwierigkeiten 
der Auseinandersetzung erheblich. Fast zur Unmöglichkeit gestalten 
sich die Schwierigkeiten der Aussiedelung in wasserarmen Steppen- 
gegenden, wo nur sporadisch auf weiten Strecken das für Menschen 
und Vieh erforderliche Wasser sich vorfindet. im 

So konnte A. Koschelew — an Thörner anknüpfend — in 'ge- 
wisser Beziehung mit Recht behaupten,') fast Alle stimmen darin 
überein, dass der Gemeindebesitz jetzt beizubehalten ist, da er 
 ulknianlen den Anschauungen und Gewohnheiten des Volkes und 
der gegenwärtigen wirthschaftlichen Entwickelungsstufe des Lara 
entspricht; es handelt sich demnach jetzt nur um die Entscheidung 
der Frage: „wenn in gewissen Beziehungen Regierungsmassnahı 
in Betreff der grundbesitzrechtlichen Verhältnisse der bäuerlichen 
Bevölkerung erforderlich sind, die der Entwickelung des Volks- 
lebens eine bestimmte Richtung verleihen, sollen diese Massnahmen 
im Geist des ewigen Erhaltens des Gemeindebesitzes oder im Geist 
der aus dem Gemeindebesitz sich zu entwickelnden Ausbildung des 
persönlichen Grundbesitzes gehalten sein ?* an 

b) Aus national-historischen Gründen. Die Stellung 
der Slawophilen zum Gemeindebesitz ist von gegnerischer Seite | ‚so 
wohl in der russischen als in der ausserrussischen Literatur nicht 
überall vollständig correkt gekennzeichnet. Es ist nicht die Insti- 
tution des Gemeindebesitzes (o6munnoe mosemelbnoe Baanbaie) an 
sich und allein, welcher sie die grosse nationale und historische 
Bedeutung  zuschreiben, sondern das Prinzip des Gemeindewesens 
überhaupt (oÖunnnoe nayaıo, o6mmHHBIÜ ObITB), das bei den slawi- 
schen Völkern im Allgemeinen und im russischen Volk insbesondere 
sich in ganz eigenthümlicher, von der gesellschaftlichen Vereinigung 1g 
im Westen principiell unterscheidender Weise ausgebildet haben so I. 
Nachdem die Slawophilen Gebrüder Kirejewski und D. Walujew 
die ersten Andeutungen über die gesellschaftliche und staatliche 
Ausbildung des russischen Reichs geboten hatten, entwarf ein Ano- 


') A. Komeresp: O6mmunnoe mosemeisuoe Buagknie im Ceuseroe Buarı 
yerpoäcrso, 1858, Nr. 8, pag. 108. Bi 
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En s M... 3... K... eine ganze historisch-juristische Theorie mit 
rk theologisirender Färbung, welche die späteren Slawophilen 
yveiter ausgebaut haben. Veranlasst wurde die Aeusserung des 
| nnoytıns durch einen Artikel von K. D. Kawelin in der Zeit- 
‚schrift „Ssowremennik*, in welchem dieser u. A. die Schwäche des 
Gesellschaftslebens im alten Russland auf die geringe Entwickelung 
der Persönlichkeit zurückführt. Die Stammesverfassung war es, — 
hält der Anonymus!) Kawelin entgegen, nicht das Gemeindeleben, das 
dem Verfalle sich zuneigte; auf der Gemeindeverfassung ruht die 
‚ganze russische Geschichte, nicht allein die vergangene, sondern 
auch die gegenwärtige und zukünftige. Die Stammesverfassung 
ging unter, die Gemeindeverfassung, geheiligt und gerechtfertigt von 
dem Prinzip geistiger Gemeinschaft, welches ihr die Kirche verlieh, 
hat sich erhalten und ausgebildet in den ländlichen Gemeinden in 
in. den Städten, gelangte zum Ausdruck in den städtischen Ver- 
"sammlungen (tue) und schliesslich in den allgemeinen Landtagen 
semckaa ayma) — die letzte, höchste Gestaltung des Gemeinde- 
lebens, der Ausdruck landschaftlicher und kirchlicher Einheit. 
Alle diese Formen, wie verschieden sie auch sind, erweisen sich 
als Momente der allmälichen Erweiterung eines und desselben 
Gemeindeprinzips, des allgemeinen Bedürfnisses nach einem gemein- 
‚schaftlichen Leben in Eintracht und Liebe, eines Bedürfnisses, 
dessen sich ‘ein jedes Glied der Gemeinde bewusst ist als eines 
A tundgesetzes, das für Alle verbindlich ist und seine Rechtfertigung 
n sieh selbst, nicht in der persönlichen Willkür des Einzelnen 
trägt. Das Wesen der Gemeindeverfassung ist nicht gegründet auf 
die Persönlichkeit, hingegen hat sie zu ihrer Voraussetzung den höchsten 
Akt persönlicher Freiheit und persönlichen Bewusstseins — die Selbst- 
‚entäusserung. In jedem Moment seiner Entwickelung gelangt das 
‚Gemeindeleben in zwei Erscheinungen zum Ausdruck, die mit ein- 
ıder parallel gehen und einander unentbehrlich sind: die Vereini- 
gung der Mitglieder des Geschlechts (z. B. die Fürstentage) und 
as Geschlechtsoberhaupt , die Versammlung der Stadtbewohner 
ve) und der Fürst, die Versammlung der Landschaft oder die 
ma und der Zar. Die eine ist der Ausdruck des allgemeinen 
bindenden Prinzips, die andere der der Persönlichkeit. 
























2) Der Artikel des Anonymus, erschienen im Mocrsnraunng, 1847, Band 
iegt mir nicht vor, nur die Auszüge, die Pypin bietet im Bseruux» Esponsı 
872, Bd. VI, pag 618-635; Vergl. auch „Russische Revue“, 1873, Bd. IH, 
8. 261 etc. 
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In dieser Theorie, die übrigens der Anonymus nur in kurzen 
Umrissen kennzeichnet, sind die Grundlehren des Slawopbhilenthums 
über den historischen Gang des russischen Lebens und seine innere 
Bedeutung gegeben, welche die jüngeren Anhänger dieser Schule 
weiter entwickelten und geschichtlich nachzuweisen sich bemühten. 

Auf die heutige Lage der Dinge eingehend, finden sie in der 
bäuerlichen Gemeinde die einzige Institution, die ihr Entstehen und 
ihr Leben nicht dem Staat und den westeuropäischen Einflüssen 
verdankt, sondern original ist und ungeachtet der vielfachen Stürme 
in der tausendjährigen Geschichte Russlands, der despotischen’ Ein- 
griffe und der Beförderung westeuropäischer Kultur Seitens der 
Staatsregierung ihr Wesen bewahrt habe. Die Gemeinde hat noch 
ihr Gewohnheitsrecht und handhabt dasselbe. Der bäuerliche Stand 
hat sich weniger als die anderen Stände fremden Einflüssen ergeben 
und „bewahrt die Prinzipien des russischen Lebens, die wir jetzt 
erforschen, von denen wir uns durchdringen zu lassen bemühen, zu 
denen wir bei jedem allgemeinen Unglück unsere Zuflucht nehmen, 
und die allein unserem Staate Macht und Ruhm versprechen: dem 
Gemeindeleben (o6mmunsıä ÖBıTeB), also dem Gemeindebesitz im 
Besonderen, der die vornehmste Grundlage des bäuerlichen Lebens 


freilich ihre Eigenthümlichkeiten, doch verdanken diese ihren Ur- 
sprung der anders gearteten Geschichte des russischen Volkes. 
ihren Hauptgrundzügen ist sie aber gleich den Gemeinden der ande- 
ren slawischen Völker, soweit diese nicht abendländischen Einflüssen 


historischen Zeiten alle Merkmale bewahrt, die sie scharf unter- 
scheiden von den Gemeinden in EEE von den germanischen, 
wie von and en ae 


') A. Koschelew: IIo nosoay zypHaısusIx® crTareü etc. in der Fr 
eb 1a, En Ba-TVv, pag. 157 —163. 


pag. 1—57, nebst hung von der Redaktion. M. Me Coweiii 
oÖmmma 0 ceram CepÖcKHNG, MIBBETHAA OA UMeHeNT 3anypru, in derselben 
Zeitschrift 1858, Bd. III, pag. 98—112. Derselbe: Cep6eraa o6umna in derselben 
Zeitschrift 1859, Bd. VI, pag. 49-64. B. Mawteserifi: Tonoc» ng oasum ele 
in derselben Zeitschrift 1859, Bd. VI, pag. 65- 80. A 
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Jer kein Leben ausserhalb einer Gemeinde kennt, ihren Ursprung 
hat, und daher ein selbständiges, originales, kein gemachtes Leben 
führt, sind die Gemeinden im Westen ') und ‚die der russischen 
Städte nichts Anderes, als ARE zufällige Vereinigung von Personen 
zu künstlichen Einheiten, die kein selbständiges Leben haben; diese 
sind nur administrative Gebilde, nach geographischen Erwägungen 
zusammengesetzt und existiren nur als nothwendige Unterabtheilun- 
en der Kreise oder als Ansiedelungen, deren Bewohner durch 
gleichartiges (städfisches) Leben verbunden sind. So schildern K. 
Aksakow, Ssamarin, Koschelew etc. (in den weiter unten angege- 
benen Schriften) die Bedeutung der russischen bäuerlichen Gemeinde. 
Nur beiläufig findet Erwähnung, dass der fast unbeschränkte Ein- 
fluss der Gutsherrn und der Beamten jenes „originale, selbständige 
Leben der Gemeinde“ beeinträchtigt hat. 

Was den bäuerlichen Gemeindebesitz anbetrifft, so nimmt er in 
len älteren Schriften, die das „nationale Lebensprinzip“ nachzu- 
weisen suchen, die zweite Stelle ein; die Darlegung der Bedeutung 
der Gemeinde überhaupt erscheint hier noch als das Wesentliche. 
K. Aksakow?) berührt das Verhältniss der Gemeinde zum Grund 
und Boden nur beiläufig. Eingehendere Beachtung findet dieses 
Verhältniss in den historischen Schriften von Beläjew, Lesch- 
kow. Die bekannte Polemik zwischen Tschitscherin?) und Belä- 


ı) Die Slawophilen begnügen sich nicht damit, dass die russische länd)iche 
Gemeinde original, nicht durch staatliche Massnahmen erst geschaffen ist, son- 
dern beanspruchen in ihrer Gemeinde etwas eigenthümlich-Slawisches zu besitzen, 
was keinem anderen Volk eigen ist. Es herrschte eben zu dieser Zeit noch 
Unkenntniss über die historische Gestaltung des Gemeindewesens bei an- 
deren Völkern. Was das Verhältniss der Gemeinde zum Grund und Boden an- 
betrifft, so wissen sie nur, dass hier und da sporadisch Gemeindebesitz bestanden 
hat, Weideland gemeinsam genutzt wurde. So konnte Ssamarin (Ilosemeazuan 
cOÖeTBeHHOCTL MH OÖmNHHOEe Baaybuie im Ceap. Baaroycer. 1858, Nr. 12, pag. 278) 
die Frage stellen, bei welchem Volk ausser der slawischen Welt, wann und in 
welcher Form hat Gemeindebesitz bestanden? ohne eine vollständig genügende 
Antwort zu erhalten. In der neueren russischen Literatur wird der Geschichte 
des Grundeigenthums im übrigen Europa mehr Aufmerksamkeit geschenkt. Inter- 
essante Monographien in dieser Frage: U. Cakasserii: Aurıo-Carconckan ceapckan 
o6muna, Charkow 1872, M Kosaseseriä: Oyeprb ncropim pacıaxenia OÖmmnHHaro 
sexaeBaanbrin BB kantonb Baayrp, London 1876. 

?) „O apesuenn Öbıtk y CaaBaun BOOÖme m y Pycekuxb BB Ocodennoern“, 
im Mocrogeriä C6opunss, 1852, pag. 51—139. 

) „O630p% weroputeeraro paasuria ceuseroß odımması B% Pocein* im Pycc- 
sit Bierunks, 1858, Heft 3, pag. 373—396 und Heft 4, pag. 579, 602. „Eme o 
ceaberof oÖımunb“, Heft 12, pag. 772—794, und Heft 13, pag. 126— 166. 
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jew ') in Betreff der Ursprünglichkeit des russischen Gemeindelebeng 
und Gemeindebesitzes lenkte die Aufmerksamkeit in höherem Mass, 
auf diese Frage. Aber auch in diesem Streit figurirt der Gemeinde. 
besitz nur als ein Faktor unter den vielen, die die Ursprünglichkeit 
der altrussischen Gemeinde dokumentiren sollten. Beläjew,2) Lesch- 
kow°) u. A. behandeln das Verhältniss der Bevölkerung zum Grund 
und Boden immer nur als die eine Seite des Gemeindelebens, der 
gegenüber die anderen — die selbständige Stellung der Gemeinde 
der Staatsregierung gegenüber in ihrer freien Selbstverwaltung, in 
der Theilnahme am Gericht, in der Vertretung ihrer Glieder yor 
Gericht, in der Vertheilung und Erhebung der Steuern und Lasten 
etc. — vollständig coordinirt erscheinen. Beläjew liefert wieder- 
holt den Nachweis und spricht ausdrücklich aus, dass die ländliche 
Gemeinde und ihre Verfassung im alten Russland nicht immer auf 
der Basis des Gesammteigenthums am Grund und Boden Yuhten, 
dass vielmehr bäuerliche Gemeinden bestanden, die keinerlei Ver- 
fügungsrechte über die Nutzung des von ihren Gliedern bestellten 
Landes ausübten, und zwar überall dort, wo das Land einem Grund- 
herrn (dem Fürsten, der Kirche, dem Adel) gehörte und Bauern 
in Pacht vergeben war. Es bestand demnach kein unlösbares 
Band zwischen dem altrussischen Gemeindeleben und dem. Ge. 
meindebesitz. | 
Erst als die Behandlung der Frage der Aufhebung der Leib- | 
eigenschaft in Fluss gerieth und unter den vielen hierbei in Be- 
tracht kommenden Spezialfragen auch die der Beibehaltung, resp. 
Aufhebung des Gemeindebesitzes in der Presse ventilirt wurde, 
trat dieses eine, die Gemeinde charakterisirende Moment natur- 
gemäss in den Vordergrund. Hierin liegt die Erklärung, dass man 
von gegnerischer Seite nicht selten in die Einseitiekeit verfiel zu 
behaupten, in dem Gemeindebesitz an sich und allein liese das 


') „Pa360p» eounnenia B. Unyepuna: O630pB neropuyeckaro pas3Buria ceib- 
crof oÖmmnsı BB Pocein“ in der Pyceras Bectxa, 1856, Bd. I, pag. 101—146, und 
in einem zweiten Artikel im Bd. II, pag. 114—141. 

?) „Kpeersane va Pycn“, ein Werk, das durch den ganzen Jahrgang 1858 
der Pycexas Bectga sich hindurchzieht; derselbe Verfasser: „O nosemeasHon» Baa- 
abuin B5 Mockoseros» Tocygaperss“ im Bpewenuure Unsneparoper. Mock, 0Ö- 
mecTBa ucTopiun u apesnocreii Pocciäckuxs, 1851, Bd. IX, 

’) „O6munusıä Ost zpesnei Pocein im Kypnanm Munnereperza Hapoxuaro 
Ipoessyenis, Bd. XCI, 1856, pag. 88—158, 207—274. Derselbe: Pyecxii Hapogs 
u Toeynapergo, neropia pycckaro OÖmecTBeHnHaro para 10 XVII. sbra Mos- 
kau 1858. 
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unctum saliens der Anschauung der Slawophilen über die staat- 
liche Bildung Russlands. 

In überschwänglichen Ausdrücken treten nun die Slawophilen 
für die bleibende Erhaltung dieser „nationalen“ Grundbesitzform, 
für diesen „Eckstein der Organisation des ländlichen Bevölkerungs- 
standes* in die Schranken. Diese nationale Eigenthümlichkeit ist 
jeder russischen Seele theuer. Im Gemeindebesitz liegt das Prinzip, 
von welchem das gesammte russische Leben durchdrungen ist, Und 
wenn auch vom rein ökonomischen Standpunkt aus die Aufhebung 
des Gemeindebesitzes als nützlich zu erachten wäre, was übrigens 
im Allgemeinen nicht zugestanden wird, so müsste er doch bei- 
behalten werden. 1) 

Mit grosser Vorliebe bedienen sich die Slawophilen des Aus- 
drucks o6mmma (Obschtschina) zur Bezeichnung der auf Gemeinde- 
besitz beruhenden Gemeinde. .Auf den Einwand des Professors 
Ssergei Ssolowjew,”) dass das niedere Volk diesen Ausdruck zur 
Bezeichnung der bäuerlichen Gemeinde nicht gebraucht und nicht 
kennt, räumt Beläjew°’) solches ein, bemerkt aber, dass, wenn 
auch seit Alters die Bauern ihre Gemeinde mit dem Ausdruck wip®s 
(Mir) bezeichnen, das Wort o6mmma in diesem Sinn angewandt 
werden könne; denn es sei ein uraltes slawisches Wort und bereits 





') A. Komtexerp: „lo noBogy AypHaabubsIxB erarei 0 3ambab OÖA3anHoN 
paborsI HAeMHOI m O 1O3eMeAbHoH OÖmmHHoA coderBennHoern“ in der Pyceran Be- 
ebza, 1857, Bd. IV, pag 108-—-171, insbesondere pag 157, 164 ete. Derselbe: 
„Odmunnoe nosemeasuoe Baayknie im Ceanceroe Baaroyerpoücreo, 1858, Nr. 8, 
‚pag. 107, 112 ete. Kurz gekennzeichnet hat Koschelew seinen Standpunkt in 
einer Anmerkung zu dem bereits erwähnten Artikel Beläjews: Pas60p» couu- 
uenia B. Ynyepuna: O630p% uerop. passnt. ete, in der Pyceran Beehya, 1856, 
Bd. I, pag. 145 ete. KOpiii Camapnup: in einer Reihe von Artikeln in der 
Ceascroe Baaroyerpofic,Bo: 1858, Nr. 1, pag. 19 —34: O nosemeanHomp OÖMHH- 
Hop Baapbuiu A. Byroseraro; Nr. 10, pag. 1-38: OÖmmnnoe BaanbHie u coÖ- 
CTBEHHOCTL, Nr. 12, pag. 271--328: Ilosemerpnan COÖCTBEHHOCTL M OÖLIMHHOE BA- 
abnie, u a — ©. Epemberv: Hbero.A1so 3ambTORB NO KPEecTbLAHckomy BONPOCy, in 
derselben Zeitschrift Nr. 12, pag. 168—172, B. Bo6opsisunp: 06% oÖumaHome 
Baaybuin Bemaerm im Hiypnarm ÜOeaperaro Xosahersa, 1858, Nr. 1. A. Xomakope: 
Cospexenusiit Boupoenr in der Zeitschrift Moasa, 1857, Nr. 28. A. CuupnoBb: 
„O6wmunoe 3emaertagbHhie u YacrHaa NOBeMeApHAaA COÖCTBeHRHocTL“ in seinen ge- 
sammelten Schriften: Bocnonnnanin, msıcan, rpyabı m sambreu, Moskau, 1859. Bd. 
I, pag. 87—95. 

2) C. CoaoBheBb: Cnopp 0 ceancrkoß OÖmmab im Pyceriä Bberuuen, 1856, 
Heft 22, pag. 304, 

3) Cnop» 0 ceaseroü oÖmmmb Ü. Cosxoppesa, in der Pyceran Beckna, 1856, 
Bd, IV, pag. 115—123. 


— 12 — 


in ältester Zeit in ähnlichem Sinn gebraucht: in den Nowgorode 
Jahrbüchern vom Jahre 1342 finde sich das Wort o6umunı, in seit 
Wurzelform schon im Vertrag Igor’s vom Jahre 945: ob can; 
auch anderen slawischen Völkern sei dieser Ausdruck geläufig: bei 
den Serben im 13—14 Jahrhundert: oÖObknHa, OÖKNHA, ONbENHA, in. 
der zweiten Hälfte des 14. Jahrhuuderts onruna, bei den Bulgaren 
oömrtnna, bei den Czechen obce, im Altpolnischen obiecz, bei 
den Chorwaten opezina. Bl 
c) Aus social-ökonomischen Gründen. Vielfach findet 
sich in russischen und in deutschen Schriften über den russischen 
Gemeindebesitz die Ansicht vertreten, als ob nur philosophisch- 
romantische Nationalitätsschwärmerei die Slawophilen zur energi- 
schen Vertretung einer, den wirthschaftlichen Bedingungen nicht 
entsprechenden Grundbesitzform veranlasst habe.') Ein näheres 
Eingehen auf die Schriften. der Anhänger dieser Schule ergiebt, 
dass diese Annahme eine irrige ist. Der bäuerliche Gemeindebesitz 
ist den Slawophilen durchaus nicht Selbstzweck, sondern nur Mittel 
zu einem höheren Zweck. E 
Nicht allein weil der Gemeindebesitz in Russland seit Alters 
besteht, sondern vornehmlich weil bei dieser Grundbesitzform die 
Vertheilung des Grund und Bodens die zwecekentsprechendste ist, 
desshalb soll er bestehen bleiben und erhalten werden — dieses 
ist der Grundgedanke der Schriften dieser Partei. 
„Der Gemeindebesitz ist kein sechster Sinn, den Gott den 
Slawen verliehen hat, sondern ein Vermächtniss, das uns anvertrau 
st, die wir zuletzt auf die Weltbühne treten“ ?). ht 
Es verdient besonders hervorgehoben zu werden, dass die Be- 
tonung des social-ökonomischen Moments im Ge nic ht 
erst zu der Zeit erfolgt ist, als es sich um den Nachweis der Noth 
wendigkeit der Erhaltung dieser Grundbesitzform handelte, dass & 
nicht als Mittel diente, um noch einen Grund gegen die Gegner au 
nationalen“ Vertheilung des in bäuerlicher Nutzung befindliche 
Landes ins Feld zu führen. Vielmehr war in der Theorie der Sl 
wophilen, als von bäuerlichen Gemeindebesitz noch kaum die Rede 
war, bereits dargelegt worden (wenn auch nur als Hypathese), wie 
in der slawischen. Gesellschaftsordnung, in der Gemeinde und 
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') So z. B. Butowski: „Oömmunoe BıanbHie m COÖCTBeHHocTL“ im Pyeeril 
Bternure, 1858, Nr. 13, pag. 3 ete., Buschen: „Die Freibauern in Rail 
in der Tübinger Zeitschrift für die gesammte Staatswissenschaft, 1859, pag. 2 236 

?) A. Koschelew: „Oömnnnoe nosemersnoe Baarbuie“ im Geier Baar 
yerpoäcrso 1858, Nr. 8, pag. 123. 
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hi br Entfaltung die sociale Frage gelöst sei. So deducirt der be- 
veits erwähnte Anonymus M.... 3.... R...., dass die Entwickeluug 
‚des germanischen Prinzips dar Persönlichkeit (wie sie nach den 
_ damaligen philosophisch-historischen und philosophisch - juristischen 
Begriffen aufgefasst wurde) an sich nicht zu dem zu erstrebenden 
Ziel, d. i, zur normalen Gestaltung der freien Gesellschaft führen 
könne, „dieses Prinzip (die Idee des Menschen oder genauer die 
Volksidee) erschien nicht als naturgemässe Frucht der Entwicke- 
lung der Persönlichkeit, sondern als Widersacher dieser Entwicke- 
lung, und trat in das Bewusstsein der Denker des westlichen Europa 
aus der Sphäre der Religion“; die oceidentale Welt stelle jetzt die 
_ Forderung einer organischen Versöhnung des Prinzips der Persön- 
lichkeit mit dem Prinzip der objektiven, für Alle gültigen Norm —, 
d. i. die Forderung der o6wmsa, der Kommune (im Sinne der 
neueren socialen Bewegung), und diese Forderung falle mit unserer 
 Wesenheit (c5 Hameh cyÖcranniei) zusammen: zur Läsung der 
Frage bringen wir unser Leben (Ösır») dar, und hierin liegt der 
Berührungspunkt unserer Geschichte mit der des Westens '). 
Die Stellung der Slawophilen zum Gemeindebesitz erweist sich 
_ demnach nur als Anwendung und weiterer Ausbau des Grundge- 
_ dankens dieser Schule über die sociale Bedeutung der slawischen 
- gesellschaftlichen Organisation, es ist nichts mehr als die Anpassung 
_ ihrer Theorie auf diese eine Aeusserung des russischen Volksgeistes. 
Bei Auseinandersetzung der social-ökonomischen Bedeutung des 
 Gemeindebesitzes knüpfen sie an die schlimme und gefahrdrohende 
_ Lage der niederen ländlichen Bevölkerung in Westeuropa an, die 
: ‚sie als Folge der nicht zweekentsprechenden Vertheilung des Erd 
 besitzes schildern. Nach einer Darlegung der praktischen Folgen 
des vorherrschenden Grossgrundbesitzes in England und Irland (pre- 
cäre Lage der Pächter, Tagelöhner etc.), sowie der zu weit ge- 
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e, se 1 Volks sei, dass demnach Beschränkungen dieses 
Rechts sich als eine ae chrhe Nothwendigkeit erweisen, und 
dass endlich nur im Gemeindebesitz die Lösung des BR 


') Pypin: „Xapakrepnerurn“ ete. im Bterunks Espons, 1872, Band VI, 
Pag. 623—624 Vergleiche auch „die russischen Slawophilen im vierten bis zum 
hsten Jahrzehnt dieses Jahrhunderts“ in der Russischen Revue, Band II, 1873, 
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Problems, an welcher Westeuropa sich vergeblich abmühe, gefund 
werden könne '). Einerseits verhindere diese Grundbesitzform d 
Entstehung eines ländlichen Proletariats dadurch, dass der möglichst 
grösste Theil dieser Bevölkerung grundbesitzlich erhalten werde 
andererseits aber auch eine widernatürliche Zersplitterung des Bo- 
dens, wie sie in Ländern mit individuellem Kleinbesitz so häufig ge- 
funden wird. Durch Erbtheilungen, Käufe und Verkäufe wird eine 
solche Gemenglage der Grundstücke im Laufe der Zeiten hervor- 
gerufen, wie sie sich beim Gemeindebesitz mit periodischen Umthei- 
lungen gar nicht ausbilden könne. Die Vornahme weiterer Thei- | 
lungen zu verbieten, wenn die Grenze einer mit Berücksichtigung 
der ökonomischen Bedingungen zu normirenden Minimalgrösse des 
Grundbesitzes einer Familie erreicht ist, sei endlich weit leichter 
beim Gemeindebesitz in zweckentsprechender Weise durchzuführen, 
als beim unbeschränkten individuellen Grundeigenthum. N 

Dem Einwand, der Gemeindebesitz sei das hauptsächliche Hin- 
derniss zur als von Kapitalien, begegnet A. Koschelev 
mit der Frage, ob denn der englische oder französische Proletari: 
Kapitalien besitze? Es sei lobenswerth, über die Bildung und An- 
saminlung von Reichthümern sich zu ergeben, man solle dabei aber 
die Vertheilung derselben nicht vergessen. Die Soeialisten und 
Kommunisten sind, sagt derselbe Slawophile, stärker als ihre Gegner; 
wenn sie jetzt auch noch unterdrückt sind, so gehört ihnen, weı 
auch nicht die Zukunft, so doch ein zukünftiger Zeitpunkt; wie ent- 
setzt Europa auch über Proudhon sei, — '/, oder gar !/; seiner Ein- 
künfte verwendet Europa zur Unterstützung der Armen, nicht aus 
Nächstenliebe, sondern nur um sich dadurch den oh Genuss 
des Restes zu bewahren; sei das nicht wie heimliche Anerkennung 
Proudhon’s? Das einzige durch nichts zu ersetzende, vollständig ge 
nügende specifische Heilmittel ist die oÖmmma, die auf Gemeinde- 
besitz beruhende Gemeinde’). ‚hai 

Der Gemeindebesitz, lässt sich Ssamarin *) vernehmen, stellt der 
allgemeinen Wohlstand sicher. Ohne die Produkte der freien Arbe al 
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') A. Koschelew: „Io nosony mypHaasusıx, erarei“ in der Pre 
ebya, 1857, Bd. IV, pag. 157—163. Derselbe: „Oöm. nos. Baag.“ in der Ceunet 
Buaroyer., 1858, Nr. 8, 140-142. J. Ssamarin: „[losemeisnaa coGernennocri 
oömee Bragbnie* in der Ceaser. Baaroyer., 1858, Nr. 12, pag. 280. 

?) „O6mnnnoe mosemenpn. Baapbuie“, 1. c, pag. 133 

3) „O6. uosenm. Baap.“, l. ec. pag. 122—123. 


#) „O mosemeibHOMDb OÖMMHHOMB Baankbuin“ in der Ceuser. B.aroyertp., 1858 
Nr. 1, pag. 28. ca 


























a einnortenite erhält es, der die Fähigkeit und die 
Mittel zu seiner Bestellung besitzt. In Betreff der geringeren Pro- 
( aaa niel beim Be uenz etwa erzielt eig: bemerkt Ssa- 


= »Der Gemeindebesitz, sagt Kawelin ?), ist die wahre und einzig 
mögliche Rettung für die Volksmassen vor dem Monopol der Grund- 
‘herren und Kapitalisten. Wo nur Privateigenthum besteht, dort tritt 
_früher”oder später volle sociale Anarchie und Armuth des ganzen 
Volkes ein, furchtbare sociale Krankheiten, gegen die bis jetzt alle 
‚Mittel = seilich waren; Krankheiten, die sich unaufhaltsam ent- 
rickelten, sich selbst gährent und erkiltend; und zwar weil seiner 
latur nach das persönliche Eigenthum zur fortwährenden Erwei- 
terung und Vergrösserung strebt. Der Kampf um die materiellen 
Interessen wäre nur dann ohne Uebel, wenn die Kräfte, Talente etc, 
e gleichen wären. In Westeuropa steht der Ausbruch des socialen 
üpfes in Aussicht. Wie vortrefflich die Assoeiationen auch sind, 
Natur nach können sie sich nicht zu allvemeinen Institutionen 
den, ihr Erfolg hängt von tausend Zufälligkeiten ab, darunter 
nders vom Eigenthum, vom Kapital, sie sind nur Palliativmittel, 
‚die Wohlthätigkeitsanstalten, denn sie treffen das Uebel nicht 
r Wurzel. Auch die Administration kann nichts gegen die 
jeiale Anarchie thun. 

Dieser Grundgedanke über die Bedeutung des Gemeindebesitzes 
wird von einer ganzen Reihe von Schriftstellern in gleichem Sinn 


Ai y K 1. Ber. „Bsrfagp Ha ceibekyWw pyceryw o6mmsy im Arenuen, 
859, Nr. 2. pag. 180—184. Mit geringen Aenderungen ist dieser Artikel später 
n in deutscher Sprache erschienen und zwar in der Tübinger Zeitschrift für die 
mmte Staatswissenschaft, 1864, pag. 1—53, unter dem Titel: „Einiges über 
ussische Dorfgemeinde“. Wie aus der oben erwähnten Polemik schon zu 
en, gehört Kawelin nieht zur Schule der Slawophilen. Da jedoch seine 
chten über die Bedeutung des Gemeindebesitzes sich denen der Slawophilen 
hr als den weiter unten anzuführenden Anhängern der bestehenden bäuer- 
BR ertnäbesitatorm nähern, so kennzeichnen wir seine Stellung ‚schon an 
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behandelt. W. Boborükin'!) setzt auseinander, wie es ein besonde- 
rer Vortheil dieser Grundbesitzform ist, dass die Grösse des Land- 
antheils sich den Bedürfnissen der in ihrer Grösse und Arbeitskraft 
stetig wechselnden Familie anschmiegt: die grössere Familie erhält 
mehr, die an Kopfzahl geringe Familie weniger Land. Sie ver- 
hindert somit die Verarmung, die bei zunehmenden Familien mit 
gleichbleibenden Grundbesitz entstehen kann, und macht die so 
lästige und in Ländern mit persönlichem Grundbesitz stelig zuneh- 
mende Armensteuer unnöthig. 

Bei all’ dem energischen Eintreten für den Gemeindebesitz Mi 
eine social-ökonomische Forderung ersten Ranges, erkennen die 
Führer der Slawophilen und andere, mit diesen in dieser Frage 
übereinstimmende Schriftsteller die Berechtigung, ja die Nothwendig- 
keit des individuellen Grundeigenthums an; dieses bilde die noth- 
wendige Ergänzung des Gemeindebesitzes. & 

Das persönliche Eigenthum wie das persönliche Prineip über- 
haupt, sagt Kawelin,?) ist ein Prinzip der Bewegung, des Port 
schritts, der Entwickelung, doch es wird zu einem Prinzip des Ver- 
derbens und der Zerstörung, zerfrisst den gesellschaftlichen Org«- 
nismus, wenn es nicht in seinen äussersten Consequenzen durch 
nn organisirtes Prinzip des Grundbesitzes gemässigt und im 
Gleichgewicht erhalten wird. h 

Aechnlich spricht sich Koschelew°) aus. Das Nebeneinanderbe- 
stehen von Gemeindebesitz und individuellem Grundbesitz ist wichtig; 
persönliches Eigenthum ist das Element des Fortschrittes, es 
währt die Mittel zur Befriedigung der starken, reichen und unter- 
nehmenden Persönlichkeiten, die Belohnung für die Leistung beson- 
derer Arbeiten. Der Gemeindebesitz dagegen ist das Element des 
Beharrens, das durch nichts Anderes zu ersetzende Band im Volk, 
und namentlich in denjenigen Schichten desselben, in welchen eine 
materielle Vereinigungsbasis nothwendig ist als ein Mittel, einem 
Jeden ein Obdach, eine Heimath und das zur Existenz unbedingt 
Erforderliche zu gewähren und die Vermögensverschiedenheiten it 
den möglichen und nothwendigen Grenzen auszugleichen. Der indi- 
viduelle Grundbesitz in Russland soll dennoch bestehen bleiben, für 


er 


') B. Bo6opsisuns: O6% o6munnon®y BAagbHin 3emaero m Bainhiu ImponnteaoBH 
na semgenbaie im JEypnamm Censeraro Xosnücrsa, 1858, 16 1 E 
?) „Baraagp ma pycer. ceusen. om“ ‚I. e. pag. 185. Kawelin ist, wie be 
reits bemerkt, nieht Slawophile. I, 
3) "Om. nosem. Baan.“ 1. c. pag. 110. 
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lie grosse Volksmasse soll aber auch der Gemeindebesitz erhalten 
werden: das jetzt in dieser Grundbesitzform befindliche Land ge- 
nügt für Jahrhunderte, da sein Ertrag sich noch verzehnfachen kann. 
| Ebenso schildert N. Smirnow die Bedeutung des Gemeinde- 
besitzes:') Beide Grundbesitzformen sind nothwendig und ergänzen 
einander, wie die Gegensätze der beiden Pole, die aus der ökono- 
mischen Grundidee des Besitzes des Grund und Bodens entspringen. 
Auf Seiten des Gemeindebesitzes steht vornehmlich das Prinzip des 
Wohlbefindens der Masse des Volkes, das Prinzip der Quantität; auf 
Seiten des persönlichen Grundbesitzes dagegen das Prinzip des 
Fortschritts, der Entwickelung, das Prinzip der Qualität, wobei 
jedoch weder der Gemeindebesitz die Entwickelung ausschliesst, 
noch persönlicher Grundbesitz das Streben zum Wohlbefinden der 
Masse verneint. 

Einen Schritt weiter geht die Partei der russischen Social- 
demokraten. Erkennen die Slawophilen bei aller Begeisterung für 
den Gemeindebesitz die Bedeutung und die Nothwendigkeit des 
persönlichen Grundeigenthums an, so stellt die andere Partei die 
Berechtigung dieser letzteren ankam in Abrede. In ver- 
schiedenen Tonarten wird derselbe Gedanke, mit denselben Gründen 
durchgeführt. Bei der grossen Gleichartigkeit der Behandlung dieses 
Gegenstandes Seitens der Nachfolger der französischen Socialisten, 
genügt die Wiedergabe eines Vertreters derselben, der sich durch 
‚Schärfe und Logik in der Durchführung jenes Gedankens auszeich- 
net und sich überhaupt in eingehenderer Weise über diese Materie 
auslässt. Es ist dieses M. Jurin.?) 

- Er findet in dem Socjalismus nichts mehr als eine weitere 
Ausführung der nationalükonomischen Wissenschaft über Arbeit, 
Eigenthum und Reichthum. An Adam Smith’s Lehrsätze an- 





) 1. c. pag. 9. 

z ?) Für den Gemeindebesitz von socialdemokratischer Seite vornehmlich: 
fie von N. Tschernüschewski herausgegebene Zeitschrift Cospemeuunkep in zahl- 
reichen Artikeln, so besonders: eine Analyse von Haxthausen’s: „Studien über 
die inneren Zustände etc. Russlands“, 1875, Nr. 7, N. Tschernüschewski: o no- 
semerbHol cobcrBennocru 1875, Nr. 9 und 11, pag. 1—76 und 1—48. Bamkyania 
zu diesem Artikel 1858, Nr. 3, sodann N. Tschernüschewski: Kpurura onıocoo- 
CKRXD upenyÖssrgeniü upoTaBB OÖmmHHaro BaaybHia, Nr. 12: Derselbe: Cyepbpie 
n npasnaa noruru, 1859, Nr. 10 und andere. B. A. Hanesp: O6mmna in derselben 
Zeitschrift 1858, Nr. 3, .M. KöppnunG: Cnopp 06% OÖmmMHHOMB BıagbHim 3emAaero 
im Areneü, 1858, Nr. 44, pag. 17—43. Derselbe: 06% skonomnyeckux® OTpuna- 
ir DE ranarcı semaerraybnia in den Oreyeersennsin Saumeru 1859, Bd. 124, 
pag. 145—178. 
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knüfend dedueirt er: Wenn der Wohlstand der Gesellschaft 
der Arbeit abhängt, der Wohlstand des einzelnen Menschen 
aber als eines gesellschaftlichen Wesens von der Gesellschaft, 
so hängt auch der Wohlstand des einzelnen Menschen von 
der Arbeit ab. Folglich “ist das Bestehen durch eigene Arbe it 
eine unbedingte Verpflichtung des einzelnen Mitgliedes der Ge- 
sellschaft, von der Arbeit Anderer aber leben — eine schrei- 
ende Ungerechtigkeit oder ein logischer Widerspruch. Das Eigen- 
thum ist das Resultat der Arbeit und hat nur als Folge der Arbeit 
seinen logischen und unabänderlichen Sinn. Doch erscheint in Wirk- 
lichkeit das Eigenthum nicht immer mit logischem, natürlichem Ur- 
sprung. Erworben durch Unterdrückung, Eroberung, Occupation ist 
es nicht ein Resultat ökonomischer Arbeit, also folglich auch nicht 
Eigenthum im strengen Sinne des Wortes. Im Westen hat sich das 
Grundeigenthum auf dem Wege der Occupation und Eruberung gebilde 


befinden uns in einer ausnahmsweise glücklichen Lage. Das von 
Wissenschaft erkannte Prinzip, dass Eigenthum nur als Resultat der 
Arbeit erscheint, zerstörend für die gesellschaftlichen Bedingnngen 
des Westens, ist für uns nur die Erkenntniss eines Faktums, eine 
Heiligung unseres Instinkts und eine Rechtfertigung des Lebt 
unseres Volkes. Sein Eigenthum ist in Wirklichkeit nur das F 
sultat seiner angestrengten Arbeit. Selbst die Oceupation, diese 
erste und unvermeidliche Form des Grundeigenthums, tritt bei ihm 
zurück vor der Landumtheilung, sowie das Land nicht mehr für 
jeden ausreicht, und dasselbe geht somit nicht in Eigenthum übe, 
Eigenthum, das bei uns nicht Arbeit zur Quelle hat, sondern eine 
andere Grundlage, ist bei uns nur eine Ausnahme in der ungeheuren 
Masse des nationalen Arbeitseigenthums, das alle guten Seiten di 
unvermeidlichen Institution in sich schliesst, ohne irgend welche 
drückende Folgen zu haben. Der russische Gemeindebesitz stellt au ch 
die wünschenswerthe und mögliche Vereinigung der kleinen Land 
antheile zu einer grossen Wirthschaft dar, vereinigt die Vorzüge ( 
grossen und die des kleinen Grundbesitzes und dient als die geeig: 
neiste Basis für die zukünftige Entwickelung und Organisation eine 


zweckentsprechenden Bodenbestellung auf dem Wege der Associatioß 
n 


'; M. K)pesuus: „OCnop» 06% OÖmuHHon® BlanbHin 3emaer“ 1. ce. PIE 16 
22, 31 etc. | 
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ieses Resultat wird sich verwirklichen unter den Bedingungen 
siterer Ausbildung, die von Zeit, Erziehung, organischem Fort- 
hieiten, also von rein historischen Bedingungen abhängt, nicht 
aber bei zwangsweiser Umwälzung und plötzlicher Umänderung. 
Bei einer solehen Lage der Dinge ist der Socialismus bei uns ein 
sonservatives Prinzip, das unser sociales Bestehen kräftigt und ver- 
eich macht. Seine rationellen Grundsätze stimmen vollständig 
mit den Begriffen und den fundamentalen Ueberzeugungen des 
russischen Volks überein. Unser Gemeindebesitz wurzelt in der 
radikalen Ueberzeugung, dass für einen Jeden Land nothwendig 
ist; sie liegt unendlich tief in der Natur unseres Volkes, sie ist ein 
‚unantastbares Dogma unserer Volksanschauung.!) Auch muss dem 


'Gemeindebesitz ein praktisches, tiefes und humanes Verständniss 

























iropäischen Proletarier reich im Vergleich zu unserem Land- und 
bdachlosen (Öesxomosunss). Wir leben in einer lehrreichen Zeit, 
Der zersplitterte kleine Grundbesitz im Westen verkümmert, er- 
schöpft durch Verschuldung und durch das Unvermögen des Be- 
zers, den Boden, so wie es erforderlich wäre, zu bestellen; es 
d nach Associationen gestrebt, in welchen durch die Concentra- 
9n des Grundbesitzes und der Kapitalien in den Händen weniger 
eichen das ganze Arbeitsleben paralysirt wird, indem sie die 
reise der Lebensmittel erhöht und die Bezahlung der Arbeit 
m Almosen herabdrückt. Spekulation und Börsenspiel verderben 
ökonomische Moralität der Völker und die Kapitalien sind in 
rt für die Gesammtheit verderblichen Weise vertheilt. Die 
grossen Kapitalien der westlichen Staaten erweisen sich nicht als 


A) Hiergegen protestirt FO. H. Casny» (Anhänger des Gemeindebesitzes): 
„Hbero.sro usicaeü 06% OÖIMIMHHOMB BiaybHiu 3emaem“ im Areneü, 1858, Nr. 50, 
438 ete.: im russischen Volk sind die Begriffe von Eigenthum mehr aus- 
det als Jurin meint, andererseits ist der russische Bauer noch zu wenig 
wickelt, um jene von Jurin geschilderte Organisation der Arbeit etc. über- 
ıpt verstehen zu können. Auf das von Ssawitsch im Anschluss hieran ent- 
elte Projekt einer Organisation des Gemeindebesitzes auf Grund der Asso- 
tion ist später zurückzukommen. 
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Wohlstand der Völker, nalen als Besitzthum Weniger. |] 
Obdach- und Landlosen drohen im hungrigen und fast viehisch 
Zustande unheilbringend mit der Zerstörung aller Bedingungen des 
Lebens; das Prinzip des ausschliesslichen und isolirten Eigenthun 
hat sich nach allen Seiten hin banquerott erwiesen. Das ganze 
thatkräftige Leben Europas strebt nach Vereinigungen zu Genossen- 
schaften, industriellen Compagnien-und nach organisirter Vereinigung 
der zerrissenen, zersplitterten und unter sich kämpfenden Kräfte. 
Alle Blicke richten sich jetzt auf uns als auf ein Volk 
einer grossen Zukunft und einer eigengearteten Ver- 
gangenheit.'!) jet 

Die Ueberzeugung unseres Volkes, dass einem Jeden Grund- 
besitz zukommt, erscheint in einer besonderen Form und fin 
seinen Ausdruck in der Organisation unserer ländlichen Gemeind 
in ihrem ganzen Bestande. Wohl mag es sein, dass diese Gemeinde 
(o6ınuna) als Form sich überlebt hat, dass sie ihrer Auflösun; 
schneller entgegengeht als ihre unbedingten Vertheidiger es meinen; 
wohl mag es sein, dass die Durchführung von Aenderungen noth 
wendig ist, um auf dem Wege exakten, ernsten Studiums eine 
tionellere Vertheilung des Landes — an Stelle des willkürlichen 
Verfahrens der Gemeindeversammlung — einzuführen, dass der Ei n- 
zelne zu sehr beengt ist, ihm eine grössere Freiheit zu gewähreı 
ist, 2) indem die auf der Person ruhenden Steuern und Lasten : 
die einzelnen Landantheile umgelegt werden, dass man ihm die 





























') „Cnops 06% o6m. zıag. sem.“ 1. c. 32—39. 06% 3koHOMmY. OTPuL. 
aeBaan. 1. c. p. 166. 4 
?) Weit entschiedener sprach sich Al. Herzen: Vom anderen Ufer, 1 0, 
pag. 160 in dieser Frage aus. Anknüpfend an die mit der Gründung des 


Bevölkerung sagt er: „Es ist kein schlechter Gedanke, an der Kommune et 
zu rütteln, denn das Dorfleben absorbirt, wie jeder Koi vollkomı 
die Persönlichkeit. Die Feram, gewöhnt. sich auf die Kommune au ei 


Kraft und Kenn Widerstand in sich, rennt bei ieder Gefahr ängstlich unteı r\ 
Schutz der Mutter, die dafür ihre Kinder in beständiger Minderjährigkeit @ 
und yon ihnen einen passiven Gehorsam fordert. Die Kommune ist zul 
wegt, sie hat keinen äusseren Antrieb zum Fortschritt, zur Bewegung, kei 
inneren Antagonismus, der eine vielseitige Entwickelung bedingt: indem sie 
Menschen seine Strecke Land giebt, überhebt sie ihn der Sorgen. Die Kommı 
naleinrichtung schläferte das russische Volk ein, und der Schlaf ward i inme 

tiefer und fester, bis am Ende Peter I. einen Theil der Nation in grober Weise 


erweckte. Er rief künstlich einen Antagonismus hervor, und darin liegt e e& 
der Sinn der St. Petersburger Periode.“ 
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Möglichkeit gewährt, auch ausserhalb der Gemeinde zu leben und 
de rt nicht beschränktes Eigenthum zu seiner Verfügung zu erwerben; 
wohl mag es sein, dass die Gemeinde (mip®) nicht fortbestehen 
‚soll wie, um mit dem russischen Sprüchwort zu sprechen, Hu CHIb- 
Ru Be: HBINB KAKB BOJHA, HU TAylbIMb KARB CBOHBA; wohl mag es sein, 
dass ein dringendes Bedürfniss besteht nach einer verständigen 
nitiative Seitens der Wissenschaft und der Staatsregierung zur 
erbreitung gesunder socialer Grundsätze im Volk, zur Organisation 
r ländlichen Gemeinde und zur Erweckung allgemeiner Unter- 
ehmungen in derselben, oder es mag auch — den Oekonomisten 
ı Gefallen — wirklich nützlicher sein, der Macht der Umstände 
und dem freien Willen und Dafürhalten des Bauernstandes die 
Organisation seiner Verhältnisse zu überlassen, — unzweifelhaft ist 
nur, dass man wohl tausend Mängel des Gemeindebesitzes auffinden 
ma Eu aber auch tausend Mittel zu ihrer Beseitigung angeben kann. 
s liegt nieht die geringste Veranlassung vor, sich krampfhaft an 
jetzt bestehende Form zu halten, wenn die Möglichkeit zu einer 
’ erbesserung vorliegt, und diese W'oxin als eine für das Schicksal 
es Vaterlandes verhängnissvolle Frage zu behandeln. Nur das 
rinzip, „die Zutheilung von Land an einen Jeden“, soll 
nd kann nicht aufgegeben werden. In ihm liegt ein ganzes System 
erborgener, aber grosser Wahrheiten; in ihm erscheint die Arbeit 
Is ein Recht des Menschen; in ihm steckt das Vorgefühl von der 
othwendigkeit einer zweckentsprechenden Organisation der per- 
‚sönlichen Thätigkeit; in ihm liegen die Keime einer solchen Lebens- 
ordnung, die ganz auf Arbeit gegründet ist; in ihm ist das instink- 
tive Verständniss, dass das Ziel des Volkes Wohlbefinden, nicht allein 
‚Beichthum ist; in ihm liegt eine grosse Zukunft und eine uns theure 
\ ergangenheit. Jenes Prinzip ist ein Produkt unseres ganzen Le- 
g hens, das praktische Resultat desselben und zugleich das theoretische 
Ergebniss der westeuropäischen Wissenschaft, dass ein Jeder von 
ne: Arbeit, und nicht von der Arbeit Anderer leben 
.2),/:An ien anderen Stelle?) formulirt er das dem Gemeinde- 
iz zu Grunde liegende Prinzip in folgender Art: es besteht 
nu, dass das Land, nach den ewigen Gesetzen dem ganzen Volk 
ehörig, durchaus nicht Gegenstand des Eigenthums von einzelnen 
onen werden kann, sondern beständig einem jeden Arbeiter zu- 
gänglich sein muss, als eine ewig bleibende und unverletzliche Basis 
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seines persönlichen Wohlbefindens und der beständigen Arbeit. De 
Grund und Boden bildet den zuverlässigsten Stützpunkt und 
beste Centrum für die volle Freiheit und Selbständigkeit der mensch- 
lichen Arbeit. Schliesslich ist zu beachten, dass die Erde a h 
freiwillig eine grosse Menge werthvoller Güter gewährt, die nicht, 
menschliche Arbeit hervorgebracht hat; auf diese haben alle Menschen 
das gleiche Recht. An 

Gegen die von den Anhängern des individuellen Grundeigen- 
thums immer wieder ins Feld geführte Thatsache, dass Gemeinde- 
besitz sich nur auf niederer Kulturstufe erhält, mit Entwickelung 
‘ der allgemeinen Lebensverhältnisse diese @ruhndbesitafnn immer 
mehr verschwindet und der freie, individuelle Grundbesitz sich aus- 
bildet, dieser Thatsache gegenüber legt Tschernüschewski') aus- 
führlich dar, wie die höchste Entwickelungsstufe häufig in Betreff 
der Form mit der ersten zusammenfällt. Es liege durchaus keine 
Nothwendigkeit vor, dass auch Russland die Zwischenstufe des aus- 
schliesslichen, individuellen Grundeigenthums, wie das übrige Europa, 
durchmachen müsse. Gerade die grundbesitzrechtlichen Verhält- 
nisse der vorgeschrittensten Länder Europa’s und die hieraus sich 
ergebende sociale Lage der unteren Bevölkerungsschichten könnten 
auf Russland den Einfluss üben, dass wir uns von der niedersten 
direckt in die höchste Entwickeludegetöfe erheben, ohne jene Zwi- 
schenstufe durchzumachen. Ebenso hatte sich Al. Herzen?) ausge- 
sprochen: Ich sehe ebensowenig die Nothwendigkeit ein, dass Russ- 
land alle Stadien der europäischen Entwickelung nachmachen soll, 
als die Ursachen, wesswegen die künftige Civilisation dieselben e 
seitigen Forderungen stellen soll, welche die frühere gestellt h 
Die germanische Kommune ging unter, weil sie zweien soc 
Ideen begegnete, die dem kommunalen Leben vollkommen entgegen- 
gesetzt waren, dem Feudalismus und dem römischen Recht. 
antikommunale Civilisation löst sich jetzt allmälig auf, ‚er 
soll Russland seine Kommune aufgeben? ö 

Beachtenswerth ist, dass auf wie verschiedener Basis die beiden 
Parteien auch stehen, sie in der Frage des Gemeindebesitzes sich 
gegenseitig uhtdrstütien: So werden die Artikel aus dem einen 
Lager in den Schriften der anderen Partei reproducirt und mit lo- 


benden Bemerkungen begleitet. Solches erfährt selbst der radikale 
R 


1) „Epurusa PHIOCOVCKHXB NperyÖbmpenik NPOTUBB OÖMMHHArO aa in“ 
im Coppenekunkt, 1858, Nr. 12. 


?) „Vom anderen Ufer“, pag. 161. 4 
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Artikel von M. Jurjin im „Arenei“ von Seiten der Redaktion des 
„Ceaperoe Baaroyerpofiergo*, während die Redaktion des „Areneii“ 
Selbst, deren Haltung in der Frage des Gemeindebesitzes eine reser- 
virte ist, sich in einer Schlussbemerkung zu jenem Artikel gegen 
den Gedankengang Jurjin’s ausdrücklich verwahrt: zwischen dem 
in Russland bestehenden Gemeindebesitz und der Theorie, auf 
welche jener Artikel hinweist, liege nach der Ueberzeugunz der 
Redaktion noch eine ganze Geschichte. 

d) Aus socialpolitischen Gründen. Neben den Gründen 
socialökonomischer Natur werden, wie wir zum Theil schon gesehen 
haben, für die Beibehaltung des Gemeindebesitzes auch socialpoli- 
tische Gründe vorgebracht. Der Gemeindebesitz verspricht eine 
‘sichere und zweckentsprechende Organisation der ländlichen Be- 
völkerung im Besonderen und dient vornehmlich zur inneren Festig- 
keit des Staates im Allgemeinen. Die persönlichen Grundbesitzer 
sind durch die Art ihrer Beschäftigung, ihrer geographischen Ver- 
theilung über das Land isolirt und daher ungeachtet ihrer grossen 
Zahl machtlos. Einer solchen Vereinzelung kann nur ein festes 
inneres sociales Band entgegenwirken, d. i. der Gemeindebesitz, der 
daher als Eckstein der Organisation der Ackerbaubevölkerung zu 
bezeichnen ist. — Ein naturwüchsiger selbständiger Bauerstand ist 
nöthig, damit der Staat stark ist. Derjenige Stand, der in einem 
Staat das Uebergewicht hat, giebt der Regierung und ihrer Politik 
die Richtung, flösst ihr die besondere Pflege seiner Interessen, seine 
Begriffe von Recht ete. ein. Der Bauerstand allein kann nicht an 
der Spitze der Bewegung stehen, er ist daher die zuverlässigste 
Grundlage der Gesellschaft: nur wenn der Bauerstand der feste 
Stützpunkt der Staatsregierung ist, wird das Recht, die Interessen 
aller Stände gleichmässig wahrend, in Unparteilichkeit geübt wer- 
den.') Auch wird Gewicht gelegt auf das erzieherische Moment, 
das im Gemeindebesitz liegt. Die Macht der Gemeinde über das 
Land, das Interesse eines jeden Bauern an eine geordnete Wirth- 
schaftsführung der anderen, machen eine moralische Aufsicht des 
Einen über den Andern möglich, befördern die geistige und mora- 
lische Entwickelung der bäuerlichen Bevölkerung; der Gemeinde- 
besitz bildet ein moralisches Band zwischen der Menschen und 


') Neben den oben wiedergegebenen Ansichten noch: Koschelew in seiner 
 Anmerknng zum Artikel Beläjew’s: „Pas6op» counneuisn B. Ynyepnua: O630p% 
 ucrop. pass. ceanc. 00m. 8» Pocein“, in der Pyceraa beekga 1856, Nr. 1; Der- 
selbe: „Io nosoay kypHassupxp crarei ete.“ 1. c., pag. 162; Derselbe: „Oömnn. 
nos. Baar“, 1. c. pag. 124—125. 
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bietet eine moralische, die Seele veredelnde Erziehung. %) Endlii ich 
wird noch hervorgehoben, dass wenn auch die Staatsregierung die 
Vermittelung übernehmen sollte, die Ablösung des in bäuerlicher 
Nutzung befindlichen Landes nur bei solidarischer Haft der Bi" ' 
für die Entrichtung der Zinsen und des Kapitals der Ablösungs- 
schuld möglich ist, eine solche solidarische Haft ist aber nur St 
Geimeindebesitz möglich und gerecht. Ar 

2. Gegen die Begründung der Bedeutung und Nothwendigkeit des 
Gemeindebesitzes tritt eine zahlreiche Reihe von Schriftstellern au 


1) Bemaentısueeraa T’asera, 1857, Nr. 100, Koschelew: „Ilo nosony Ryp- 
HaIGbH. crareü ete.*, 1. c. pag. 174 u. A. Be 
2) Gegen a Gemeindebesitz: im Pyeeriü Bterunke, 1858, Nr. 13. AM, 
Byrosckiä, O6mmunoe Braybnie u COÖCTBeHHOCTB, pag. 3—59, Nr. 14 und Nr. 
A. I. Heıose: „O ınyHomp u OoÖmmHHOoMB BıanbHin 3emlerm“, Pag. 197—240 und 
pag. 389—440, Nr. 16, C. Usanoss: [losemerısuan COÖCTBEHROCTB M OÖNIHHHOE B. 
nsnie, pag. 613—640, 1857 Nr. 22, X. Tyveüsenöeprs (pseudonym): Ilnesm 
pegakropy NO mOBOoAy Bonpoca „Oo NO3eMelsHoä coderBeHHoern“, pag. 101— 
Sehr energisch tritt das Wochenblatt Iloaurnko-9kononunyeckiü Vena (Rec a 1 
teur Wernadski) gegen den Gemeindebesitz in zahlreichen Artikeln in den Jahr- 
gängen 1857—1859 ein, so besonders in einer Reihe von Artikeln unter dem 
Titel: O nosemensnoü codersenuoern 1857, Nr. 22, 25, 27 und 29 (gegen Tscher- 
nüschewski), Nr. 47, 48, 50 (gegen Koschelew), 1858: Nr. 7, 12 (gegen Ts: 
nüschewski), 14 (gegen Panajew), 41 und 44 (gegen Koschelew), 1859: N 
und 9 (gegen Tschernüschewski) u. a. ]. Crpykoss: Ousbire m310mReHia TAB. 
HbANHXB ycıoBiä yenbumaro ceıspckaro xosnäctka, 1857, Nr. 10. A. CaBeibeBb: 
3ambyaHia 0 NpenmymectBb nOseMeıbHON COÖCTBEHHOCTH uPeAb OÖMHHHLINB BIR- 
nbuiemp Nr. 49. N. Crpyross: OÖ nosemeAbHoME BaaybrRin m mMOABROBAHIn in 
3emzegbabuecran lasera, 1858, Beilage 33—52. Die letztgenannte Zeitung b 
Artikel für und gegen den Gemeindebesitz. Gegen den Gemeindebesitz u 4 A 
auch das JKypnarp Semueprageapueße- (1858, Nr 8 u. a.) 
Im Ceaseroe Buaroyerpoäcrso finde ich einen Artikel gegen den Ge. 
meindebesitz. Ws. Ca6ypose: Iloyemy y Hac» BBeIOCch OÖINECTBEHHOE 101630 
num BJanbHie 3emier, m MOMeTB Im IHTOTE NOPANORB ÖBITb uambHeHB? 1859 
Eine massvolle und eingehende Behandlung der Frage bietet 4. Co.oRseBt 
O no3embAbHOMB Biaytnin BB Poccin in den OreyecrBeHusla 3annern, 1858 in 6 
Artikeln Bd. 116—119: in den beiden ersten Artikeln bespricht er die haupt 
sächlichsten über den Gemeindebesitz im Jahre 1857 erschienenen Schrifteı 
den folgenden die bäuerlichen Agrarverhältnisse in den Staaten Europas, iM 
Schlussartikel, Band 119 pag. 212—228, leyt er seinen Standpunkt dar, er spricht 
sich gegen eine allgemeine Aufhebung des Gemeindebesitzes aus; bei roller 
Anerkennung der Vorzüge des Gemeindebesitzes, ist er doch der Ansicht, 
die fortschreitende Entwickelung allmälig den Uebergang zum individuellen Be 
sitz zur Folge haben werde — hier früher, dort später. re 
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meinen Aufhebung des Gemeindebesitzes und der Einführung des 
ersönlichen Grundbesitzes an, die durch die gleichzeitig erfolgende 
Aufhebung der Leibeigenschaft und Selbständigkeitserklärung der 
bäuerlichen Gemeinde wesentlich erhöht werden würde: Wenn mit 
der Einführung dieser fundamentalen Reform der Beziehungen der 
Bauern zu dem Gutsherrn und dem Staat auch zugleich die, durch 
alte Gewohnheit lieb gewordene Nutzungs- und Besitzart des Grund 
und Bodens durch eine prinzipiell andere ersetzt und dadurch das 
ganze sociale und ökonomische Leben der Bauern eine vollstän- 
dige innere Umwälzung erfahren würde, so würden ganz unbere- 
chenbare Gefahren hervorgerufen, deren Tragweite freilich nicht zu 
ermessen, die aber leicht nicht allein das Gelingen des Reformpro- 
jekts der Emancipation des Bauerstandes in Frage stellen, sondern 
zugleich auch das ganze Staatsleben in seinen innersten Fugen er- 
schüttern könnten. Es verlangen daher Gegner des Gemeindebe- 
sitzes nicht die sofortige Aufhebung desselben, sondern bestehen 
nur darauf, dass unter gewissen Bedingungen die Aufhebung des 
Gemeindebesitzes, resp. der Austritt aus der markgenossenschaft- 
liien Gemeinde gestattet werde. Hierbei gehen sie von der An- 
nahme aus, dass in Berücksichtigung der grossen, mit dem Gemeinde- 
besitz verbundenen Nachtheile ökonomischer wie socialer Art die 
Abschaffung der Umtheilungen des Landes und der Uebergang 
zum individuellen Besitz sogleich erfolgen werde, so wie die Ge- 
meinde Eigenthumsrecht an dem Gemeindelande erwirbt,') einer 
Annahme, die bis heute ihre Bestätigung nicht gefunden hat. 

In der Frage, ob der Gemeindebesitz mit der Einführung der 
grossen Reform deshalb beizubehalten sei, um der Gemeinde die 
sonst fehlende innere Festigkeit zu schaffen, damit sie befähigt 
werde, die neue und grosse ihr zufallende Aufgabe mit Erfolg 
zu erfüllen, gehen die Ansichten in Betreff des Gemeindebe- 
sitzes merklicher auseinander; es lassen sich aus diesem Lager 
Stimmen vernehmen, welche die Berechtigung dieser Forderung in 
Abrede stellen. Charakteristisch ist die Stellung der Parteien zu 
dieser Frage; während die Anhänger des Gemeindebesitzes sonst 
nicht Worte genug finden, zu verherrlichen, wie tief im slawischen 
und speciell im russischen‘ Volk das Bedürfniss des Sichaneinander- 
schliessens steckt, weit tiefer als in irgend einem anderen Volk der 
Welt, können sie doch nicht das beängstigende Gefühl bemeistern, 
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') Iwanow 1. e. päg. 618, Tschitscherin: O #ueröänens u’ Oyayılemn moao- 
menin nombıyuypuxs Kpecrkan's im Arenei, 1858, Nr. 8, Butowski, 1. c. pag. 29. 
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dass mit Aufhebung des Gemeindebesitzes die Gemeinde auseinander. 
fallen werde. Dagegen finden sich unter den Gegnern des 
besitzes, die den bestehenden inneren Zusammenhang 
mit Vorliebe äusseren Faktoren des Zwanges, der gutsherrlichen 
und der staatlichen Gewalt, zuschreiben, Stimmen, welche der Ge 
meinde auch ohne die Basis des Gemeindebesitzes genügenden innaif 
ren Halt zusprechen, um den ihr zuzuertheilenden Pflichten nahe 
kommen zu können. Wenn es auch nur Einige dieser Partei sind. 
welche dieser Ansicht einen direkten Ausdruck gewähren, so scheint 
ihr doch eine weitere Verbreitung zugesprochen werden zu 
müssen, da kein Widerspruch gegen dieselbe von dieser Seite her 
erfolgt ist. e 
In Betreff des Hinweises, dass die solidarische Haft der Gemeinde, 
wenn ihr nicht das Verfügungsrecht über den in der Nutzung ihrer. 
Genossen befindlichen Grund und Boden zugesprochen wird, nicht die 
genügende Bürgschaft für die rechtzeitige Entrichtung der den Bauern 
obliegenden Steuern und Zahlungen biete, ja leicht ganz illusorisch 
werden könne, wenden Gegner des Gemeindebesitzes dagegen ein, 
dass die solidarische Haft überhaupt nicht erforderlich sei, wenn die 
befürwortete Umwandlung der bisher auf den Personen ruhenden. 
Lasten in solche auf dem Grund und Boden ruhende erfolge, 2 
Doch diese Differenzen spielen nur eine untergeordnete Rolle, 
Der prinzipielle Gegensatz konnte sich erst bei Behandlung der 
Momente vollständig herausstellen, welche für die bleibende Beibe- 
haltung des Gemeindebesitzes, als einer für das gesammte Staats 
leben bedeutungsvollen Institution, zur Geltung gebracht wurden. 
Was die dem Gemeindebesitz zugeschriebene nationale Beden- 
tung anbetrifit, so wird diese von den Gegnern dieser Grundbesitz- 
form vollständig in Abrede gestell. Der Gemeindebesitz ist keine 
Wirkung einer eigenthümlichen Anlage des slawischen Volkes im 
Allgemeinen und des russischen im Besonderen. Einerseits hat 
Gemeindebesitz auch bei anderen Völkern zur Zeit einer gewissen 
Entwickelungsstufe, so bei den Germanen, Kelten etc. bestanden '); 
gegen den Einwand, dass die Beibehaltung dieser Grundbesitzform 
bei slawischen Stämmen und speciell bei den Russen dem in diesem 
Volke mehr entwickelten Gemeinsinn zuzuschreiben sei, wird geltend 
gemacht, dass andererseits nicht die gesammte russische bäuer- 
liche Bevölkerung in Gemeindebesitz lebt, sondern in nicht wenigen 





') Siehe auch Beprmrpeeceps: Hbyro 0 Örimewns O6IMHHONB nogemeasnonn 
BaanbHin BB Tepwaniu im Iloa.-Ixon. Yras. 1858 Nr. 9. 
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vernements das Bestehen von individuellem Grundbesitz nach- 
sen werden kann, und zwar nicht allein in den Gegenden, in 
chen der Untergang des Gemeindebesitzes auf Rechnung römisch- 
tlichen und überhaupt abendländischen Einflusses (wie z. B. in 
leinrussland) gesetzt werden könne, sondern auch in solchen, die 
mer unter russischer Herrschaft gestanden haben, so im Gouver- 
jement Wologda die Polowniki (Hälftner), in nase Gou- 
vernements die Odnodworzi (Einhöfler), die wenn auch von Dienst- 
leuten, also vom Adel abstammen, doch unter derselben kommunal- 
administrativen Organisation wie die Domänenbauern stehen. 

Die Gegner sehen vielmehr im Gemeindebesitz nur eine Folge 
u der noch niederen wirthschaftlichen Entwickelungsstufe, er hat 
sich durch die Leibeigenschaft und die Kopfsteuer ausgebildet und °» 
_ erhalten. Da die Abgaben und die Leistungen.an den Staat nach 
_ der Zahl der Seelen vertheilt wurden, musste auch das Land nach 
Seelen getheilt werden. Wenn ein ee Täglo dieselben Leistungen 
den Peheren zu entrichten hatte, so BIMERNE der Gutsherr einem 


En. des russischen Volkes, er ist keine besondere Emanation des 
| Be okirnesischen Geistes, vielmehr nur eine künstliche, durch eine 
_ zweieinhalbhundertjährige Ordnung der Dinge sich a Or- 
_ ganisation. Was speciell die Leibeigenen anbetrifft, so haben diese 
überhaupt keinen bleibenden Besitz, sundern nur zeitweilige Nutzung 
AAer Nutzung auf unbestimmte Zeit; sie befinden sich stets unter 
der Gefahr verkauft und Wegeführt au werden; auch sonst kann 
er Bauern das Land, das sie bebauen, entzogen werden. Bei einer 
solchen Unbeständigkeit des Besitzes DR der Gleichheit der Lasten 
‘sind Theilungen des Landes in gleiche Theile ganz erklärlich. Bei 
‚solehen Verhältnissen verlangt der Bauer, wohin er auch versetzt 
d, Gemeindebesitz und Umtheilungen; ob die Lasten nach Seelen 
er nach Täglo’s auferlegt werden, die Seelen wie die Täglo’s ver- 
a ern sich und daher müssen Beeren in der Vertheilung des 
‚andes eintreten. Dass im Laufe der Zeiten das Volk an diese 
der Nutzung des Bodens sich gewöhnt hat, ergiebt sich ganz 
ürlich; ja die Macht der Gewohnheit ist so stark, dass sie sogar die 
U slchen, die sie bedingen, überlebt: wenn die Baskrn durch Kauf 
oder durch Geschenk ihr Land als Bigenthum erworben haben, so 
bewahren sie gewöhnlich den Gemeindebesitz mit Umtheilungen. 
Nur dieser Macht der Gewohnheit ist das Beharren beim Gemeinde- 
besitz zuzuschreiben. Die Liebe des Bauern zu seiner Gemeinde 

































ist nur die Liebe zu seiner Heimath, keine besondere Anhänglichke t 
an die übliche Grundbesitzform. Dafür spricht das im russischen 
Bauer so stark hervortretende Gefühl individueller Selbständigke e 
und damit die Liebe zum persönlichen, unantästbaren Eigenthum. 
Das Streben nach Erwerb persönlichen Grundeigenthums ist in 
Grossrussland sehr bemerkbar. Schon vor dem Gesetz vom 3. März 
1848, das den gutsherrlichen Bauern gestattete, Land, Häuser, Buden, } 
ea alle Arten von Immobilien zum Eigenthum zu erwerben, 
hatten solche Käufe nicht selten stattgefunden, jetzt sind sie in noch N 
srösserem Mass zu beobachten. Wenn die Bauern eine sö tiefe In- 
klination zum Gemeindebesiz hätten, so müsste sie sich noch stärker 
in den Familien- und Geschlechtsverbänden zeigen. Indessen kann 
ein Jeder, der je ein Privat- oder Kronsgut verwaltet hat, bezeugen, 
mit wie viel Mühe die Bauern von einer übermässigen Zersplitterung 
der Familien abgehalten werden, die in wirthschaftlicher Beziehung 
dem Herrn wie den Bauern seit schädlich ist. Die Bauern“ 
wollen sich immer abtheilen und eine isolirte Selbständigkeit sich 
schaffen: der Sohn theilt sich möglichst früh vom Vater ab, der 
Bruder vom Bruder, der Schwiegersohn vom Schwiegervater ete. 
Und wie viel Klagen laufen gegen die Gemeinde ein, besonders 
nach einer neuen Umtheilung, wie viel Aergernisse, Intriguen wnd 
Streitigkeiten hat der ordentliche Wirth zu erleiden, dem die 2 
ihm gedüngten Aecker abgenomnien und dagegen deteriorirte Men N; 
die durch die Hände von Faullenzern gegangen sind, zugewiese 

werden '). Gerade weil der Bauer sich in seiner wirthsohaffichi 
Thätigkeit von der Gemeinde beengt fühlt und stets die Gefahr 
vor Augen hat, der Früchte einer crhöhten Anstrengung durch 
Gemeindebeschluss beraubt zu werden, hat er eine so geringe Nei- 
gung zum Ackerbau. Nicht eine Nachwirkung des alten Nomaden- 
lebens, sondern die Unsicherheit des Besitzes bewirkt es, dass der 
Bauer so gern den Ackerbau aufgiebt und ausserhalb der Gemeinde 
in Handel und Gewerbe aller Art unumschränktere Thätigkei und 
sicheren Erwerb sucht. Ihre volle Bestätigung findet diese’ An- 
nahme in der so vielfach beobachteten Erfahrung, dass sowie 
ein Bauer Land zum persönlichen Eigenthum oder auch nur zum 
sicherten Pachtbesitz erwirbt, sein Interesse für sein Eigenthu 
seine Arbeit, die Lage seiner Familie mit be wi nde re u 
Schnelligkeit wächst, selbst wenn er noeh Leibeigener ist: vei 
sehwunden ist Apathie, Faulheit; jetzt charakterisiren ihn Enereil 
% 
ih 





') Butowski: „O6mmm. Ban. m codere.“, I. c. pag. 23 etc. 
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Pleiss, Sorgfält in allen Arbeiten. Dieselbe Erscheinung tritt zu 
Page, wenn der Bauer zum Handel- oder Gewerbebetrieb übergeht: 
während er mit grösster Sorglosigkeit seine Landparzelle bestellte, 
weckt die freie und unbehinderte Thätiekeit in seinem neuen Le- 
- bensberuf alle in ihm schlummernden Kräfte: der Früchte seiner 
"erhöhten Arbeitsanstrengung vollkommen sicher, entfaltet sich in 
ihm eine Anspannung seiner Kräfte, ein Unternehmungsgeist und 
_ Wetteifer im wirthschaftlichen Kampf, die ihm früher ganz fremd 
waren). 

3 Gegen die socialökonomische Theorie der Anhänger des Ge- 
_ meindebesitzes wird mit den bekannten Argumenten gegen den 
Soeialismus, gegen jede Beschränhung der wirthschaftlichen Freiheit, 
gegen jedes Gebundensein des Grund und Bodens zu Felde gezogen. 
In grösserer oder geringerer Ausführlichkeit wird ein Abriss der 
Geschichte des Grundeigenthums in Westeuropa geboten, aus der- 
elben der Schluss gewonnen, dass mit zunehmender Bevölkerungs- 
diehtigkeit und der hieraus resultirenden Nothwendigkeit einer inten- 
‚siveren Bodenbestellung durch Anwendung steigender Arbeits- und 
Kapitalmassen der Grundbesitz selbständig gemacht werden muss. 
“Nur bei vollkommen freier Verfügung über den Grund und Boden 
"sowohl was seine Nutzung als was seine Theilbarkeit anbetrifft — 
rd die höchste Production und die richtigste, den Bedürfnissen der 
sammten Volkswirthschaft zweckentsprechendste Vertheilung des 
Grundbesitzes erzielt ?). 

' Der Furcht vor’ der Entstehung eines Proletariats wird entge- 
igehalten der Hinweis auf den grossen Landreichthum Russlands, 
f den Mangel an Arbeitskräften in allen Branchen des wirthschaft- 
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2 ?) Nejelow im „Pyceritt Bserunee“, Nr. 15, pag. 194-217, Nr. 15, pag. 
4--436. Butowski 1 c. pag. 9—15, 41. J. Ssolowjew: O moseme.. Bıan., 1. c. 
el II, IV, V und VI (pag. 209-211). Letzterer betont übrigens auf das 
Nachdrücklichste, dass beim freien Verfügungsrecht nicht die im Interesse der 
sesammtheit zu wünschende Vertheilung des Grundbesitzes sich ausbildet. Auch 
w. Ssaburow, Gegner des bestehenden Gemeindebesitzes, hebt hervor, dass die 
‚der bäuerlichen Bevölkerung eine bessere, da gesichertere ist als die der 
etarier im Westen, doch sei zu berücksiehtigen, dass auch beim Gemeinde- 
it? Armüth entsteht und sich erhalten kann: diejenigen, die verarmt sind, 
nen keinen Landantheil übernehmen und nutzen nur das Gehöft. Die pre- 
Lage dieser Leute werde durch die Gemeindeorganisatien verdeckt und ent- 
sich daher leicht der Aufmerksamkeit Auswärtiger, Iloueny y Macs zBe- 


b OÖmecrBennoe mOmssoBanie ete? im Ceuser. Baaröycerp. 1859 Nr, 1 
Pag. 70 
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lichen Lebens und auf die Leichtigkeit, bei hohem Lohn übe 
einen sicheren Unterhalt zu finden. „Landlosigkeit* der Arbeite 
bevölkerung und Proletariat sind zumal in Russland nieht synonym), 
Das Wohlbefinden der ländlichen Bevölkerung, das ja Ziel und Richt- 
schnur bei den Anhängern des Gemeindebesitzes ist, wird durch eine 
Lockerung des Gemeindeverbandes nicht geschädigt, sondern i ‘ 
Gegentheil geradezu gefördert: nur bei freier, une Bewe- 
cung der Bevölkerung ergiebt sich diejenige Vertheilung derselben 
über das ganze Land und in die vielgestaltigen Gebiete des wirth- 
schaftlichen Lebens, die sowohl für die Gesammtheit als für d 
ökonomische Fortkommen des Einzelnen am vortheilhaftesten ist. 
In grosser Ausführlichkeit behandeln die Gegner des Gemeind 
besitzes die ökonomischen und geistig-sittlichen Schäden, die die: 
Grundbesitzform mit sich bringt. 
Der Kern der schlimmen Wirkungen liegt in den periodi- 
schen Umtheilungen des Landes. Der nicht bleibende Besitz 2 
des Landes bewirkt, dass der Bauer kein Interesse daran ha hi 
seinen Landantheil gut zu bestellen, Verbesserungen aller Art, ei 
zuführen, da er stets der Gefahr ausgesetzt ist, denselben bei d« 
nächsten Unitheilung zu verlieren, deren Termin zumeist nicht fest- 
steht, sondern beliebig von der Majorität der Gemeindeversammlung 
anberaumt wird. Mit dem ökonomischen Nachtheil, der aus dem 
schlechten Bestellen des Landes sowohl dem Bauer als der ganzen 
Volkswirthschaft erwächst, sind auch moralische verknüpft: der 
Früchte seiner Arbeit nicht sicher wird der Bauer faul, nachlässig, 
sorglos. Der Unternehmungsgeist wird nicht befördert, sondern 
unterdrückt.*) Dass die Umtheilungen des Landes die Ursache 
ungenügenden Bodenbestellung ist, wird auch daraus erwiesen, 
während die der Umtheilung unterliegenden Acker sehr sorglos be- 
stellt werden, das Gehöftland und die Hanffelder, die den bäuerliche 
Familien zu bleibender Nutzung zugetheilt sind, sich der grös 


Sorgfalt erfreuen, stark gedüngt werden etc. Kukh von praktischen 
1 Ai, 
i In: 
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'") Nejelow im Pyceriü B&erHuure, Nr. 15, pag. 439. ' 

?) Butowski, 1. ec. pag. 45—46, Nejelow: 0 JAuUYHOMb U OÖMIAHHOM BaaR 
3emrero im Pycerilt Bternurp, Nr. 15, pag. 399 ete. Prof Wernadski stell 
lioınruxo-Ikonon. Yrasareıs, 1857, Nr. 29, die dem Gemeindebesitz zur Las 
legten Schäden in 16 Punkten zusammen, siehe Punkt 7, 9, 10 (Tschernüse 
ski erwidert auf dieselben im Cospeuenunsw, Nr..9 und 10), desgleichen N 
und 25, D. Strukow im Iloa.-Ison. Yras. Nr. 10. Ueber die Schäden der Um: 
theilungen auch noch Nr. 48 derselben Zeitschrift: Coerasıamwrp an nepegbäkl 
9KOHOMNYECKIH ycubxp? 

































n.)) 
In dem Prinzip, dass eine jede Seele das Recht wie die 
licht auf einen Landantheil hat, liegt ein Bevormundungssystem, 
in welchem die Bauern als moralisch minderjährig betrachtet wer- 
len; dasselbe hat den Nachtheil, dass es Sorglosigkeit hervorruft, 
wie Unverständniss, über die Zeit in geeigneter Art zu verfügen, 
_ Eigenschaften, wie sie an Kindern zu finden sind. Der Bauer weiss, 
dass er nicht vor Hunger sterben wird, dass er aber andrerseits 
seine Lage nicht erheblich verbessern kann, die durch die Willkür 
der Gemeinde zerstört werden kann. Wenn also auch der Gemeinde- 
besitz die Entwickelung von Landlosigkeit hindert, so befördert er 
jch die Entstehung der Armuth unter den Bauern. Mit der Pflicht 
:r Uebernahme einer Landstelle wird auch Derjenige, der keine 
eigung zum Ackerbau hat und zu einer anderen Erwerbsthätigkeit 
überzugehen wünscht, an die Scholle und an die Landwirthschaft 
gebunden.) 

Durch den Gemeindebesitz wird eine zu grosse Bevölkerung 
dem Ackerbau erhalten, ein Theil derselben gezwungen. den zum 
Unterhalt fehlenden Theil des Jahresbedarfes ausserhalb der Ge- 
u ae durch Nebenerwerb sich zu erarbeiten ?). Das hiermit ver- 
bundene Hin- und Herwandern eines erheblichen Bruchtheils der 
ndlichen Bevölkerung ist nicht allein mit ökonomischen Nach- 
jeilen, sondern auch mit sittlichen, das Familienleben zerstörenden 
'häden verbunden. Mit weiterer Zunahme der Bevölkerung wird 
eser Uebelstand um so stärker zu Tage treten, als bei der zu er- 


N; 


Er ttenden Steigerung des Bodenwerthes ein freiwilliges Ausscheiden 
aus der Gemeinde nur ausnahmsweise erfolgen wird. Auch werden 
überhaupt die Schwierigkeiten der Aussiedelung eines Theiles der 
Bevölkerung auf anderes Land beim Bestehen des Gemeindebesitzes 
bedeutend erhöht. Wird jedoch das Land bleibend den einzelnen 
Höfen der Gemeinde zugetheilt, so wird das neu heranwachsende 
Geschlecht, das nicht durch Erbschaft, Kauf oder Pacht eine Land- 


lle erlangen kann oder will, das ist der überschüssige Theil der 


N 22) Auch von Kawelin wird diese Thatsache hervorgehoben, Barınyn ua 
Pyeckyio ceasckyw oOmuny im Areneü, pag. 170. 

_ 23) J. Ssolowjew: O nosem saag. in den Oreuecers. 3an., Bd. 119, pag. 213, 
Wernadski, l c. Nr 29 unter Punkt 5, 11, 13. 

= Butowski, 1. .c. pag. 37—40. Nerlaweril c. pag. 434. 
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ländlichen Bevölkerung, sich leicht von dem heimathlichen Dorf 
trennen und je nach Neigung und Lage der individuellen Ver! 
nisse sich als Arbeiter auf grösseren landwirthschaftlichen Etabl 
ments verdingen, oder sich selbständig ansiedeln durch Kauf od 
Pacht eines Landstückes, oder endlich Handel oder Gewerbe treibe 
Hierdurch wird eine zweckentsprechendere Vertheilung der Bevü & 
kerung erzielt. Das unentwickelte Städtewesen Russland’s wird 
sich durch grösseren Zufluss von Arbeitskräften aller Art heben, 
die noch dünn bevölkerten Landstriche werden an Bevölkerung 
winnen efc. — mit einem Wort: der allgemeine Wohlstand de 
Staates wird erheblich zunehmen. 2 

Auch wird auf alle, mit der Gemenglage der Grundstücke ver 1 
bundenen Nachtheile (Flurzwanz) hingewiesen: das Gebundensein 
der Einzelnen an das Bewirthschaftungssystem der Gesammtheit, 
daher Unmöglichkeit der Einführung eines rationellen Systems, Be- 
schränkung der persönlichen Initiative, Verhinderung oder minde- 
stens Erschwerung eines jeden Fortschrittes, etc. ete.') ech 

Mit Recht bemerkte hiergegen die andere Partei, dass diese 
Schäden nicht den Gemeindebesitz als solchen, _ ER überhaupt 
den unter Flurzwang stehenden und noch mehr den, nicht unteı 
diesem Zwang befindlichen, in kleinen Stücken parzellirten indivi- 
duellen Kleinbesitz treffen, da bei der geringeren Machtbefugniss 
der Gemeinde, resp. den grösseren Rechten des Einzelnen und 
noch bei der vollkommenen Machtlosigkeit der Gemeinde in Be 
des Grundbesitzes weit schwieriger fundamentale Aenderungen im 
Wirthschaftsbetrieb durchgeführt werden können, als bei der Voll 
gewalt der russischen Gemeinde: dort kann Eigensinn und Unver- 
stand Einzelner ein Reformproject zum Scheitern bringen, währe nd 
hier nur die Majorität für dasselbe willig zu machen ist. od 

Schliesslich werden noch die Nachtheile der solidarischen Haft 
der Gemeinde (in Betreff der rechtzeitigen und vollständigen Ent 
richtung der Steuern und Leistungen an den Staat und an 
Gutsherrn) dargelegt. Wenn diese Haft auch nicht prinzipiell 
dem Gemeindebesitz verknüpft ist, so kann sie doch mit ‚Beibehal- 
tung des Gemeindebesitzes füglich nicht entmisst werden. | nf 

Wie die Umtheilungen des Landes den Bauer abhalten, 1 
als die dringendste Arbeit auf den Boden zur Erzielung eines n& 
haltig grösseren Ertrages zu verwenden, so hält die solidarische 


') Wernadski im Iloı -Iron. Vrasareıp, 1869, Nr. 22, in den Punkten 1-4 
in Nr. 29. Tyosüsenoepr im Pyces. Ber., 1854, Nr. 22, pag. 106 etc 
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Haft ihn ab, sein Inventar zu vergrössern: die Säumigkeit in der 
Erfüllung der Zahlungsverpflichtungen Seitens der faulen Wirthe 
N droht zuerst gerade das Inventar des wohlhabenderen, also des 
sorgsamen und fleissigen Wirthen. 

3. In dieser Fehde über den Gemeindebesitz, die fast drei Jahre 
ind 1857—1859 die Zeitschriften und Tagesblätter in hervor- 
ragendem Mass in Anspruch nimmt, macht sich eine wesentliche 
Lücke sehr empfindlich fühlbar: es mangelt vollständig an Material 
“positiver Thatsachen. In grosser Ausführlichkeit und mit er- 
nüdenden Wiederholungen werden immer wieder dieselben abstrak- 
| Gründe für und wider den Gemeindebesitz vorgebracht. Es 
ll der Werth der Auseinandersetzungen und Darlegung der Orga- 
nisation und der praktischen Gestaltung des Gemeindebesitzes durch- 
aus nicht geschmälert werden. Verdanken wir doch ihnen eine 
ollständigere und korrektere Erkenntniss des Gemeindebesitzes, wie 
er. sich im praktischen Leben gestaltet, als sie aus den früheren 
Schriften, besonders aus Haxthausens Werk, erlangt werden konnte. 
Es fehlt aber an Thatsachen, auf Grund welcher sich ein Urtheil 
bilden liesse darüber, wie die Wirkungen des Gemeindebe- 
tzes, insbesondere die ökonomischen, in Wirklichkeit sind. 
Die Erfahrungen Einzelner, die der praktischen Landwirthe und 
überhaupt Derjenigen, die Kenntniss vom russischen Gemeindeleben 
aben, wie sie in der Literatur zur Geltung gebracht werden, tragen 
mehr oder weniger den Charakter subjektiver Voreingenommenheit; 
der Gesichtspunkt, von welchem der Einzelne ausgeht, die nationale 
nd socialükonomische Lieblingstheorie einerseits, wie die Streng- 
äubigkeit der „Oekonomisten“ an die Unfehlbarkeit ihrer Prin- 
zipien und der aus denselben abgeleiteten Sätze andererseits färben 
die Beobachtungen und die aus ihnen gezogenen Schlüsse. Es wäre 
nur ermüdend, auf all die Einzelheiten, die von beiden Seiten vor- 
ge gebracht werden, einzugehen; kein anderes Resultat ergiebt sich 
daraus, als dass die von der einen Seife vorgebrachten Thatsachen 
iA von der gegnerischen Seite in Abrede gestellt oder auf andere 
Ursachen zurückgeführt werden. 

Gegen die Behauptung, der Gemeindebesitz sei die Ursache der 
ingenügenden Bestellung des Bodens, wird eingewandt, der Wirth- 
ächaftsbetrieb auf den gutsherrlichen Höfen sei nicht besser, als bei 
den Bauern, ja zum Theil wohl noch schlechter, da der Ertrag des 
bäuerlichen Landes nicht selten höher, als der der gutsherrlichen 
B:| öfe ‚sei. Dass der Bauer in Folge Gemeindebesitzes faul sei, 
wird nicht eingeräumt, vielmehr betont, dass in der Zeit dringender 
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landwirthschaftlicher Arbeit die grösste Anspannung der Kräfte ; 
finden ist: die Feiertage werden nicht eingehalten, nur die gering 
Erholung wird sich gegönnt, selbst ein Theil der Nacht zur Arb 
verwandt. Dass in der bäuerlichen Bevölkerung ein weitverbreitetes 
Streben zum individuellen Grundbesitz liegt, wird in Abrede ge- 
stellt. Dass der Bauer, wenn er ein Grundstück zum Einzelbesitz 
erlangt, sein Land besser bestellt, wird entweder nicht. zugestanden 
oder je nach den speciellen Fällen anders interpretirt: für beson- i 
ders unternehmende Leute ist der Gemeindebesitz nicht ein Er- 
forderniss, diese mögen ausscheiden und für ihre besondere Bega- 
bung zur Befriedigung ihres Unternehmungsgeistes sich nach eine r 
weiteren, unbeschränkten Thätigkeitsgebiet umsehen; wo die Eir 1 
höfler eine behagliche Existenz führen, in diesen Gegenden ist die 
Lage der Bauern im Gemeindebesitz Ar schlechter; doch bestehen 
ja auch Landstriche, wo die Lage der Einhöfler Kenne günstige, wo 
ewige Streitigkeiten in Folge der Gemenglage der Grundstücke, 
die durch Erbschaft, Kauf ete. immer grösser geworden, schliesslich 
zur Einführung der geschmähten Umtheilungen geführt haben '), 
Werden specielle Misstände hervorgehoben, so beruft man sich & auf 
den Einfluss der Gutsberren und der Staatsbeamten: ihr Eingreife 
hindert die Gemeinde, die am besten weiss, was ihr frommt, an 
einer zweckentsprechenden Vertheilung des Landes und Verwaltu 
ihrer inneren Angelegenheiten überhaupt. Dagegen behaupten d 
Gegner des Gemeindebesitzes, dass gerade dieser Einfluss die Ver- 
wirklichung vieler, dieser Grundbesitzform eigenthümlichen Schäden, 
(Häufigkeit der in thenlanen ungerechte Ausführung ‚derselben en, 
Familientheilungen, achises Wirthschaftsführung etc.) me 
gemacht hat. Ohne diese äussere, ausserhalb der Gemeinde lie- 
gende Kontrole wäre in vielen Fällen der bäuerliche landwirtk 
schaftliche Betrieb vollständig in Verfall gerathen. be: 

Bei dem empfindlich sich fühlbar machenden Mangel an genü- 
gend beglaubigten positiven Daten über die Wirkung des Gemeinde- 
besitzes beansprucht besondere Beachtung, weil auf Grundlage 
gehender Untersuchungen fussend, ein offizieller Bericht: „0630 
nbüctsiü emapranenta ceabckaro xosalersa c5 1844—1853* 
ist dieses ein Bericht über die Thätigkeit des Domänenministeriu ms 
seit seiner Gründung). Ein Abschnitt behandelt die Massnahmen, 

') Ueber die Lage der Einhöfler: A IIp. Sambrku 0 cuocobaxp Bıal E 
semnero, in der Semnegbapuecran Tasera, 1857, Nr. 100, eine Erläuterung, , In 


Nr. 103 derselben Zeitung. J. RER ERERT OÖ nosemeıbHown BaaybHin BR POctiB. 
in den Orey. 3an, Bd. 116, pag. 621—642. 
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die das genannte Ministerium zur Hebung der Landwirthschaft ge- 
troffen hat und bezieht sich auch auf den Gemeindebesitz (Theil III, 
itel IV, pag. 58—68); hier heisst es u. A.: Die bei verschiede- 
'Veranlassungen vorgenommenen Untersuchungen haben die 
rossen Schäden des Gemeindebesitzes ergeben, die sich besonders 
‚stark in den grossen Dörfern gezeigt haben. Bei den häufig sich 
wiederholenden Umtheilungen hat der Bauer keine Veranlassung, 
kein Interesse daran, seinen Landantheil sorgfältig zu bearbeiten und zu 
gen. Dieser Umstand, sowie der, dass die bäuerliche Land- 
stelle, in viele Parzellen zersplittert, die entfernt von einander und 
vom Hofe liegen, sich in Gemenglage mit Landstücken der anderen 
_Wirthe befindet, schwächen die Energie und den Fleiss des Bauern. 
‘er wird sorglos und nachlässig in der Besorgung seiner Wirthschaft. 
Dieser Uebelstand lässt sich nicht anders als durch den Uebergang 
zu erblicher Nutzung der Landstellen beseitigen. Schon 
‚seit längerer Zeit hat die Staatsregierung diesen Gedanken ins Auge 
sst; am Schlusse des vergangenen Jahrhunderts sind mehrere 
rdnungen zur Beseitigung häufiger Umtheilungen getroffen. Durch 
am 8. April 1843 Allerhöchst bestätigte Reichsrathsgutachten 
dem Domänenminister das Recht zugesprochen, diejenigen Do- 
'mänenbauern, die sich aus Gouvernements, in welchen durch Zu- 
| n jahme der Behölksrung der bäuerliche Bändantheil zu klein geworden 
st, in dünnbevölkerte Gouvernements überzusiedeln und ihnen Fa- 
m ienhöfe (cemefnsıe yyacrkn) zuzutheilen. ') Zur Durchführung 
dieser Massnahmen sind weitere Untersuchungen angestellt worden, 
'aus welchen es sich ergeben hat, dass die Bildung von Familien- 
hhöfen auch in einigen inneren Gouvernements (also ohne Aussiede- 
Iuı ng der Bauern in fremde Gouvernements mit, dem Bauer fremden 
klimatischen und Bodenbedingungen) mit Erfolg vorgenommen 
werden kann, und zwar derart, dass es den Bauern, die es wün- 
schen, gestattet werde, sich auf, ihrer heimathlichen Gemeinde be- 
ekbarten, der Krone gehörigen, bisher verpachteten Landstücken 
po cTaTba) anzusiedeln, oder auch auf solchem Lande, das, 
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a) Butowski, 1. e. pag. 52 ete., und J. Ssolowjew: OÖ nosemeibHoN» Baayb- 
ün 86 Pocein in den Oreu. 3ar., Ba. 116, Art. II, pag. 635 ete, weisen auch 
auf diese Bildung untheilbarer Familienhöfa hin. Butowski wünscht diese Agrar- 
Belt, angewandt zu wissen auf die aus der Leibeigenschaft tretenden Bauern, 
wobei er besonders betont, dass die Freiwilligkeit einer solchen Ansiedelung 
und des Ueberganges zum persönlichen Grundbesitz gewahrt bleibe und nicht 
dur ch Zwang diese Reform eingeführt werde. 
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den betreffenden Gemeinden bereits zustehend, wegen grosser Ent, 
fernung vom Dorf nur mit grossen Schwierigkeiten bearbeitet we # 
den konnte. Durch diese neuen Ansiedelungen gedenkt das 'Mini- 
- sterium, welches besondere Aufmerksamkeit auf die Einrichtung 
des landwirthschaftlichen Betriebes und der ganzen Organisation 
desselben zu verwenden beabsichtigt, Beispiele eines besseren Be. 
triebes der umwohnenden Bevölkerung zum Vorbild zu schaffen, 
Dieses Projekt erhielt am 9. December 1846 die Allerhöchste Be- 
stätigung. Die Prineipien, nach welchen laut den beiden Gesetzen 
die grundbesitzrechtlichen Verhältnisse für diese Ansiedelungen 
(sowol für die Bauern, welche in anderen dünnbevölkerten Gouver 
nements, als auch für dic welche in den Gouvernements der bis 
herigen Wohnsitze, aber auf anderen Landstücken sich ansiedeln) 
zu organisiren sind, lassen sich folgendermassen zusammenfassen 
Jeder Familienhof (cemeähsiü yyacror») befindet sich in untheil 
barem Besitze des Wirthen. Das Nutzungsrecht ist erblich; 
Familienhof mit den auf demselben erbauten Wohn- und Wirth 
schaftsgebäuden, mit den Ackergeräthen, einem bestimmten Quan- 
tum an Vieh, als dem nothwendigen Zubehör einer vollständigen 
Wirthschaft, wie es in der bleibend gültigen Wirthschaftsbeschreibu 
angegeben ist, geht in seinem vollen Bestande auf den Aeltesten ( 

gesetzlich Erbberechtigten über, wenn nicht bereits der Besitzer in 
gesetzmässiger Ordnung eines seiner Kinder oder einen anderen 
Verwandten zum Erben seines Hofes eingesetzt hat; das übrige 
Vermögen wird gemäss den allgemeinen Gesetzen und der örtlich 
Gewohnheit unter seine Erben getheilt. Das Verfügungsrecht ist 
pur in soweit beschränkt, als solche Höfe nur auf Kronsbauert 
übergehen können, säumige Steuerzahler ausgesetzt werden und: der 
betreffende Hof entweder unter Vormundschaft gestellt oder det 
nächsten Erben übertragen wird. Zu betonen ist, dass diese 
Regeln nur für freiwillig sich Aussiedelnde Geltung haben. 
Staatsregierung erleichtert nur den Uebergang zur persönlichen 
erblichen Nutzung, und legt den eingebürgerten Gewohnh 
keinen Zwang auf. Der erste Versuch zur Einführung dieser n 
grundbesitzrechtlichen Ordnung ist in den Kreisen Stawropol 
Ssamara (im Gouvernement Ssamara) gemacht: im Jahre. 
waren bereits 453 Familien, bestehend aus 2128 männlichen. 
1828 weiblichen Seelen, (aus dem Gouvernement Pensa, T 


Kursk, Nowgorod, Wladimir und Räsan) nach diesen Grundsätzen 
ee P 
























































— 147 — 


Ueber den praktischen Erfolg dieser Massnahmen bietet J. So- 
lo jew, ) der im Jahre 1857 diese Ansiedelungen besucht hat, 
ige Daten. Im Kreise Ssamara befanden sich in diesem Jahre 
its 757 solcher Familienansiedelungen mit einer Bevölkerung 
3346 männlichen Seelen. Der Hof besteht aus 32 Dessätinen 
‘kerland, 4 Dessätinen Wiese und je einer Dessätine Wald, Weide 
ıd Gehöftareal, also zusammen aus 39 Dessätinen. Ausserdem ist 
ein bedeutendes Areal ('/; der Dorfmark) für zukünftige Neubil- 
ngen von Höfen reservirt, das bis dahin in Zeitpacht vergeben 
ird. Ausser diesen Höfen, die in kleinen Dörfern von nicht über 
) Höfen (gewöhnlich in 5, 6, 10 Höfen) beisammen liegen, be- 
ien noch Einzelhöfe (ocoÖönasn), zu denen 60 Dessäfinen gehören, 
och giebt es solcher nur wenige. Die Resultate schildert nun J. 
solowjew als sehr erfreuliche: der Wohlstand hebt sich bemerkbar, 
al fällt der grosse Vielistand in die Augen. Auch haben einige 
er Bauern mit der Düngung des Bodens begonnen, was sonst 
ser Gegend nicht üblich ist, und dabei sehr günstige Erfolge 
j Ueberhaupt wird der Boden gut bestellt. Dabei konstatirt 
owjew jedoch, dass die Untheilbarkeit und das Verbot der Ver- 
sserung der Höfe auch Klagen hervorrufen: kleinen Familien ist 
solcher Hof zu gross, grossen Familien dagegen zu klein.?) 
- 4. Um die Berechtigung und die praktische Bedeutung der 
en den Gemeindebesitz vorgebrachten Gründe wird eine heftige 
‚geführt. Die Anhänger des Gemeindebesitzes stellen zum 
‚jeden Werth derselben in Abrede, zum Theil gestehen sie 
‚aur eine relative Bedeutung zu. Und so weit auch Schäden 
em Gemeindebesitz verbunden sind, so werden dieselben doch 
en grossen nationalen und soeial-ökonomischen Vortheilen, die 
esen dieser Grundbesitzform liegen, reichlich überwogen. 
ürs Erste legen sie — in grösserer oder geringerer Ausführ- 
ich! seit — dar, wie der Besitzstand in der Gemeinde, resp. die Ver- 
heilung des Landes sich durchaus nicht in der schablonenhaften 
ur d. mechanischen Art gestaltet, wie die Gegner sie zumeist dar- 
. Vielmehr zeigt sich hierin die grösste Mannigfaltigkeit in 
'erschiedenen Theilen des Reichs: je nach den lokalen. Be- 
gen, der Art der Bodenbestellung, der Grösse der Bevölkerung 
es der Gemeinde zustehenden Landes. 


„O0 moseme1sHoMb Bıanbain BB Poccin“ in den Oreueer. 3am., Bd. 116, 
58, Art. II, pag. 635—641. 
1 ec. pag. 640—641. 
je; ; 10* 
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Die Grundprineipien des Gemeindebesitzes, wie sie sich im 
praktischen J,eben des russischen Volkes ausgebildet haben, sind 
nachstehende (wir folgen hier den Auseinandersetzungen Ssamarin’s 
mit Berücksichtigung der Anderen): 

Die Beziehungen der ländlichen Bevölkerung zum Lande zeigen 
sich in dreifacher Form '): Jah) 

a) O6mununoe Bıantbnie, . die Verfügung der Gemeinde alı 
Gesammtheit über das a 

b) Corosynuoe no1b3oRaHie, gemeinsame Nutzung. 

c) JInunoe moas3oBaHie, persönliche Nutzung. De 

Diese drei Beziehungen bestehen nicht neben einander, sondern 
mit einander auf das Engste verknüpft. Die Gemeinde als Kollek- 
tiveinheit verfügt (Baanber») über das ganze Gemeindeland und be- 
stimmt die Art der Nutzung: einen Theil des Landes lässt sie brach 
liegen, einen anderen vertheilt sie — zur Beackerung — an ihre, 
Glieder nach dem „Täglo“ ete. Der Theil des Landes, der wirth- 
schaftliche Vortheile gewährt, ohne Arbeit zu beanspruchen, ver- 
bleibt in gemeinsamer und ungetheilter Nutzung — hierher z n 
Weide, Brachfeld, Wald etc., den ‚deutschen „Gemeinheiten * zu 
vergleichen. Das übrige Land, d. i. das Gehöft-, Garten-, Acker 
und Wiesenland wird zur ErRlliehre Nutzung der Hauswirthe a 
kürzere oder längere Zeit, oder auch auf unbestimmte Zeit zug Ri 
theilt. Ein jedes Mitglied der Gemeinde hat Antheil an allen & drei 
Beziehungen zum Lande: Stimmrecht in der Geineindevereamuii 
in Betreff der Verfügung über das Gemeindeland, Antheil an der 
Nutzung der „Gemeinheiten“, und endlich die persönliche Nut 
des ihm zugetheilten Landes (des Nadel, manbıg — im eng 
Sinn), das er mit eigener Arbeit und eigenem Kapital als selb 
diger Wirth bearbeitet. Der Einzelne gelangt zu seinem R 
durch Theilung des Landes nach „Täglo“ — in dieser T 
lungsart sieht Ssamarin die vollste und charakteristischste Ae 
rung des Gemeindelebens, hierin sieht er den Kernpunkt der Fra; 

Das Land könnte nach der Zahl der Seelen, oder nach de 
erwachsenen Arbeiter, oder endlich nach der Zahl der Familien ge 
theilt werden. Alle diese drei Theilungsarten führen Uebelstände 
mit sich; die zweite Art wäre noch die relativ beste, Das Volk hilft 
sich auf eine originelle Art hierbei: es bildet eine idelle Finheit, 


Au? 


') Ssamarin: OÖ nmo3emeIbHONE OÖmMMHHOMB Baagbuin im Censeroe Baar: 
erpoferso 1858, Nr. I, pag. 19—34. rei E: 
?) Ssamarin 1. ec. pag. 22. 1 
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oenannt Täglo. Ein Täglo bildet ein bestimmtes Quantum an Ar- 
sitskräften und an materiellen Bedürfnissen. Dass die Ge- 
meinde bei Bestimmung des Täglo auch die Bedürfnisse in Be- 
rücksichtigung zieht, ergiebt sich aus der täglich sich wiederholenden 
Erfahrung: wenn eine Familie, die sich durch Todesfall, Rekruti- 
rung ete. in ihrem Bestande verringert hat, einen Theil ihres Landes 
aufgiebt, so erhält diesen Theil nicht die Familie, die über die 
meisten Arbeitskräfte verfügt, sondern die Familie, die durch den 
Unterhalt von Altersschwachen und Kindern am meisten in An- 
‚spruch genommen ist. 

5 Die Grösse eines „Täglo“, nach Seelenzahl gerechnet, wechselt 
nach örtlichen Bedingungen. Gewöhnlich ist die Zahl der Täglo 
einer Gemeinde etwas weniger, als die Hälfte und etwas mehr, als 
ein Drittel der Zahl der männlichen Seelen. — Das Täglo ist die 
Einheit der proportionalen Beziehung der Kräfte und Bedürfnisse 
zn Lande, zu den Vortheilen und Lasten verschiedener Art. Einer- 
‚seite steht das Täglo in Beziehung zur Person, andererseits zur 
‚äusseren Natur. 

Je nach der Grösse des einer Gemeinde zustehenden Landes, 
.i. nach dem Verhältniss der Bevölkerung zum Gemeindeland er- 
lgt die Theilung des Landes auf verschiedene Art. Es wird 
nämlich entweder die Einheit auf Grund der Arbeitskräfte und der 
jedürfnisse gebildet und diese auf das Land übertragen, oder es 
‚wird zuerst das Land in eine bestimmte Anzahl Stücke getheilt und 
diese Anzahl Landstücke bildet die Basis der Theilung unter die 
emeindegenossen. Wo die Gemeinde über viel Land verfügt, dort 
elangt die erstere Methode zur Geltung: hier bildet der persön- 
che Bestand der Gemeinde die Grenzen der Theilung (npo6.aenia) 
nd wird zur Basis der Bestimmung der Zahl der Täglo genommen, 
e sich in solchen Fällen der Hälfte der Seelenzahl in der Ge- 
teinde nähert. Wo hingegen die Gemeinde wenig Land hat, zu 
/enig zur vollen Beschäftigung und Unterhaltung Aller, dort bildet 
ie Grenze der Theilung die Minimalgrösse einer Ackerwirthschaft, 
‚bei welcher nach Ansicht der Bauern die Bestellung des Bodens mit 
en üblichen Mitteln möglich und vortheilhaft ist. Ist die Gemeinde 
urch Zunahme ihrer Seelenzahl bis zu dieser Grenze gelangt, so 
ellt sie eine weitere Vergrösserung der Zahl der Täglo und eine 
/eitere Zersplitterung der Landtheile ein, wie sehr auch die Bevöl- 
erung zunehmen sollte. der persönliche Bestand eines Täglo nimmt 
demnach beständig zu, so dass auf ein Täglo endlich ca. drei Seelen 


kommen. (Täglo von über drei Seelen, sagt Ssamarin, sind ihm 
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nicht vorgekommen.) Viele erwachsene Arbeiter, die einen Lanı 
antheil zu übernehmen befähigt wären, bleiben ohne Antheil 
der Landzutheilung und gehen auf Arbeit aus. Dieses sind‘ 
aararısıe (d. i. die ausser dem Täglo stehen). — Diese zwei Op 
rationen von Era erlumen veranschaulicht Ssamarin durch fol- 
gende geometrische Proportionen: Die Gesammtheit der Arbeits- | 
kräfte und Bedürfnisse der ganzen Gemeinde verhält sich zur Ge- 
sammtheit der Landnutzungen , über welche die Gemeinde Be 
und der ihr obliegenden Lasten, wie das Quantum an Arbeitskräften. 
und Bedürfnissen, das als Täglo-Einheit angenommen ist, zur ge- 
suchten Grösse des Landantheils und der Leistungen. Oderd = 
Gesammtheit der Landnutzungen und Lasten verhält sich zur 4 
sammtheit der persönlichen Bedürfnisse und Arbeitskräfte, wie 
Landantheil, der als ökonomische Einheit angenommen ist, zur 
suchten Grösse des Personalbestandes des Täglo. 

Das Land wird jedoch nicht in natura nach der Zahl der Täglo 
getheilt, das Täglo ist eine ideelle Einheit, die nur zur Vertheilung 
des Landes und der obliegenden Leistungen dient, — in Wirklich- 
keit nutzen das Land und entrichten die Leistungen nicht die Tä 0 
sondern die Höfe oder Familien, und zwar je nach der Zahl‘ 
auf sie auferlegten Täglo: so können z. B. drei Täglo eine Wi 
schaftseinheit bilden, sie erhalten Land für drei Täglo und leis 
zusammen ungetheilt die Abgaben ete. Der sararıoü (Satägloi), 
der ausser dem Täglo Stehende, ist der, welcher Frau und Kind 
zu Hause lässt und auf Arbeit ausgeht, da die heimathliche 
meinde nicht für alle Arbeit hat. Das erarbeitete Geld überg; 
er dem Hauswirthen (Vater, Bruder etc.); Der „sararıoüa* verliert 
nicht sein Recht auf Land und die Vortheile der grundbesitzlichen 
Ansässigkeit, er geniesst dasselbe Recht so gut wie die Anderen, 
aber in besonderer Art. In diesem Jahre ist er auf Arbeit ausg 
gangen, im folgenden Jahre — etwa beim Tode eines Arbeitsfähigen 
beim Verlust einer Arbeitskraft durch Rekrutirung ete. — bleibt eı Br 
im Dorf. Vielmehr bedeutet 3artarıoü ein solches Gemeindeglied 
welches bei der Veranlagung der Täglo nicht mit in Anschlag 
bracht, welches für die lokalen landwirthschaftlichen Arbeiten nicht 
erforderlich ist '). . : 


') Ssamarin: „O no3. 06m. Bıan.“ 1. c. pag. 26, Derselbe: „O6myunnoe 
nbnie m cobcrseunocrs Byroscraro“ im Ceusseroe Buaroyerpoäereo 1858, Nr. 
pag, 22 etc. A. Koschelew: „Ilo nosony mypHassusxe crarei ete.“ in Py 
Beespa, 1857, Band IV, pag. 146, 153, 154. Derselbe: „O6mmnnoe mosem 1b 
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© Das geschilderte Verfahren der Landvertheilung findet sich nicht 
iberall in seiner vollen Reinheit, und zwar dort nicht, wo die lokale 
iniratn mit zwingenden Anordnungen die Gemeinde beengt. 

30 ist auf vielen Gütern die Normalzahl der Täglo auf die Hälfte der 
Zahl ‚der männlichen Seelen bestimmt, auf anderen Gütern ist das 
Alter festgesetzt, in welchem dem aiten ein Täglo aufzuerlegen 
ist, Häufig wird die Zahl der Täglo vermehrt, ohne das Gemeinde- 
land zu erweitern. Die Abgaben und Lasten vergrössern sich, die 
Mittel zu ihrer Deckung bleiben dieselben. Ein solches Verfahren 
widerspricht der Volkssitte direkt. Auch ist streng von der Täglo- 
Theilung zu scheiden die Theilung des Landes nach der Seelenzahl; 
letztere ist, wenn auch an manchen Orten in die Gewohnheit den 
Bauern übergegangen, doch nur ein künstliches Gebilde der Verwal- 
tung. In vielen Domänendörfern haben auch die Bauern Jie von 
der Obrigkeit eingeführte Theilung des Landes nach Seelen umge- 
wandelt in eine nach Täglo, wobei das Land, welches dem einen 
Hof zu viel zugetheilt war, einem anderen Hof übergeben wurde, 
ler Mangel an Land hatte'). — „Wenn auch»in solchen Fällen en 
Tolkssitte dem äusserem Druck BRIEHIRN: so verschwindet sie doch 
nieht. Ihre Lebensfähigkeit erweist sie in einigen sich erhaltenden 
Erscheinungen, und sie füllt wie ein elastischer Körper die mehr 
oder weniger engen Grenzen, in denen ihre Freiheit einge- 
schlossen ist.“ ?) 

In der Nutzung eines Theiles des Gemeindelandes hat sich 
dich eine besondere Rechtslage entwickelt: das Gehöftland 
jcaze6naa semaa), d. i. das den bäuerlichen Höfen zunächst bele- 
e Land verbleibt in erblicher Nutzung der betreffenden Fa- 
ülie, und zwar entweder in seiner ganzen Ausdehnung, die weder 




















Baanbnie“ im Ceuser. Baaroycer. 1858, Nr. 8, pag. 116, 117, 128. — Tyostsendeprv 
seudonym): „Ilucsmo kB pegarropy ete.“ im Pyccrihk Bteruure, 1857, Nr. 22, 
ichtet, dass in einigen Landstriehen der um Moskau belegenen Gouvernements 
*h in der bäuerlichen Bevölkerung drei Classen gebildet haben: die eine (die 
täglüje) entrichtet keinerlei Abgaben noch Leistungen, die zweite Classe nur 
nen Theil dieser Verpflichtungen, die dritte Classe (die der Wirthe mit vollem 
antheil) dagegen sämmtliche. Diese Erscheinung ist aus dem Mangel an 
nd zu erklären, der sich mit Zunahme der Bevölkerung in der Gemeinde immer 
mehr fühlbar machte. 

') Ssamarin: „Ilosemerpuaa coÖers. m 06m. zaan.* in Ceaser. Baaroyerp,, 
‚ Nr. 12, pag. 312. 

2) Ssamarin: „O nos zaag.“ 1. ce pag. 28. — Auch weist Ssamarin darauf 
in, dass durch die „Satäglüje“ die ländliche Bevölkerung. Arbeitskräfte für 
Gewerbe und Handel aller Art liefert, ohne dass diese hierdurch „landlos “werden. 


ur 
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im Falle der Zunahme der Familie vergrössert noch im Falle ihrer 
Abnahme verringert wird, oder nur in Betreff eines, des dem Hof 
am nächsten belegenen Theiles desselben; der übrige Theil sind 
walzende Landstücke, die je mit dem Wechsel im Bestande hr 
Personenzahl der Höfe dem einen Hof zugelegt, dem anderen ab- 

genommen werden. Auch finden sich Reservelandstücke im Gehöft- 
areal in nicht wenigen Gemeinden: diese werden an neu sch. 
bildende Familien, sowie an solche Familien vertheilt, die in ihrem 
Personalbestande zugenommen haben.') In vielen RRER 
wo die Cultur von Gemüse und Handelsgewächsen in grösserem Mass- 
stab verbreitet ist (z. B. Smolensk, Kursk, Orel, Jaroslaw, Theile 
vom Gouv. Moskau ete.), wird ein weiterer, ausserhalb des eigent- 
lichen Gehöftareals belegener Landestheil (Hanffelder ete.) aus 
den periodischen Umtheilungen ausgeschieden und verbleiben den- 
selben Familien zur beständigen Nutzung. In einigen Landstrichen 
(besonders im südlichen Theil des Gouv. Smolensk) wo, wie Bu- 
towski,2) Nejelow°) u. A. auseinandersetzen, die Aecker mit geringer, 
natürlicher Fruchtbarkeit gut gedüngt und bestellt werden müssen, 
wird auch das näher belegene Feldland (monceasasıa) denselben 
Bauern Bee hier und da selbst die Pen belegenen Bella 






















andere Nutzungen gemeinsam bleiben. Die Bauern haben Be 
die bleibende Nutzung liebgewonnen. So sträubten sich z. B. die 


stücke, die unsere Väter gedüngt haben, der Umtheilung aus- 


Nr. 4, insbesondere Nr. 4, nebst Anmerkung von Koschelew zu pag. 7, A. $mit 
now: 06% ycaneÖHoMB YCTpoüctBb xkpectsanp in derselben Zeitschrift 1 
Nr. 1, pag. 39—59, Zusatz von Koschelew zu diesem Artikel pag. 60-62 
Schon Haxthausen: „Studien etc.“, Bd. I, pag. 231 u. a. a. St. weist auf die 
bleibende Nutzung der Gärten hin. hi 


pag. 50—51. Iwanow: Ilosem. co6. u om. Bıan. in derselben ZPiNDL EEE 1 
Nr. 16, pag. 634, u 


?) O ananoM5 u O0mUHHONG Bıranbain im Pycc. Biser. 1858 Nr. 14, pag. 218 C 
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etzen?') Auch von Kawelin?) wird auf die bleibende Nutzung des 
ganzen Ackerlandes in manchen Landestheilen hingewiesen, doch 
bemerkt er, dass, soweit seine Erfahrungen reichen, die Einführung 
bleibender Nutzung des Ackerlandes überall der Initiative der Guts- 
besitzer zuzuschreiben ist. °) 

Mit Recht betont Koschelew, dass auch das in erblicher Nutzung 
der Familien befindliche Land (Gehöftland, Hanffelder etc.) Ge- 
meindeland ist, und polemisirt gegen A. Smirnow’s Antrag,*) der 
bei Ablösung des Bauernlandes den einzelnen bäuerlichen Wirthen 
die gesonderte Ablösung ihrer resp. Gehöfte gestatten will. Kosche- 
lew will der Gemeinde dieses Recht gewahrt wissen, nur in Aus- 
nahmefällen soll Solches den einzelnen Bauern gestattet werden, 
jedoch nur mit Zustimmung der Gemeinde. 

Vor dem Eingehen auf die einzelnen, dem Gemeindebesitz zur 
En gelegten Nachtheile wird zumeist ausdrücklich anerkannt, dass 
beim unbehinderten, freien Walten der Kräfte, also auch bei freier 
Verfügung über den Grund und Boden, die Produktion am höchsten 
gesteigert wird, doch es handelt sich im volkswirthschaftlichen 
Leben nicht allein um die Hervorbringung der möglichst grässten 
Masse von Gütern, sondern auch um andere Momente: um die Ver- 
theilung der Güter und um das ökonomische und sociale Wohlbe- 
finden des ganzen -Volkes.°) Zur Erreichung dieses Zieles können 
und müssen eventuell der freien Concurrenz Schranken gestellt 
werden. Der russische Gemeindebesitz im Speeiellen bringt in Folge 
der Charakteranlage des Volkes und der ökonomischen Bedingungen 
des Landes nicht die ihm vorgeworfenen Schäden mit sich. 
Was die, die Persönlichkeit in ihrer individuellen Entfaltung 
drückende Macht der Gemeinde anbetrifft, so weisen Anhänger des 





IR 

a) Nejelow 1. c. pag. 234. 

?) Barangp Ha pycc. ceıb. o6muay 1. ce. pag. 170. 
 °) A. Ssaweljew berichtet in seinem Artikel: 3am&yania 0 npenmymeerst 
l03eMme1sROU CO6CTBEHHOCTH NpeXb OÖMHHHEINB Baaybniene im Ilor.-Irononnyecriä 
kasareıp 1857, Nr. 49, dass er auf seinen Besitzungen die Landumtheilungen 
geschafit und die bleibende Nutzung des Landes eingeführt hat. Gegen diese 
Ind ähnliche Bevormundungen der Gemeinden Seitens der Gutsherren sagt Ko- 

elew: Zum Glück bilden solche Gutsbesitzer, die es für ihre Pflicht halten, 
bäuerliche Wirthschaft zu eontroliren, nicht ® Majorität in unserem Stande. 
No mosony mypnaısusıx® crareü ete* in der Pyce. Beetya, 1857 Bd. IV, pag. 129. 
| *) 06% ycaze6nom» yerpoäcre% kpecrsaup im Ceas. Baaroyerp. 1859, Nr. I 
nd Kosehelew’s Zusatz zu diesem Artikel pag. 60—62. 

5) A. Koschelew: „Oömmnnoe nosemeipuoe Baaybnie* in Ceuseroe Bar 
en, 1858, Nr. 8, pag. 141. Ssamarin: „losen. co6ers. m oöm. Baan.“ 
eIBCKOE wit „1858, Nr. 12, pag. 282 etc, 
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Gemeindebesitzes mit vollem Recht darauf hin, dass die Befugni 
der Gemeinde in ökonomischer Beziehung in zweierlei Arten 2 
fallen, die principiell auf ganz verschiedener Basis ruhen. Die ei 
Basis ist der Gemeindebesitz. Aus dem Recht der Gemeinde über 
das Gemeindeland resultirt eine Reihe von Befugnissen: die Vor: 
nahme periodischer Umtheilungen des Landes, die aus dem Flur- 
zwang sich ergebenden Rechte, die Bestimmungen über den Gras- 
schnitt und die Theilung des Heuertrages in denjenigen Gemeinden 
in welchen die Wiesen nicht in natura, sondern erst die Ernte — 
nach gemeinsam ausgeführtem Schnitt — getheilt wird, über die 
Nutzung der Weide, des Waldes etc. ete. Die zweite Reihe von 
Rechten der Gemeinde beruht auf staatlichen Anordnungen, vor- 
nehmlich auf der Finanzgesetzgebung. Die solidarische Haft 
für die rechtzeitige Entrichtung der Steuern und Lasten, welche den 
Gliedern der Gemeinde obliegt, ist es, welche der Gemeinde eine. 
übergrosse Gewalt über die Einzelnen verleiht. Diese Haft, die auch 
auf den Gemeinden der Privatgüter, und zwar dem Grundherrn gegen- 
über besteht, der seinerseits für das Einfliessen der seinen Bauern 
obliegenden Eleneyn verantwortlich ist, diese Haft also ist es, welche 
die Gemeinde veranlasst, ein wachsames Auge auf die Wirthschuflah) | 






























. 


führung des Einzelnen zu haben, damit dieser zahlungsfähig bleibe. 
Diese Haft ist es, welche die Gemeinde zwingt, den nachlässig 
Wirthen, der seinen Verpflichtungen nicht wie gehörig nachkommt, 
zu strafen. Dieser finanzielle Charakter der Gemeinde ist es en 
lich, aus welcher ihr Recht resultirt, den Austritt eines Gemeind 
Ae aus dem markgenossenschaftlichen Verband zu verhindern und 
’ Uebernahme eines proportionalen Landantheils nebst dem en .; 
is Steuerbetrage’zu zwingen. Diese Machtbefugnisse der Ge: a 
meinde über die Einzelnen haben mit dem Wesen des Gemeindebesitzes 
an sich nichts zu thun. Und doch werden von Gegnern des Ge- 
meindebesitzes diese Befugnisse der Gemeinde mit den aus dem 
Gemeindebesitz sich ergebenden zusammengeworfen, die übergrosse 
den Einzelnen erdrückende Gewalt der Gemeinde daraus gefolgeit 
und diese dem Gemeindebesitz zur Last gelegt. Mit Recht win 
hiergegen Seitens der Anhänger des Gemeindebesitzes remonstrit 
und darauf hingewiesen, dass auch ohne die solidarische’ Haft dir 
Gemeinde Gemeindebesitz bestehen kann. ') \ 
{nah 

') Eine eigenthümliche Stellung zu dieser Frage nimmt Koschelew ein: © 


behauptet, dass die solidarische Haft der Gemeinde eine naturgemässe Folge de J 
Gemeindebesitzes sei: diese Haft sei nichts anderes, als eine Hypothek auf d 2 
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' Dabei wird jedoch durchaus nicht in Abrede gestellt, dass die 
[acht der Gemeinde eine sehr grosse ist, es wird aber dem wider- 
prochen, dass diese Macht die, die Persönlichkeit des Einzelnen 
erdrückenden Wirkungen ausübt. Der im Russen so stark entwickelte 
"Gemeinsinn, das im Volk ruhende Streben nach einem engen Sich- 
'aneinanderschliessen hat zur Folge, dass er den Druck der Allge- 
eiäheie nicht als solchen empfindet, vielmehr nur in einer organi- 
‚sirten Gemeinschaft sich wohl fühlt '). In Folge dieser Eigenthüm- 
‚liehkeit des "olkes werden gemeinsame Unternehmungen zur Hebung 
der Produktion weit leichter zu Stande kommen, als im Westen und 
als die Gegner des Gemeindebesitzes meinen. „Wenn jetzt schon 
Domänenbauern und sogar auf eigenem Lande angesiedelte Bauern 
{ einsam die Wiesen mähen und erst die Ernte unter sich theilen, 
gemeinsam Weiden ete. nutzen, gemeinsam über das ganze Land 
3 rerfügen, ja hier und da gemeinsam die Felder bestellen, wenn schon 
jetzt Gemeinden sich gemeinsam Mühlen für ihr Getreide bauen, 
wesshalb sollen sie nicht — fragt Jurjin — auch gemeinsam sich 
eine Dreschmaschine anschaffen, wenn sie deren Vortheil einsehen, 

wesshalb nicht Drainagen und Vielfelderwirthschaft einführen, wie 
‚sie ihrerzeit aus der wilden Feldgraswirthschaft zur Dreifelderwirthl 
‚schaft übergegangen sind; wesshalb sollen sie nicht die getheilten 
Landstücke, wenn deren Bewirthschaftung unvortheilhaft wird, zu 
se Bien vereinigen und das Land gemeinsam bebauen, werd 
nicht statt der vielen Ambaren, worin das Getreide order ein 
gemeinsames Magazin, statt der vielen schlecht aufgeführten Vieh- 
tälle, -in welchen das Vieh verreckt, einen grossen, gemeinsamen 
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senıeindelande, ein Bodenkredit in seiner einfachsten Form. „Io nosony xyp- 
Ber erareä etc.“ in Pycekaa Bectpa, 1857, Band IV, pag. 163—164, „Oö. 
108. Baap.“ in Ceas Baaroyerp., 1858, Nr. 8, pag. 119—120. 
n  ) Hierbei wird nicht unterlassen, auf die Analogie zwischen Gemeinde- 
besitz und Artel hinzuweisen, wogegen Gegner des Gemeindebesitzes ausein- 
\ ıdersetzen, dass der Artel auf wesentlich anderer Basis als der Gemeindebesitz 
t: ersterer ist eine freie Association von Arbeitern mit freiem Eintritt und 
freiem Austritt, die Vereinigung dauert nur eine bestimmte Zeit. Im Artel 
br ein Senke seine Geräthe, seine Arbeit und eventuell sein Geld dar, 
ie Basis der Vereinigung ist die gemeinsame Arbeit, im Gemeindebesitz hin- 
regen ist das Produktionsmittel, d. i. das Land, gemeinsam, dagegen die Arbeit, 
| ha demgemäss das Risiko des Wirthöchsfiäbetriebbß individuell. Im Artel wird 
a8 mit gemeinsamen Kräften Erworbene unter die Berechtigten vertheilt, im 
semeindebesitz das gemeinsam besessene Land getheilt zur individuellen Nutzung. 
\. Butowski im Pyce. Bter., Nr. 13, pag. 22, Nejelow im Pyec. Bter, Nr. 14, 
18. 220. 
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Viehstall anlegen? Alles ist möglich, es handelt sich nur darum, 
dass ein wirkliches Bedürfniss zu einer gemeinsamen Unternehmung 
gefühlt wird, dass der Wunsch, seine Lage zu verbessern, immer. 
mehr unsere Bauern durchdringt. Hierzu ist nur erforderlich die 
Pflege und Hebung der geistigen Entwickelung des Volkes.“ 

Aehnlich spricht sich Ssamarin aus: Wenn schon jetzt die Ge- 
meinde zum Zweck eines allgemeinen Unternehmens ihren Genossen 
Steuern auferlegt, wesshalb sollte sie nicht auch landwirthschaftliche 
Unternehmungen auf diesem Wege ausführen können? Die Ge- 
meinde kann ja das Land an ihre Glieder unter bestimmten Be- 
dingungen übergeben, so z. B. nicht mehr als zweimal nacheinander 
dasselbe Landstück mit Getreide zu bestellen, einen bestimmten 
Theil des Landes mindestens mit einem bestimmten Quantum an 
Dünger zu belegen, einen bestimmten Theil des Landes mit Kleezu 
bestellen, oder auch bei neuen Umtheilungen den sorgsamen Wir- 
then eine Entschädigung für die Wertherhöhung, die ihre Land- 
antheile durch besonders gute Bestellung gewonnen haben, zuzu- Ä 
sprechen '). Dieses führt Ssamarin gegen die apodiktische Behaup- 
tung der Gegner an, beim Gemeindebesitz können diese und jene 
Verbesserungen nicht zur Ausführung gelangen. wi 

Bezeichnend ist die Stellung, welche die Anhänger dem Ge- 
meindebesitz im Staatsorganismus zuweisen. Dieses Moment ver 
dient ganz besondere Beachtung. Wie sie gegen die bedingungslose 
Herrschaft des Princips des laisser faire, laisser passer zumal in Be- 
treff der Verfügung über den Grund und Boden nachdrücklichst 
auftreten, so erkennen sie im Prineip das Recht und die Pflicht des 
Staates zur gesetzlichen Organisation des Gemeindebe- 
sitzes an. Sie erkennen im Princip an, dass bei der unbeschränk- 
ten Herrschaft über das Gemeindeland und seine Vertheilung das 
Gesammtinteresse wie die Rechte einzelner Gemeindegenossen leiden 
können, und dass demnach Gesetze zur Wahrung des Gesammt- 
interesses, wie zum Schutz der Nutzungsrechte der Einzelnen sich“ 
als nothwendig erweisen können. Fraglich erscheint ihnen nur, ob 
bei dem jetzt herrschenden extensiven Wirthschaftssystem, hervar- 
gerufen durch den niedrigen Preis der landwirthschaftlichen Pro- 
dukte, den geringen Werth des Grund und Bodens und endlich“ 
durch seine grosse natürliche Fruchtbarkeit in vielen Theilen des 
Reichs bereits solche Massnahmen erforderlich sind, sodann in 
welcher Art und in welchem Mass sie eventuell zu statuiren wären. 
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') IIos. c06. m oÖm. Bıag. im Ce». Baaroycerp. Nr. 12, pag. 290—291. 
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me der Anhänger des Gemeindebesitzes zu zwei wichtigen Spe- 
fragen, die aus der bestehenden Form des Gemeindebesitzes re- 
sultiren, nämlich zur Frage der Zersplitterung des Bodens und zur 
4 ge der Umtheilungen. 
Als in Bezug auf die Befürchtung .einer zu weit gehenden Zer- 
Eiterung des Grundbesitzes bei Beibehaltung des Gemeindebe- 
sitzes der „Ssowremennik* die Normirung einer Grenze der Theil- 
‚barkeit wenn erforderlich, zugesteht, verhält sich Koschelew freilich 
 abwährend gegen die gesetzliche Feststellung eines Minimums der 
‚Grösse einer Landstelle mit dem Bemerken, dass der Werth einer 
Dessätine und der auf sie zu verwendenden Arbeitsmasse in ver- 
schiedenen Theilen des Reiches eine sehr verschiedene ist.!') Als 
‚nun Thörner hervorhebt, dass die Beschränkung der Theilbarkeit 
d "Landantheile eine Massnahme sei, die. nicht dem Wesen .des 
'Gemeindebesitzes entnommen ist, und einen starken Beweis gegen 
‚die Lebensfähigkeit des Princips des Gemeindebesitzes bilde, da es 
‚hiernach nicht alle Elemente zur erforderlichen weiteren Entwicke- 
lung in sich schliesse, so erklärt Koschelew unumwunden, dass eine 
solche Beschränkung durchaus nicht gegen das Prineip des Gemeinde- 
itzes verstosse. Indem er sich gegen die Ersetzung des Ge- 
 meindebesitzes durch die gesetzliche Normirung einer Minimalgrösse 
erlichen Grundbesitzes ausspricht, bemerkt er, dass beim Ge- 
reindebesitz die Grenzen der Theilbarkeit derart bestimmt werden 
tönnen, dass die Landantheile „in gewissen, vorher verständig nor- 
mirten Dimöbsionen“ erhalten werden. Leider verfolgt er diesen 
re nicht weiter; eine absolute Minimalnorm scheint er nicht 
- Augen zu haben, de er sich — und zwar mit vollem Recht — 
einem früheren Artikel gegen eine solche mechanische Beschrän- 
Bung bei dem verschiedenen Werth des Landes ausgesprochen hatte. 
" weist nur darauf hin, dass in gewisser Beziehung Beschränkun- 
gen der Theilbarkeit an bestehen, dass die Existenz der „s3a- 
Taraısıe“ darauf hinweise.?2) In dieser Frage lässt sich Ssamarin ?) 
folgt vernehmen. „Könnte man denn nicht“, fragt er, „der Ver- 
sserung der Zahl der Täglo eine Grenze setzen und normiren, 
' wie grosses Landstück in jedem Felde auf einen Hof zu ent- 
fallen habe? Und wo wäre es leichter, eine derartige Ordnung, 
a h. in Betreff der Beschränkung der Zessplitterdng), der Untheil- 
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') „Io nosony zyp. erar, ete.“, 1 c. pag. 168 ete 
E ?2) „O6. nos. Baag.“ 1. c. pag. "168. 
3) „Hosen. co6. m o6m. Baap.“ 1. c. pag. 280. 
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barkeit der Antheile, der Art der Erbfolge ete., die für Alle ve - 
bindlich und für Viele unbedingt beengend wäre, durebzuführen: 
dort wo Alle über das Land verfügen, oder wo ein Jeder ge 
wohnt ist, sich in seinem Landstücke zu umschanzen, wo alles Be 
streben und Sinnen mit den Worten „ich und mein* A und. 
mit demselben „ich und mein“ schliessen ?* 

Wenn auch, wie aus dem Mitgetheilten ersichtlich, diese Führer 
der A asanhilen im ‚Prineip eine Beschränkung der Theilbarkeit 
zugestehen, so sind sie doch der Ansicht, dass eine solche jetzt von ” 
keiner praktischen Bedeutung ist. Bei den jetzt bestehenden Ver 
hältnissen helfe sich das Volk schon selbst: die ‘Gemeinde theilt 
nicht weiter das Land, wenn die Antheile bereits die Minimalgrösse 
erreicht haben, welche nach den lokalen Wirthschaftsbedingungen 
erforderlich ist. Der „Satägloi* geht auf Arbeit aus. 2 

Eine grössere, für. die Gegenwart oder vielmehr für eine nahe 
Zukunft praktische Bedeutung wird der Normirung der periodi- 
schen Umtheilungen des Landes beigelegt. Den von den Gegnem 
des Gemeindebesitzes erhobenen Einwand, der Wechsel in der 
Nutzung der Landstücke verhindere eine sorgfältig Bestellung der- 
selben mit der zu wünschenden Anwendung von mehr Kapital und 
Arbeit, glaubte der „Ssowremennik* zuerst durch die Vermuthung 
aus der Welt zu schaften, dass, wenn in Zukunft eine bessere Boden: in 
























an, Garantie tz da, wenn eine a ne 
effectiv als rentabel erweise, sie sogleich auch von; den. übrige if" 
Gemeindegenossen würde adoptirt werden. Es würden längere 
Umtheilungsfristen eine ähnliche Festigkeit im Besitz darbieten, wie 
sieh ihrer ein Pächter erfreut. ') 

Zuerst erklärt A. Koschelew,?) man müsse. mit der 


des Landes eingreifen. Wenn auch die Gemeinde hierin mancherlei 
Unvollkommenheiten aufweise, so könne desshalb nicht die Einheit 
und Selbständigkeit der Gemeinde leiden — nur sie allein könne 
dieselben beseitigen. Die Gemeinde ist hierin der beste Riehter. 
Wie die Erfahrung vielfach lehrt, hindert sie durchaus nicht 


) Bd. 66, pag. 17 ete. 
?) IIo nosony xyp. crar. l. e. pag. 168. 
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ine bessere Bestellung des Bodens. Während z. B. im fruchtbaren 
und dünnbevölkerten Süden und Osten Russlands, wo Düngung 
nicht erforderlich ist, jährliche Umtheilungen an der Tagesordnung 
sind, haben — ohne äusseren Antrieb — Gemeinden in anderen 
‚Gouvernements, in denen nur bei sorgfältiger Bestellung und bei 
Düngung lohnende Ernten zu erwarten stehen, längere Umtheilungs- 
fristen angeordnet, dabei aber nicht eine bestimmte Anzahl von 
Jahren normirt, sondern beschlossen , dass die Theilung „viele 
Jahre“ gelten soll. Solches geschieht, auf dass der einzelne Bauer 
bis zur neuen Theilung seine Felder gut bestelle. Hierbei besteht 
die Sitte, dass bei der neuen Umtheilung diejenigen Landstücke, 
von denen nach der letzten Düngung noch nicht zwei Ernten ge- 
nommen sind, den bisherigen Wirthen noch verbleiben. Die Wiesen 
'erden meist jährlich getheilt, da zur Verbesserung derselben über- 
haupt nichts geschieht — sowol auf bäuerlichem als auf vom Guts- 
'herrn direkt genutztem Lande. So spricht er sich auch energisch 
segen die Auffassung von Tschernüschewski im „Ssowremennik“ 
is, der im jetzigen Gemeindebesitz nur eine niedere Stufe zu einer 
öheren sieht. Der jetzige Gemeindebesitz soll erhalten bleiben, 
esen der Zukunft sollen wir uns nicht in Vermuthungen und 


















‚den Umtheilungen ausgeschlossen und bleiben unantastbarer Zu- 
hör zu den betreffenden Höfen, bei welchen sie belegen sind: ihr 
erth bildet nur zum geringsten Theil der Grund und Boden, viel be- 
ender ist der Werth der dichten Schichte ihrer künstlichen Acker- 
ume, die erst durch langjährige Düngung geschaffen ist. Je mehr 
rbeit und Kapital in die Ackerwirthschaft, gesteckt wird, desto 
r vergrössern sich die Schwierigkeit und Ungerechtigkeit der 
mtheilungen und folglich auch des Gemeindebesitzes. Die Ur- 
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zu jenem Resultat, ein Stadium, auf welchem man nicht beharren 
kann, da die Unzuträglichkeit nicht beseitigt, sondern nur hinaus- 
geschoben wird. Auch spricht er sich gegen die von Koschelew 
gelobte Unbestimmtheit des Termins der nächsten Umtheilung aus, 
indem er bemerkt, man könne es nicht zulassen, dass die Bauern in 
einer so wichtigen Angelegenheit sich plötzlich von einem Tage 
zum anderen, gleichsam unerwartet für sie selbst, entscheiden. Die 
Bauern sind sich der ökonomisch schädlichen Folgen der Umthei- 
lungen vollkommen bewusst. So hat Ssamarin selbst wiederholt in ? 
Gemeindeversammlungen (in den Gouvernements Tula, Ssamara und f 
Räsan) die Bauern zu überreden gesucht, die Umtheilungen ein für 
alle Mal abzuschaffen: die grosse Majorität war stets gegen diesen 
Vorschlag, nur die sorgsamen und wohlhabenden Wirthe waren für 
ihn. (Diese haben eben bei Umtheilungen Etwas zu verlieren: die 
gutbestellten Aecker, jene verlieren die Aussicht auf den Gewinn der- 
selben). Schliesslich gesteht er unumwunden ein, kein Mittel zu. 
wissen, wie aus diesem Dilenıma sich zu retten sei, doch ist er der 
Ueberzeugung, dass in den Anschauungen des russischen Bauern 
gegenwärtig die Unzuträglichkeit der Umtheilungen weit überwogen 
wird durch die Vortheile der proportionalen Landzutheilung. und 
desshalb habe man auch kein Recht, an einer Gewohnheit, die 
das Volk werth hält, zu rütteln. Er schliesst mit den Worten: 
„Was wird in Zukunft werden? Ich weiss es nicht. Wird das russi- 
sche Volk den Gemeindebesitz aufgeben? Oder, um ihn zu be- 
wahren, auf eine schnelle Entfaltung unserer Industrie, die die. 
grösste Anspornung der Kräfte verlangt, verzichten? Oder wird das 
Volk einen Ausweg aus diesem wirthschaftlichen Dilemma, « den. 
anzugeben wir nicht im Stande sind, finden? Hier lässt sich nur 
rathen, und auf dieses Gebiet begebe ich mich nicht.“ ') cal 

Dhatih Ssamarin und vielleicht auch durch die von gegnerischer 
Seite immer wieder vworgebrachten Schäden Sex Umthalangen übern“ 
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her so schroff wie zuerst gegen Beschränkungen der jetzigen Kor 
des Gemeindebesitzes aus. „Wir wiederholen Euch“, ruft er seinen 
A zu, „dass die Be keine wesentliche Be 


') „O no3. 06m. san.“ 1. c. pag. 34. 3a ) 
?2) „Oödm.'nos. Baag.“ 1. c. pag. 127—128. ar 
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n.erbliche Nutzung des Landes zulassen.“ Doch meint er 
‚dass diese Aenderung sich aus dem Gemeindebesitz heraus- 
eiten würde: zur Begründung dieser Vermuthung, die er übri- 
s als „fast ein Faktum“ bezeichnet, beruft er sich einerseits auf 
Erscheinung, dass das Gehöftareal mit den Gärten und Hanf- 
ern in»der Mehrzahl der russischen Dörfer in erblicher Nutzung 
s Bauern ist, doch aber im Gemeindebesitz sich befindet, anderer- 
s auf den Umstand, dass die Veranlassung zu den häufigen Um- 
Jungen nach einiger Zeit in Wegfall kommen wird: jetzt werde 
lich hauptsächlich desshalb das Ackerland Umtheilungen unter- 
no, weil Familien, die (durch Todesfall, Familientheilung) 

em  Personalbestande abnehmen, einen Theil ihres Täglolandes 
iigeben wegen der grossen an den Grundherrn zu entrichtenden 
acht; ist diese Zahlung erst abgelöst und haben die Bauern nur 
‚staatlichen und communalen Abgaben zu entrichten, dann wer- 
sie ihren Landantheil werth halten und nicht aufgeben, ja 
st erforderlichen Falls Arbeiter zur Bestellung desselben an- 
then.. So „können“ Umtheilungen seltener und immer seltener 
den und endlich auch ganz aufhören.!') — Dass beim Zutreffen 
er - Voraussetzung die bäuerlichen grundbesitzrechtlichen Ver- 
nisse in kurzer Zeit eine wesentlich andere Gestalt gewinnen 


. ‚Vorgreifeud sei an dieser Stelle kurz erwähnt, dass A. Koschelew in 
er jüngsten Schrift über den Gemeindebesitz: 06% ee 3eMAeB.JIayBHin, 
75, sich gegen jedes Eingreifen der Staatsregierung in Betreff der Organisation 
3» Gemeindebesitzes ausspricht. So heisst es z. B. pag. 55—57: „Doch was 
zur Erhaltung des Gemeindebesitzes -zu thun? Nichts, durchaus gar nichts. 
Man soll ihn nur nicht untergraben, nicht durch verschiedenerlei zeitweilige 
persönliche Vortheile die Leute zum Aufgeben desselben bewegen und weder 
4 noch indireet zur Schwächung, Abänderung und Zertrümmerung desselben 
agen. Der Gemeindebesitz in Russland ist eine so starke, lebensvolle und 
die ’Sitte gekräftigte Institution, dass er durch sich selbst lebt, durch seine 
e Kraft und. gar keiner äusseren Unterstützung und Aufmunterung be- 
L....... Die Regierung soll nur nicht in dieses Heiligthum unseres Volks. 
eingreifen, nicht an ihm herumkünsteln und nicht die Umwandlung des 3. g. 
‚W hnheitsrechts erstreben durch ein im positiven Gesetz begründetes Recht, 
eine Basis in den willkürlichen und sterilen Erdichtungen der Denn 
hat. Unter solchen Bedingungen wird das Leben das Seine (sel. das Erforder- 
he ‚ergreifen, wird der Gemeindebesitz nicht in seinen gegenwärtigen Formen 
tarren, sondern sich allmälig entwickeln gemäss den Forderungen des Volks- 
8, gemäss den Umständen nach Ort und Zeit; und der Staatsregierung 
en zu, die Früchte dieser wahrhaft russischer, im höchsten Grade conser- 
'iven und dabei die allgemeine Entwickelung durchaus nicht hindernden Insti- 
n zu geniessen.“ 
a N | 
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werden, berücksichtigt Koschelew nicht. Und doch liegt es in Ai 
Natur der Sache, dass bei einer solchen Ausbildung erblichen Be 
sitzes die von den Anhängern des Gemeindebesitzes verfochtene 
Gleichmässigkeit in der Vertheilung des Grundbesitzes verschwinden 
wird, und zwar in Folge des grösseren und geringeren Nachwuchses 
in: den einen und in den anderen Fan:ilien. In den Familien, die 
schnell wachsen, wird bald der ihnen zugefallene Grundbesitz zu 
klein sein, während die Familien, die eine geringe oder gar keine 
Zunahme erfahren haben, über verhältnissmässig grossen Grundbe- 
sitz verfügen werden, der durch Heirath noch vergrössert werden 
kann. 
Aehnlich spricht sich Jurjin aus.) Auch er sieht ein, dass PR ; 
einiger Entwickelung der bäuerlichen Landwirthschaft en Umthei- h 
lungen vollständig schädlich — und zwar für alle ohne Ausnahme — 
sein werden, und ist demnach nicht dagegen, dass die Landantheile 
in Yello pille ja erbliche Nutzung übergehen. Er will 
aber, wie er es wiederholt betont, „das Recht eines Jeden auf 
Land“ gewahrt wissen. Wie er sich die Lösung dieses Problems 
denkt, giebt er nicht an. Das Reserveland zur Verleihung an das 
heranwachsende Geschlecht, auf welches Jurjin hinweist, existirt, 
wie er es selbst zugesteht, einerseits nicht in allen Gemeinden, A 
andererseits wird doch auch dieses endlich vollständig occupirt sein. 
Oder denkt er sich vielleicht die erbliche Nutzung nur in der Ge- 
stalt, dass je nach Zu- oder Abnahme im Personalbestande der Fa- 
milien ein entsprechender Theil des in erblicher Nutzung befind- 
lichen Landes der einen Familie zugetheilt, der anderen Familie 
abgenommen wird? — Es ist endlich zu constatiren, dass auch Jarjin- 
sich im Prineip für das Recht, resp. die Pflicht des Staates = 
aaa) Aaor des en a | 






















eine ver ikkeleiie Stellung einnehmen. Sie Aa von a 
Voraussetzung aus, wie die Vıertreter des m. 


wird, die im ee des Wohlbefindens der Bel n 
eh und zu erstreben ist, dass ein selbständiger ne 
als die sicherste Stütze der gesellschaftlichen Organisation im Inteı 
esse der Gesammtheit zu erhalten ist. Andererseits verschliessen $ie 
sich aber auch nicht der Erkenntniss, dass die Unsicherheit im 


') 06% 3KroHoM. oTpau. oöm. semzesa., 1. c. pag. 161. 
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es, die sich mit Zunahme der ländlichen Bevölkerung stetig 
grössert, sich als schlimme Schäden der bestehenden Organisation 
russischen Gemeindebesitzrechts bereits fühlbar machen. Es 


besitzes verlangt. 

Freilich sind überhaupt die Vertreter des Gemeindebesitzes im 
neip nicht gegen gesetzliche Massnahmen, welche die Gemeinde 
in ihrem Verfügungsrecht über den Grund und Boden beschränken. 
Da sie aber bei der gegenwärtigen Lage der landwirthschaftlichen 
Verhältnisse derartige Massnahmen für nicht dringend erforderlich 
echten, so berücksichtigen sie diese Frage nur beiläufig. Was sie 
hierüber aussprechen, erscheint mehr als Zugeständniss, um bei der 
jevorstehenden Aufhebung der Leibeigenschaft diese Grundbesitzform 
zu retten. Auch scheuen sie sich die Consequenzen zu ziehen, die 
sich aus jenen Zugeständnissen ergeben. 

 Solches thut K. Kawelin in seinem mehrfach eitirten Artikel.) 
Für einen wesentlichen (xopenussıä) Uebelstand der jetzigen 
Rechtslage des Gemeindebesitzes erklärt er die periodischen Um- 
theilungen. Die tüchtigen Wirthe beklagen sich über dieselben, 
während sich die Majorität in den Gemeinden theils aus alter Ge- 
wohnbeit und aus Abneigung gegen Neuerungen, theils aber auch 
aus Berechnung das Althergebrachte beibehält: sie speeulirt nämlich 
bei dem Wechsel im Besitz auf die gut bestellten Felder. An- 
ipfend an Ssamarin und Koschelew, welche die Umtheilungen 
h für kein wesentliches Attribut des Gemeiudebesitzes halten, 
lärt er es für unstreitig, dass diese Umtheilungen früher oder 
später aufgegeben werden müssen. Werden sie aber aufgegeben, 
30 muss auch der Grundsatz aufgegeben werden, aus welchem 
die Umtheilungen entspringen, d. i. die Zutheilung eines 
ichen Landantheils an ein jedes Gemeindeglied, denn 
se wird beim beständigen Besitze der Landstellen mit weiterer 
Zunahme der Bevölkerung eine Unmöglichkeit. Doch auch mit 
Einführung dieser wichtigen Aenderung, fährt Kawelin fort, be- 


1) Barıag Ha pyceryro ceaseryıo oÖmmuy im Areneüi 1859 Nr. 2, pag. 165— 
%6, insbesondere pag. 172 ete.; dieser Artikel findet sich mit nur geringen 
derungen in deutscher Uebersetzung in der Tübinger Zeitschritt für die ge- 
mte Staatswissenschaft: „Einiges über die russische Dorfgemeinde“, 1864, 
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wahrt die Institution des Gemeindebesitzes viele Merkmale, die nur 
ihr eigen sind. Die Rechtslage der Gemeinde wie die der Ge 
meindeglieder charakterisirt er in folgenden Punkten: ut. £ 
a. Das Gemeindeglied hat kein Eigenthumsrecht an der ihm A 
zugetheilten Landstelle, sondern nur das Recht des Besitzes und 
der Nutzniessung; der Bauer kann sie weder bei Lebzeiten 
veräussern, noch verpfänden, noch über dieselbe testiren, seine 
Kinder und Verwandte beerben ihn in Betreff der Landstelle nicht. 
Endlich kann sie auch nicht zur Befriedigung von Gläubigern des Ä 
Besitzers, welcher Art auch die Forderung dieser sein möge, ver- 
äussert werden. (6 
b. Der Besitz und die Nutzniessung von Gemeindeland ist durch 
fortdauernde Ansässigkeit des Besitzers in der Gemeinde 
bedingt. Nur das Gemeindeglied selbst oder seine Familie kann i 
Gemeindeland besitzen. Demnach kann der Bauer Gemeindeland 
weder in mehreren Gemeinden, sondern nur in einer, noch in einer 
und derselben Gemeinde zwei oder mehr Landstellen besitzen, wenn 
es in dieser noch Gemeindeglieder giebt, die kein Land erhalten 
haben, solches aber wünschen, und sonst keine unbesetzten Land- j 
stellen vorhanden sind. Der Besitz von Gemeindeland kann durch 
Privatvertrag weder dem Mitglied einer anderen Gemeinde, noch 
einem Bauern der Gemeinde, zu welcher die betreffende Landstelle 
gehört, übertragen, verschenkt oder überhaupt auf irgend eine Art E 
bei Lebzeiten oder auf den Todesfall vergeben werden. N 
c. Der Besitz von Gemeindeland ist lebenslänglich und mit 
Entrichtung der Steuern und Leistungen (an den Grundherrn) ver 
bunden. Wenn nach dem Tode eines solchen Grundbesitzers minder- 
Jährige Kinder nachbleiben oder ein erwachsener Sohn, der — wegen 
Mangels an frei gewordenen Landstellen — noch ee Landantheil 
erhalten konnte, so haben diese vor allen Anderen, die sich darum 
bewerben, das Vorzugsrecht auf die ah aae Landstelle. 
Diese Landstellen werden unentgeltlich den Bauern zuge- 
theilt, auch ohne dass von ihnen ein Pfand, eine Bürgschaft oder 
ein Handgeld für die pünktliche Entrichtung der Steuern und 
Leistungen verlangt wird. Dem Geist der Gemeindeinstituti n 
entsprechend hat jedes Gemeindeglied das Recht, jederzeit seinen 
Landantheil aufzugeben, sobald es nur die auf ihn entfallenden 
Steuern und Leistungen entrichtet hat. Der Bauer kann nach Ber 
lieben über sein bewegliches Vermögen und seine Gebäude verfüger y 
doch hat er keinerlei Recht auf Entschädigung für die, auf seinem 
Landantheil ausgeführten wirthschaftlichen Verben Yerlägee 
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Landantheil zu besitzen: in soleh einem Fall verbleilien ihm die 
Wohngebäude und das Gehöft. Endlich wird der Inhaber eines 
Landantheils desselben für verlustig erklärt, wenn er die Steuern 
und Leistungen nicht pünktlich entrichtet und sich alle anderen 
sen ihn angewandten Massnahmen als erfolglos oder nicht an- 
ndbar erweisen. 

Diese einzelnen Vorschläge — sagt Kawelin — bestehen fast 
usnahmslos in der Wirklichkeit und erhalten sich theils durch Sitte, 
eils sind sie in westeuropäische Gesetze übergegangen. Einzeln 
'enommen erinnern sie an die eine oder andere Form des Landbe- 
tzes, wie sie sich im römischen Recht und in den neueren Gesetz- 
ebungen ausgebildet haben; als Gesammtheit bilden aber diese 
ätze eine besondere bürgerliche Institution, die keiner 
‘on allen bis jetzt bekannten Institutionen und am aller- 
venigsten derjenigen des persönlichen Grundeigenthums 
nlich ist.) 

Dieser Vorschlag zur Lösung des Problems hat in der Literatur 
leider nicht die ihm gebührende Beachtung gefunden. Und doch 
iegen in diesem Vorschlage die wesentlichen Grundlagen, auf 
relchen allein in zweekentsprechender Weise die Frage der Ver- 
ilunpg des bäuerlichen Grundbesitzes erledigt werden kann. 

biBine vollständig zurückweisende Kritik erfährt das Project von 
Rasin?), einem Gegner des Gemeindebesitzes. Wie wenig er jedoch 

welin’s Gedanken in seinem Wesen erfasst hat, ergiebt sich u. A. 
on aus der Behauptung: „Ohne Umtheilungen und Gemenglage 
"Grundstücke existirt kein Gemeindebesitz mehr.“ Den Vorschlag 


Ri ) Auf das Nachdrücklichste betont er dabei, dass durch diese eine Insti- 
on des Gemeindebesitzes nicht die ganze sociale Frage gelöst wird. Durch 


a nieht die gesammte Bevölkerung grundbesitzlich gemacht werden kann. 
Bedeutung dieser Institution liegt einerseits darin, einen bedeutenden Theil 
er Bevölkerung grundbesitzlich zu erhalten und ihm die hiermit verbundene 


esitzer auf Sitte, Anschauungsweise ete. der „Landlosen“ einen bedeutenden 
B fluss üben und dadurch zur Erhaltung der gesellschaftlichen Ordnung — 
nüber den anarchischen Bestrebungen in grossem Mass beitragen wird. 
2) Pasunp: „Oömnnuoe yupassenie u OÖmunHoe 3emnernanbnie“ im Arenen, 
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theile des beschränkten Eigenthums mit allen Ungerechtigkeiten d 
Majorate vereinigen, ihn treffe das Schicksal aller vermittelnden 
Massnahmen: das Gesetz der Logik vom ausgeschlossenen Dritten 
lasse sich, wie auch hier ersichtlich, nie ungestraft verletzen. Er 
erblickt alles Heil im persönlichen Grundeigenthum, in der vol 
ständig freien Entwickelung, in der Harmonie der Functionen der 
Theile des gesellschaftlichen Organismus, die durch den Aufbau ge- E: 
künstelter Systeme nur gestört werde. Ohne auf alle Einzelheiten 
in seinem Artikel einzugehen, heben wir nur diejenigen wichtigeren 
Punkte hervor, welche — unserer Ansicht nach — Rasin mit Recht 
gegen Kawelin anführt, welche jedoch den wesentlichen Grundge- F 
danken Kawelin’s nicht treffen. So weist Rasin mit Recht auf die \ 
Unzuträglichkeiten hin, die sich aus der zahlungsfreien Uebergabe 
von Landstellen ergeben, zumal wenn nach Abtragung des an den 
Grundherrn zu entrichtenden Ablösungskapitals die Bauern nur die 
öffentlichen Lasten werden zu entrichten haben. Falls keine Erben 
vorhanden sind, — diesen gewährt Kawelin, wie bemerkt, ein Vor 
zugsrecht, was a Rasin übersieht, — warden sich alle „land- 
losen“ Gemeindeglieder um die Landstelle bewerben, die jetzt Fr 
nach erfolgter Ablösung — einen erheblichen Werth repräsentirt. 
Es wird sich hierdurch der Stoff zu ewigen Zerwürfnissen bilden, 
die Unzufriedenheit der „Landlosen* wird noch mehr gesteigert, 
als beim Bestehen von persönlichem Grundeigenthum. Ja die, wenn 
auch sehr unsichere Aussicht, endlich einmal doch eine Landstelle 
zu erhalten, wird die Thatkraft des landlosen Bauern ungemein 
lähmen. Es darf keine Landstelle geschenkt werden. — Wenn 
Rasin das Besitz- und Nutzungsrecht im Project Kawelin’s mit 
„lebenslänglicher Arrende“ characterisirt, so-kann dem nur the N 
weise zugestimmt werden. Rasin übersieht,. wie bemerkt, dass 
Kawelin den Erben ein Vorzugsrecht einräumt. Der Einwand bi 
also nur in _ a zu, wenn keine all verbell 5 Sue R 


hinzu. Die absolute Untheilbarkeit der biuerliehei Höfe, 
aan aus ; diesem ee ergiebt, MR nicht den een 


nisation an dieser Stelle A skizziren wir hier A er 
Standpunkt nur ganz kurz. Zu dem Project Kawelin’s, in welchem 
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wüi in Möglichkeit. a Lösung jenes wichtigen Problems erblicken, 
folgende Modificationen — auf die sich ergebenden Speecial- 
punkte gehen wir jetzt noch nicht ein — erforderlich: kein Vor- 
a erashit, sonden vollständiges Erbrecht soll an den Landstellen 
1 estehen, der nächste Erbe (d. i. dem die Landstelle zufällt) tritt 
a aber zu einem ermässigten Preise an und hat den übrigen 
Erben den betreffenden Werthitheil auszuzahlen. Der Besitzer hat 
s Recht mit gewissen Beschränkungen (Näherrecht der Verwandten, 
r Gemeinde) seine Landstelle zu verkaufen. Die durch unbeerb- 
ten Todesfall vakant gewordene Landstelle fällt an die Gemeinde, 
_ welehe dieselbe gegen volle Entschädigung ihres Werthes an ein 
Gemeindeglied vergiebt. Theilbarkeit einer Landstelle ist mit Ge- 
imigung der Gemeinde und obrigkeitlicher Bestätigung gestattet, 
uch kann die Gemeinde für solche Glieder, die keine Landstellen 
sitzen, Landstücke aus der gemeinen Mark ausscheiden, auf 
elchen diese sich ansiedeln können: auf diesem Wege wird eine 
Klasse ansässiger Feldarbeiter, Handwerker etc. geschaffen. Auch 
auf die nähere Begründung dieser Modificationen können wir an 
dieser Stelle nicht eingehen. — 

Wie bemerkt hat Kamelin’s Project in der Literatur die ihm 
sebührende Berücksichtigung nicht gefunden. Freilich unterschätzt 
Professor Kawelin selbst die hohe Bedeutung desselben. Nicht allein 
i ss er im Laufe der vielen Jahre jenen Gedanken leider nicht 
iter verfolgt hat, wozu die Gestaltung der Gemeindebesitzver- 
tnisse seit Aufhebung der Leibeigenschaft dringende Veranlassung 
t, sondern er hat auch in einer jüngst erschienenen Abhandlung 
er den Gemeindebesitz !) jenen Gedanken verdunkelt, ja selbst 
sein ursprüngliches Project in wesentlicher Beziehung fallen lassen. 
reilich erklärt er, jetzt dieselben Gesichtspunkte auseinandergesetzt 
d vertreten zu haben wie im Jahre 1859. Solches gilt jedoch 
" von seinem principiellen Standpunkt zum Gemeindebesitz über- 
upt, nicht aber von seinen speciellen Vorschlägen zur Lösung 


Air. 
b3 
% 





N) E. Kasenung: „O6mmnnoe Bıagbnie“* in der St. Petersburger Wochen- 
in Hentıa („Nedelä“ — Woche) 1876, Nr. 3-7; diese Abhandlung knüpft 
eine literärische Anzeige der jüngst über den Gembindahenitz erschienenen 
iften an (darunter auch meines in der „Baltischen Monatsschrift*, 1875, 
-Deppelheft, enthaltenen Artikels; „Zur Gesehichte des bäuerlichen Ge- 
debesitzes in Russland“). Zur Zeit liegt mir das bezeichnete Wochenblatt 
6 vor, die folgenden Seitenangaben beziehen sich auf den Separatabdruck 
Abhand)ung, den der hochgeehrte Herr Verfasser mir freundlichst zuge- 
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der Frage. ‚ash spricht er sich in gleicher Weise wie früher ı dahin. 
aus, dass dem Staat das Recht und die Pflicht zur gesetzlich u 
Organisation des Gemeindebesitzes zusteht. Mit vollem Recht b ” 
tont er, dass der Gemeindebesitz nicht allein in das Privatrecht 
gehört, sondern auch das öffentliche Recht berührt; nur nach der 
einen Seite hin trifft er den Vortheil der einzelnen Personen, EL 
der anderen aber ist er eng mit dem öffentlichen Interesse und 
der allgemeinen Wohlfahrt verknüpft.!) Zur Zeit befinde sich d 
Gemeindebesitz in grosser Gefahr: der Individualisirungstrieb, der 
sich in einer gewissen Entwickelungsepoche bei allen Völkern 
zeige und u. A. auch zum Uebergang zum persönlichen Grund- 
eigenthum geführt habe, mache sich jetzt im russischen Volke be- 
merkbar (die Theilungen der bäuerlichen Familien durch Aus 
scheiden der Kinder aus der Wirthschaftseinheit der Eltern ete.). 
Zur Begegnung der in diesem Streben liegenden Gefahr soll der 
Gemeindebesitz geschützt werden. In welcher Art die gesetzliche 
Organisation zu erfolgen habe, darüber spricht sich Kawelin nu 
in allgemeinen Umrissen aus. Er legt dar. dass der Gemeinde- 
besitz sich in nächster Zukunft in folgender Weise ausbilden werde: 
Ueberall, wo Gemeindebesitz besteht, wird er durch Gesetz ge- 
kräftigt, die weitere Zersplitterung desselben durch Uebergang ein- 
zelner Landantheile zum persönlichen Eigenthum wird aufhören. 
Verboten werden im Gebiete des Gemeindebesitzes sein: der Verkauf 
von Landtheilen und ihre Umwandlung in persönliches Eige gi 
thum. Den bäuerlichen Gemeinden wird die Möglichkeit‘ ge 
währt, die in den Grenzen des Gemeindelandes liegenden Land- 
stücke, die sich im persönlichen Eigenthum befinden , anzukaufen; 
auch wird den Gemeinden das Erbrecht an solchen Landstücken, 
die ohne Erbnehmer nachbleiben, zustehen. Allen ländlichen Ge 
meinden, in welchen das Land unter dem Recht des persönlichen 
Eigenthums steht, ist es vollständig frei gestellt, vom persönlichen 
zum Gemeindebesitz überzugehen. Zur Beseitigung von Missbräuchen 
und Ungerechtigkeiten in der Vertheilung der Landantheile,?) wird 


!) „O6mmnnoe Buaytnie“, pag. 56. hi 

?) Es finde hier die Bemerkung Platz, dass Umanz in seinem mehre Pi 
wähnten Artikel: Ceıseran o6ımmna B% Pocein in den Oreyecrgenusia Baunern 
1863, die Niedersetzung eines Raths — npuxoneriü coBbrs — wünscht, welche rn 
die Vorarbeiten zur Erzielung einer gleichmässigen Lendumteildos auszu 
führen und auf Grundlage derselben ein Project zu entwerfen hat, das sodan n 
der Gemeindeversammlung zur allendlichen Entscheidung uungielah werden sol 
l. c. Band 151, pag. 491—499. el a 
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'erletzten die Möglichkeit zur Klageführung gegen die Anord- 
"der Gemeinde gewährt. Die Entscheidung solcher Klagen 
einer Instanz zustehen, die mit den hierbei in Betracht kom- 
den Rechtsfragen, wie sie sich nach örtlicher Sitte ausgebildet 
haben, genau bekannt ist '). Diese Grundsätze entsprechen den im 
Jahre 1859 von Kawelin ausgesprochenen. Was jedoch die Bil- 
dung von in ihrer Grösse normirten Höfen mit Wahrung bestimmter 
hte der Gemeinde über das Gemeindeland anbetrifft, so sieht 
welin jetzt von seinem früheren Project ab. Freilich aus seiner 
riffsbestimmung des Gemeindebesitzes, in welcher er alle nicht 
‚dieser Grundbesitzform wesentlich verbundenen Momente aus- 
-idet, liesse sich noch schliessen, dass er auch jetzt noch von 
' Recht eines jeden Gemeindegliedes auf einen entsprechenden 
antheil absieht: er spricht hier nur von den Rechten der 
| “ (aomoxosnera),, also derjenigen Bauern, die einen 


ch für die Erhaltung des Rechts eines jeden Gemeindegenossen 
Land ein und stellt sich dadurch in einen Gegensatz zu seinem 
sn Antrag. Der Umstand, dass mit Zunahme der Bevölkerung, 
‚durch freien Austritt der Genossen aus der Markgenossenschaft 
ögert wird, das Gemeindeland dem steigenden Bedarf nicht 
ügen wird, hatte ihn zur Beschränkung der Nutzungsrechte des 
wachsenden Geschlechts veranlasst, jetzt hält er diesem Uebel- 
ande den auch von den anderen Anhängern des Gemeindebesitzes 
gebrachten Ausweg entgegen: nämlich die Aussiedelung des 
chüssigen Theiles der Bevölkerung. Er fügt noch hinzu, dass 
den von ihm dargelegten ökonomischen und socialen Be- 
ngen des Volkslebens, wie sie sich bei gesetzlicher Organi- 
on des Gemeindebesitzes gestalten werden, Ansiedelungen ord- 
ingsmässiger und wohlbedachter werden vorgenommen und durch- 
hrt werden als heute.?) Auf Kawelin’s Project haben wir noch 
ickzukommen, hier war es nur unsere Aufgabe, in gedrängter 
lürze auf die von Kawelin selbst vorgenommene Aenderung zu 
seinem Entwurf vom Jahre 1859 hinzuweisen. 

Steht Kawelin in jenem Project noch auf dem Boden der that- 
ächlichen grundbesitzrechtlichen Verhältnisse *), so haben wir zwei 


= Oömmmnoe Baagbnie, 1. c. pag. 57-—-60. 

1. e. pag. 11-12. 

1. ec. pag. 6l. 

%) Es sei noch kurz erwähnt, dass Ilymsesuup (Puschkewittch) in den 
u Köpvescraro Oömeersa ceasckaro xosahersa, 1857: „O KpectbAuckonG 
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andere Projecte zu registriren, welehe diesen Boden bereits verlassen 
haben und die Lösung des Problems nur in eiver fundamentalen 
Umgestaltung des bisherigen Grundbesitzrechts finden zu könn 
meinen. ih 
Das eine Project ist von der Redaction des „Russki Westnik41 
aufgestellt, einer Zeitschrift, die in zahlreichen Artikeln — unseren 
Lesern sind sie nicht unbekannt — energisch gegen den Gemeinde- 
besitz plaidirt hatte und schliesslich eine wesentliche Schwenkung 
machte, für die sie viel Hohn Seitens der Anhänger wie der Geg- 
ner as Gemeindebesitzes zu erdulden hatte. EN 
Das Project ist nun in kurzen Umrissen folgendes: Die Ein- 
leitung skizzirt die Theorie der Grundrente. Die Zeitschrift consta- 
tirt, dass die Anhänger des Gemeindebesitzes, die erst so entschieden 
für die Beibehaltung periodischer Umtheilungen eintraten, jetzt ber 
reit sind, von dieser Forderung abzulassen. Sie acceptirt diese 
Zugeständniss und wünscht auf der Basis, dass das den einzelner 
Wirthen zugetheilte Land ihnen bleibend belassen wird, den Ge 
meindebesitz also zu organisiren: Wird dem einzelnen Wirthen das 
Land bleibend zugetheilt, so erlangt der einzelne Wirth ein Eigen- 
thumsrecht an demselben; dieses soll ihm nicht ohne Entgelt z 
gestanden werden: vielmehr muss er für dieses Recht der Gemeinde 
eine Rente zahlen, deren Betrag in gewissen Zwischenräumen je 
nach dem Steigen des Bodenwerthes erhöht wird, wogegen ei 
jede zur Gemeinde gehörige Seele ein Recht auf einen Theil d 
Rente hat; die Gesammtsumme muss unter alle Glieder der Gemeinde 
getheilt werden, ub sie in der Gemeinde oder auswärts ansässig 
sind. Auf diesem Wege wird jedem Gemeindegliede sein Anreeht 
auf das Gemeindeland, wenn auch in einer neuen Form, gewah 
Statt der so schädlichen Umtheilung des Landes ‚finden jetzt nur. 
Nbeilwaban der Rente statk, Die Rente ist für alle ‚mil Land - 


allgemeinen Rentenkasse erhalten, als er für die Nutzung des Landes 
zur Kasse zahlt. Allmälig kann die Zahl der „landlosen® Ge- 
meindeglieder grösser werden, als die der mit Land dotirten; mit 


enoco6% 3emieBuaybnia“, für die Bildung erblicher Familienhöfe (cemeüusıe yUaTRı A } 
eintritt. Sein Vorschlag erinnert an die auf Seite 144—147 mitgetheilte, v om 
Domänenministerium eingeführte Institution. E 


') „Pyeeran cesseran oÖmmna“ im Pycexiü Bberuurz, 1858, Nr, 17, pag. 
185—235. es 
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meinen Entwickelung steigt aber auch der Werth des 


emeinde gegen die Erhöhung, im umgekehrten Fall für die 
ung der Rente sein. Zum Schutz der betreffenden Minorität 
n öffentliches Organ erforderlich, welches in streitigen Fällen 
Entscheidung trifft. Auch der Fall ist vorgesehen, dass der 
zelne seinen Landantheil einem nicht zur Gemeinde Gehörigen 
iebt: ein solcher erkauft sich das Recht der Nutzung, indem 
ın früheren Wirthen die Summe zahlt, welche das auf die Ver- 
rung des Landes verwandte Kapital repräsentirt. 


Diese Gestaltung des Gemeindebesitzes verhindert in weit 
er und vollkommnerer Art die Ausbildung eines Proletariats, 
‚der bestehende Gemeindebesitz. Die Anhänger des Gemeinde- 
es machen alle jetzigen Bauern und deren Nachkommen zu 
torischen Ackerbauern, ob diese hierzu Neigung haben oder 
ıt, da sie entweder Ackerbauern bleiben müssen, oder ihr Recht 
das Land, auch wenn sie sich an der Ablösung des Landes 
m Gutsherrn, vom Staat) betheiligt haben, ohne Entschädigung 
aufgeben. Der Stand der Ackerbauern würde unvermeidlich zu einer 
eweglichen, keinem Fortschritt zugänglichen, stumpfen und apa- 
ischen Kaste, und der russische Ackerbau wäre zu einer ewigen 
Jreifelderwirthschaft prädestinirt. Andererseits würden Diejenigen, 
jelche aus der Gemeinde ausscheiden, den Schutz vor dem Prole- 
at nicht mehr geniessen. Ganz anders gestaltet sich die Lage 
Dinge bei Umwandlung des üblichen Gemeindebesitzes in das 
jectirte Gemeindeeigenthum. Hier braucht der Einzelne nicht 
terbauer zu sein und behält doch sein Recht, — die Rente wird 
or dem Proletariat schützen. (Die Rente und das Recht des 
neindegliedes ist unveräusserlich und wird nur durch Abstam- 
ig von einem G&emeindeglied erworben). Die Rente soll dem 
Binzelnen nicht die Möglichkeit gewähren, ohne Arbeit zu lebeu, 
einen Theil seiner Bedürfnisse wird sie decken, doch wird sie 
" Wahrscheinlichkeit nach im Laufe der Zeiten enorm steigen. 
Zukunft kann diese Grundbesitzform eine grosse Bedeutung ge- 
innen, sie wird alle anderen Formen des Grundeigenthums über- 
igen und zur höchsten Einheit und zur vollkommensten Gestaltung 
socialen Beziehungen führen. Alle Schrecken des Communismus 
chwinden, das Eigenthumsrecht bleibt unberührt und erlangt 
1eue, höhere Macht. In der Masse des Volkes, in Millionen 
enschen entwickelt sich das Gefühl des Sichergestelltseins, das 
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der Millionen ist Eigenthümer und zwar nicht zum Nachtheil 
derer, nicht mit Ausschluss Anderer, sondern im Gegentheil 
starker Vereinigung mit Anderen. Bine ganze Welt lebendiger Be. b 
ziehungen bildet sich von selbst in solch einem Centrum. Bei Zunkhind 
der Bevölkerung werden die Gemeinden Kolonien in unserem weit, 
ausgedehnten Lande gründen, was durch den Bodenkredit erleichtert 
wird, der sich hierbei in höchstem Masse entwickeln und dadurch 
den Erwerb von Grundeigsenthum noch mehr erleichtern wird. Un- 
geachtet der grössten Entfernung werden die Kolonien mit den. 
Muttergemeinden mit den lebendigsten Banden verbunden se Y 
welche Bande wiederum als neue Bürgschaft der Einheit und Fes- 
tigkeit des russischen Staatswesens dienen werden. — Wenn dies 
Form von Grundeigenthum auch die höchste ist, so soll sie nich 
die andere Form ausschliessen, persönliches Eigen tin an Grund 
und Boden soll daneben bestehen. Das Gemeindeeigenthum gewii 
nur, wenn daneben Stammgüter und auch freie persönliche Land- 
güter, deren Eigenthümer den mittleren oder städtischen Klassen 
der Gesellschaft entsprechen, sich befinden. Neben einander be- 
stehend werden diese Formen des Grundeigenthums Vo aun 
einander wirken, indem sie gegenseitig alles das neutralisiren, was 
in ihnen eine fälsolie und schädliche Richtung einnehmen kon 7% 
Auch zu diesem Project sei uns eine kurze Bemerkung gestaft t 
Es lässt sich füglich nicht in Abrede stellen, dass es einer Forde- B) 
rung der Gerechtigkeit entspricht, die Giurehenie‘ d. i. den Ueber- 
schuss der Einnahmen über die gesammten Produstiönskbiie nicht 
dem Grundbesitzer zufallen zu lassen, sondern der Gesamn 
vorzubehalten. Dieser Ueberschuss ehe sich aus, vom Grundbe- 
sitzer ganz unabhängigen Ursachen: er steigt mit der Zunahme der 
Bevölkerung, ihrer Bedürfnisse und der Preise der Bodenproducte. 
Doch von diesem allgemeinen Gesichtspunkte aus fasst der „Russki 
Westnik“ sein Project nicht auf. Neben dem Gerneindeeizeii 
soll persönliches Grundeigenthum bestehen bleiben: dieser Qlasse 
der Bevölkerung soll der volle Ertrag auch der steigenden Grund- 
rente unberührt belassen bleiben; die bäuerliche Bevölkerung aber, 
soweit sie auf Gemeindeland sitz, soll sich nicht des vollen 
Genusses jenes Ueberschusses erfreuen, sondern einen Theil desselben 
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') Eingehende Widerlegungen dieses Projects bieten u. A. Koschele 
„Pyecran cesseran oÖömmna“ im Cesseroe Baaroyerpoücrgo, 1858, Nr. 11 ‚und 


Tupizyn (H. Tyunueınv), „Hosaa pyeeran oÖmuna“ im Arenen, 1858, Nr. 4, 4 
und 42. bi 
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‚Gemeindeglieder,. die keinen Landantheil haben empfangen 
1, abtreten. Und doch ist es gerade die bäuerliche Bevölke- 
‚deren Indolenz zu beseitigen, deren Arbeitsamkeit und Spar- 
zu heben man sich bemüht! Ihr die Aussicht auf die steigende 
ndrente 'schmälern, würde ihren Fleiss nicht anspornen , son- 
ı lähmen. 

Eine erhebliche Grösse würde die Rente erst; nach erfolgter 
sung des den Gutsbesitzern _ gehörigen Landes gewinnen, 
nicht eine ganz ausserordentliche Werthsteigerung des Bo- 
s inzwischen eintritt. Auch würde der Antheil an der Grund- 
die Gemeindeglieder, denen keine Landstelle zugefallen 
nicht soeial-ökonomisch sicherstellen, dabei aber alle Nach- 
‚aufweisen, die mit ähnlichen Geschenken und irrationellen 
nosenvertheilungen verwoben sind. ') — Sodann würde unter. 
ärmeren Leuten, die sich nicht des Glücks erfreuen, von Mit- 
ern solcher, ländlichen Gemeinden abzustammen , der Neid 
diese Bevorzugten stetig genährt und immer wieder ange- 
‚werden: wenn Jene ohne irgend welches eigene Zuthun einen 
g aus der Rente empfangen, wesshalb haben nicht auch wir 
cht auf die Grundrente, zu deren Steigerung Jene nicht mehr 
tragen haben als wir? — Endlich wären noch die sehr er- 
‚lichen Schwierigkeiten, die sich der Durchführung dieses Projects 
genstellen, in Betracht zu ziehen. 

Das zweite Project verdankt seinen Ursprung J. Ssawitsch.?) 
Der Verfasser entwirft dasselbe in so allgemeinen, nicht ganz präeis 
h Itenen Umrissen, dass wir, wie wir. es eingestehen müssen, 
n nicht sicher sind, ob wir mit der erforderlichen Correetheit 
Gedankengang des Autors wiedergeben. Er will die Frage 
Gemeindebesitzes durch die Association der Arbeit gelöst wissen. 

er Bauer erhält nur ein so grosses Landstück „ dass seine Exi- 
sichergestellt ist, daneben verfügt aber die Gemeinde über 
nicht grosse Be neenall (He60AbIUyIO OÖINECTBEHHYIO 
uxy), die gemeinsam von den Gliedern der Gesellschaft be- 
wird. Der Ertrag fliesst in eine besondere Kasse. Der Bauer 
ein Recht zum Verkauf seiner Landstelle; will er sie nicht 


‚Auf dieses Moment weisen sowol Koschelew als Tupizyn hin. Letz- 
rückt sich in folgender drastischen Weise aus (im ersten Artikel, Nr. 40, 
„Diese geschenkte Rente ist einfach eine Prämie auf Faulheit, die 
einde — eine Gesellschaft zur Versicherung gegen Arbeit.“ 

cH, Casayp: „H&cko1bx0 MoIctei 006 OÖMUHHONB BlaybHin 3emuero* 
ei h, 1857, Nr. 50, pag. 438—445. 
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behalten, so übergiebt er sie der Gemeinde, die ihm durch Theil- 
zahlungen im Laufe von zehn Jahren den Werth des Grundstü) 
vollständig entschädigt. Auch diese Grundstücke werden mit ge- 
meinsamen Kräften bearbeitet, der Ertrag kommt — nach Ab- 
tragung der Schuld an den früheren Inhaber — auch jener Kasse 
zu Gute. Die einzelnen Landstellen sind untheilbar und gehen auf 
einen Erben über, die andern Söhne etc. sind freie Arbeiter, 
können Feldarbeiter bleiben oder in andere Berufe übergehen, oder 
endlich es kauft ein Solcher ein normales Landquantum (so viel 
als die Landstelle eines Bauern in der Gemeinde ist) vom benach- 
barten Gutsherrn und tritt mit demselben in den Associationsver- 
band der Gemeinde ein. Sind keine Söhne (als Erben) vorhanden, 
so fällt die Landstelle nach dem Tode des Inhabers und der Ver- 
heirathung der Töchter an die Gemeinwirthschaft, die also aud h 
hierdurch eine Vergrösserung erfährt. Das in der erwähnten Kasse 
angesammelte Kapital bleibt unantastbar und darf nur zur Lind 
rung allgemeiner Unglücksfälle angegriffen werden. Bei ein 
solchen Organisation wird sich bald eine gemeinsame Wirthschafts- 
führung ausbilden, besonders wenn das in gemeinsamer Wirthschaft 
befindliche Land, welches allmälig gross werden wird, und das 
angesammelte pie in das unmittelbare Eigenthum der neuen 
Gemeinde (nach vollständiger Tilgung der für das Land zu ent- 
richtenden Zahlung, die die erste Aufgabe der Kasse ist) gelangen. 
Der Verfasser giebt sich nun der Hoffnung hin, dass — zumal bei 
zunehmender Volksbildung, die zu befördern ist — der Bauer, bald 
en Vortheil gemeinsamen Betriebes erkennend, seine Landstelle 
der Gemeinde übergeben und jetzt einen weit grösseren Ertrag 
erzielen wird, als bei der früheren Art seiner Wirthschaft. : 


















Wenn wir den Gedanken des Verfassers richtig wiedergegeben 
haben -- Einzelheiten sind uns leider unverständlich geblieben — 
so sind gegen dieses Project alle die Bedenken zu erheben, die 
häufig und nach so manchen missglückten Versuchen gegen gem 
same Wirthschaftsführung Seitens einer grösseren Anzahl von 
sonen geltend gemacht sind. Der bei der Produktion so bedeu- 
tungsvolle Factor des directen persönlichen Interesses liesse sich 
nur bei einer so hohen Entwickelung der geistig-sittlichen Bildung, 
des Gefühls der Gemeinsamkeit durchführen, wie sie heute auf 
der Welt nicht zu finden ist. Be 
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Nur in Zeiten besonderer geistig-sittlicher, zumal religiöser" Br 
hebung haben sich solche Wirthschaftsinstitutionen erhalten könn en, 
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uch nur so lange, als der Geist gemeinsamer Liebe, der sie 
haffen, in den Theilnehmern lebendig blieb. 

6. Wenn wir schliesslich noch auf A. v. Haxthausen!) ein- 
‚ der zuerst auf die Bedeutung des russischen Gemeindebe- 
bs hingewiesen hat, so mögen die Leser nicht eine ausführliche 
lyse seines vielfach gekünstelten Systems über Staatenbildung, 
lung des Staates zur Kirche, über den christlich-sittlichen Ge- 
am etc, etc. erwarten, wie sehr auch sein ganzes social - politi- 
s Glaubensbekentniss mit diesem System im Allgemeinen und 
Stellung des Gemeindebesitzes im Bosonderen, wie er ihn auf- 
‚ zusammenhängt. Wir begnügen uns mit einem kurzen Hin- 
eis auf die Punkte, in welchen Haxthausen’s Auffassung von der 
r russischen Anhänger des Gemeindebesitzes abweicht, und welche 
er Literatur nicht die genügende Berücksichtigung gefunden 
haben. 

' Mit wie viel Vorliebe die Vertreter der nationalen Grundbesitz- 
‚sich auch auf den „berühmten deutschen Gelehrten“, „den ge- 
Kenner agrarischer Verhältnisse“ berufen:?) gewisse, in Haxt- 
en’s Auffassung wesentliche Momente werden von ihnen ent- 
der übergangen, oder auf ein so geringes Mass zurückgeführt, 
; seine Darlegung dieser grundbesitzlichen Institution uns wesent- 
lich erschüttert erscheint. 

' Dass nach der Rechtsanschauung des Volkes von jeher die 
Veberzeugung geherrscht habe, das ganze Land gehöre nach Gottes 


NA. v. Haxthausen: „Studien über die inneren Zustände, das Volksleben 
die ländlichen Einrichtungen Russlands“, in drei Bänden, 1847—1852. (Auch 
tänzösischer Sprache erschienen). Derselbe: „Die ländliche Verfassung 
lands, ihre Entwickelung und ihre Feststellung in der Gesetzgebung von 
‘, Leipzig 1866. Als Anhang zum letzteren Werk giebt der Verfasser noch 
kurze Abhandlung über den Gemeindebesitz in deutscher Sprache, die im 
lick auf die bevorstehende Aufhebung der Leibeigenschäft schon früher 
3) in französischer Sprache erschienen war. 

2) Von den Anhängern des Gemeindebesitzes wird bei jeder sich darbie- 
en Gelegenheit das Verdienst Haxthausens anerkannt, zuerst die grosse Be- 
ung dieser Institution erkannt zu haben. So sagt z. B. A. Koschelew: O6- 
HHOE moseme.usHoe Baanbnie im Ceuscroe Baaroycerpoäcteo, 1858 Nr. 8, pag. 
1—108: Vor zwanzig Jahren war diese ursprüngliche Erscheinung des rus- 
ien Lebens (sel. der Gemeindebesitz) in der Literatur unbekannt. Die ersten 
kel über diesen Gegenstand wurden mit vollem Unglauben, ja mit Spott und 
achtung aufgenommen. „Zum Glück“ veranlasste ein Deutscher, v. Haxt- 
en, unsere ‘Gelehrte ernsthaft eine Sache zu behandeln, welcher sie früher 
aum-Scherz Erwähnung thaten. — Die wichtigeren Stellen aus Haxthausens 
werden ansführlich reprodueirt, ganze Abschnitte wörtlich wiedergegeben ete. 
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Fügung dem Volk der Russen, der Zar (Grossfürst), wie der Re 
in jeder organischen Familie, habe das Recht der Vertheilung 
Grund und Bodens gehabt, ein jeder Russe habe ein Recht auf d 
Nutzung eines gleichen Landantheils besessen, die russische Gemeind 
deren Gemeinderecht die Familie zur Basis habe, fingire noch jetzt. 
eine Familie zu sein und zu bilden, alle diese Behauptungen wider- 
sprechen der russischen Geschichte durchaus, sind nur Fiktionen, 
die aber Haxthausen für seine Theorie ed ’ erh 

Einem Manne von solcher Verstandesschärfe und solchen Kenn 
nissen, wie Haxthausen (ungeachtet der vielen Schrullen und vom 
eingenommenen Lieblingsideen) sie besitzt, konnte es nicht ent- 
gehen, dass nur beim Eintreffen gewisser Voraussetzungen der üb- 
liche Gemeindebesitz sich überhaupt erhalten kann, die Gefahren 
und Uebelstände, die diese Grundbesitzform in sich birgt und die 
eventuell hervorbrechen können, beseitigt werden. össafe, 

Die erste wesentliche Voraussetzung ist die, dass im Volke ein 
sehr entwickeltes Familien- und Gemeindebewusstsein)) 
herrscht. Die Bedeutung dieses Faktors erkennt :Haxthausen in 
ihrer vollen Tragweite. Nur bei regem und tief eingewurzelt 
Familien- und Gemeindebewusstsein, nur beim Wirthschafts 
trieb in grossen Familien und bei Identificirung der eigen 
Interessen mit denen der Gemeinde, und. damit zusammenhän- 
gend bei einer grossen Autorität der Gemeinde können die 
drohenden Missstände socialer wie ökonomischer Natur paralysirt 
werden. Mit ganz besonderer Aufmerksamkeit beobachtet er diese 
Seite des Gemeindebesitzes, jedes Anzeichen, das nur irgend 
wie darauf hindeutet, sammelt er emsig. Der wichtigste Faktor'in 
seiner Beweisführung ist die sich ihm auf seiner Reise überall 
darbietende Erscheinung, dass die bäuerlichen Höfe von grosse n, 
ungetheilten Familien besetzt waren: nach dem Tode des Familien- 
haupts bleibt die Familie zusammen, an die Spitze tritt der. Aelteste, 
entweder der Bruder des Verkanann. wenn ein solcher vorhanden 
ist, oder der älteste Sohn, der mit derselben patriarchalischen Ge- 
Wal und Autorität über die anderen Familienglieder herrscht, wie 
der natürliche Vater. Wer durch Todesfälle in seiner Familie 
allein bleibt, tritt gerne in eine bestehende grössere Gemeinsch ft 
ein und respectirt das frei erwählte Familienhaupt in demselben 


3 it 

') „Studien ete.“, Band I, pag. 109, 128, 131, 154—156, Band II, ag. M 
122125, 129, 130, 145, 150, 198—199, 204 u. a. a. St. — „Ländliche. Verfas 
sung ete.“, pag. 6 u. a. a. St. ba > 
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"wie er es von jeher gewohnt war.!) Der Russe wünscht 
‘Autorität zu stehen und fühlt sich nur unter einer solchen 
. So‘steht ihm‘ der Schluss fest, dass Familienbewusstsein, 
'Zusammengehörigkeit der Familie im russischen Volke sich 
‚stärker als sonst bei irgend einem Volke der Welt ausgeprägt 
hat, ja aus jener Thatsache des Zusammenlebens in grossen Familien 
und des regen Gemeindebewusstseins schliesst er — ‘ohne auch nur 
den Versuch eines historischen Nachweises zu unternehmen — ganz 
ah pe Weiteres, dass die russische Markgemeinde aus der Familie 
‚sieh gebildet habe, nur eine erweiterte Fsmilie sei. 

Die russische Anhänger des Gemeindebesitzes haben sich durch 
ne Thatsache nicht irreführen lassen: sie wussten, dass das Zu- 
imenleben in grossen Familien durchaus kein Charakterzug des 
sischen Volkes ist, dass vielmehr in den früheren Jahrhunderten 
Bauern überall in kleinen Familien gewohnt und gewirthschaftet 
aben, Auch hat jene Annahme Haxthausen’s sich nach den 
neueren Erfahrungen als vollständig hinfällig erwiesen. Das Bei- 
imenbleiben in grossen Familien war so wenig in das Rechts- 
yusstsein des russischen Bauern übergegangen, dass es nur der 
iheit eines Decenniums bedurfte, um die ganze Physiognomie 
des bäuerlichen Lebens umzugestalten. Seitdem mit der Aufhebung 
der Leibeigenschaft und der Selbständigkeitserklärung der Gemeinden 
diese das Recht der freien Verfügung über das Gemeindeland und 
der Ordnung ihrer Angelegenheiten erlangt haben, finden im grössten 
stabe Familientheilungen statt. Der Bericht der am 26. Mai 
2 Allerhöchst niedergesetzten Cemmission (unter dem Vorsitz 
' Domänenministers Walujew) zur Erforschung der Lage der 
dwirthschaft und der landwirthschaftlichen Produktion?) enthält 
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)S. z. B. „Studien“ Bd. I, pag. 109: „Der Russe kann nicht ohne festes 
ilienband leben, hat er keines, so fingirt er eines! Hat er keinen leiblichen 
s0 sucht und wählt er sich einen und hat für diesen dieselbe Ehrfurcht 
Liebe als für einen leiblichen“. Band III, pag. 150: „Bei den Russen exi- 
kein National- und Familienband ohne Centrum, ohne Einheit, ohne Haupt, 
' Vater, ohne Herrn, das ist ihm zur Existenz, zum Leben durchaus noth- 
dig, unentbehrlich. Der Russe schafft sich den Vater, wenn von Gott ihm 
natürliche genommen! Selbst die freie Gemeinde wählt sich den Alten 
(Starosta) und gehorcht ihm unbedingt, er ist nicht ihr Delegirter, sondern ihr 
Vater mit voller und natürlicher Autorität“. Siehe auch Band III, pag. 130, 
1 15—149 u.a. St. 

2) „Kornags Boreoyanie yupexgeunoä Komunein gaa m3cabXOBaAHIiA HbIHBIIHATO 
MeHin Ceibckaro xO3AÜcTBa M Ceibckofi IPOn3BOAUTeabHOCTH BR Pocein“, 1873 
Bänden, Bd. II, Abtheilung I, pag. 253—256. 
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aus allen Gegenden des Reichs, in welchen bäuerlicher Gemeinde- 
besitz besteht, Aussagen und Daten, die allseitig von Anhängern. 
wie von Gegnern des Gemeindebesitzes als Thatsache bestätigt 
werden, dass, seitdem die Gemeinden die Selbständigkeit erlangt, 
überall die Familien sich getheilt haben, dass die Söhne mit der 
Heirath den väterlichen Hof verlassen und sich selbständig nieder- 
lassen, oder, wenn auch im väterlichen Hof verbleibend, doch eine 
eigene selbständige Wirthschaft führen und einen gesonderten Land- 
antheil sich zuweisen lassen. Auf diese Erscheinung haben wir an 
anderer Stelle bereits hingewiesen.!) Nicht reges Familienbewusst- 
sein hatte die ländliche Bevölkerung in grossen Familien zusammen- 
gehalten, sondern äussere Umstände hatten es zu Wege gebracht. 
Im wohlverstandenen eigenen Interesse und in dem der Bauern 
hätten die Gutsherren und der Staat eine zu weit gehende Zer- \ 
splitterung der bäuerlichen Wirthschaft verhindert. Schon aus der 


“ 


zweiten Hälfte des vergangenen Jahrhunderts datiren Verordnungen, 
die verbieten, dass kleine Familien sich durch Theilung noch mehr 
zersplittern: zu einer Wirthschaftseinheit sollen mindestens drei 
Arbeiter (von 15 bis 60 Jahren) gehören. Dass auf den Privat- 
gütern nur die Macht der Gutsherren zu weit gehende Familien- 
theilungen verhindert hatte, ist vielfach constatirt worden. — Sowie 
nun der äussere Zwang aufhörte, zerfiel die Einheit der grossen 
Familien.) In dieser Richtung hin hat sich also der Associations- 
trieb der Russen, der Haxthausen so sehr imponirt hat, der dem 
morschen Westeuropa die grosse neue Wahrheit verkünden soll, 
durchaus nicht als lebendiger und kräftiger Factor erwiesen, 

Wie diese eine Voraussetzung Haxthausen’s sich als eine voll- 
ständig irrige herausgestellt hat, so hat auch eine zweite Voraus 
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setzung, die in ökonomischer Beziehung von einer wenig geringeren 
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Bedeutung ist, dasselbe Schicksal erreicht. Dass periodische 













Er registrirt daher mit besonderer Vorliebe die Versicherungen, 
= . . Yo 
dass Umtheilungen, wenn auch an verschiedenen Orten verschieden, 
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doch nur selten vorkommen. Ja er hält es für einen Druck, der 


!) Siehe oben, Seite 97—98. 
?) Siehe oben, Seite 98. 
®) „Studien“, Bd. III, pag. 152. 
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»n Domänenbauern ruht, dass sie nach jeder Revision um- 
n müssen. ) ‘Er wünscht in dieser Beziehung der Ge- 
e die volle Freiheit gewahrt. „Man lasse nur“, ruft er aus, 
'russischen Bauern gewähren, man zwinge (??) sie nicht ein- 
im Revionsjahre zur „schwarzen“ Theilung! Sie wissen selbst 
jesten, was ihnen frommt, sie haben schon von selbst nützliche 
ifieationen des Princips eintreten lassen und werden ferner die 
igen finden. Wenn man irgendwo vor zu vielem unnöthigen 
sgieren warnen möchte, so wäre es wohl hier.* ') — Dass die 
schen Anhänger des Gemeindebesitzes sich in dieser Frage 
it reservirter aussprechen, haben wir bereits gesehen. Jene 
ige, dass die Domänenbauern im Revisionsjahre das Land um- 
eilen müssen, beruht auf einem Missverständniss: diese Mass- 
me war getroffen, nicht um die Gemeinden zu Umtheilungen 
‚wingen, sondern um sie an zu häufigen Umtheilungen zu ver- 
ern. Dass nur gutsherrlieher und staatlicher Zwang die Ge- 
nden von häufigen Landumtheilungen abgehalten hat, ergiebt 
us den jetzt vielfach häufiger, als früher vorkommenden Um- 
ungen. Der soeben erwähnte Bericht der Commission vom 
26. Mai 1872 bietet genügende Nachweise auch hierfür.) 

Die Stellung Haxthausen’s zur Frage der Familientheilungen 
und zu der der Landumtheilungen erscheint uns um so auffallen- 
als ihm die, auch von uns mitgetheilten Massnahmen des 
änenministeriums zur Aussiedelung und Neuansiedelung von 
wern im Anfang der vierziger Jahre durchaus nicht unbekannt 
blieben sind. Wie unsere Leser wissen,?) war der Zweck jener 
snahmen die Verhinderung der Zersplitterung des Bodens durch 
milientheilungen und der periodischen Umtheilungen , die sich 
für den landwirthschaftlichen Betrieb schädlich erwiesen hatten, 
alb sind untheilbare „Familienhöfe* gegründet worden. Haxt- 
en übersieht dieses vollständig: er erkennt in diesen Aussiede- 
en keine andersgearteten, als sie in früheren Zeiten häufig vor- 
mmen wurden. Nur beiläufig erwähnt er: „Um Versuche über 
Anwendbarkeit und Zweckmässigkeit des Pachtsystems zu 
‚„ sollen in diesen neuen Colonien einzelnen Familien, die 
vünschen , besondere Grundstücke gegen ständige Pacht über- 


1) „Studien ete.“, Band I, pag. 134. 

2) Morsapp Kommncein, Band II, Abtheilung I, pag. 161—200 u. a. a. St. 
 °) Siehe oben, Seite 145—147. 
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wiesen werden.“ ') Dieses ist Alles, was er über die Bildung der 
Familienhöfe, ihre Veranlassung und ihren Zweck zu sagen weiss. 

Bei all seinem energischen Eintreten für die nationale Grund- 
besitzform erkennt Haxthausen die Schwierigkeit, ja die Unmög- { 
lichkeit von Fortschritten in der Landwirthschaft beim Gemeinde- 
besitz. Er selbst erhebt diesen Einwand und sucht ihn mit dem 
Bemerken zu widerlegen, Russland bedürfe noch keiner Verbesse- 
rungen in der Ackerwirthschaft, es decke nicht allein seinen Bedarf 
an Getreide etc., sondern führe ja noch bedeutende Massen „über- 
flüssigen“ Betreiber aus. Doch ihm selbst genügt diese Widerlegung 
nicht, er meint, „der politische Vortheil der Institution überwiegt 
dieses Alles ee die Nachtheile) so weit, dass man sie nie gegen 
einander in die Waagschale legen dürfte.* Auch hiermit giebt er 
sich nicht zufrieden; er hofft, dass die nachtheiligen Folgen auf- 
gehoben oder modifieirt werden könnten, ohne das Prineip der 
Landzutheilung an einen Jeden zu zerstören: „vielleicht eben da- 
durch, dass man den ursprünglichen Zustand, namentlich bei kleinen 
Gemeinden oder Abtheilungen grösserer, wiederherzustellen suchte, 
nämlich durch Aufhebung der Landtheilungen und Wiederher- 
stellung des gemeinsamen Ackerbaues. Ich halte dieses bei einem 
Volke möglich, das so gewöhnt ist, der Autorität zu folgen. Dass ; 
bei einen solchen gemeinsamen Ackerbau derselbe viel besser und 
rationeller betrieben werden könnte, und dass Niemand dabei lädirt 
würde, wenn statt der Theilung des Landes eine Theilung der 
Ernte Kauf dem Felde einträte, scheint mir nicht zweifelhaft.“2) 
Also verzweifelt auch er an ac Werth des gepriesenen Prineips der 
Landzutheilung an einen Jeden und tritt für die Wiedereinführung 
des angeblich „ursprünglichen“ Zustandes der gemeinsamen Boden- 
bestellung und der Theilung der Ernte ein. . Wir besitzen durchaus 
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allgemein bestanden hat. Und wenn er auch hier und da existirt- 
hat, welche Ursachen haben seinen Verfall zu Wege gebracht? 
Seinen Lieblingsvorwurf, die „modernen Zeitideen“, wird Haxthausen 


doch nicht auch in dieser Frage im Auge gehabt Ira Vielmehr. 


das wie bei andern Völkern auch im russischen Bauern Be 
jenen Prozess hervorgerufen. Die Construirung eines gemeinsamen 


') „Studien“, Bd. III, pag. 487. a 
?) „Studien ete.“, Bad III, pag. 152, „Ländliche Verfassung ete.“, pag. a. 































mten Wirthschaftssystei — selbst mit den strengsten Massnahmen 
ırchführbar. 


Br 
. Der Gemeindebesitz in den Vorberathungen zur Auf- 
hebung der Leibeigenschaft. 


1. In den Vorberathungen zum Gesetz über die Aufhebung der 
beigenschaft in Russland wird die Frage des bäuerlichen 
meindebesitzes von der Staatsregierung zum ersten Male vom 
allgemeinen Gesichtspuncte aus zum Gegenstand eingehender Er- 
ung gemacht. Die Behandlung der Frage hat um so mehr An- 
ch auf specielle Beachtung, als dem grundbesitzlichen Adel des 
ichs, bei welchem vermöge seiner Stellung zu dem Bauernstande 
aue Kenntniss von dem Gemeindebesitz, seinen Vorzügen und 
mit ihm verbundenen Gefahren vorauszusetzen war, Gelegen- 
geboten wurde, seine Ansicht auch über diese Frage zu 
'erlautbaren. 
"Zur Erleichterung des Verständnisses des Nachfolgenden diene 
eine kurze Recapitulation des Ganges der Vorarbeiten zu jenem 
grossen Reformwerk '). 

a) 
le fi 
ud) Als. Quelle für dieses Kapitel steht mir das nach offieiellen Quellen von 
exander Skrebizki herausgegebene, umfangreiche Werk zu Gebote: „Kpeers- 
AHCKOE A510 BB lapcTBoBanHie Umneparopa Auercanıpa II, Marepiaısı gıa neropin 
(BODOMJEHIA KPecTbAun: T'yÖepnckie KOMUTETEI, UX’B AeuUyTaTkı U PeAakliOHHBIA 
Hceim Bb EPEeCTbAHCKOMT Ab1b, NO O®OHNIAABHEIMB UCTOYHHKRAMDB COCTABHIB 
eannpp Crpeönuriü“ (Die bäuerliche Angelegenheit zur Zeit der Regierung 
5 Kaisers Alexander II., Materialien zur Geschichte der Befreiung der Bauern: 
Gouvernementscomites, ihre Deputirte und die Redactionscommissionen in 
bäuerlichen Frage, nach officiellen Quellen von A. Skrebizki), gedruckt bei 
rüger in Bonn 1862—1868 in vier Bänden (der II. Band zerfällt in zwei 
e). Wie aus dem Titel ersichtlich, ist das Werk nicht vollendet: es be- 
elt nur den ersten und wichtigsten Theil der Geschichte des Emaneipations- 
setzes. Es fehlt der Bericht über die Arbeiten des sog. Haupteomite’s, dem 
Approbation des Reichsraths die allendliche Entscheidung über das Gesetz 
nd Diese Lücke ist insoweit (im Vergleich zu dem in jenem Werke Ge- 
en) verhältnissmässig von keinem grossen Belang, als die Beschlüsse des 
teomite’s im Gesetz vom 19. Febr.’ 1861 manifestirt sind, mithin aus dem 
leich dieses Gesetzes mit den Vorschlägen der Redactionscommissionen, 
Skrebizki übrigens selbst in seinem Werke anstellt, die Aenderungen zu 
hen sind, die das Hauptkomite vorgenommen hat. — Das umfangreiche Ma- 
zu Ken Werke verdankt der Verfasser dem Freiherrn A. v. Haxthausen» 
Ersterer deutsche Auszüge aus dem Material geliefert hat, aus welchem zum 
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Die erste öffentliche, officielle Aeusserung, welche die Auf- 
hebung der Leibeigenschaft der gutsherrlichen Bauern in Ru 
land anbahnte, ist das berühmte Rescript Sr. Maj. des 
Kaisers Alexander II. vom 20. November 1857 an den General- 
gouverneur der Gouvernements Wilna, Grodno und Kowno, General- 
adjutanten Nasimow. Der Adel dieser Gouvernements, in beson- 
deren Comite’s mit der Reform der bestehenden Inventarbücher, 
welche die bäuerlichen Leistungen an den Gutsherrn. normirten, be.‘ 
schäftigt, und gewissen Winken der Staatsregierung Folge Leinen 
hatte sich durch den genannten Generalgouverneur mit dem Gesuch 
an den Kaiser gewandt, zur Verbesserung der Lage der Bauern die 
Leibeigenschaft — unter Wahrung der unverletzlichen Rechte der 
Gutsbesitzer auf das Land — aufzuheben. 

Diesem Gesuche willfahrend bestimmt das Allerhöchste Reseript 
die Niedersetzung je eines Vorberathungscomite’s (npiyroToBnTem- 
HbIÄ KONNTETB) in den genannten Gouvernements und eine allge- 
meine Commission (oÖmaa komnuuccin) in Wilna; jedes Gouverne- 
mentscomit& soll unter Vorsitz des Gouvernementsadelsmarschalls 
aus je einem, aus jedem Kreise vom Adel zu wählenden Gutsbesitzer 4 
und aus zwei vom Gouvernementschef zu ernennenden, erfahrenen 
Gütsbesitzern bestehen, die allgemeine Kommission a aus s 
zwei, von jedem Gouvernementscomild aus seiner Mitte zu erwäh- Y 
a Mitgliedern, je einem vom Generalgouverneur zu ernennend 
erfahrenen Gutsbesitzer und aus einem Beamten des Ministeriums 
des Innern. Zum Präses designirt der Generalgouverneur ein zum 
örtlichen Adel gehörendes Mitglied der Kommission. Die Aufgabe 
der Gouvernementscomite’s besteht darin, ein speecialisirtes Proje 
zur Organisation und zur Verbesserung der Lage der Bauern m 
Berücksichtigung der im Kaiserlichen Rescript angegebenen Grun 
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grössten Theil das letzte Werk Haxthausen’s: „Die ländliche Verfassung Rus K; 
lands, ihre Entwickelung und ihre Feststellung in der Gesetzgebung von 1861%, 
Leipzig 1866, ‚hervorgegangen ist. Mit Recht muss das Werk ‚Skrebiakis wei, 


Be geht in seiner genannten Schrift auf die speciellen Verhandlunge ee 


der einzelnen Fragen nur kurz ein. Es erschien mir ‚daher geboten, dieselben, & # 


zulegen. 
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ätze, die mit den localen Eigenthümlichkeiten in Einklang zu 
en sind, auszuarbeiten. Die Elaborate der Comite’s sind an 
allgemeine Commission zu senden, die ihrerseits nach Durch- 
und Beprüfung derselben ein allgemeines Project für alle drei 
ernements mit den für die einzelnen Gouvernements erforder- 
lichen Specialregeln aufzustellen hat. Dieses Project soll endlich, 
mit. dem Gutachten des Generalgouverneurs versehen, durch den 
Minister des Innern Sr. Majestät vorgelegt werden. — Ein Schreiben 
des Ministers des Innern Lanskoi an den Generalgouverneur Nasi- 
mow vom 21. November erläutert das Allerhöchste Rescript. 

Am 24. November setzt der genannte. Minister durch ein Cir- 
a är sämmtliche Gouvernementschefs und Gouvernementsadels- 
marschälle vom obigen Rescript und von seinem Schreiben an den 
Generaladjutanten Nasimow in Kenntniss zur Nachachtung für den 
F: all, dass der Adel des resp. Gouvernements einen ähnlichen Wunsch 
wie der der lithauschen Gouvernements aussprechen sollte. 
Fünfzehn Tage nach Erscheinen des Kaiserlichen Rescripts er- 
folgte das Gesuch des Adels des Gouvernements Petersburg um die 
Genehmigung, an die Aufstellung von Bestimmungen zur Verbesse- 
rung der Lage der Bauern in diesem Gouvernement geben zu 
dürfen, welches durch ein Allerhöchstes Rescript an den General- 
verneur dieses Gouvernements, Generaladjutanten Ignatjew vom 
. December 1857 beantwortet wurde. Dasselbe bestimmt die Nie- 
dersetzung eines Comit&’s, welches ebenso wie die betreffenden Co- 
mite’s für die Gouvernements Wilna, Grodno und Kowno gebildet 
werden soll. Das Rescript wird durch ein Schreiben des Ministers 
Lanskoi von demselben Tage an den Generaladjutanten Ignatjew 
erläutert. Auch von diesem Rescript und von seinem Schreiben 
t der Minister durch ein Cireulär vom 8. December die Gou- 
ernementschefs und Gouvernementsadelsmarschälle — zur Nach- 
achtung erforderlichen Falls — in Kenntniss. 

D Im Laufe eines halben Jahres liefen gleiche Gesuche wie das 
Adels des Gouvernements Petersburg, zuerst vom Adel des 
Souvernements Nischni-Nowgorod, dann von den Adelsversamm- 
lungen der übrigen Gouvernements ein. Nach Allerhöchster Be- 
ai mmung wurden in den Gouvernements — conform den erstge- 
deten — Cumite’s niedergesetzt, mit dem Unterschied jedoch, 
dass die Zahl der Mitglieder der Comite’s variirte. Analog der 
E lung von Gouvernementscomite’s und einer allgemeinen Commis- 
in den Gouvernements Wilna, Grodno und Kowno fand (durch 
eript vom 9. März 1858 an den Generalgouverneur Fürsten 
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Wassiltschikow) die Organisation von Comite’s und einer allge- 
meinen Commission in den Gouvernements Kiew, Podolien und. 
Wolynien statt. E 

Bereits am 8. Januar 1858 war vom Kaiser ein unter Seiner E 
Leitung stehendes besonderes Comite zur Beprüfung der Bestim- 
mungen und Vorschläge in Betreff der‘ Aufhebung der Leibeigen- 
schaft niedergesetzt '), welches durch Allerhöchsten Befehl vom 18, 
Februar 1858 den Namen Hauptcomite für die bäuerliche 
Angelegenheit (Taasızık KOMUTETB NO KPeCTbäuckony Abay), en 
hielt. Durch Kaiserlichen Befehl-vom 15. Juli ward am Haupt- 
comite zur vorläufigen Durchsicht der aus den Gouvernementseo. 
mite’s einlaufenden Gesetzesentwürfe zur Vebesserung und Orga- 
nisation des Lebens (Ösıra) der gutsherrlichen Bauern eine besondere 
Commission (ocoÖdan konummccia) gebildet, der das Recht zuge 
standen wurde, soweit sie es für nothwendig erachtete, von den 
Gouvernementscomite’s abzudelegirende Mitglieder zur Beantwortung 
von Fragen zu ihren Sitzungen zu berufen. E 

In Berücksichtigung dessen, dass im Haupteomite die Prüfung 
aller, die Leibeigenschaft der gutsherrlichen Bauern betreffenden 
Vorschläge koncentrirt war und daher alle in dieser Angelegenheit 
entstehenden Specialfragen der Berathung dieses Comite’s zu unter- 
liegen hatten, befahl Se. Majestät am 19. October. 1858, dass alle 
Minister und Dirigirende von Hauptressorts alle in ihren Departe- 
ments entstandenen und noch entstehenden Fragen und Vorschläge, 
die sich auf Aenderung, Vervollständigung und Erläuterung der 
jetzt wirksamen Gesetze über die Leibeigenen bezögen, dem Haupt» 
comit& vorzulegen haben. Schon vorher war durch ein am 4. März 
1858 Allerhöchst bestätigtes Reichsrathsguatachten im centralstatis- 
tischen Comitd (Abtheilung des Ministeriums des Innern) eine land- 
wirthschaftliche Abtheilung (semckiä orTabı% ) gegründet, 
welcher die vorläufige Beurtheilung und Bearbeitung aller die Jand- 
wirthschaftliche Organisation im Reich betreffenden Fragen oblag, 
wobei sie sich nach den bestehenden Bestimmungen des Ministers 
des Innern zu richten hatte. “ 


') Das Comite bestand aus folgenden Personen: Präsidenten des Reichs- 
raths Generaladjutanten Fürsten Orlow, der in Abwesenheit Sr Majestät den " 
Vorsitz führte, und den Mitgliedern des Reichsraths: $. K.H. dem Grossfürsten 
Constantin Nikolajewitsch, Grafen Bludow, Grafen Adlerberg, Fürsten Gagarin, 
Lanskoi, Baron Korfl, Grafen Panin, Fürsten Dolgorukow, Tschewkin, M. N. 
Murawjew, Brock und Rostowzow. | ‚3 
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"17. Februar 1859 erfolgte die Niedersetzung zweier Re- 
tionscommissionen (penakuionusıa KOouMnmccia), unter dem Vor- 
des Mitgliedes des Haupteomite’s, Generaladjutanten Rostowzow, 
Zusammenstellung systematischer Entwürfe aus allen Entwürfen 
Gouvernementscomite’s und: zur Aufstellung von Projecten zu 
m allgemeinen Gesetz über die aus der Leibeigenschaft tretfenden 
ern nnd von anderen sich auf diese Frage beziehenden Gesetzes- 
immungen“. Der einen Redactionscommission lag die Auf- 
ung der allgemeinen Bestimmungen ob, der anderen die der 
tlichen Bestimmungen, welche die Eigenthümlichkeit jeder Ort- 
ft zu berücksichtigen hatten und zugleich mit dem allgemeinen 
etz ausgegeben werden sollten; die erstere bestand neben meh- 
n, beiden Commissionen angehörenden, speciell bestimmten Mit- 
dern aus Beamten der Ministerien: des Innern, der Justiz und 
‘Reichsdomänen, und der II. (Gesetzes-) Abtheilung der Höchst- 
eisenen Kanzelei Sr. Majestät; diese letzteren waren speciell damit 
beauftragt, auf die Conformität der Projecte mit dem allgemeinen 
Geist der Gesetzgebung zu wachen; die zweite Commission bestand 
aus Vertretern der Ministerien des Innern und der Reichsdomänen, 
wie aus Experten, welche vom Vorsitzenden der beiden Commis- 
sionen nach eigenem Dafürhalten aus Mitgliedern der Gouverne- 
tscomite’s oder aus anderen erfahrenen Gutsbesitzern zu wählen 
en. Auch wird den anderen Ministern und dem Dirigirenden 
II. Abtheilung der Höchsteigenen Kanzelei die Befugniss zuge- 
tochen, Beamte ihrer resp. Ressorts im Einvernehmen mit dem 
sitzenden der beiden Commissionen in diese Commission abzu- 
giren '). Ferner steht es dem Vorsitzenden zu, so oft erforder- 
„ gemeinsame Sitzungen beider Redactionscommissionen 
anzuberaumen. — Auf Grund eines Allerhöchsten Befehls vom 29. 


ON ) Zum Bestande der Redaetionscommissionen gehörten: der Geschälts- 
hrer der Commission am Haupteomite für die bäuerliche Angelegeflheit S. M. 
Shukowski, vom Ministerium des Innern: Direktor des ökonomischen Departe- 
ments Nikolai A. Milutin, A. K. Giers und J. A. Solowjew, Mitglied der er- 
ihnten landschaftlichen Abtheilung, vom Justizministerium: die Oberproku- 
teure des Senats M. A Luboschtschinski und N. P. Ssemenow, vom Domänen- 
Ministerium: W. J. Wulügin und N. N. Pawlow, von der II. Abtheilung der 
Höchsteigenen Kanzelei N. W. Kalatschow und A W. Popow, vom Comite zur 
Organisation der Verhältnisse der Bauern verschiedener Ressorts J. P. Arapetow. 
Aus der Zahl der zu den Commissionen geladenen Experten heben wir fol- 
de Namen hervor: A. A Grabänka, Fürst S P. Golizün, Fürst Paskewitsch- 
iwanski, M. P. Posen, Juri Ssamarin ‚(der bekannte Slawophile), Fürst Tscher- 
i, Graf P. P. Schuwalow. 
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commission (omHaHcoBaa kommnccia) !) beigesellt „zur Durchsicht 
der Vorschläge über die finanziellen Massnahmen, um den Baue 


kann“. 

Am 4. März 1859 fand die Eröffnung der allgemeinen Sitzung. 
der Redactionscommissionen statt: der ersten Redactionscommission 
lagen die juristischen und die administrativen Fragen der bäuer- 
lichen Angelegenheit ob, der zweiten dagegen die lokalen Besti 
mungen d. i. die wirthschaftlichen Fragen. Demnach wurde 
erste Commission in eine juristische und eine administrative Abthei- 
lung getheilt, die zweite die ökonomische Commission benannt. — 
Die Thätigkeit der Redactionscommissionen zerfiel nach dem in den 
Sitzungen vom 13. und 16. März festgestellten Programm in zwei 
Theile: in die vorbereitende, bestehend in der systematischen 
Bearbeitung und der vergleichenden Zusammenstellung der Pro- 
jecte der Gouvernementscomite’s, sowie in der Beprüfung dei 
Entwürfe von Commissionsmitgliedern mit Berücksichtigung der 
in- und ausländischen Literatur in diesen Fragen, und in die be- 
schliessende, d. i. die Beschlüsse der Redactionscommissionen. — 
Da die Projecte der Gouvernementscomite’s nach einander, je m 
dem Beenden ihrer Arbeiten in Petersburg eintrafen, so war 


ihrem Einlaufen die Projecte in Bearbeitung zu nehmen. Die er 

Periode der Arbeiten der Redactionseommissionen bildete die Ver- 
arbeitung der Projecte von 21 Gouvernements, und zwar der Gou- 
vernements: Nishni-Nowgorod, Petersburg, Simbirsk, Kostroma, 


Wätka, Woronesh, Poltawa, Wladimir, Nowgorod, Tambow, Ssa- 
ratow, Minsk, Jaroslaw und Räsan. Nach Beendigung dieser vor- 
bereitenden Arbeiten wurden die Vertreter des Gouvernements 
comite’s, um die erforderlichen Erläuterungen abzugeben, auf die 


?) Diese Commission bestand aus folgenden Gliedern: vom Finanzministe 
rium: Julius v. Hagemeister (ein auch durch seine volkswirthschaftlichen und 
finanzwissenschaftlichen Schriften bekannter Schriftsteller) und M. Ch. v. Reutert 
(Jetzt Finanzminister), vom Vormundschaftsrath N A. Kristofari, vom Ministe 
rium des Innern E. J. Lamanski. — Von den geladenen Experten erwäh 
wir: Professor Bunge an der Universität Kiew, stellvert. Staatsecretär am Reichs 
rath A. J. Sablotzki-Dessätowski, M. P. Posen. 
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it vom 1.—15. August nach Petersburg berufen, und zwar von 
‚Comite’s, die nur ein Project eingereicht hatten, je zwei, von 
enigen, die zwei Projecte vorgelegt hatten, je einen Vertreter 
- Majorität und einen der Minorität, und noch mehrere je nach 
r Zahl der eingereichten Projecte, auf dass alle diese ihre per- 
ar liche Vertretung fänden. Diese Geladenen wurden die Mitglieder 
des ersten Aufgebots (yıensı mepBaro npuraamenia) genannt. Am 
‘September ward diese erste Periode der Thätigkeit der Redac- 
nscommissionen, sechs Monate nach ihrer Eröffnung beendet, die 
zweite dauerte vom 5. September 1859 bis zum 12. März 1860. 
'Zweiundzwanzig Gouvernements entsandten Vertreter zum zweiten 
Aufgebot, und zwar die Gouvernements: Wologda, Kasan, Mohilew, 
Pensa, Jekaterinoslaw, Taurien, Orel, Olonez, Wilna, Grodno, 
‚Kowno, Smolensk, Cherson, Tula, Kiew, Podolien, Wolynien, 
‚Kursk, Bas, Kaluga, ERREER Kai Drink ). (An Stelle des 
am 6. Febr. 1860 verstorbenen Generaladjutanten Rostowzow ward 
Graf B. N. Panin zum Präses der Redactionscommissionen er- 
nennt). In der dritten Periode (vom 12. März bis zum 10. Okt. 
1860) wre 1) Beschluss über gewisse bis zu dieser Zeit vertagte 
Specialfragen gefasst, 2) die Durchsicht über die eingegangenen Mei- 
nungsäusserungen von Mitgliedern der Gouvernementscomite’s und die 
kontrolirende Arbeit, und wurden endlich 3) die Kodificationsarbeiten 
ausgeführt, Hiermit schloss die Aufgabe der Redactionscommissio- 
nen, die in dem Zeitraum von einem Jahre und sieben Monaten 
hre Arbeiten beendet hatten und zwar in 409 Sitzungen, darunter 
4 gemeinsame Sitzungen, 32 Sitzungen in der juristischen, 34 in 
administrativen, 134 in der ökonomischen, 43 in der Codifica- 
tionsabtheilung, 15 in der Finanzcommission und 5 in der beson- 
deren Commission. Bis zu dieser Zeit, d. h. bis zum 10. Okt. 1860 
reicht Skrebizki’s Werk. — Das Project der Redactionscommissionen 
ward noch im Laufe des Oktobers an das Haupfcomite gesandt. 
Nach Berathung und Vornahme von Aenderungen gelangte es in den 
Reichsratbh, um am 19. Februar 1861 als Allerhöchst bestä- 
tigtes Gesetz für die aus der Leibeigenschaft tretenden 
Penern promulgirt zu werden. 


* 
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Hi % Für die unter gesonderter Verwaltung stehenden Gouvernements und 
Bpieie, das Land der Don’schen Kosaken, Gouvernement Stawropol, West- und 
stsibirien, sowie für das Gebiet des Orenburger und Uraler Kosakenheeres 
fen besondere Entwürfe ausgearbeitet. Für das Gouvernement Archangel 
ward kein besonderer Entwurf aufgestellt, da in diesem Gouvernement die Zahl 


der Leibeigenen nur 14 männliche Seelen (nach der letzten Revision) betrug. 
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form, die je auf friedlichem und gesetzmässigem Wege durchgefü a 
ist, brach prineipiell mit wesentlichen Punkten der Geschichte Russ- 
lands in den letzten Jahrhunderten. Neben der Verleihung der 
persönlichen Freiheit .an 20 Millionen in Leibeigenscha 
schmachtende Menschen mit allen aus ihr resultirenden Rechten | 
(Eigenthums-, Erwerbsrechte ete.) gelangt in jenem Gesetz das Prineip 
der staatsbürgerlichen Freiheit zur Anerkennung. Nach 3 
diesem Prineip der rechtlichen Gleichheit hat kein Einzelner als 
Einzelner von dem Andern Gehorsam zu fordern, sondern nur die 
Gemeinschaft Aller im Staat darf über den Einzelnen herrschen. 
Der formale Ausdruck dieses Prineips ist, dass der Einzelne nur 
dem Gesetze und nicht seinem Grundherrn zu gehorchen habe, 
Hieran knüpft sich als naturgemässe Folge die Bildung freier Be 
verwaltungskörperschaften: die alte grundherrliche Gemeinde wirt 

jetzt eine Verwaltungsgemeinde, ein organischer Theil der vollzie- 
henden Gewalt, während unter der Grundherrlichkeit diese örtliche \ 
vollziehende Gewalt ein Eigenthumsrecht des Grundherrn war. D 
Ordnung und das innere Recht der Gemeinde, bis dahin gesei 


schaft, werden jetzt bestimmt dnrch den allgemeinen Charakter d 
öffentlichen Rechts im Staat. — Endlich wird den Bauern das in 
ihrer Nutzung befindliche Land gewahrt: mit gesetzlicher Begren- 
zung der für seine Nutzung an den Gutsbesitzer zu entrichtenden 
Leistung und mit dem Recht der Ablösung des „Bauerlandes*. 

Wenn auch die Durchführung dieser Principien eine vollständige 
Umwandlung der staatlichen, gesellschaftlichen und ökonomischen 
Konfiguration des russischen Reichs zur Folge haben musste, 50 
werden im Emancipationsgesetz alle Beziehungen und Verhältnisse, 
die nicht direkt im Widerspruch mit jenen Prineipien ._— zu 
erhalten gesucht. wi 

Charakteristisch für diesen wahrhaft conservativen Geist, von 
dem dieses grosse Werk der Gesetzgebung beseelt ist, sind gleich 
die ersten officiellen Kundgebungen, welche die grosse Reform an- 
bahnten. alt 

In dem berühmten Rescript Sr. Majestät des Kaisers von ne 
20. November 1857 an den Generalgouverneur der Gonvernements 
Wilna, Grodno und Kowno, Generaladjutanten Nasimow, sowie auch 
in dem an den ah, aegaret des en St. Peters- 
burg, Generaladjutanten Ignatjew, gerichteten vom 5. December 
desselben Jahres, welche die Erwiderung auf das Gesuch der ört 
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‚delskorporationen um Aufstellung von Bestimmungen zur 
erbesserung der Lage der bäuerlichen Bevölkerung“ bildeten, 
et sich als grundlegende Idee der beabsichtigten Reform der 
ke ausgesprochen, dass „die Verbesserung der Lage der 
ichen Bevölkerung“ nicht anders durchgeführt werden soll, 
s allmälig, auf dass die bestehende Organisation die 
herrlichen Güter nicht gestört werde“*'). Dieser kon- 
tive Grundzug ist der leitende Gedanke, der — ungeachtet 
»r sich naturgemäss ergebenden Schwankungen im Einzelnen -- 
ı Standpunkt der Staatsregierung in allen Berathungen zum 
formwerk charakterisirt. 

Was nun die Stellung der Staatsregierung zur Frage des bäuer- 
lie en Gemeindebesitzes im Besonderen anbetrifft, so ward die- 
> gleich in der ersten Phase der Reformarbeit gekennzeichnet. 
em, das erwähnte Allerhöchste Rescript erläuternden Schreiben 
Ministers des Innern Lanskoi, vom 5. December 1857, an den 
eralgouverneur Ignatjew, auf Befehl des Kaisers erlassen, heisst 
ss (in Betreff des bäuerlichen Gemeindebesitzes)?): 

- Punkt 9. Ohne die bestehende Gemeindeorganisation (mipckoe 
oücTBo) zu verletzen (He Hapymıaz), soll einer jeden Familie das 
t auf einen Landantheil (Haa&ı1%) zur Nutzung bewahrt werden, 
obei dahin zu streben ist, dass häufige Umtheilungen 
und Zerstückelungen der RN nicht zugelassen werden. 
“ Punkt 10. Zugleich ist es nothwendig zu bewahren und zu be- 
men: das Recht des Hauptes der bäuerlichen Familie, das Erb- 
recht in Betreff des Gehöfts und der- Tägloantheile und die Be- 
angen, unter welchen Familientheilungen (pasabıp cemeh) zu- 
gelassen werden. 

"Schon vorher war in ch Form dieser Gedanke in dem, 
das las Reseript an den Generalgouverneur Nasimow erläuternden 
En des Ministers des Innern vom 21. November 1857 ausge- 
: im Punkt 7 desselben heisst es?): „die Ordnung der Land- 
ung wird entsprechend der örtlichen Sitte festgesetzt. Dort wo 
eindebesitz (o6mmununHoe ycrpofcrro) besteht, soll, ohne den- 
:n zu verletzen (uapymars), jeder Familie das Recht auf einen 
ndantheil bewahrt werden, wobei dahin zu streben ist, dass 


Pr) A. Skrebizki: „Kpeerpauckoe abo ete.“, Bd. I, Einleitung, pag. II, X. 
2) l. e. Bd. I, Einleitung, pag. XII. 
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häufige Zerstückelungen und Umtheilungen der Aecker nicht z zu 
gelassen werden“ !.) wi 

Diese ministeriellen Schreiben und die in denselben dargelegten 
Grundsätze erlangten auch für die anderen Gouvernements Geltung ve 
und waren für die Staatsregierung der Ausgangspunkt für das unter- r 
nommene Werk der Emaneipation der gutsherrlichen Leibeigenen ?, 
die Bestimmungen über den Gemeindebesitz und die mit ihm zu- 
sammenhängenden Fragen also für den Theil des Reichs, in welchem | 
auf gutsherrlichen Gütern diese Grundbesitzform bestand. 

Gemäss diesen Grundsätzen über die Beibehaltung des Gemeinde- 
besitzes dort, wo es bestand, bestimmte das Hauptcomite für die 
bäuerliche Angelegenheit in den, in den Sitzungen vom 19., 24. und 
26. November 1858 beschlossenen und am 4. December Allerhöchst 
bestätigten Principien °, die als Richtschnur für die weiteren Arbeiten “ 
zu gelten hatten, unter Punct 4: die Bauern werden in ländliche Ge- 
meinden getheilt, die ihre Gemeindeverwaltung haben sollen. Für 
alle Gouvernements ist die Gemeindeverwaltung nur in Betreff der 
Administration obligatorisch; in denjenigen Gouvernements und | 
Kreisen jedoch, in denen nach der Volkssitte Gemeindebesitz be- ® 
steht, bestimmt die Gemeindeverwaltung auch über die Nutzung des 
Gemeindelandes. E 

In der Sitzung vom 5. März 1859 legte der Präsident der Rei 
daetionscommissionen, Generaladjutant Rostowzow, den Com- 
missionen seine Ansichten dar, denen die Mitglieder derselben bei- h, 
stimmten *; er sprach sich in Betreff des Gemeindebesitzes folgender- 
ınassen aus: Die Frage des Gemeinde- oder individuellen Grund- 
besitzes in Betreff des Landes, das abgelöst werden wird, muss g 
mäss den Eigenthünmlichkeiten jeder Oertlichkeit entschieden werde 
und in ihrer weiteren Entwickeluug dem naturgemässen Gange 
der Dinge überlassen werden. Jedenfalls muss man sich aller Ber 

























sterielle Schreiben vom 12. März 1858, im Punkt 9: „Ohne die Gemeindeorga a 
nisation zu verletzen, soll einer jeden Familie das Recht auf einen Landantheil 
zur Nutzung bewahrt bleiben, entsprechend der hergebrachten Sitte nach Tägle 
oder hofweise, wobei dahin zu streben ist, dass häufige Umtheilungen und Zer- 
stückelungen der Felder nicht zugelassen werden“. Band I, Einleitung pag. van 
in der Anmerkung. 

?) Band I, Einleitung, pag. XVII. 

3) l. c. pag. LIX-—-LXI. 

») l. c. pag. LXVII—LXIX. 
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ıngen, diese Frage durch nöthigende Regierungsmassnahmen 
;ntscheiden, enthalten“ !.) 

- Und diesen Standpunkt vertraten die Redactionecommissionen 
h bei Berathung der, von den Gouvernementscomite’s eingegan- 
en. Vorschläge in dieser Frage. 

In Betreff der Entscheidung, ob Gemeindebesitz oder persönlicher 
itz, stellten sich die Ansichten der Gouvernementscomites wie 


folgt: ?) 

e Eine Gruppe sprach sich entschieden für die Beibehaltung 
der üblichen Besitz- und Wirthschaftsform aus, und zwar die Co- 
mite’s der Gouvernements Wätka, Jekaterinoslaw, Kasan, Kostroma, 
Moskau, Nishni-Nowgorod, Olonez, Orenburg, Orel, Pensa, Perm, 
Ta amıbow, Chersson und Jaroslaw, sowie Kaluga Gpdech nur für die 
Te it, während welcher die ana den Gutsbesitzern gegenüber 


u 


DC h zahlungspflichtig sind), Ssaratow (der Gouverneur Ignatjew 


spricht sich dahin aus, dass die Gahöfte und die Feldantheile nach 


erfolgter Ablösung nicht mehr gemeinsamen Besitz der Gemeinde, 


sondern persönlichen Besitz einer jeden einzelnen Familie bilden 
4 sollen), Ssimbirsk (die Majorität des Comite’s), Kursk (die Majo- 


nität und eine Minorität von sieben Gliedern), und Kasan (eine 
“ g 


3 1) Die Ansichten des Generaladjutanten Rostowzow in dieser Frage waren 
schon vorher bekannt. In dem „Auszug aus den Allerunterthänigsten Briefen 
‚des G. A. Rostowzow“, die auf des Kaisers Befehl gedruckt und vertheilt wurden 
‚(Band I, pag. 908—9 25) heisst es u. A.: In der Literatur werden jetzt zwei 
r tige Meinungen vertreten: wie ist das bäuerliche Leben (Ösr%) zu organi- 
(yerpoats) — gemeindeweise (mipom&) oder durch einzelne (oOTgb.BHbIMn) 
ilien? Hier lässt sich viel pro und contra sagen; doch das geschichtliche 
ueben Russlands und die jetzigen Bedingungen seines Uebergangszustandes ent- 
s ;heiden diese Frage, wie mir scheint, sehr einfach. Die o6mnnnoe JcrpoäcrBo 
ist jetzt, in diesem Augenblick, für Russland nothwendig: das Volk bedarf 
€ Eier starken Gewalt, die die gutsherrliche Macht zu vertreten hat. 
Ohne die Gemeinde hätte der Gutsbesitzer seine Einnahmen nicht erhalten kön- 
nen — weder Pacht noch Frohne, der Staat aber nicht seine Abgaben und 
Steuern. Diese Frage oder richtiger: diese Umwälzung des historischen bäuer- 
n Volkslebens kann nicht mit Theorien, sie kann nur durch die Geschichte 
chieden werden. Wenn die russische Gesellschaft in dem historischen Gang 
"Lebens die Nothwendigkeit der Zersplitterung des Grundbesitzes unter die 
ızelnen Personen fühlen wird, wird es sehr leicht sein, dem abzuhelfen: dann 
in dem bestimmten Zeitpunkt ein Allerhöchster Ukas genügen, damit die 
“emeinde ihre Nutzungen unter ihre Mitglieder zum erblichen Besitz dieser.letz- 
ı theile. Ueberhaupt ist es in jeder Sache leichter auseinander zu reissen, 
als zu vereinigen“, siehe Bd. I, pag. 922. 

 #) Band II, Theil I, Capitel IV: „Ueber die Nutzungsrechte der Bauern an 
de #0 ihnen Breötheilige Landantheilen“, pag. 450—718, insbesondere pag. 465 etc. 


in; 







Minorität von 2 Gliedern des Comite’s). Viele dieser Comisrsiogiil 
klären, dass sie sich bei ihrem Beschluss durch die althergebrachte 
Sitte, deren Erhaltung sie für sehr wichtig halten, haben be- 
stimmen lassen. Ausserdem tritt noch ‘eine Minorität von 6 Mit- 
gliedern des Wladimir’schen Comite’s für den Gemeindebesitz 
ein: bei aller Anerkennung der wirthschaftlichen Vortheile des k 
persönlichen Grundbesitzes sind sie der Meinung, dass ein plötz- 
licher Uebergang von der bestehenden Grundbesitzform, die mit r 
so vielen wesentlichen Beziehungen der bäuerlichen Verwaltung 
und Wirthschaft verbunden ist, nicht allein ungeeignet, sondern 
fast unmöglich ist, besonders in Betreff des Ackerareals (mosesaa 
3eman). at. | 

Die zweite Gruppe erklärte sich für vollen persönlichen 
Besitz, und zwar die Vertreter den infländischen Kreise im Gouver- 
nement Witebsk, die Comite’s der Gouvernements Minsk, Poltawa, 
Tschernigow, Woronesh und Ssimbirsk (eine Minorität von fünf 
Gliedern). Das Woronesher Comite erklärt bei Forderung der Auf 
hebung des Gemeindebesitzes, dass’ nur diejenige Grundbesitzform 
der Arbeit eine Iweckeitsprbehiendk Richtung verleiht, bei welcher 
der Mensch das Land gesondert nutzt und für sich seht arbeitet. i 
Wo Gemeindebesitz üblich, entstehen Faullenzer und „Gemeinde- 
fresser“. | 





















Ganz besonders scharf ziehen fünf Mitglieder des Ssimbirsker 
Comite’s gegen den Gemeindebesitz zu Felde: die Constituirung 
(yeranorıeuie) des Gemeindebesitzes, führen sie aus, babe nicht 
die Beschützung der Bauern von der Gefahr, zu landlosen Arbei- 
tern herabzusinken, zum Zweck, sondern fliesse aus der irrigeı 
Ueberzeugung, dass es den Catspalitkert schwierig wäre, es mi 
den einzelnen Personen zu thun zu haben, und dass nur die soli- 


könne. Ungeachtet aller Strenge der Massnahmen gegen die nicht 
zahlende Gemeinde werden sie ‚nicht wirksam sein. Bl: Gi 


ee der Rückstände von den N Bürgen ee 
wollen; diejenigen aber, die strenge Erfüllung der e 
benen Lhegeln fordern, Ben allmälig auch die von 


undenkbar, auf welchen zwei, drei Familien für die anderen Bi 
lässigen Haken die doppelte Arbeit ausführen müssten. Beim em 
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llen Besitz verantwortet jede Familie für sich selbst. Solch 
jesitz ist auch desshalb wichtig, weil er die Ablösung des 
ıdes erleichtert. Freiwilliger Kauf des Landes durch die 
ze Gemeinde wird nur in sehr seltenen Fällen erfolgen, und 
jesshalb können die Gutsbesitzer nur auf die Ablösung durch eine 
Creditoperation rechnen, diese wird aber keine genügende Garantie 
finden, da man wegen Rückstände das, der ganzen Gemeinde 
zugewiesene Land nicht verkaufen und den Gutsbesitzern nicht das 
techt geben kann, von demselben alle bisherigen Wirthe wegzu- 
en, von denen einige vielleicht ganz zahlungsfähig waren und 
wider Willen für die anderen haben verantworten müssen. Beim 
Einzelbesitz dagegen werden viele Bauern ihre Landstücke kaufen 
wollen und für solche wird sich leicht Credit finden, da die Weg- 
hme soleher Landstücke bei nicht rechtzeitiger Entrichtung der 
sen stets möglich ist.“ — Die landwirthschaftliche Abtheilung findet 
se Darlegung nicht in Uebereinstimmung mit dem Schreiben des 
isters an den St. Petersburger Generalgouverneur vom 5. De- 
ber 1857 (Punkt 9), in welchem gesagt ist, dass die bestehende 
Gemeindeorganisation nicht verletzt werden soll. Wenn auch die 
Staatsregierung Einzelbesitz für zulässig anerkannt hat, so kann 
derselbe jedenfalls nicht anders, als allmälig und auf bit Wege 
freiwilliger Vereinbarung et Gutsbesitzers mit den Bauern 
eingeführt werden. Mit der Beibehaltung der jetzigen Gemeinde- 
organisation sind die Anträge über das Nichtzulassen von Umthei- 
gen, über die Vererbung der Familienantheile und über die 
Ibschaffung der solidarischen Haft unvereinbar. Derselben Ansicht 
war auch der Minister des Innern, Lanskoi, der jene Darlegung 
den von der Regierung für die bäuerliche Frage ausgesprochenen 
Grundsätzen widersprechend fand. Der Präsident Rostowzow be- 
merkte bei Berathung dieses Projects: die Staatsregierung muss 
im Hinblick auf die noch nicht entschiedene Frage der Vorzüg- 
liehkeit der einen oder der anderen Grundbesitzart (des Gemeinde- 
des Einzelbesitzes) — diese Angelegenheit ihrem historischen 
e überlassen und nicht gewaltsam die bestehende Grundbesitz- 
0 in eine andere umwandeln. Uebrigens ist bei der Ablösung 
Landes mit der Garantie der Regierung, womit Rostowzow 
weitere Discussion eigentlich abschneidet, die Frage der Bei- 
ung des Gemeindebesitzes oder seiner Umwandlung in per- 
hen nur eine Frage für die Staatsregierung, welche die Eigen- 
rechte und Interessen der Gutsbesitzer nicht berührt. In 
ı Memorial „der Gang und der Ausgang der bäuerlichen 
13 





— 194 — 








Frage“ ') sagt Rostowzow: Nach vollständiger Beendigung der Ab- 
lösung des bäuerlichen Laudes kann das Dorf, seinem Wunsche g 
mäss, das Land zu erblichem Eigenthum unter seine Mitglieder 
theilen und solch eine Theilung wird ausgeführt, wenn die Regie- 
rung eine solche Massnahme für zeitgemäss erkennt. In soleh 
einem Falle wird die wirthschaftliche Gemeinschaft (xoaaüctBen- 
naa oÖznmmua) des Dorfes aufgehoben, die administrative aber Bi i 
für immer bestehen. ray 

Die dritte Gruppe nimmt eine vermittelnde Stellung ein. Die j 
Minorität (neun Mitglieder) des Gouvernementscomite’s von Tula 
erklärt, dass die Gemeinde der zeitweilig-verpflichteten Bauern gar 
kein Recht an das Land des Gutsbesitzers habe, gesteht dieses 
Recht jedoch einer jeden bäuerlichen Familie za die fähige 
Arbeiter und das für den Wirthschaftsbetrieb erforderliche Inventar 
besitz. Zehn Mitglieder des Comite’s im Gouvernement Kursk 
stellen, wenn sie auch festsetzen, dass die Vertheilung des Landes 
nach der Zahl der effectiven Täglo’s durch die Bauern selbst aus- 
zuführen ist, doch das Land jedem Täglo zur Nutzung anheim und 
zwar mit persönlicher Verantwortung in Betreff rechtzeitiger Er- 
füllung der Leistungen an den Gutsherrn, ohne die Gemeinde mit 
der solidarischen Haft zu belegen. Sie treten für den Pe 
lichen Landantheil auf Grundlage dessen ein, dass nach ihrer 
Rechtsauffassung im Gouvernement Kursk eine wirthschaftliche 
Gemeinde (xosaüctsennaa oÖmmna) und ein Verfügungsrecht der 
Gemeinde über das in bäuerlicher Nutzung befindliche J,and über- 
haupt nicht bestehen; ihr Antrag entspreche auch vollständig den 
Hinweisen (yskasaniau») des Ministers des Innern in seinem Schreiben 
vom 21. November 1857 an den Generalgouverneur der Gouverne- 
ments Wilna, Grodno und Kowno, welche ihrem Wesen nach voll- 
ständig auf die im Gouvernement Kursk ausgebildete Organisation j 
des bäuerlichen Lebens anwendbar seien. Vun den Comite’s dieser 
Gruppe, die beide Nutzungsarten gelten lassen, überlassen die Ver- 
treter der weissrussischen Kreise im Gouvernement Witebsk, die 


“ 
PN 





















zwei Mitglieder des Comite’s von Ssimbirsk die Wahl zwischen 
der einen und der anderen Grundbesitzform dem Ermessen des 
Gutsbesitzers, das Comit6E Twer und. die Minorität (5 Mit 
glieder) im Comite Nowgorod dagegen dem Beschluss der Ge- 


') Dieses Memorial (vom 14. Februar 1857) nebst einem Nachtrag vom 8 
April findet sich im Band I, pag. 943 949 abgedruckt. N 
































— 195 — 


d ‚das St. Petersburger Comite aber der Verständigung 
hen Gutsherrn und Bauern. Das Astrachansche Comite 


en die Entscheidung in der Wahl zwischen denselben zu- 
soll. Das Charkowsche Comite tritt für beide Besitzarten 


n dem Gutsbesitzer noch zahlungspflichtig sind, — wobei 
ch jedem Bauer das Recht zugesprochen wird, falls er es 


einsamen Nutzung (B% oÖmmnnoe Baanknie) abgetretene Land 
»die Mitglieder der Gemeinde vertheilt und jedem Mitgliede 
freien persönlichen Eigenthum zugesprochen werden. Vier 
uite’s, die von Wologda, Ssamara (Majoritfät), Ssmolensk und 
Tula (die Minorität) gestatten, indem sie das Land der ganzen 
teinde zur Nutzung zusprechen, die Ablösung sowol durch die 
"Gemeinde als durch einzelne Mitglieder derselben. Die Mino- 
des Ssamaraschen Comite’s führt folgende Gründe zur Ver- 
gung des Gemeindebesitzes an: 1) die einstimmige Ueber- 
sung aller Mitglieder des Comite’s von der Nothwendigkeit 
Massnahme , 2) die historische Entstehung der o6mmua, als 
e Thatsache, die nicht dureh künstliche Massnahmen in das 
leben eingeführt ist, sondern sich naturgemäss unter dem Ein- 
s innerer Bedingungungen gebildet hat, 3) der Gemeindebesitz 
st wie für den jetzigen Zeitpunkt geschaffen , um den Uebergang 
ron der gutsherrlichen Vollgewalt zu freiheitlichen Beziehungen 
zu erleichtern.) Drei Mitglieder des Räsaner Comite’s bestimmen, 
; das von den Bauern abzulösende Land bis zur Entrichtung 
ganzen Summe im Gemeindebesitz bleiben müsse; nach Voll- 
g der Ablösung überlassen sie es dem Wunsche der Bauern, 
‚Beschluss der Gemeinde entweder den Gemeindebesitz bei- 
Ai Ro alten oder unter sich zum persönlichen Eigenthum eines jeden 
zu vertheilen. Fünf Mitglieder des Wladimirschen Comite’s befür- 
worten, dass auch nach der Ablösung des Landes dasselbe noch 
auf 50 Jahren im Gemeindebesitz verbleiben solle, der Uebergang 
zum individuellen Eigenthum nach dieser Zeit solle von. der Ent- 





Dr 

1) Zu dieser Minorität des Ssamaraschen Comite’s gehörte auch der mehr- 
fan] u .. . D D - 

ach erwähnte Führer der Slawophilen, Juri Ssamarin. 

= 13* 
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scheidung der Regierung abhängen. Sie versichern, dass die Aende- 
rung einer seit Alters befestigten Sitte, eine Aenderung, zu welcher 
die Bauern keine Neigung zeigen, gegen den Zweck, die Lage der 
Bauern zu verbessern, verstossen würde; gerade die Erhaltung 
dieser ursprünglichen Sitte der russischen bäuerlichen Bevölkerung. 
führt mit Beseitigung nur des einen Uebelstandes — der häufigen 
Umtheilungen des Landes — direct zur Verbesserung ihrer Lage, 
Nur die Erfahrung der Zukunft kann lehren, ob der Gemeinde- 
besitz für alle Zeiten als eine nothwendige und vernünftige Form 
beizubehalten ist, oder ob zum persönlichen, getheilten Eigenthum 
übergegangen werden muss. Desshalb sprechen die Antragsteller das e 
Gehöft und das übrige Land dem gemeinschaftlichen Besitze der 
Bauern zu und sie meinen — bei voller Anerkennung der Wichkige 
keit dieser Frage als einer von allgemein staatlicher Bedeutung — 
dass wenigstens für die Zeit von 50 Jahren der Gemeindebesitz 
unberührt gelassen werden müsse. # 

Nach Durchsicht dieser Vorlagen der Gouvernementscomite’s. 
hielten die Redactionscommissionen ') es für nicht erforderlich auf 
eine neue, weitere Auseinandersetzung dieses Gegenstandes einzu- 
gehen, da „der Streit über diese beiden Besitzarten sich bereits so 
lange hinzieht, die Vorzüge der einen wie der anderen so energisch 
und vielseitig in der Literatur dargelegt und im Laufe der letzten 
Zeit einer so sorgfältigen und allseitigen Durchsicht von Seiten der 
Gouvernementscomite’s unterzogen sind“. Ihnen lag nur noch ob, 
in ihren Beschlüssen einen allendlichen Abschluss aus der rz 
Anzahl der erlangten Daten zu bringen, indem sie zu ihren Vor 
schlägen das Schlussresultat der vereinten Arbeit der Literatur, da 
Gesellschaft und der Regierung zogen und nur auf die einzelnen 
Momente hinwiesen, die in ihren Augen noch eine weitere Unter- 
suchung und Bearbeitung forderten. Bevor die Redactionscommis- 
sionen an die allendliche Entscheidung dieser Frage herantreten y 
halten sie es nämlich der grösseren Klarheit wegen für geboten 2 zu 
constatiren, dass sie in dem sog. oÖINNHHOMB NOAB3OBAHiNn (Ge. B 
lehiestkn) zwei wesentlich von einander unterschiedene Erschail 


Iw; 
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nungen ERelle scheiden: die ke des Landes (und ie 






















wird nur die erste in ea gezogen. Eine solche von eh 
ander gesonderte Behandlung dieser beiden Gegenstände ist auf die 


') Band II, Theil I, Cap. IV, pag. 515—524. 
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in einer grossen Anzahl von Ortschaften effectiv ohne perio- 
: Umtheilung des Bodens; letztere (d. i. die Umtheilungen) 
reinen nur als abgeleitete (BrTopocrenenuoe) Erscheinung, als 
ne der ersten Stufen in der Entwickelung dieser Institution, als 
ne Form, die allmälig in dem Mass der Zunahme der Bevölke- 
5, der Erhöhung des Bodenpreises und der Verwendung ener- 
gischerer Arbeit auf den Boden wegfällt. 


 Sowol in Betreff des Gemeindebesitzes, als der Vertheilung des 
Landes unter die Mitglieder der Gemeinde durch die Gemeinde 
st erkennen die Redactionscommissionen, dass in den Vorlagen 
‚Gouvernementscomite’s nicht allein ohne Ausnahme alle An- 
ten über diesen Gegenstand, die in der Literatur bestehen, sich 
derfinden, sondern dass auch ausserdem in der grossen Mehrzahl 
elben entschieden die allgemeine Anschauung sich ausgesprochen 
et, welche als Schlussresultat der literarischen Bearbeitung die- 
ser Frage angesehen werden kann; zwischen den beiden Extremen, 
‚on denen die eine sich am schärfsten (mit Ausschluss der Comite’s 
er westlichen Gouvernements) in den fünf Mitgliedern des Ssim- 
ker, die andere in den fünf Mitgliedern des Wladimirschen 
üte’s ausspricht, — bildet sich in ununterbrochener Stufenleiter 
eine ganze, fast compacte Gruppe, die aus Majoritäten und Minori- 
n des bedeutendsten Theiles der Gouvernementscomite’s besteht. 
Forderungen lassen sich in folgende zwei Hauptpunkte zusammen- 
: die Anerkennung des Gemeindebesitzes als einer ursprüng- 
und unzweifelhaft historischen Thatsache und als eines für 
ste Zeit mächtigen Mittels zur Sicherstellung der Leistungen 
zur Befestigung der bäuerlichen Selbständigkeit, dabei aber auch 
Gewährung eines gesetzlichen Weges an die Gemeinde zu einer 
rgemässen, durch innere Nothwendigkeit hervorgerufenen Auf- 
Dg (pasıoxenie), wenn in der Folgezeit der Gemeindebesitz sich 
den Forderungen des neu sich gestaltenden ökonomischen Le- 
' nicht entsprechend erweist. Hierbei umgiebt der grössere 
l der Comite’s die Gemeinde mit einigen nothwendigen, so zu 
n Vorsichtsmassnahmen, indem sie dieselbe binden entweder 
ie Zustimmung des Gutsbesitzers, so lange die Bauern noch in 
flichtenden Beziehungen zu ihm stehen, oder an die der ganzen 
ıerlichen Gemeinde, oder an mindestens °/; derselben. Sogar 
wei kleinrussische Comite’s (das Poltawasche und das Tschernigow- 
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sche) übertragen das Recht der Vertheilung der Nutzungen an 















schen Comite spricht sich mit besonderer Entschiedenheit für die 
Nothwendigkeit der Vertheilung des Landes dureh die Gemeinde aus. 

Mit dieser Anschauung der Mehrzahl der Comite’s stimmen auch : 
die Bemerkungen der landwirthschaftlichen Abtheilung überein, die 
aus Anlass des Projeets der fünf Mitglieder des Ssimbirsker Cortin j 
te’s dem Gedanken Ausdruck gab, dass der Einzelbesitz jedenfalls 
nur allmälig und auf dem Wege freiwilliger Vereinbarung des Guts- 
herrn mit den Bauern eingeführt werden Könne, sowie auch die 
wiederholt ausgesprochenen Ansichten des Ministers des Innern und 
des Präsidenten der Redactionscommissionen, der Beschluss derselben 
am 5. März 1859 und die Allerhöchst bestätigte Journalverfügung 
des Hauptcomite’s vom 4. December 1858. Mit diesen für sie biı 
denden Bestimmungen suchen die Redactionscommissionen Inze B 
schlüsse in Einklang zu bringen '). ; 

Demnach stellen sie fest?), eine etwaige Umwandlung des Ge 


\ ü 
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meindebesitzes (mit der aus ‚demselben Eu: ergebenden solidarischen k 


4 


zu überlassen: eine ago von 2 der Hauswirthe soll zu einem. \ 
solchen Beschluss erforderlich sein. Für die Uebergangeporeäie i 


"). Von Interesse ist die Rede des Experten der Redactionseommissio 
für die püdwestlichen Gouvernemenis, in Krabänka in Re er, ee 


Projeet der Einführung der solidarischen Haft der Gehgeinde für die Leistungen an 
den Staat wie an den Gutsherrn — in Betreff dieser Verhältnisse in den gr 
russischen Gouvernements erklärte, dass der beniwhende end nur & 


Haft, die den Gülsbekitzer in seinen Einkünften en Durch das ae 
dieser Frage habe er nicht die Ueberzeugung gewinnen können, dass der | 
meindebesitz eine Erscheinung des russischen Volksgeistes er zeige 


1 unterlagen und die die Bauern erblich nutzten. Eine solche Bi : 
BEHHOE NOAB30Banie einiger Nutzungen hat nichts Gemeinsames mit der nu 
des Landes und der solidarischen Haft. (Band II, Theil I, pag. 522— 529 in er 
Anmerkung). I 
?) Band U, Theil I, Capitel IV, pag. 541. 
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ährend der ersten neun Jahre nach der Aufhebung der Leib- 
schaft, ist ausserdem noch die Zustimmung des Gutsbesitzers 
erlich. 
ht Diese Frage ward von den zu den Berathungen der Redactions- 
or missionen abdelegirten Mitgliedern der Gouvernementscomite’s !) 
nur ganz kurz berührt. Von mehreren Seiten wurde der Vorschlag 
befürwortet, jene gutsherrliche Genehmigung nicht auf die neun 
Jahre der Uebergangsperiode zu beschränken, sondern auf die Zeit 
auszudehnen, in welcher das bäuerliche Land noch im Eigenthum 
des Grundherrn sich befindet, d. i. bis zur Ablösung des Landes. 
Diese Aenderung acceptirten die Redactionscomnsissionen. Bei Ver- 
nehmung der Ansichten der Mitglieder der Gouvernementscomite’s 
bandelte es sich fast ausschliesslich um dıe solidarische Haft der 
Gemeinden in Betreff der Leistungen an den Gutsherrn, gegen 
welche u. A. besonders zwanzig Mitglieder des zweiten Aufgebots 
auftraten. Kossagowski verlangt, dass, da jene Bestimmung für 
die Bauern sehr beengend sein würde, jedem Bauernhof das Recht 
zugestanden werde, in einer bestimmten Zeit die Austheilung (oT- 
baesie) der auf ihn entfallenden Nutzungen zu verlangen, falls der 
Gutsbesitzer dem zustimmt. 

Das Schlussraisonnement der Redactionscommissionen lautet im 
Wesentlichen wie folgt): In Betreff der oÖunmna, der auf Gemeinde- 
besitz beruhenden Gemeinde, haben sie sich stets nach dem Antrag 
ihres nunmehr verstorbenen Präsidenten, des Generaladjutanten 
Rostowzow gerichtet, dass diese Frage der naturgemässen Ent- 
kelung der Dinge zu überlassen und nicht durch zwingende Re- 
ungsmassnahmen zu entscheiden ist. Von diesem Gesichtspankt 
sind sie nicht abgewichen: hierauf beruht einerseits die von ihnen 
anerkannte Nothwendigkeit, die o6ıumsa und die solidarische Haft 
überall dort aufrecht zu erhalten, wo sie bis jetzt bestanden haben, 
andererseits aber auch das den Bauern verliehene Recht, bei einer 
bestimmten Stimmenmajorität den Gemeindebesitz überall dort ab- 
zuschaffen , wo derselbe mit der allmäligen Entfaltung des wirth- 
schaftlichen Lebens sich für die Bauern selbst als drückend erweist 
und wo der Gutsbesitzer hierzu seine Zustimmung ertheilt oder 
durch die Einzahlung eines Kapitals, welches dem Zehnfachen der 
Jahrespacht entspricht, sichergestellt ist. Die grosse Verschiedenheit 
der widersprechenden und unter sich unvereinbaren Aeusserungen 


N 
Dr: 


Nıl,e. pag. 647— 649. 
Al ec. pag. 649. 
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der Mitglieder der Gouvernementscomite’s hat die Redactionscom- 
missionen davon überzeugt, dass der von ihnen gewählte vermit- 

#telnde Weg der richtigste ist, und dass jedes Abweichen von dem- 
selben nicht allein mit den schädlichsten Folgen, sondern auch mit 
einer, durch Nichts zu rechtfertigenden Störung des historischen Ganges 
des gesellschaftlichen Lebens Russlands verbunden sein würde). 

Die grundbesitzrechtlichen Verhältnisse in den neurussi- 
schen Gouvernements (Jekaterinoslaw, Taurien und Cherson) 
beanspruchten wegen ihrer eigenthümlichen Gestaltung eine geson- 
derte Berathung Seitens der Redactionscommissionen. Kleinrussen 
bilden einen bedeutenden Theil der Bevölkerung. Die in ihrer 
Heimath übliche Besitz- und Nutzungsart haben sie auch hier zur 
Geltung gebracht: den hofweisen erblichen Besitz. Eine feste Form 
der grundbesitzrechtlichen Beziehungen hat sich jedoch in diesen 
Landstrichen noch nicht ausgebildet: bei dünner Bevölkerung hat das B 
fruchtbare Land einen nur geringen Werth, diese Gouvernements sind 
erst jüngst colonisirt. Sehr verbreitet ist noch die wilde Feldgras- 
wirthschaft (saseskuaa oder nepe1oxnaa cncrema mozeronenBa): der 
fruchtbare jungfräuliche Boden wird aufgerissen, einige Jahre mit 
Getreide bestellt und dann, sowie die Erträge abnehmen, liegen Ba 
lassen. Bei dem geringen Werth des Bodens ist das in bäuerlicher 
Nutzung befindliche Land überhaupt nicht begrenzt. Die Guts- 
besitzer selbst erklären häufig in den eingesandten Beschreibungen 
ihrer resp. Landgüter, dass ihre Bauern das Land unbegrenzt nach 
ihren Mitteln und Arbeitskräften, nach ihren Bedürfnissen und 
Wünschen nutzen. In einigen Keseniden hat die Bevölkerung so W 
zugenommen, dass jene freie occupatorische Nutzungsart aufgegeben 2 
werden musste: es hat sich hier eine Vierfelderwirthschaft ausge- E 
bildet, nach welcher zwei Felder als Aecker bestellt, die beiden 
anderen im Bruch belassen und als Weide genutzt werden, hier 
und da werden die den Dörfern zunächst belegenen Grundstücke 
nach der Dreifelderwirthschaft mit bleibendem Ackerland bestellt. 
Die mit Zunahme der Bevölkerung entstehende Beschränkung in 
der Nutzung des Grund und Bodens hat in einigen Ton de ki 
zur grossrussischen Grundbesitzform, d. h. zum Gemeindebesitz, in 
anderen dagegen zur kleinrussischen, d. h. zum persönlichen PR % 
besitz geführt. Wie in Kleinrussland haben sich auch hier auf 
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?) Die allendlichen Beschlüsse der Redactionscommissionen in diesen Frage, 
wie sie dem Haupteomite unterbreitet wurden, finden sich am Schlusse des 
Bandes II, Theil I, pag. 692 ete. E 
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en Gütern verschiedene Kategorien von Bauern (nach der 
e des Grundbesitzes) gebildet: Vollbauern (Täglobauern, 
sie), die Arbeitsvieh halten, Kleinbauern (m&mie d. i. Fuss- 
iter), die ohne Arbeitsvieh sind; es hat sich jedoch — im 
Unterschied zu Kleinrussland — hier noch keine Landlosigkeit 
unter den Bauern entwickelt: alle Bauern, hier und da selbst bei 
der letzten Revision als Hofsleute verzeichnete Leute haben Grund- 
pt. 

- Wenn nun auch die Redactionscammissionen der Meinung waren, 
ss das im Kleiprussen steckende Streben nach anbehtndeie 
önlichem Besitze im Laufe der Zeiten hier zu dieser Grund- 
tzform führen wird, so sprechen sie sich jedoch unbedingt gegen 
künstliche Massnahme aus, die diesen Process beschleunigt. 
Ihr Antrag geht demnach dahin, in den neurussischen Gouverne- 
ments das gesammte, den Bauern zufallende Land ungetheilt der 
‚esammten ländlichen Gemeinde zuzusprechen, und dieser die Ent- 
scheidung über die Besitzart (ob Gemeindebesitz mit solidarischer 
Ha t oder persönlicher erblicher Besitz) zu überlassen. In denjenigen 
Gemeinden, wo die grossrussische Grundbesitzfurm sich vollständig 
ausgebildet hat, soll der Uebergang zum persönlichen Grundbesitz 
nur bei einer °/; Majorität — wie in den anderen Gouvernements 
mit Gemeindebesitz — gestattet sein. — Zu dem Beschluss, der 
Gemeinde, nicht den einzelnen Wirthen auch dort das Land zuzu- 
the len, wo hofweiser Besitz besteht, hat auch der Umstand die 
actionscommissionen geführt, dass auch in den Landstrichen mit 
ersönlichem, bleibenden Besitze die Weiden, die in Folge der hier 
entwickelten Viehzucht eine grosse Bedehtang haben. überall ge- 
meinsam genutzt, selbst die Wiesen grösstentheils jährlichen Um- 
theilungen unterliegen. Der Gemeinde muss auch in soweit ein 
fügungsrecht über den Grund und Boden zugesprochen werden, 
ls die wilde Feldgraswirthschaft mit wechselndem Ackerland oa 
vielfach üblich ist. ') 

Wie aus dem Dargelegten ersichtlich haben sich die Redactions- 
iksionen bei ihrer Entscheidung über die Beibehaltung des 
“ meindebesitzes weder durch seine social-ökonomische, noch durch 
ne nationale Bedeutung bestimmen lassen. Die Basis ihres Be- 
schlusses ist die vorläufige Erhaltung der bestehenden Grundbesitz- 
Dim, die allendliche Entscheidung wird der Zukunft vorbehalten. 


s. 
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Ben) Band II, Theil I, Cap. I: 06% ocnosanin u pasmkpb Haybaa. pag. 1— 
12, ; inebesondere pag. 6466. 
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Diesen Grundsatz vertraten die Redactionseommissionen auch 
dem von mehreren Seiten gestellten Antrage gegenüber, den Ge 
meindebesitz in einigen Gouvernements einzuführen, in welchen 
bisher individueller erblicher Grundbesitz besteht. Ein solcher An- 
trag lag ihnen bei der Berathung über die grundbesitzrechtlichen 
Verhältnisse in den kleinrussischen Gouvernements Poltawa, Tscher- 
nigow und Charkow vor.'!) Hier ist seit Alters die Woertheilunes des in | 
bäuerlicher Nutzung befindlichen Landes sehr verschiedenartig. Wie ; 
bemerkt sind hier die beiden Hauptkategorien: die Vollbauern (Täglo- 
bauern, Tarızıe), die Zugvieh, und die Kleinbauern (m5mie), die 
kein Zugvieh haben. Die Vollbauern verfügen über ein grösseres 
Landareal als die Kleinbauern und sind mit grösseren Leistungen 4 
an den Grundherrn belastet als letztere. Daneben finden sich auf 
vielen Gütern Uebergänge von den Voli- zu den Kleinbauern, wie 
von den Kleinbauern zu den landlosen Arbeitern. Als Vollbauern 
werden im Allgemeinen diejenigen angesehen, die über ein Paar 
Arbeitspferde oder Zugochsen verfügen, als Halbbauern (Halbtäglo- 
bauern, mo1yrTarasıe oder OAHOBOAOBLIE) aber diejenigen, die nur ein 
Pferd oder einen Zugochsen haben. Diese nutzen demnach auch 
ein geringeres Landquantum als die Vollbauern. Auch unter den 
Kleinbauern finden sich mehrere Klassen: solche Bauern, die ein 
Gehöft, etwas Acker- und Wiesenland, solche, die ausser dem Ge 
höft entweder kein Acker- oder kein Wiesenland haben, endlich 
solche, die nur im Besitze eines Gehöftes sind. Die letzte Gruppe 
bilden die Bauern, die über gar keinen Grundbesitz verfügen und 
bei Verwandten oder auf dem Herrenhof wohnen. Die Bauern der 
letzteren Kategorien empfangen den Bedarf an Getreide, Heu etc. 
aus dem Ertrage der Wirthschaft des Herrenhofs, indem ihnen ein 
bestimmter Theil der von ihnen bestellten Ernte zufällt.?) Der 



























') Band I, Theil I, pag. 44-66. = 

?) Auf den gutsherrlieben Gütern im Gouvernement Paliaris von über 100 k 
Seelen, über welche die betreffenden Daten zusammengestellt sind, beträgt die 
Zahl der Vollbauern 18,6%, der Halbbauern 8°%,, der Ka e 73,4%, im. 
Gouvernement Tschernigow: Vollbauern (rarızıe) 63,84%, Kleinbauern (ubnie) 
36,16%. — Nach den vorliegenden Daten befinden sich im Gouvernement Pol- 
tawa 83,193 bäuerliche Wirthe, die Gehöft und Ackerland, 47,674 Wirthe, die 
nur ein Gehöft haben, und 24, 940 Bauern sind selbst ae Gehöft, also ganz 
ohne Grundbesitz. Die Zahl der mit Land dotirten verhält sich zu der nicht 
dotirten Bauern wie 1,9:1. — Im Gouvernement Tschernigow nutzen Ackerland 
100,059 Bauern, haben nur ein Gehöft inne 5456, ganz ohne Grundbesitz 33,447. 
Das Verhältniss der Dotirten zu den Landlosen ist 2,5:1. Bd. Il, pag. 45— 
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r verfügt direet über das Land (Vertheilung desselben, Be- 
- von durch Todesfall erledigten Höfen etc.) Nur ganz aus- 
weise scheint die Gemeinde ein solches Recht auszuüben. !) 


erliehe Wirthschaft. Bei einer zwangsweisen Einführung des 
meindebesitzes unter Bauern, die durch keinerlei Tradition eine 


lungen zu Stande kommen. Unter den bäuerlichen Familien 
rden Zerwürfnisse sich einwurzeln, die den Bauern unbekannte 
solidarische Haft in Betreff der Prästanden würde ihnen äusserst 
ungerecht erscheinen. Eine unvermeidliche Folge der Einführung 
leicher Täglolandtheile, die in Kleinrussland nicht bestehen, wäre 
eine vollständige Umwälzung der bäuerlichen Wirthschaften. 
einer solchen Vertheilung des Landes würden am meisten die 
rthschaften der arbeitsamsten Bauern leiden, welche ihr Arbeits- 
yieh haben und bis jetzt über ein grösseres Landquantum verfügen, 
als bei einer allgemeinen Umtheilung des Landes ihnen zufallen 
vürde. Demnach sprechen sich die Redactionseommissionen gegen 
Einführung des Gemeindebesitzes in den Gouv. Poltawa und 
chernigow und für die Erhaltung der bestehenden Grundbesitz- 
m aus: mit gewissen, in bestimmten Fällen einzutretenden Modi- 
onen, auf welche wir nicht einzugehen haben, soll einem jeden 
ıswirthen das Landareal, das er im Jahre 1859 genutzt hat, zur 
erbliehen Nutzung zugetheilt werden. 

> Noch ein zweites Mal hatten die Redactionscommissionen auf 
diese Frage zurückzukommen. In der zweiten Periode der Arbeiten 
der Redactionscommissionen stellen mehrere Glieder der betreff. Gou- 
nementscomite’s u. A. den Antrag, in den bezeichneten zwei klein- 
schen Gouvernements den Gemeindebesitz einzuführen. Die 
etionscommissionen bleiben bei ihren ersten Beschluss, indem 
nochmals den Grundsatz, den sie überall aufrechtzuerhalten 


) Hierauf weist der Expert M. P. Posen hin: freilich habe der Wille des 
Gu sherrn einen entscheidenden Einfluss auf die Vertheilung des Landes, doch 
emeinde nehme auch hierbei Antheil, ganz wie auch in den grossrussischen 
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suchen, zur Geltung bringen, dass bei der bevorstehenden Umge- 
laltune der bäuerlichen Verhältnisse so viel als möglich die in 
jedem Gebiet bestehende ökonomische Organisation zu bewahren 
ist, ohne sich durch irgend welche allgemeine theoretische Prin- 
eipien hinreissen zu lassen. Als Ergänzung zu dem Vorhergesagten “ 
bemerken sie noch, man künne ganz sicher behaupten, dass bei ; 
Ablösung des in bäuerlicher Nutzung befindlichen Landes, das ja 3 
das allendliche Ziel der Reform ist, nicht ein Dorf in jenem Gebiet 3 
sich bereit finden würde, das Land als Gemeindeeigentbum zu kaufen, 
ein jeder Wirth wird dasselbe zum Eigenthum seiner Familie zu 
erwerben wünschen. Der Bauer kennt dort nur persönliches Eigen- 
thum, nur solch’ ein Eigenthum kann die Wünsche und Hoffnungen 4 
der Bauern dieser Gouvernements befriedigen. Wesshalb soll für die 
kurze Zeit der Nutzung von gutsherrlichem Lande den Bauern die 
ihnen unbekannte Organisation des Gemeindebesitzes gelehrt werden, 
die sich hier nicht einbürgern, sondern zerfallen wird? — Wenn # 
nun auch die Redactionscommissionen den einzelnen Bauern die 
resp. Landestheile zuweisen, so soll doch die Gemeinde gewisse 
Rechte über das Land besitzen: die Verfügung über das ungetheilte, 
gemeinsam genutzte Land (Weide etc.) sowie die zeitweilige Ver- 
fügung über die (durch unbeerbten Todesfall, durch freiwilliges 
Aufgeben) frei gewordenen Höfe, resp. deren Vergebung an Ge- 
meindegenossen. 1 
Bei näherem Eingehen auf die Daten über die erundbesitz- 
rechtlicheu Verhältnisse in den einzelnen Landestheilen der drei 
Gouvernements ergab es sich, dass im nördlichen Theil des Gouv,. 
Tschernigow, sowie im nordwestlichen Theil des Gouv. Charkow 
dieselben sich mehr der grossrussischen Form als der kleinrussischen 
nähern. Eine feste Grenze liess sich nicht ziehen, da die Ueber- 
gänge von der einen Grundbesitzform zur anderen kaum merklich 
sind. Als entscheidende Merkmale wurden angenommen: die Zahl 
der mit Land dotirten Bauern im Verhältniss zur gesammten länd- 
lichen Bevölkerung, die Gleichmässigkeit der Landtheile und die 
Verfügung über das Land durch die Gemeinde. Wo Gemeinde- 
besitz üblich, soll er erhalten werden, desgleichen wo persön- 
licher Besitz besteht. In zweifelhaften Fällen soll die Entschei- 
dung, ob Gemeindebesitz oder erblicher persönlicher Besitz, durch 
Vereinbarung der Bauern mit dem Gutsbesitzer, resp. durch die 
staatlichen Organe für die Regelung der bäuerlichen Verhältnisse 
erfolgen. 2 


) Bd. II, pag. 52-53, 58-63 
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Nehoit iR Behandlung der Prineipienfrage: ob der Ge- 
ebesitz bei Aufhebung der Leibeigenschaft in Einzelbesitz um- 
deln oder beizubehalten ist, wird die aus dem Geimeindebesitz 
rende Specialfrage der Umtheilungen des Gemeinde- 
des von den Redactionscommissionen gesondert berathen. 
Die Vorlagen der Gouvernementscomite’s in Betreff der Umthei- 
lungen der bäuerlichen Grundstücke (nepepb.ısı RPecTbaHcknxB YyacT- 
koBb) lassen sich gleichfalls in drei Gruppen theilen '). 
© Die erste besteht aus den Vertretern der infländischen Kreise 
(Gouv. Witebsk), die Majorität und eine Minorität von 10 Mitgliedern 
des Comit@’s Kursk, Nishni - Nowgorod (die Minorität), Orenburg, 
Pensa; sie hiess die Umtheilungen vollständig. Die er- 
nten fünf Mitglieder des Comite’s von Ssimbirsk wollen, dass 
die Landstücke, welche freiwillig aufgegeben und die wegen 
kstände abgenommen sind, den neu hinzukommenden Täglo’s 
zugetheilt werden. 

Hi Die zweite Gruppe, repräsentirt durch die Vertreter der weiss- 
tussischen Kreise des Gouvernements Witebsk, der Gouvernements- 
comit®’s Wologda (Majorität), Wätka, Kasan, Kaluga (für die zeit- 
weilig verpflichtete Periode), Kostroma, Kursk (eine Minorität von 
' itgliedern), Moskau (die Majorität), Nowgorod, Olonez, Orel (Ma- 
jorität), Petersburg, Poltawa, Räsan (Minorität von 2 Mitgliedern), 
Smolensk, Tambow, Tula (Minorität) und Charkow, spricht sich für 
Zulassung von Umtheilungen aus, denlah mit gewissen 
Beschränkungen: entweder in bestimmten Fällen, oder nur bei 
einer bestimmten Stimmenmajorität in der Gemeindeversammlung, 
er mit nachfolgender Zustimmung des Gutsbesitzers. (Der Graf 
nin meinte bei Berathung der Petersburger Vorlage, dass in Be- 
treff der Umtheilung der Täglolandtheile keine Beschränkungen fest- 
llt werden könnten: Umtheilungen seien nach grossen Rekru- 
tenaushebungen und aus anderen Veranlassungen unvermeidlich, wie 
B. beim Verlassen eines Gutes von Seiten vieler Wirthe mit ihren 
ilien auf längere Zeit, was beim Uebergang von der Frohne 
Geldpacht wahrscheinlich nicht selten in grossem Masstabe er- 
n werde). Die Umtheilungen werden auf folgende Fälle be- 
schränkt: 

E a) Bei Abnahme der Bevölkerung — wenn die Zahl der 
äglo’s sich um " (Kostroma und die Minorität in Nowgorod), 
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9) Bd. II, Theil I, Cap. IV, pag. 468--469 und 477-478. 
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um NY, (die weissrussischen Kreise, die Majorität in Nowgorod, dies 
Comite’s von Olonez und Petersburg) vermindert. Die Majorit 
in Kaluga lässt Umtheilungen nicht allein im Falle der Abnahm« 
zu, sondern auch im Falle der Zunahme der Bevölkerung um Y,, 
jedoch nur nach Gemeindebeschluss und mit Zustimmung des Guts- 
besitzers.. Das Comit& von Orel (Majorität und eine Minorifät) 
weist auch auf die Abnahme der arbeitsfähigen Arbeiter (TAr10BLIX% 
padoruukorp), als auf eine Veranlassung zum Aufgeben der Nutzung 
der überschüssigen Landstücke hin , ohne jedoch einen Bruchtheil N 
der Abnahme zu fixiren. or 

b) Beim Uebergang zu einem vollkommeneren Be- 
wirthschaftungssystem (die weissrussischen Kreise, Nowgorod, R 
ÖOlonez, Petersburg und Pskow). Are 

c) Beim. Wunsch der Gemeinde, vom Gemeindebesitz zum 
persönlichen Besitz überzugehen (die Minorität in Nowgorod), 

d) Nach den beiden Vorlagen des Comite’s von Orel beim 
Unvermögen eines Hauswirthen, seinen Verpflichtungen nach- r 
zukommen. Eine Veränderung der Täglolandantheile unter den 
Mitgliedern der Gemeinde lassen diese Vorlagen in dem Falle zu, 
wenn der Gutsbesitzer einigen Mitgliedern der Gemeinde minde- v 
stens '/; der Täglolandantheile, die sie bisher selbst genutzt haben, 
verkauft. BE 

e) Die Majorität des Comite’s Kaluga lässt nur noch bei Ein- 
führung des neuen Gesetzes eine Umtheilung des Landes zu und 
verpflichtet hierbei die Gemeinde, dafür Sorge zu tragen, dass das » 
Areal der Landantheile nicht unter ', Dessätine (für das Täglo) 
zersplittert werde; eine weitere Zersplitterung der Landantheile wird 
verboten. »E 

f) Mehrere Comite’s, und zwar Wätka, Moskau, Räsan (eine 
Minorität von zwei Mitgliedern) und Tambow, verlangen, ohne 
bestimmte Fälle anzuführen, dass Umtheilungen nur bei der drin 


und das Comitd von Smolensk verlangen neben einem solchen Be- 
schluss: erstere die Bestätigung des Friedensvermittlers , letzteres“ 
die Zustimmung des Guisbesitzers und den Beschluss der Wolost- 
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raltung; vier Vorlagen (die Majorität und eine Minorität des 
es Wologda, Kostroma, sieben Mitglieder aus Kursk , das 
ite Poltawa) wünschen die Zustimmung des Gutsbesitzers. Die 
tät in Moskau und die Minorität in Wologda treten für das 
t der Umtheilungen und der Zersplitterung der Landantheile 
» die besondere Genehmigung des Gutsbesitzers ein, indem sie 
h auf das ministerielle Schreiben an den Petersburger General- 
erneur vom 5. December 1857 berufen. Tambow lässt Um- 
ungen nur mit Zustimmung von °/,o (?) aller Täglobauern und 
‚Gutsbesitzers zu, Kasan überträgt der Gemeinde die Aufsicht 
ber, dass die Felder nur bei dringendster Nothwendigkeit 
etheilt werden. Die Minorität im Comite Tula stellt fest, dass 
Recht auf bäuerliches Land nicht der Gemeinde das Recht 
erleiht, in beliebigen Fristen allgemeine Umtheilungen der Land- 
antheile unter ihren Mitgliedern vorzunehmen , dass vielmehr — 
jach der Analogie wie in den Domänendörfern — alles Land nur 
estbestimmten Zwischenräumen, von einer Revision zur an- 
,„ nach Seelen umgetheilt wird. Der Gemeinde wird nur die 
heilung der Landantheile zugestanden, welche ihr zur Ver- 
ng zurücklallen (durch Todesfall, Wegzug etc.) und welche 
wegen Rückstände den bisherigen Nutzniessern abgenommen werden. 
Die dritte Gruppe, sich bildend aus den Majoritäten von Nishni- 
Nowgorod und Ssimbirsk und aus Cherson,, überlässt dem Gut- 
ken, der Gemeinde die Entscheidung über Umtheilungen des 
Gemeindelandes. 

pie übrigen Comite’s berühren nicht diese Frage. 

Soweit die westlichen Gouvernements sich hierüber vernehmen 
a sen, stellen sich diese Comite’s wie folgt zur Sache: die weiss- 
russischen Mitglieder des Comite’s Witebsk lassen, wie bereits be- 
merkt , Umtheilungen nur bei einer bestimmten Stimmenmajorität 
und en höherer Bestätigung zu, und zwar in zwei Fällen: bei 
Verminderung der Täglo’s auf “> Hälfte und beim Uebergange zu 
einem besseren Bewirthschaftungssystem. Das Comite Mohilew ge- 
e£ Umtheiluugen nur mit Bestätigung der Kreiscommission in 
en dringender Nothwendigkeit, wie z. B. beim Uebergang zu 
einem besseren Bewirthschaftungssystem. 

X Die Redactionscommissionen sprachen sich in dieser Frage 
folgendermassen aus: ') Die Sitte der Umtheilungen ist hauptsäch- 
durch den Mangel an Gewohnheit oder an Nothwendigkeit zur 
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sorgfältigen Bearbeitung des Bodens und durch die natürliche Frucht- 
barkeit des Bodens zu erklären, welcher entweder gar keine Dün- 
gung verlangt oder bei der geringsten Düngung gute Ernten liefert, 
Auf die allmälige Ausrottung dieser Gewohnheit zielt nicht allein. 
beständig die Sorge der Gutsbesitzer hin, sondern es suchen auch 
die arbeitsameren Bauern, welche in jeder Umtheilung unvermeid- 
liche und durch Nichts zu ersetzende Schäden für sich erblicken, 
ihnen zu steuern. Es unterliegt kaum einem Zweifel, dass eine 
solche zufällige Prämie, die in Folge der Umtheilungen perioden- 
weise den Nachlässigsten unter den Bauern zufällt und alle Bedin- 
gungen und Merkmale einer regelrecht eingerichteten Lotterie in 
sich schliesst, die schädlichste Wirkung auf die Entwickelung des 
Geistes der Arbeitsamkeit im Volke hat, und dass die schlimmen 
moralischen Folgen. die aus einer solchen Einrichtung entstehen, in 
bedeutendem Mass die schnell vorübergehenden und kleinen Vor- 
theile aufwiegen, die durch dieselben den heruntergekommenen 
Bauern auf Rechnung der ordentlichen und haushälterischen zu- 
fallen. Aus der Vereinigung dieser Betrachtungen erklärt sich sowol 
die entschiedene Abneigung gegen das System der Landumtheilungen 
in der Literatur, als auch besonders die deutlich ausgeprochene 
Verurtheilung derselben durch die Gouvernementscomite’s, aus deren 
Zahl nur sehr wenige für sie eintreten. Die übrigen Comite’s 
konnten den Umstand nicht ausser Auge lassen, dass beständige 
Umtheilungen, indem sie die Neigung der Bauern zur Düngung des 
Bodens etc. vermindern und desshalb allmälig und unvermeidlich 
auf das materielle und moralische Leben der Bauern selbst schäd- 
lich wirken und sie herunterbringen, nicht ohne directen und schäd- 
lichen Einfluss selbst auf den Grad ihrer Fähigkeit zur Erfüllung 
ihrer Verpflichtungen an den Gutsbesitzer sind. K 



























Gegen diese Ausführungen lässt sich, erklären die Redaetions- 
” ” . Ku 
eommissionen, gerechter Weise nur anführen: 


1) dass in einigen Theilen Russlands, besonders in den Steppen- 
gegenden, die aufgezählten Mängel zum Theil in Folge der sehr 
grossen und nur langsam sich erschöpfenden Fruchtbarkeit 1 
Bodens nicht hervortreten, und an 


2) dass in diesen Gegenden diese Sitte sich so tief in die Ge- 
wohnheit des Volkes eingewurzelt hat, dass der Buchstabe des Ge- 
setzes allein zur Ausrottung des Uebels nicht hinreichend wäre und 
ein unbedingtes Furdern des Gesetzes sich als sehr beengend in der 
bäuerlichen Wirtbschaft erweisen würde. 






























‚sorgfältige Erwägung dieser Momente, verbunden mit dem 
e, soweit möglich die Aufstellung sehr specialisirter Regeln zu 
den, hat die Redactionscommissionen zu der Ueberzeugung 
‚cht, dass der Einfluss der besseren und arbeitsamen Bauern, 
‚ derselbe nur etwas durch das Gesetz geschützt wird, zur all- 
‚en Ausrottung der Umtheilungen dort genügend sein wird, wo 
in Wirklichkeit schädlich sind, und zu ihrer successiven Beseiti- 
g in dem Mass beitragen wird, als der aus ihnen entstehende 
theil sich effectiv zeigt. Das Gesetz muss daher in diesem 
nur als Stützpunkt für die allmälig sich entwickelnde Er- 
tniss dienen. Desshalb untersagen auch die Redactionscommis- 
jen nicht unbedingt Umitheilungen, sondern erschweren nur die- 
en und beschränken hierin die Willkür der Gemeinde durch die 
orderung einer sehr bedeutenden Majorität zur Entscheidung über 
sine jede neue Landumtheilung. Diese Majorität soll nach Ansicht 
der Redactionscommissionen aus nicht weniger als °/,. der Haus- 
wirthe bestehen. 

> Bei der Vernehmung von Einwendungen Seitens der Gouver- 
ementscomite’s') gegen die vorläufigen Beschlüsse der Redactions- 
issionen, treten Besobrasow, Fürst Gagarin und Schidlowski 
diese, die Gemeinde beengende Bestimmung auf und plaidiren 
ine grössere Freiheit der Selbstverwaltung in wirthschaftlichen 


trafen Lewaschew und Schuwalow vertreten nochmals die An- 
‚des St. Petersburger Comite’s. Zweiunddreissig Mitglieder des 
iten Aufgebots erklären sich ungeachtet der Schäden der Umthei- 


semeindebesitz sind Umtheilungen unvermeidlich. Wenn das Land 
‚Versorgung der ganzen Gemeinde zugesprochen und gemäss den 


en, bei jeder Veränderung im persönlichen Bestande derselben, so- 
ie beim Austritt einzelner Bauern aus der Gemeinde die Umtheilung 
‚nieht vermieden werden. Umtheilungen sind nicht durch die 
htbarkeit des Bodens, der ohne Düngung gute Ernten trägt, be- 
t, wie die Redactionscommissionen versichern; in vielen Gouver- 
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nements wird das ganze Winterfeld gedüngt, Umtheilungen finden 
aber doch auch hier sehr häufig statt. Die Bauern theilen in Folge 
unvermeidlicher Forderungen des Gemeindebesitzes und zwar s0- 
wie die Zahl der Täglo’s sich ändert. Zuerst theilt bei der Ver- 
minderung der Täglo’s in einer Familie und der Zunahme derselben 
in einer anderen Familie die erstere Familie der zweiten einen = 
sprechenden Theil von jedem ihrer Felder zu, und so hat die awyeale 
Familie jedes Feld an zwei Stellen. Falls nr diese Familie 
einen Täglolandtheil übernimmt, so kann eventuell jedes Feld einer i 
Familie an drei Stellen zu liegen kommen. Ausserdem verändert 
sich häufig die Gesammtzahl der Täglo’s in einem Dorf, wobei auch e 
Umtheilungen nicht vermieden werden können. Falls es keine 
Umtheilungen geben würde, bestände auch kein Gemeindebesitz, 
sondern es bestände getheilter Besitz mit Gemenglage der einzel- 
nen Landstücke. Die Sitte der Umtheilungen hat sich nicht allein. 
im Gebiet der Schwarzerde eingewurzelt, sondern auch in den ande- 
ren Gouvernements — in Folge der Forderung des Gemeindebe- 
sitzes, der sich mit Einführung der Schollenpflichtigkeit ausgebildet 
hat. Arbeitsame Bauern beschweren sich über die Umtheilungen, 
können ihnen jedoch nicht entgehen, wenn die Zahl der Täglo’s in 
den einzelnen Familien sich verändert hat und hierdurch eine 2 

grosse Zersplitterung der Landstücke des jedem bäuerlichen Hof A 
stehenden Landantheils entstanden ist. Desshalb meinen die 32 De 
putirte, dass den Bauern das Land umzutheilen, nicht verboteı 
Barden kann: die Zustimmung von ho der Hauswirthe zur Au 
























mit der ve der Balıan ne und Untheilunal 
sich nicht lange halten werden, da die Bauern, die nicht ihr Land 
gekauft haben, allmälig zu Biarze des Landes umgewandelt werden. 
Ein freier Pächter aber wird niemals sich entschliessen, unter den 
Bedingungen des Gemeindebesitzes, der solidarischen Haft und 
Umtheilungen Land in Pachtbesitz zu übernehmen. B% 

Die Redactionscommissionen hatten schon in der zweiten Periode 
ihrer Thätigkeit die Einwendungen der genannten Mitglieder der 
Gouvernementscomite’s ersten Aufgebot’s vor Augen. Diese Einwen- 
dungen waren fast ausschliesslich gegen die erste Bestimmung der 
Commissionen gerichtet, durch welche für Umtheilungen eine Majo- 
rität von °/,o aller Wirthe des Dorfes verlangt wurde. Besobrasow, 
Koschelew und die Anderen haben — erklären jetzt die Redactions- 
commissionen — nicht ohne Grund in einer solchen Bestimmung 
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inde gesehen; desshalb wurde, gemäss dem Vorschlag von 
elew, ia der zweiten Periode die Majorität von °/,o in eine 
%/, umgewandelt. ') 
Im Gesetz vom 19. Februar 1861 ist dieser Beschluss der Re- 
i tionscommissionen acceptirt. 
4. In der Behandlung dieser Frage lässt sich eine, wie aus den 
br ahrungen der Folgezeit sich ergiebt, artärentaerioil Schwan- 
kung nachweisen. War auch die Beibehaltung des Gemeindebesitzes 
e der bestehenden Besitz- und Wirthschaftsform vollständig conform 
on von der Staatsregierung normirten Grundsätzen, nach welchen 
li ensestaltung der bäuerlichen Verhältnisse zu erfolgen hatte, so 
prach die Zulassung von Umtheilungen des Gemeindelandes auf 
Beschluss der Gemeinde, wenn auch nur bei einer Majorität von 2/,, 
durchaus nicht den zuerst von der Staatsregierung aufgestellten 
ndprineipien. Wie aus den oben auszüglich mitgetheilten mini- 
iellen Schreiben an die Generalgouverneure zu ersehen, verlangte 
die Regierung, es sei dahin zu streben, dass häufige Umthei- 
lungen und Zerstückelungen der Belder nicht zugelassen 
werden. Dass unter dieser Bestimmung nicht verstanden ist, der 
bäuerlichen Gemeinde, wenn auch nur bei einer grossen Majorität, 
die unbeschränkte Verfügung über das Gemeindeland zu überlassen, 
neh der ihr zu Grunde liegende Gedanke eine gesetzliche 
sanisation des Gemeindebesitzes ist, ergiebt sich mit 
voller Sicherheit aus den anderen, den Gemeindebesitz betreffenden 
Gr ndsätzen. Die ministeriellen Schreiben erklären es für noth- 
wi rendig, zu bewahren und zu bestimmen: „das Recht des Hauptes 
der bäuerlichen Familie, das Erbfolgerecht in Betreff des Gehöfts 
ind der Tägloantheile und die Bedingungen, unter welchen Familien- - 
'heilungen zugelassen werden.* Der Minister mag hierbei die 
schlimmen Folgen, welche die Landumtheilungen unter den Domänen- 
bauern ?) hervorgerufen, vor Augen gehabt haben. Die Redactions- 
commissionen huldigten dagegen dem Gedanken, dass sowol in 
Betreff der periodischen allgemeinen Umtheilungen , als überhaupt 
rer der Verfügung über das Gemeindeland der Gemeinde 
® unbeschränkte Vollgewalt zu überlassen sei. Solches trat auch 
Eı.. bei der Berathung über das Erbfolgerecht.°) Wenn 
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4 ?) Siehe oben Seite 144—147. 
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auch im Allgemeinen die Gouvernementscomite’s die Ausdehnung k 
des sonst im Reich bestehenden gesetzlichen Erbrechts auf die 
bäuerliche Bevölkerung ausgedehnt wissen wollen, einige derselben 
hierbei auch die Anerkennung örtlicher Sitte wünschen, fügen die 
Comite’s der Gouvernements Pskow und Witebsk (sowie die all- 
gemeine Kiewer Commission) noch hinzu, dass das bäuerliche Ge- 
höft bei Erbtheilung (nach dem Vorschlag der Kiewer Commission 
— auch beim Verkauf) ein nicht zu theilendes Ganzes bilden soll, 
Auf dieser Grundlage gestattet die Kiewer Commission die Thejl- 
barkeit eines ausgedehnten Gehöftes nur nach Gemeindebeschluss 
mit Zustimmung des Gulsherrn in Betreff der noch nicht gekauften 
Gehöfte, dagegen mit Zustimmung des Vorstandes der Gemeinde 
in Betreff der gekauften Gehöfte, doch stets unter derselben Be- 
dingung, dass keines von den, durch Theilung sich bildenden Ge- 
höften weniger als 600 Quadratfaden in sich schliesse. Diese letztere 
Beschränkung verlangt auch das Tschernigowsche Comite; das 
Witebskische bestimmt, dass derjenige, der bei einer Erbtheilung 
das Gehöft zu übernehmen wünscht, die anderen Erbberechtigten 
entschädigt, das Pskowsche endlich, dass der ganze Landantheil 
auf den Aeltesten in der Familie übergeht, oder auf denjenigen, 
der mit den Rechten des Hauswirthen auch die Verpflichtungen 
desselben übernimmt. 

Die Redactionscommissionen erklären sich aber gegen jede ge- 
setzliche Normirung der Erbschaftsverhältnisse, sie überlassen 
dieselbe der örtlichen Sitte, d. i. der Gemeinde resp. dem Ge- 
meindegericht.. Sie dedueiren hierbei folgendermassen: In der Ge- 
setzgebung bestehen keinerlei Bestimmungen solcher Art, nur für 
eine ganz geringfügige Zahl von Domänenbauern und zwar für die 
auf Familienhöfen (cemefinsıe yyacrku) angesiedelten, existiren ge- 
setzliche Bestimmungen, nach welchen dieser Hof wie die auf 
demselben aufgeführten Wohn- und Wirthschaftsgebäude, die Acker- 
baugeräthe und eine bestimmte Anzahl von Vieh auf Einen der 
Erben in vollem Bestande übergeht, das übrige Vermögen des 
Verstorbenen jedoch unter die Erben auf Grundlage der allgemeinen 
Gesetze und der örtlichen Gewohnheit getheilt wird. Ohne 
dass ein Gesetz hierüber besteht, regeln sonst die Domänenbauern 
die Erbschaftsverhältnisse nicht nach dem Gesetz, sondern nach 
alter Sitte. Nur ganz ausnahmsweise entstehen Streitigkeiten hier- 
aus, wenigstens werden sie nicht über die Entscheidung der Ge- 
meinde hinaus verfolgt. Die Festsetzung besonderer Gesetzes- 
bestimmungen (neben den allgemeinen) für die aus der Leibeigen- 
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jenden“ Bauern würde dasselbe Resultat zu Tage fördern, 
bei den Domänenbauern zu finden ist: sie würden sich nicht 
dem Gesetz, sondern nach ihrem Gewohnheitsrecht richten 
ıtspricht demiikth der Lage der Dinge, wenn gesetzlich fest- 
wird, dass die Erbtheilungen nach brtlieheh Sitte erfolgen. 
yei babtäheh Erbschaftsregulirungen, bei welchen es sich um ein 
sseres Vermögen handelt — die Grösde wird auf 300 Rubel, nach 
Gesetz vom 19. Februar auf 100 Rubel normirt — sollen die 
cheidungen der bäuerlichen Gerichte nicht allendlich sein, son- 
ı Appellation an die höheren Instanzen gestattet werden. 

Von demselben Gesichtspunkte gehen die Redactionscommis- 
jen in Betreff der Frage der Theilbarkeit'!) des bäuerlichen 
des aus: wenn auch nach bestehendem Rechte (Band IX des 
0d, Art. 826) das im Eigenthum von Bauern befindliche Land 
‚unter acht Dessätinen getheilt werden darf, so finden doch 
Redactionscommissionen keine genürende Veranda den 
der Leibeigenschaft tretenden Bauern in Betreff der Theilung 
ihnen zum Eigenthum gehörenden Landes eine Beschränkung 
zuerlegen, die nicht für alle freien ländlichen Bewohner festge- 
setzt ist, sondern allein für eine nur sehr geringe Zahl von Domänen- 
Dauern, die auf eigenem Lande sitzen. Auch erwähnen die Redac 
lonscommissionen eine zweite Art gesetzlich bestehender Beschrän- 
gen in Betreff der Theilbarkeit bäuerlichen Landes. Das Gesetz 
die Bauern , welche durch die Gutsherren aus der Leibeigen- 
schaft entlassen sind und den Stand der „freien Ackerbauern* bilden, 
stellt als obligatorische Bestimmung fest, dass das solchen Gemeinden 
igenthümlich gehörende Land in „Familienhöfe* (cemeänsıe yuacrkn) 
heilt werde. Die Redactionscommissionen erklären, kein ge- 
endes Motiv zu kennen, derartige Beschränkungen auch auf die 
welche aus der Leibeigenschaft scheiden sollen, aus- 
hnen. Die Verfügung über das der Gemeinde eigenthümlich 
örige Land muss dem Gutdünken (ycuorpbnie) der Gemeinde 
rlassen werden, die das Land im Gemeindebesitz behalten oder 
selbe, wenn sie es für erforderlich erachtet, unter die Haus- 


chen Eisenthum zugewiesen wird. Dabei sollen jedoch die 
er derGemeinde nichtgezwungen werden beim Gemeindebesitz zu 
eiben, bis die Gemeinde selbst die allgemeine Theilung des Lan- 
um Einzelbesitz vornimmt. Ein jedes Glied der Gemeinde hat 
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das Recht auf einen bestimmten Theil des gemeinsamen Eigenthuı 
(o6ımeii codcrzennoern), und zur Verwirklichung dieses Rechts mus 
einem Jeden zugestanden werden: 1) sein Recht am Gemeindebesitz h 
einem Anderen zu überlassen mit Genehmigung der Gemeinde 
bis zur allendlichen Theilung des Landes unter alle Gemeinde- 
glieder, 2) von der Gemeinde die Austheilung seines Landantheils 
in natura zu verlangen. Falls jedoch die Austheilung in natura 
sich als unmöglich oder als ungeeignet erweist, so kann der Ge- 
meinde gestattet werden , das betreffende GemeinHeaien mit Geld 
zu entschädigen nach gemeinsamer Vereinbarung oder nach Ab- 
schätzung. Etwa hieraus entstehende Streitigkeiten sind den er 
lichen Gerichten vorzulegen. (Hiermit sollte jedoch nicht die Frage 
über die Rechte und Pflichten der Bauern in Betreff des gekauften 
Landes, das noch nicht vollständig bezahlt ist, tangirt werden.) 
Den Antrag des Grafen Schuwalow, die Austheilung einzelner Mit- 
glieder aus dem Gemeindebesitz an eine solche Forderung von '/, der 
Gemeindeglieder zu knüpfen, erklären die Redactionscommissionen 
für eine beengende und ungerechte Massnahme: das persönliche 
Interesse der Mitglieder sei der beste und unfehlbare. 
(6esommöounsıä) Richter in dieser Sache. » 

Denselben Gesichtspunkt vertreten die Redactionsconmins a 
auch in Betreff der Familientheilungen. ') Die mehrfach er 
wähnten ministeriellen Schreiben, die die Richtschnur für das Ema 
eipationsgesetz angaben, hatten, wie wir gesehen haben, auch den. Br 
Grundsatz ausgesprochen „ dass zu bestimmen sei: das Recht des 
Hauptes der bäuerlichen Familie, das Erbfolgerecht in Betreff des 
Gehöftes und der Feslolandantheile und die Bedingungen, unter 
welchen Familientheilungen zugelassen werden. Wie die 
Redactionscommissionen die Regelung des Erbrechts der örtlichen 
Sitte, d. i. der Gemeinde überlassen, so sollen auch die Familien- 
theilungen nur mit Zustimmung der Gemeinde erfolgen. Dabei er 
kennen die Redactionscommissionen die grossen Schäden zu Be 
sehender Familienzersplitterung vollständig an und betonen di Re 
selben ausdrücklich. Als von mehreren Seiten gegen das von 
einer grossen Anzahl von Gouvernementscomite’s aufgestellte Pro- 
jeet, der Gemeinde das Recht der Genehmigung von Familien- 
theilungen vorzubehalten, Opposition erhoben wurde mit den Hin- 


ch 


') Band I, Cap. V: OÖ xpecTbAncknxBb CXOAaXB, COCTaBb HUX% npenweraxb 
BbaoMeTBa 0 nopansb pbwenin na uuxp Abap, pag. 413—460, insbesondere pag. 
424, 442—443, 458. k Bi 
Mn. 


ee 
ri, 


N. 


Ber a — 

























s ein solches Recht der Gemeinde sich als sehr drückend 


Familientheilungen vollständig freigegeben und „dem morali- 
ı Einfluss der Eltern“ überlassen werden solle, da lassen sich 
edactionscommissionen wie folgt vernehmen: Bekanntlich haben 
Familientheilungen einen sehr schädlichen und zerstörenden 
uss auf unsere bäuerliche Wirthschaft, sie entstehen häufig in 
> zufälliger Familienstreitigkeiten. In diesen Angelegenbeiten 
eine Controle der Gemeinde selbst unvermeidlich, mindestens 


einer solchen vorliegt, und nicht eine augenblickliche Laune. 
h wird die Gemeinde bei dem, unserem Volke eigenthümlichen 
ktischen Sinn, ihren eigenen Vortheil erkennend, Theilungen 
sen in den Fällen, wenn einige Mitglieder einer Familie aus 
nd welcher Ursache nicht zusammen leben können; im ent- 
gesetzten Falle würde die Wirthschaft der Familie leiden, 
auch die Gemeinde in Mitleidenschaft ziehen kann. Auch 
e es bei der nicht zu entbehrenden solidarischen Haft eine Un- 
chtigkeit, der Gemeinde einerseits die ganze Verantwortung in 
eff*der Entrichtung der Leistungen aufzubürden „ andererseits 
aber das Recht vorzuenthalten, der Verarmung einzelner Höfe 
rzubeugen. Endlich ist es aber auch unmöglich, im Gesetz alle 
sjenigen Fälle aufzuzählen, in denen die Gemeinde eine Familien- 
theilung nicht verhindern darf. 

Diesen Standpunkt der Redactionscommissionen hat das Eman- 
ipationsgesetz adoptirt. Während in der ersten Phase des Reform- 
ks die Intensionen der Staatsregierung, wie aus den ersten 
iellen Aeusserungen ersichtlich, auf eine gesetzliche Orga- 
sation der bestehenden bäuerlichen Grundbesitzverhält- 
e hinweisen, wird im Verlauf der Reformarbeiten dieser fun- 
entale Grundsatz aufgegeben. Stand der Bauer früher unter 
Vollgewalt seines Grundherrn, so steht er jetzt unter der un- 
hränkten Gewalt der Gemeinde. In wesentlichen vermögens- 
tlichen Beziehungen, im Speziellen in Betreff der Landverthei- 
en, ist der Bauer schutzlos gegenüber der Gemeinde. Das 
tz vom 19. Februar 1861 kennt keine Appellation, noch Be- 
werde von Seiten einzelner Bauern gegen die Gemeinde in 
treff der Verfügung über das Gemeindeland. 


ER 


x 


SUN 218 Er TER. 
Anders stellen sich die Berlaciinnadhsinuneen in der. 
der Verfügung über das der bäuerlichen Nntzung er alter 
in den Gouvernements, in welchen nicht Gemeindebesitz, sonde 
persönlicher Besitz besteht. Während die Redactionseommissioner \ 
Betreff des im Gemeindebesitz befindlichen Landes der Gemeinde 
das volle freie Verfügungsrecht über dasselbe zusprechen, ‚lau je 
sie weder dem einzelnen Wirthen ‚noch der Gemeinde in 
anderen Gouvernements ein solches Recht einräumen zu könne 
sie plädiren vielmehr — in Anknüpfung an die Anträge der all 
meinen Kiewer Commission — für gesetzliche Beschränkungen 
in Betreff der Theilung wie der Zusammenlegung des in 
der Nutzung bäuerlicher Wirthe befindlichen Landes, indem s 
folgende drei Grundsätze aufstellen: 1) die Untheilkenenn di Ss 
Gehöftes (des bäuerlichen Hofes im engeren Sinne) und des Feld- 
antheils (mosesof nanbıp) nach Möglichkeit aufrecht zu erhalten, 
2) der Concentration von Gehöften und von Feldantheilen 
in die Hände weniger reicher Bauern zum Nachtheil der anderen, 
minder wohlhabenden vorzubeugen, was als besonders nothwendig 
in einem Lande erscheint, in welchem die Unterschiede in den Ver- 
mögensverhältnissen der Bauern bedeutend grösser als in Gross: | 
russland sind, und 3) die Zerstückelung der Landantheile 
zu verhindern.) In Anwendung dieser Grundsätze ‘auf. die Be 
stehenden grundbesitzrechtlichen Verhältnisse in . deu drei Haupt-- 
gruppen der in Betracht kommenden Gouvernements entscheiden 
sich die Redactionscommissionen für nachstehende Beschränkungen 
das Verfügungsrechts über das in bäuerlicher Nutzung befindliche: 
Land. ar a 
Im Generalgouvernement Kiew, d.i. in den Gouverne- 
ments Kiew, Podolien und Wolynien, wird das in bäuerlicher 
Nutzung befindliche Land in der Ausdehnung, wie es unter der Be- 
zeichnung Gemeindeland (mipcraa semaa) nach den bestehenden Ge- r 
setzen — vom 26. Mai 1847 und vom 29. Dee. 1848 — abgegrenzt 
ist, getheilt in Normallandtheil (ropensoü nanbıp) und Zuschlags- 
landtheil (aonoannreapnsiü maybe), deren Grössen in den einzeln 
Gemeinden verschieden sind: der erstere entsprieht dem Landthe 
der Kleinbauern (mbmif naybıep), der zweite dem der Vollbauern 
(rarısıe) oder vielmehr dem Landareal, das ein solcher Bauer über 
die Grösse des Normallandtheils hinaus nutzt. Ausserdem finden 
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0 a eerbien Todesfall, trähe a aus der 6 
) freigewordener Hof der Gemeinde zur Verfügung zufällt, 
ın diese das Zuschlagsland zersplittern, um die Theile an 
deglieder zu vergeben: zur Bildung neuer Gärtnerstellen 
euer Kleinbauerstellen (u&mie yuacrkn). Weiterhin dürfen 
andstellen nur getheilt werden, falls bei der Theilung die 


tellen in der betreffenden Gemeinde beträgt. Erbtheilungen 
iuerlichen Höfe sind nur bis zu dem Masse gestattet, dass 
der neu sich bildenden Landtheile kleiner als eine Klein- 
rlandstelle wird. Andererseits darf ein bäuerlicher Wirth nicht 
als zwei Normallandtheile in der Gemeinde besitzen.'!) 

ach denselben Grundsäfzen werden die bezüglichen Verhält- 
in den kleinrussischen Gouvernements Tschernigow, 
olien und (in einem Theil von) Charkow geregelt.?) Auch 
ird der Parcellirung eine Grenze gesetzt, es darf nur soweit 
lt werden, dass ein jeder Landtheil nicht geringer ıst als die 
e der in der betreffenden Ortschaft normirten Maximalgrösse 
Kleinbauerlandantheils (nbımif yuacroxs). Der Zuschlagsland- 
heil (nodasounsüi YYacTorb), der der Verfügung der Gemeinde zu- 
fällt, kann auch in diesen Gouvernements getheilt werden zur Bil- 
ng von neuen Kleinbauern ete., während die Gehöfte und Klein- 
rstellen (m&mie yyacrkn), die bei Einführung des neuen Gesetzes 
en, stets nur in ihrem vollen Bestande vergeben werden 


Xowno, Minsk und der infländischen Kreise des - Gonv. Witebsk) 
die Bestimmung getroffen, dass bäuerliche Höfe nicht unter 
Dessätinen getheilt werden’ dürfen, andererseits aber auch die, 
“ein Bauer nicht über mehr als an bäuerliche Höfe mit dem 
ffenden Landantheil in einer Gemeinde inne haben darf. ?) 

Alle diese Bestimmungen, die die Theilung und Zusammen- 
8 von Bauerland beschränken, finden sich im Gesetz vom 


") Band II, pag. 545-555, 701--703. 
2) Band II, pag. 555—557, 708-710. 


Localgesetz für die Agrarverfassung der auf gutsherrlichen Ländereien 
gen Bauern in den Gouvernements Kiew, Podolien und Wolynien“, Art 88, 


Be ae 




























Während also die Redaetionseommissionen und sodann auch 
das Emaneipationsgesetz der Gemeinde mit Gemeindebesitz die voll- 
ständig freie Verfügung über die Theilung des Landes zuspreche 
erkennen sie als nothwendig an, in den anderen Theilen des Reie 
gewisse gesetzliche Normen in dieser Beziehung aufzustellen, u 
nicht der Gomeinde die Entscheidung hierin zu überlassen. !) 

An dieser Stelle genüge dieser kurze Hinweis auf den Stand- Ri 
punkt der Staatsregierung in Betreff des Verfügungsrechts über das 
in bäuerlicher Nutzung befindliche Land in den Gemeinden mit 
persönlichem Grundbesitzrecht. Wir werden Gelegenheit finden, 
auf diesen Theil der Gesetzgebung zurückzukommen. j. 


bäuerlichen Gehöfte, dieser mit dem Gemeindebesitz wesentli 
zusammenhängenden Institution, einzugehen. Ey 


89, 90, „Localgesetz für die Agrarverfassung der auf gutsherrlichen Länderei 
ansässigen Bauern in den Gouvernements Tschernigow, Poltawa und in einem 
Theile des Gouvernements Oharkow“, Art. 96, 126, 127, 128, „Localgesetz für die 
Agrarverfassung der auf gutsherrlichen Ländereien ansässigen Bauern in d 
Gouvernements Wilna, Grodno, Kowno, Minsk und in einem Theile des Gouve 
nements Witebsk“, Art. 84, 85, 86. Im Art. 86 heisst es ausdrücklich: Die bäue 
liebe Höfe (noysopsusıe kpeerpanerie yyacrkn), die bei Verkündigung dieses G 
setzes bestehen und in das Grundbuch eingetragen sind, können nicht eingezoge 
auch nicht bleibend zu einem ungetheilten Ganzen vereinigt werden; demnach 
kann auch die Zahl der Höfe in der Gemeinde nur vergrössert (mit Berücksich- i 
tigung des Art. 85, d. h. durch Theilung dürfen nicht Höfe von weniger als 10 
‘Dessätinen gebildet werden), in keinem Falle aber verringert werden. Durch 
diese letzte Bestimmung soll, wie es in der Anmerkung zu diesem Art. ausge- 
sprochen wird, die im Art. ©4 gestattete Vereinigung bis zu drei Höfen in ei 
Hand nicht alterirt werden, eine solche Zusammenlegung von Höfen sieht die 
Gesetzgebung nicht als eine bleibende, sondern nur als eine vorübergehende Er- 
scheinung an Jeder Hof soll als eine gesonderte Einheit aufgefasst werde 
Wenn vereinigte Höfe der Verfügung der Gemeinde zufallen, so sollen die Hö 
einzeln vergeben werden. 
') Die Normirung von Minimalgrössen der bäuerlichen Höfe in den Land 
strichen mit persönlichem bäuerlichen Grundbesitzrecht bezieht sich jedoch 
nicht auf alle bäuerliche Wirthschaften in der Gemeinde: die Bauern, die nur 
ein Gehöft haben (Gärtner, oropoanurn ete.) bleiben im Besitze derselben, die 
Gesetzgebung gestattet den Gemeinden auch die Bildung neuer solcher Gehöfte 
(ohne eigentliches Feldland) sowol auf dem ungetheilten Theil des Gesammt- 
Gehöttareals der Gemeinde, als auch auf dem ihr zur Verfügung zufallenden 
s. g. Zuschlagsländereien, „Localgesetz ete. ete. in den Gouvernements Kiew, 
Podolien u. Wolynien*, Art. 2 (in der Beilage), 89, 90 Pkt. 6, „Localgesetz etc. ete | 
in den Gouvernements Tschernigow, Podolien und (in einem Theile) Charkow“, 
Art. 2 (in der Beilage) 37, 127, „Localgesetz ete. etc, in den Gouvernements Wilna, 
Grodno, Kowno, Minsk und (in einem Theile) Witebsk“, Art. 2 (in der Beilage), ö 
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ei in den ersten officiellen Kundgebungen zur Anbahnung 
'erbesserung der Lage der bäuerlichen Bevölkerung, in den 
‚lichen Rescripten an die Generalgouverneure Nasimow und 
ew findet sich die grundlegende Bestimmung ausgesprochen, 
ass, wenn auch den Gutsbesitzern das Eigenthumsrecht an dem 
sammten Lande bewahrt wird, den Bauern jedoch das Gehöft 
bleibt, welches sie im Lauf einer bestimmten Zeit durch Kauf 
ihrem Eigenthum erwerben; ausserdem soll den Bauern, zur 
herstellung ihres Unterhaltes (ÖsıTa) und zur Erfüllung ihrer 
fliehtungen an den Staat und den Gutsbesitzer, ein nach den 
ichen Bedingungen zu bestimmendes Landareal zur Nutzung 
rlassen werden, für welches sie entweder eine Geldpacht oder 
itstage (Frohne) zu leisten haben. In dem mehrfach erwähnten, 
Kaiserliche Rescript erläuternden Schreiben des Ministers des 
ern Lanskoi an den Generalgouverneur Ignatjew wird das „Ge- 
höft* dahin definirt, dass unter der ycazeönaa ochauocrk oder 
kpecTbauckaa ycans6a die Wohn- und Wirthschaftsgebäude mit dem 
Lande unter denselben und dem Garten verstanden werden sollen, 
ind es wird festgesetzt, dass, wenn auch die Gehöfte durch die 
ganze Gemeinde abgelöst werden, die einzelnen Gehöfte (ycageönsıe 
yyacrkn) in beständiger und ausschliesslicher Nutzung der zu der 
bei effenden Gemeinde gehörigen bäuerlichen Familie verbleiben. ') 


Demnach behandelt auch das Programm, welches den Gouver- 
ientscomite’s als Richtschnur für ihre Arbeiten diente, ausführ- 
lich die Frage des Gehöftes (Bestand, Nutzung, Ablösung etc. des 
Gehi öftes). ?) 


_ Bei Berathueg der Vorlagen der Gouvernementscomite’s?) über 
"Grösse, die Ablösung ete. des Gehöftes erklären die Redactions- 
commissionen, dass, wenn sie schon für das Feldareal (nosesoü na- 
15) als edlen Grundsatz acceptirt haben, die bestehenden Aus- 
nungen, soweit nur möglich, beizubehalten, um jede nicht unbe- 
di gt gebotene Störung der bäuerlichen Wirthschaft zu vermeiden, 


1) l. e. Band I, Einleitung, pag. XII; in den erläuternden ministeriellen 

eiben an den Generaladjutanten Nasimow heisst es, dass das Gehöft „zur 

ütung schädlicher Beweglichkeit und Landstsreicherei in der ländlichen Be- 

ölkerung den Bauern zu belassen ist“. 

2) Band I, Einleitung, pag. XXVI-XXVII und XXIX. Im Haupteomite ist 

uch diese Frage berührt, 1. ce. pag XXV—XXVI. 

) Band II, Theil II, Capitel V. „06% onpegbkıenin n pasmbpb Kpecrkan- * 
yeanuon“, pag. 719-793, insbesondere pag. 720—733. 


sie es für vollständig unmöglich hattah on di 
der Normirung des Bestandes und der Ausdehnung. di dehe ' 
gehen, mit welchen noch unzertrennbarer das Leben der 
verbunden ist, und wo jedes Reguliren sich um so schwierig 
weisen würde, als, falls das Gehöft unter eine bestimmte N 
gebracht wird, Gebäude abzutragen (so befinden sich z. B. die Dre 
tennen häufig am äussersten Ende des Gehöftlandes) oder R 
felder, Gemüse- und andere Gärten abzuschneiden wären, mit eit 
arte, gerade der werthvollste Theil der bäuerlichen Wirth: h 
auf welchen die Bauern durch mehrere Generationen hindurch 
pital und Arbeit verwandt haben. Demnach erkennen die Re 
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Bestande und in der Aubiöhmebens zu erhalten wie es "im 
1859 bestanden hat, nur mit einigen Anke für gewisse Fä 
wo sie unbedingt geboten sind. ') 


Bei Vernehmung der Vertreter der Gouvernementscomite’ 
ward von mehreren Seiten, besouders vom Fürsten Gagarin , f 
die Zufälligkeit der Ausdehnung des Gehöftlandes hingewiesen. 
das gesammte Land ungeschieden dem Gutsbesitzer gehört, so h: 
er — aus Billigkeitsgründen und im eigenen Interesse — jede b 
liebige Erweiterung des Gehöftes zur Anlage von Gärten aller Ar 
Hanffeldern etc. gestattet. Die Herren Chlustin und Chwostow. 
klären, dass in den südlichen und mittleren Kreisen des Gouv 
nements Orel die Verhältnisse ganz anders liegen, als in de 
anderen Gouvernements; die Hanffelder nehmen fast in allen Di 
fern eine bedeutende Ausdehnung ein: in manchen Dörfern zu 2 Des 
tinen pro Hof oder 960 Quadratfaden pro Seele, Den Bauern wur 
so ausgedehnte Strecken gegen Entrichtung einer Abgabe von & 
Produkten: Hanf, Hanfsaat, Oel, Leinwand ete. zugestanden. 
die Hanffelder die gesammte Düngermenge in Anspruch nimmt, 8 
schaden sie dem Feldbau: die Felder bleiben ohne Düngung 
werden ausgesogen. So erklärt auch Unkowski, dass im Gouv 
nement Twer die Verhältnisse sehr verschieden liegen: in der e@ 
Gegend baut man mehr Getreide oder treibt Handel und hat kle 
 Gehöfte, in anderen Gegenden, wo Gemüse und Hanf besser g 


? 


') Band II, pag. 733—739. 
?) Band II, pag. 743-764. 



































onders gut gelingt ee 1) 
f der Ablösung den Gehöfte Ren) die Redac- 


sung, ‚derselben zu: der famikienhafte und Insbwreike Kauf 
öftes - entspricht vollständig der persönlichen und fami- 
n Nutzung der Gehöfte, die niemals der Verfügung (pacno- 
e) der Gemeinde als Gemeindegut (oÖmecrkeunaa COÖCTBeH- 
terlagen; hiermit sei auch der Vortheil verbunden, dass 
ingen früher durch die wohlhabenden Bauern erfolgen und 
zur Anspornung für die anderen dienen werden, und eine 
e Ablösung ausserdem die beste Sicherstellung für die regel- 
issige Entrichtung der Leistungen bilden wird. 

' Gegen diese Darlegung wird heftige Opposition erhoben, na- 
entlich von Koschelew, Afrossimow und Fürsten Wolkonski.?) Wenn 
‘die Gemeinde über das Gehöftland nicht verfügt hat, da das- 
ihr nicht gehört, sondern den Guisbesitzern oder dem Staat, 
finden doch Umtheilungen in dem .Gehöftlande beständig statt, 
 Thatsache. Ueber das Gehöftland wird von der Gemeinde 
mselben Rechte verfügt, wie über Aecker und Wiesen. Die 
lweide steht bekanntlich in voller ungetheilter Nutzung der 
nde, die Hanffelder, die Gemüsegärten unterliegen in vielen 
fern der-Umtheilung; selbst das Land unter den Häusern wird 
h grossen Feuersbrünsten oder nach anderen ausserordentlichen 
len umgetheilt gleich den Aeckern. Theilt sich eine Familie 
md ist das Gehöft zu eng, so bittet der Bauer die Gemeinde um 
& Anweisung eines neuen Gehöftareals, welches die Gemeinde 
n umentgeltlich aus der Hutweide anweist; wird ein Gehöft frei, 
fällt es der Gemeinde ohne rhidighide zurück. Ist das Ge- 


IE 


ftland nicht von geeigneter Beschaffenheit, so giebt der Bauer es 
' und erhält ein anderes Landstück von der Gemeinde; Bauern 
men neues Land hinzu, ohne Widerspruch bei den Anderen zu 
Das bäuerliche Gehöftareal ist nach den. Begriffen des 
Gemeindebesitz (Bıaabnie oÖımee), aber sie nutzen dasselbe 
lem Rechte der ersten Occupation (mo upasy nepBaro 3auna- 


1) Die Verhandlungen über den Bestand und die Ausdehnung der Gehöfte 


and II, Theil U, Capitel VI: 06% ocuosaniı ouburu u BLiRyub ycaybOB, 
897, insbesondere, pag. 823 ete. 


BEE, 


I 







ia) mit ausdrücklicher oder stillschweigender Genehmigung der 


Gemeinde. Freilich weisen bei dem bestehenden Leibeigenschafts- 
rechte der Gutsbesitzer oder sein Vertreter meistentheils den Bauern 


die Gehöfte an, doch auch die Täglo’s d. i. die Landantheile (m 
aeBtIe yyacrkn), werden grossentheils durch die Gutsbesitzer oder 
ihre Vertreter zugetheilt.e. Wie auch die Aecker in manchen Dör- 

fern nicht mehr periodenweise umgetheilt werden und doch Ge- ; 
meindeland geblieben sind, so werden auch die Gehöfte, ungeachtet 


dessen, dass sie nicht periodischen Umtheilungen unterliegen, als 
Gemeindeland betrachtet. Die Redactionscommissionen hielten ihren 
Standpunkt aufrecht, der auch im Gesetz vom 19. Februar Aner- 
kennung fand. 

Eingehende Berathung erfuhr die Frage, wem, bis zum Los- 
kaufe, die Gehöfte zur Nutzung überlassen werden sollen: der 
sanzen Gemeinde oder dem einzelnen Hauswirthen?'!) Wir 
beschränken uns im Nachfolgenden, die wesentliche Seite dieser “ 
Frage kurz zu skizziren. Von hehe Comite’s und ihren Dele- 
girten ward der Antrag befürwortet, dass die bäuerlichen Gehöfte 
der Verfügung der Gemeinde in der N wie das übrige Gemeinde- 
land überlassen werden. Die Redactionscommissionen — im An- 
schluss an die Anträge mehrerer Comite’s -- treten energisch gegen 
jene Anschauung auf: ?) jedem Bauer, der bis jetzt über ein Gehöft 
verfügt, soll das Recht auf seine Nutzung in Zukunft gewahrt 
werden. Der einzelne Bauer soll in Betreff des Gehöftes nur in 
soweit beschränkt werden, als das Interesse der Gemeinde solches 
verlangt. Die solidarische Haft der Gemeinde nämlich, sowie ihr E: 
Recht der Vertheilung des Feld- (und Wiesen-)areals unter die Haus- 
wirthe bringen es mit sich, dass der Bauer nicht willkürlich 
sein Gehöft einem Fremden abtreten kann, den die Gemeinde in 
ihren Verband nicht aufzunehmen wünscht. Auch könnte der 
Fall eintreten, dass ein Bauer, der Schuldner der Gemeinde ist, 
sein Gehöft einem Anderen überlässt; hierdurch würde sie der 
Möglichkeit beraubt werden, die Rückstände von dem betreffen- 
den Bauer beizutreiben. Demnach beschlossen die Redactions- 
commissionen, in Uebereinstimmung mit der Mehrzahl der Gouver- 
nementscomite’s: 1) nur mit Genehmigung der Gemeinde kann das 
Nutzungsrecht auf ein Gehöft an ein Gemeindeglied oder an 























') Band II, Theil II, Capitel VIII. OÖ npas% moussoBania ycazb6anı 10 BbI- 
kyıa n 0 npaBb COÖCTBEHHOCTA HA BEIKYIMICHRBIA Ycagböbı, pag. 980-1036. 1 
®) Band II, pag. 995 ete. 
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meinde erst Aufzunehmenden übertragen werden; 
ung der Gemeinde kann kein Bauer mehr als ein 


‚besitzt, durch Erbschaft ein zweites zufällt, so hat dieser 
cht nur auf die Gebäude, die auf dem betreffenden Gehöfte 


e; wird jedoch ein Gehöft durch Ausscheiden des bisherigen 
rs (mit seiner Familie) aus dem Gemeindeverbande frei, so 
‚dieser das Recht des Eigenthums an den Gebäuden in der 
ass er in einem bestimmten Zeitraum, der von den Redactions- 
nissionen auf sechs Monate normirt wird, dieselben entweder 
ft oder abträgt. 

emnach sprechen die Redactionscommissionen !) einer jeden 
ichen Familie — gegen Entrichtung der betreffenden Leistung 
en Gutsherrn — das Gehöft (ycaneönaa ocb110CTb) in seinem 
n Bestande zur bleibenden (6escpoyuoe) und erblichen 
ung zu; die Uebertragung des Rechts der Nutzung des Ge- 
durch den bisherigen Inhaber desselben an ein anderes Ge- 
indeglied ist mit Zustimmung der Gemeinde statthaft; das Nutzungs- 
an ihrem Gehöft verliert die Familie beim Eintritt in einen 
ren Stand oder in eine andere Gemeinde. Ungeachtet mehr- 
r Einwendungen gegen diese Beschlüsse beharren die Redactions- 
nissionen bei ihrem Standpunkt. Vornehmlich wurde?) gegen 
Punkte Opposition erhoben: 1) gegen die Bestimmung der 
enden Nutzung des Gehöfts; von mehreren Seiten trat man 
er Frage für das Prineip der freien Vereinbarung zwischen 
herrn und Bauern ein; 2) gegen die Zuweisung der erblichen 
ung an die einzelnen Familien. So wünscht A. Koschelew, 
das Gehöft nicht den einzelnen Familien, sondern der ganzen 
nde zugesprochen werde, von welcher die einzelne Familie 
lutzungsrecht abzuleiten habe. 


and II, pag. 1001, ff. 
and II, pag. 1004—1009. - 





It. Das Gesetz vom 19. Februäh: 1861 und der 
meindebesitz. 




























1. In welcher Entwickelungsphase befindet sich der Geriaiu 3 


besitz in Russland’? Ben 
Nach dem’ Gesetz vom 19. Februar 1861!) ist die Rechts- 
lage des Gemeindebesitzes folgende. Das „Localgesetz über « d 
Agrarverfassung der auf gutsherrlichen Tinderee ansässigen Baue rı 


D 


in den Gouvernements Gross-, Neu- und Weissrusslands“* regelt d 
bäuerlichen Verhältnisse in dem Theile des Reichs, in welchem d E 
Grund und Boden im gemeinsamen Besitz steht. Dieses Gesetz h 
demnach Gültigkeit?) in den 29 grossrussischen Gourvern: 


nifest, in welchem die Gr Ba der Aufhebung der Leibeigenschaft, ( 
Stellung der bäuerlicheu Bevölkerung zum Grund und Boden und der Gemein: 
organisation dargelegt sind, und einem Ukas an den Dirigirenden Senat, betr. - 
fend die Einführung des neuen Gesetzes, aus folgenden 17 Gesetzen: 1. Allge. 
meines Gesetz über .die aus der Leibeigenschaft getretenen Bauern, 2. Ges 
über die Organisation der Verhältnisse der aus der Leibeigenschaft getreten 
Hofesleute, 3. Gesetz über die Ablösung ihrer Gehöfte durch die aus der Lei - 
Greene getretenen Bauern und über die Mitwirkung der Staatsregierung zur 
Erwerbung von Ländereien durch die Bauern zum Eigenthum, 4. Gesetz über & 
Gouvernements- und Kreisbehörden in Bauersachen, 5. Regeln für das Verfahren 
bei der Inkraftsetzung der Gesetze über die aus der Leibeigenschaft getreten 2 
Bauern, 6. Localgesctz über die Agrarverfassung der auf gutsherrlichem Laı 
ansässigen Bauern in den Gouvernements Gross-, Neu- u. Weissrusslands, 7. 
calgesetz über etc. in den Be Kleinrusslands: Tschernigow, Polt 
und einem Theile von Charkow, 8. Localgesetz über ete. in den Gouvernemer 
Kiew, Podolien und Wolynien, 9. Tore über etc. in den Gouverneme 
Wilna, Grodno, Kowno, Minsk und einem Theil von Witebsk, 10. Ergänzu 
regeln über die Verfassung der auf dem Grund und Boden ie Besitzer a 
Güter ansässigen Bauern und über die solchen Besitzern zu gewährende 
hülfe, 11. Ergänzungsregeln über die zu Privathüttenwerken im Ressort 
Finanzministeriums verzeichneten Personen, 12. Ergünzungsregeln über die 
den Perm’schen Privathütilenwerken und -Salinen beschäftigten Bauern und 
beitern, 13. Ergänzungsregeln über die in gutsherrlichen Fabriken arbei 
stenden Bauern, 14. Ergänzungsregeln über die aus der Leibeigenschaft ge 
tenen Bauern und Hofesleute im Lande der Donschen Truppen, 15. Ergänzu) 
regeln über die aus der ee dee Bauern und Hofesleute : 


ee getretenen Personen in Beskatahtein 
?) Art. 1 des „Localgesetzes über die Agrarverfassung der auf gutsh 

lichen Ländereien ansässigen Bauern in den Gouvernements Gross-, Neu 

Weissrusslands“. $' 


ee a 


































: Petersburg, Olonez, Nowgorod, Wologda, Pskow, Twer, 
ıw, Kostroma, Wätka, Perm, Smolensk, Moskau, Wladimir, 
ıni-Nowgorod,. Kasan, Kaluga, Tula, Räsan, Tambow, Pensa, 
mbirsk, Orel, Kursk, Woronesh, Ssaratow, Ssamara, Orenburg, 
achan und in dem Theile des Gouv. Charkow, „in welchem 
- Entscheidung der betreffenden Gouvernementsbehörde für 
rliche Angelegenheiten die grossrussische Wirthschaftsorganisa- 
-d.,h. die Vertheilung des den Bauern zugetheilten Landes 
. Täglo’s. besteht“, in drei neurussischen: Cherson, Jekateri- 
slaw und Taurien, und in zwei weissrussischen Gouverne- 
ts: Mohilew und in einem Theile des Gouv. Witebsk (und 
in den Kreisen Sebesh, Polozk, Lepel, Gorodez, Newel, Welish, 
rash und Witebsk). Sodann gilt dieses Gesetz für diejenigen 
ndsüter des Gouv. Tschernigow in den Kreisen. Surash, Mglin, 
wosübkow, Starodub, Nowgorod-Ssewersk und Gluchow,!) in 
welchen nach Entscheidung der betreffenden Gouvernementsbehörde 
für bäuerliche Angelegenheiten „die grossrussische Wirthschafts- 
nisation besteht und alle Täglo’s, den gleichen Landantheil er- 
nd, die gleichen Lasten tragen“. Endlich tritt es auch mit den 
en Ergänzungsregeln enthaltenen Zusätzen und Ausnahmen im 
. Stawropol, im Land der Donschen Truppen und in Sibirien 
in Kraft. ?) 
- Um die Existenz der Bauern und die Erfüllung ihrer Verpflich- 
ungen an den Staat und an den Gutsbesitzer sicherzustellen, wird 
beständigen Nutzniessung (mOCTOAHHO@ MOIB3ORAHIe) einer jeden 
dlichen Gemeinde ein auf Grund dieses Gesetzes nach den localen 
Verhältnissen normirtes Landareal überwiesen, für welches die 








an 


) Laut Beschluss des Haupteomite’s zur Organisation des bäuerlichen 
Standes vom 21 September 1861 gilt dieses Gesetz auch für diejenigen Land- 
er des nördlichen Theiles des Kreises Sosniz (im Gouvernement Tschernigow), 
welchem alle Täglo’s einen gleichen Landantheil erhalten und die gleichen 
n tragen“. 

4 I) Art. 2 des „Localgesetzes*. — Der Art. 3 bestimmt noch ausdrücklich, 
dieses Localgesetz auch für die Fabriken und Hüttenwerke Geltung sn) 
ich in den im Art. 1, d. h. mit Ausnahıme des Gouvernements Stawropol, 
‚Landes der Donschen Gepriöh und Sibiriens genannten Gouvernements be- 
en, jedoch mit den Beschränkungen, Ausnahmen und lirgänzungen, wie sie 
in den „Ergänzungsregeln über die zu Privathüttenwerken im Ressort des Fi- 
nan: zministeriums verzeichneten Personen“, „über die bei den Permschen Privat- 
nwerken und -Salinen beschäftigten Bauern und Arbeitern“ und „über die 
In | tsherrlichen Fabriken arbeitenden Bauern“ enthalten sind. 
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Bauern dem Gutsbesitzer einen Paöhteine (Obrok, 06por%) zahlen 
oder Arbeit (Frohne) leisten. ') 

Dieses gemäss dem aufzustellenden (Urbarialbuch) PR 
(yerasuaa rpauora) als Bauerland (zpecrpancrii Haybı%) abgetheilte 
Land heisst Gemeindeland (mipcexaa semaa),?) in dessen bleibender 
Nutzung die Bauern nur durch gewisse allgemeine, und insbesondere 
den Gutsbesitzer als Nachbar in seinen Rechten schützende Bestim- 
mungen beschränkt sind. So können nur mit seiner Zustimmung 
die von ihm und der Dorfgemeinde gemeinsam genutzten Weiden 
andersartig (zum Beackern etc.) genutzt, die bestehende Wirthschafts- 
methode auf Landstücken, die mit denen des Gutsherrn im Gemenge 
liegen, geändert, und Gebäude auf dem Gemeindelande nur in einer | 
bestimmten Nähe von den gutsherrlichen Gebäuden und Wäldern 
aufgeführt werden. Desgleichen werden auch seine nachbarlichen 
Interessen in Betreff der Nutzung von Gewässern geschützt ete. 
Endlich steht dem Gutsbesitzer das Recht zu, die Theilung des mit 
den Bauern gemeinsam genutzten Landes, in gewissen Fällen den 
Austausch von Landstücken und auch die Aussiedelung der Bauern 
auf entfernter vom Herrenhof belegenes Land zu verlangen.?) ete. ete. 

Was die Grösse des den Bauern zufallenden Landes 
anbetrifft, so sollen im Allgemeinen die bestehenden Verhältnisse . 
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wahrt bleiben. Die Abgrenzung des Landes erfolgt nach freiwilliger 
Vereinbarung zwischen Gutsherrn und Bauern, wobei jedoch die 
Beschränkung statuirt wird, dass den Bauern nicht weniger Land 
verbleibt, als die Hälfte der für die verschiedenen Landestheile nor 
mirten Maximalgrösse (pro männliche Seele) in den beiden ersten R 
Zonen, resp. des normirten Masses in der dritten Zone. In den 
Gemeinden, in welchen die Bauern bisher weniger Land als jenes 
Minimum genutzt haben, darf dasselbe nicht verringert werden. 
Erfolgt keine gutwillige Vereinbarung zwischen den beiden Parteien, 
so treten die im Gesetz bestimmten Normen für die Grösse des 
Bauerlandes (pro männliche Seele) in Kraft. Zu dem Zwecke j 
werden die Gouvernements und Kreise, in welchen bäuerlicher Ge 
meindebesitz besteht, in drei Zonen (mo1ocsı) getheilt: die erste 
Zone bilden die Landstriche (neyepnosennsia), deren Boden weder er 
Schwarzerde noch Steppe ist, die zweite Zone umfasst das Gebiet 
der Schwarzerde, die dritte das der Steppe. Jede Zone wird in 


















') Art. 5 des „Localgesetzes“, vergl auch Art. 3—7 des „Allg. Geserkelä 
über die aus der Leibeigenschaft getretenen Bauern“. pe 
?) Art. 4 und 98 des Localgeetzes. Bat! di 
») Art. 33—36, 64-97, 100—108 des „Localgesetzes“. ur 
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 (sberuocrn) getheilt, und zwar die erste in neun, die zweite 

die dritte in zwölf. Für jeden Bezirk der ersten und 
iten Zone ist ein Maximum und ein Minimum (Y, des Maxi- 
ı) des „bäuerlichen Seelenantheils* (nymezaro kpectbauckaro Ha- 
festgesetzt, der dritten (Steppen-) Zone dagegen je ein nor- 
ter Antheil (yrasuuık maynbıp). In den Bezirken der ersten 
e schwankt das Maximum zwischen drei und sieben Dessät., der 
weiten Zone zwischen zwei Dessät. 1800 [_]-Faden und sechs 
Dessätinen, der dritten Zone schwankt der normirte Antheil zwischen 
rei und zwölf Dessätinen. Es hat jedoch der Gutsbesitzer in der 
sısten und zweiten Zone das Recht, ein Drittheil des baufähigen 
Landes auf seinem Landgut, wobei nur das nicht 12 Werste von 
Ansiedelung entfernte Land in Berücksichtigung gezogen wird, 
ickzubehalten, wobei jedoch das bisher in bäuerlicher Nutzung 
ndliche Land nicht unter die resp. Minimalgrösse herab verrin- 
‚werden darf. In diesem Falle muss der Gutsherr sich mit dem 
ngeren Landquantum begnügen. In der Steppenzone kann der 
besitzer die Hälfte des Landes, wobei auch nur das nicht über 12 
ıste von der Ansiedelung entfernte in Betracht gezogen wird, sich 
behalten.) — Falls die Gemeinde das Land zum Eigenthum er- 
bt, so sind noch folgende Verringerungen desselben in den ersten 
eun Jahren gestattet: nach freier Vereinbarung mit dem Guts- 
bes tzer kann die Gemeinde einen Theil des Gemeindelandes kaufen 
ind auf die Nutzung des übrigen Theiles verzichten: der gekaufte 
Dheil muss jedoch mindestens das gesetzliche Minimum (für die be- 
weiiende Gegend) in den beiden ersten Zonen, ein Drittel des nor- 
nirten Landtheils in der dritten Zone umfassen. Schenkt der Guts- 
ierr nach freier Vereinbarung mit der Gemeinde einen Theil des 
Landes, der mit dem Gehöftland mindestens ein Viertel des Maximum 
nm den beiden ersten Zonen und des normirten Landtheils in der Step- 
enzone umfasst, so fällt das übrige Land dem Gutsherrn zurück. Nach 
N lauf der ersten neun Jahre aber kann die Gemeinde auf die Nutzung 
on Landstücken, selbst des ganzen Landantheils verzichten und dem 
äutsbesitzer überlassen.?2) Nur für diese Zeit gelten die beschrän- 
ven en Bestimmungen: einerseits sollen die Bauern vor einem vor- 
| Aufgeben des J,andantheils geschützt, andererseits den Guts- 
die Arbeitskräfte nicht entzogen werden. 
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9 Art. 9--25 des „Localgesetzes“; für besondere Fälle werden Ausnahmen 
= allgemeinen Regeln gestattet, auf die wir an dieser Stelle nicht ein- 


) Art. 120—125, 132—138 des „Localgesetzes“. 
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Die Grösse der Leistungen der Bauern an den Herrn für 
die Nutzung des Landes ist in den verschiedenen Landestheilen u % 
nach der Grösse des zugetheilten Landantheils genau bestimmt: 
sowol die Grösse des Pachtzins als die Zahl der Frohntage.) ; 

Das Gesetz definirt den Gemeindebesitz folgender Massen: 
„Gemeindeweise Nutzung (o6mmHnoe mO1B30BAHie) wird diejenige 
„gewohnheitsmässige Nufzungsart genannt, bei welcher das Land 

„durch Gemeindebeschluss unter die Bauern nach Seelen, Täglo’s 
„oder nach einem andern Modus umgetheilt oder vertheälf wird. 
„(neperbıarrtca uam pacnpenkaamorea), den für die Nutzung des. 
„Landes auferlegten Verpflichtungen aber unter solidarischer Haft: 
„nachgekommen wird.“ ?) AN 

Das Verfügungsrecht der Gemeinde über das Gemeindeland, 
resp. die Nutzungs- und Besitzrechte ihrer Glieder gestalten si 
verschieden je nach der Nutzungsart der Landstücke. Das Gese 
unterscheidet in dieser Beziehung drei Kategorien: das Gehöft, das 
Ackerland und die Wiesen, die ungetheilte gemeine Mark (Weide, 
Wald, Flüsse, Teiche, Sümpfe ete.) EN 

a. Zum bäu et Gehöft (kpecTsauckaa ycanebHaa och] 
AOCTb, ycaze6Hoh YUACTORD KPeCTbBAHCKNUXB ABOPOBB, yCaıbOa) rechnet 
das Gesetz?) dasjenige Land, welches in der Umkreislinie einer b 
wohnten Ortschaft (eines Dorfes, Fleckens, Weilers oder einer eiı 
zelnen Meierei) liegt, uud auf welchem sich die bäuerlichen Wohn 
häuser, Wirthschafts-, Betriebs-, Communal- und andere Gebäud 
mit den zu ihnen gehörigen, im Umkreise der Ansiedelung (cezeHi 
mau noceika) belegenen bäuerlichen Gemüse- und anderen Gärten, 
Hanffeldern, Dreschtennen, Hopfengärten, Bienenstöcken und anderen 
Appertinentien (Nutzungen, yronpaun), sowie die Viehtränke, die 
innere Hutweide (BbınyckB im Unterschied zu der allgemeinen 
Weide, BbIroHB),*) endlich die Zwischenräume zwischen den Ge- 
bäuden mit Ausnahme der zum Verkehr erforderlichen Gassen be 
finden. Die Umkreislinie der Ortschaft wird durch seit Alters be- 
stehende Gräben, Zäune, Wege und Bun durch eine 0 






















') Art. 159—244 des „Localgesetzes“. 

°) Anmerkung zum Art, 113 des „Localgesetzes“. 
») Art 37, 42 des „Localgesetzes“. 

‘) Anmerkung 1 zum Art 37 des „Localgesetzes“. 
°) Art. 38 des „Localgesetzes“. 
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‘so wird zur Normirung dieses Striches ausser dem von der An- 
ung eingenommenen Areal: von den Hanffeldern nicht mehr 
120 D[J-Faden pro Revisionsseele, dagegen von den Weiden in 
teppengegenden nicht mehr als 320 [J-Faden, in den anderen 
nden nicht mehr als 200 []-Faden pro Revisionsseele zum Be- 
nde des Gehöftareals gerechnet. ') Demgemäss gehören alle ausser- 
Ib des Umkreises des Dorfs oder der Ansiedelung befindlichen 
ıten und Ländereien unter Gebäuden aller Art (bäuerliche 
briken, Gewerbsanstalten, Gemeindegebäude ete.) nicht zum 
höftland. Nur die Ausnahme wird statuirt, dass Gebäude, 
en und Gehöfte, die der Gutsbesitzer für seine Bedürfnisse (zur 
Unterbringung seines Verwaltungspersonals, seiner Hofesleute etc.) 
richtet hat, sowie auch etwaige Marktplätze, von welchen der 
berr unmittelbar die Einkünfte bezog, ihm vorbehalten bleiben, 
wenn sie innerhalb des Gehöftumkreises sich befinden. In 
m Umkreise befindliche Marktplätze aber, deren Revenüen bisher 
Gemeinde zuflossen, verbleiben ihr, wogegen dem Gutsbesitzer 
Ichen Fällen dıs Recht zusteht, eine Erhöhung der Obrokzah- 
ing zu verlangen. ?) 

In Betreff der Nutzungsart zerfällt das Gehöftareal des 
Dorfes in zwei Kategorien, und zwar in das Areal, das den ein- 
zelnen Bauerwirthen zur Nutzung zusteht, und in dasjenige, das 
sich in der Gesammtnutzung der Gemeinde befindet. Das 
ftland eines jeden Bauerhofes verbleibt in erblicher Nutzung 
auf diesem Hofe wohnenden Familie und geht entsprechend 
in jeder Ortschaft üblichen Erbfolgeordnung auf die Erben 
ber.°) Dem Bauer steht die freie Nutzung seines Gehöfts zu: er 
kann Gebäude jeder Art auf demselben aufführen, Herbergen, Han- 
dels- und gewerbliche Etablissements unterhalten und ist hierbei 
ur an die Beobachtung der allgemein geltenden Gesetze (der Bau- 
ordnung, der Handels- und Gewerbegesetze etc.) gebunden.*) Doch 
tihm die Veräusserung und die Abtretung desselben an einen Dritten 
licht gestattet. Wird ein Gehöft durch Austritt der Familie aus 
ler Gemeinde, durch den Tod eines keinen Erben hinterlassenden 
Wirthen oder aus irgend welcher anderen Ursache herrenlos, so 
ällt ein solch’ erledigtes Gehöft an die Gemeinde zurück, welche 





1) Art. 39 des „Localgesetzes“. 
2) Art. 41, 43—-46 des „Localgesetzes“. 
3) Art. 110 des „Localgesetzes“. 
Art. 106, Punkt 2, 107 und auch Art. 46 des „Localgesetzes“, vergl. 
uch Art. 23, Punkt 2 des „Allg. Gesetzes“. 
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dasselbe in gemeinsame Nutzung aller Bauern nehmen oder einem 
neuen Wirthen zur erblichen Nutzung überlassen kann.!) Dem aus 
der Gemeinde austretenden Hauswirthen steht nur das Recht zu 
beim Austritt wie noch im Laufe der hierauf folgenden sechs Mo- 
nate, seine Gebäude abzutragen, zur Abtragung zu verkaufen oder 
sie demjenigen Hauswirthen abzutreten, welchem das Gehöft über- 
lassen wird. Falls im Verlaufe der sechs Monate über die Gebäude 
in dieser Weise nicht verfügt ist, werden sie im öffentlichen 
Ausbot zur Abtragung verkauft und die hierbei erzielte Summe 
wird dem Wirthen, dem die Gebäude gehörten, ausgekehrt.?) Ausser 
dem eigentlichen Gehöftareal können sich auch Waldstücke im 
Familienbesitz befinden: es bestimmt das Gesetz, dass Waldparcellen 
die sich in beständiger Nutzung nicht der ganzen Gemeinde, son- 
dern einzelner bäuerlicher Höfe oder Familien befindeu, in ihrer 
Nutzung, jedoch mit Anrechnung derselben bei Zumessung des: La 
antheils, verbleiben. °) 

Der freien Verfügung der Gemeinde unterliegt dasjenige Gehöffe 
land, das nicht zum erblichen Gehöft der Bauernhöfe gehört, das 
Gemeindegehöftland, miperaa ycane6nan semaa, d. i. die Hutweide, 
nicht bebaute, freie Plätze, desgleichen auch die nach örtlicher Ge- 
wohnheit der Umtheilung unterliegenden Hanffelder ete.,*) eventuell 
auch Marktplätze?) etc. # 

b. Acker und Wiese. Wie das Gemeindegehöftareal so 
verbleibt auch das Gemeindefeldareal (wiperaa noaeBaa 3emaa) der 
Verfügung der Gemeinde: die Felder, Wiesen und andere Nutzungen 
befinden sich in Gemeindenutzung (B% oÖmmnHHoNT no1B30BaHin) der 
Bauern, denen dasselbe zugetheilt ist.°) Weder ist die Zahl der 
Jahre bestimmt, noch sind die Fälle statuirt, wann eine Umtheilung 
des enkindiiendas zu erfolgen hat oder erfolgen kann, vielmehr 
ist in dieser Beziehung der Gemeinde volle Freiheit värtiiien der 
Beschluss der Gemeindeversammlung, zu welchem eine Majorität 
von ?/;, der Hauswirthe erforderlich ist, bestimmt, ob und wann 
wiederum eine Umtheilung des Landes stattzufinden hat.?) ) 
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) Art 111 des „Localgesetzes“. 

?) Art. 145 des „Localgesetzes“. 

3) Art. 30 des „Localgesetzes“. 

*) Art. 112 des „Localgesetzes“, auch Art. 42 des „Localgesetzes“. 

5) Art, 44 des „Localgesetzes“. 

°) Art. 113 des „Localgesetzes“. B 

‘) Art 114 des „Localgesetzes“, Art. 5l, Punkt 5 und 6 und Art. 54, Punkt 
3 des „Allg. Gesetzes“, PR 
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6 Die iasiheälte gemeine Mark. Neben den Ländereien 
N Jutzungen, die in erblichem und die in zeitweiligem Niess- 
h der einzelnen Hauswirthe sich befinden, besitzt die Gemeinde 
‚solche, die ungetheilt allen zur Nutzung zustehen: es sind 
neben dem Gemeindegehöftareal: die Weiden, unbebaute 
6, Schluchten, Sümpfe, Flüsse, Teiche, Tränke, Gesträuche, 
;h das Recht der Jagd auf wilde, die Wirthschaft schädigende 
e, die sich auf dem Gemeindeland zeigen. !) 

Auch erwähnt das Gesetz der Wassermühlen, die nicht allein 
ı Besitz einzelner Bauern, sondern auch der ganzen Gemeinde 
können?) — ein solches Eigenthumsrecht nähert sich bereits 
Ba Cnporslionsgütern im Sinne des römischen Rechts, wie die 
De meindehäuser aller Art, Schulen etc. etc. , 

- Die verschiedene Rechts- und Besitzstellung sowol der Bauer- 
wirthe als der Gemeinde lässt sich demnach folgender Massen kenn- 


a. Die bäuerlichen Gehöfte befinden sich im, durch gewisse 
Rechte der Gemeinde beschränkten Familienbesitze der einzelnen 
eswirthe. Durchaus irrig ist die Ansicht, als ob die Gehöfte 
persönlichen Besitze der Wirthe stehen, Die Bestimmung über 
Art der Nutzung, die Wirthschaftsleitung hat freilich, wie es in 
Natur der Sache liegt, der Wirth persönlich, der Besitz muss 
ch als Familienbesitz bezeichnet werden und zwar mit weit 
sereım Recht als diese Bezeichnung für Majorate ete. gebraucht 
l, Das Gesetz bezeichnet durchgehend die Rechte am Gehöft 
Rechte der dasselbe innehabenden Familie. Nicht allein dass 
Wirthen keinerlei Veräusserungs- oder Abtretungsrecht an Fremde 
eht, vielmehr das Gehöft, falls der Wirth dasselbe aufzugeben 
ischt, an seine Familie fällt, sondern es reicht das Recht der 
amilienglieder auf das Gehöft bedeutend weiter. Das Gesetz be- 
slimmt:°) Das Gehöftland eines jeden bäuerlichen Hofes verbleibt 
ı der erblichen Nutzung der den Hof bewohnenden Familie, und 
: ht auf die Erben über entsprechend der in jeder Ortschaft here: 
nden gewohnheitsmässigen Erbschaftsordnung. Die aus 


häufigen Familientheilungen geführt. Es besteht eben 


Be: 

N) Art. 27, 28, 29, 31, 33—36, 103, 104. 
) Art. 105 des „Localgesetzes“. 

°) Art. 110 des „Localgesetzes“. 
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die Rechtsüberzeugung in den bäuerlichen Gemeinden, dass das 
Gehöft der ganzen Familie gehört und dass demnach das heran- 
wachsende Geschlecht auch bei Lebzeiten des Familienhauptes ein 
Recht auf die Abtheilung eines entsprechenden Theiles des Gehöftes 

und selbst des’ Inventars, sowol des Wirthschafts-, als auch des 
häuslichen Inventars, hat. — Auch steht es nicht allein der ganzen 

Gemeinde zu, das gesammte Gehöft, sondern auch einem einzelnen 
Bauern, sein Gehöft gesondert ahiläwen. ”) 

Der Familienbesitz am Gehöft ist kein freier, sondern wie oben 
bemerkt, durch gewisse Rechte der Gemeinde beschränkt: Familien- 
theilungen können gesetzlich nur mit Genehmigung der Gemeinde 
erfolgen,?) das Gehöft fällt an die Gemeinde zur weiteren Ver- 
fügung zurück, wenn dasselbe durch Austritt der Familie aus der 
Gemeinde, durch den Tod eines keine Erben hinterlassenden Wir- 
then oder aus irgend einer anderen Ursache herrenlos wird. °) 

b. Ueber das übrige Gemeindeland (d. h. mit Ausschluss der 
im Familienbesitze befindlichen Gehöfte) verfügt die Gemeinde ganz 
selbständig, und zwar derart, dass sie einen Theil desselben (Acker- | 
und meist auch Wiesenland) den Wirthen (pro Seele oder pro 
Täglo) zur zeitweiligen Nutzung zutheilt, den anderen Theil aber 
ungetheilt in gemeinsamer Nutzung behält: das Gemeindegehöftareal 
(Hutweide etc.), Weide, Wald, Flüsse, Teiche ete.*) 

Der Gemeinde steht das Recht zu, das Gemeindeland in Hof 
theile (monBopusie yuacrku) zu theilen und den Hofwirthen zur erb- 
lichen Nutzung zu überlassen und dadurch vom Gemeindebesitz 
zum persönlichen überzugehen; es besteht nur die einschränkende 
Bestimmung, dass zu einen solchen Beschlusse die Zustimmung von 
mindestens °/; der stimmberechtigten Bauern und so lange das 
Land noch nicht abgelöst ist, die Genehmigung des Gutsherrn er- 
forderlich sind; ob bei Einführung des erblichen Besitzes die solida- 
rische Haft der Gemeinde in Betreff der Entrichtung der Leistungen 
an den Gutsherrn beibehalten oder aufgehoben wird, ist der Ueber- \ 
einkunft beider Theile, des Gutsherrn und der Gemeinde, überlassen. > 
Bei dieser rewändlahk des Gemeindebesitzes in erblichen können 


') Art. 149—151 des „Localgesetzes“. 

?2) Art. 5l, Punkt 5 des „Allg. Gesetzes“. 

3) Art. 111 des „Localgesetzes“. 

*) Art. 100-106, 108 des „Localgesetzes“. h 

5) Art. 51, Punkt 6 und Art. 54, Punkt 1 und 2 des „Allg. Gesetzes“, Art. 
115 des ‚Docalstsetzene: 
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endete Höfen äuänehden Landstücke so arrondirt werden, 
; Areal eines jeden Hofes zusammenliegt. ') Wird ein solcher, 
chen-Besitze einer Familie befindliche Hof entweder durch 
tt der betreffenden Familie aus der Gemeinde oder durch den 
eines keine Erben hinterlassenden Wirthen oder auf eine andere 
herrenlos, so gilt dieselbe Bestimmung wie für die erledigten 
höfte beim Gemeindebesitz: der Hof fällt der Gemeinde wieder 
m, die denselben entweder in gemeinsame Nutzung aller Ge- 
nehmen oder einem neuen Wirthen zum erblichen Besitz 
lassen kann.) 

Die Rechte des einzelnen Gemeindegliedes am Gemeindelande 
im engeren Sinn (d. h. mit Auschluss der im Familienbesitze be- 
findlichen Gehöfte) bestehen in dem Recht auf einen proportio- 
en Antheil an dem, der Theilung unterliegenden Gemeinde- 
e und in dem Recht an der Nutzung des anderen Theiles d. i 
im gemeinsamen Niessbrauch verbleibenden Gemeindelandes. 
mit Zustimmung der Gemeinde kann er seinen Antheil (naa&.ı») 
m anderen Bauern überlassen, der zu derselben Gemeinde ge- 
oder einer auswärtigen Person, die auf Grund des Gesetzes in 
Gemeinde aufgenommen ist?). Wünscht ein Bauer in eine an- 
Gemeinde einzutreten, so kann er auf das ihm zustehende Land 
ichten ) unter Beobachtung der allgemeinen gesetzlichen Be- 
mmungen über den Austritt aus den Landgemeinden): der Ent- 
og darf kein Hinderniss in Bezug auf die Erfüllung der Recru- 
tenpflicht entgegenstehen, die Familie des zu Eutlassenden nicht 
mit Rückständen an Krons-, Landes- und Gemeindeabgaben belastet 
und die Abgaben müssen bis zum 1. Januar des folgenden Jahres 
triehtet sein; wider die Austretenden dürfen keine bei dem Ge- 
bietsvorstande vorgebrachten liquiden Privatforderungen und Ver- 
bindlichkeiten vorliegen; der zu Entlassende darf nicht unter Gericht 
oder in Untersuchung stehen; seine Eltern müssen zum Austritt 
ihre Zustimmung ertheilen; die von der Familie des Ausscheidenden 
in der Gemeinde verbleibenden minderjährigen und sonstigen arbeits- 





' h) Art. 116 des „Localgesetzes“. 

oh 2) Art. 117 des „Localgesetzes“, Art. 39 des „Allg. Gesetzes“, Art. 133 des 
‚ect übar die Ablösung ete.“ 
3) Art. 109 des „Localgesetzes“, Art. 142 des „Allg. Gesetzes“. 
Fi Art. 128 des „Localgesetzes“. Die transitorischen Bestimmungen, die für 
sten neun Jahre nach Einführung des Emancipationsgesetzes Geltung hat- 
bergehen wir, da sie jetzt keine practische Bedeutung haben. 
’) Art. 130—141 des „Allg. Gesetzes“. 
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unfähigen Personen müssen in Bezug auf ihren Unterhalt sicherge- 
stellt sein; der zu entlassende Bauer darf, wenn er einen Antheil 
gutsherrlichen Landes in Nutzniessung besitzt, nicht mit Rückständen 
in Bezug auf die Leistungen belastet sein, welche er für diese 
Nutzung zu tragen hat; er muss von derjenigen Gemeinde, zu welcher 
er übergeht, den Aufnahmebeschluss beibringen. Bauern jedoch, welchen 
zur Erwerbung ihres Landantheils zum Eigenthum eine Beihülfe von 
der Krone gewährt worden, können nicht anders aus der Gemeinde 
entlassen werden, als mit Beobachtung der darüber im „Gesetz über 
die Ablösnng der Gehöfte etc. und die Mitwirkung der Regierung zur 
Erwerbung von Land zum Eigenthum*“ festgesetzten Regeln '). Ist 
nämlich das Land von der ganzen Gemeinde erworben, so ist den 
einzelnen Gliedern derselben die Entlassung aus derselben gestattet 
nach Abzahlung der Hälfte der Capitalschuld, mit welcher die im 
Besitz des Ausscheidenden stehende Parcelle durch das staatliche 
Ablösungsdarlehen belastet ist, und falls die Gemeinde die Bürgschaft 
für die andere Hälfte der Schuld übrnimmt; in solchem Falle 
wird diese Einzahlung auf die Tilgung des entsprechenden Theiles 
der Ablösungsschuld verwandt; das dem Austretenden zustehende 
„Land (Gehöft und Landantheil) fällt an die Gemeinde. Wenn aus 
einer Gemeinde, welche ihr Land zum Eigenthum erworben, bis zu 
einem Drittel der Gemeindeglieder in dieser Art entlassen worden 
und an Stelle dieser Gemeindeglieder keine anderen getreten sind, 
so ist eine fernere Entlassung von Gemeindegliedern, ohne vor- 
herige Einzahlung des Capitals, welches dem auf ihnen lastenden 
Theile der Ablösungszahlung entspricht, nicht anders gestattet ° 
als mit Genehmigung der Gouvernementsbehörde in Bauersachen. 
Aus einer Gemeinde, auf welcher ein Rückstand an Ablösungszah- 
lungen oder Kronsabgaben ruht, kann Niemand ohne vorherige Ein- 
willigung der Gouvernementsbehörde ausscheiden. — Jeder Haus- 
wirth, der eine besondere Parcelle zum persönlichen Eigenthum mit 
Hülfe des staatlichen Darlehens erworben hat, kann ungehindert aus 
der Gemeinde jederzeit austreten; zur Tilgung des Darlehens ist er 
jedoch verpflichtet, vorher die erworbene Parcelle einer anderen 
Person zu verkaufen. Jeder Bauer, der zu einem Bauerhof 
(Familie) gehört, welcher mit Hülfe des Ablösungsdarlehens 


a 
; 
i 
b; 
f; 
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Land zum persönlichen Eigenthum erworben, kann seine Ent- B: 
lassung aus der Gemeinde verlangen, wenn der Hauswirth, auf i 
4 
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Y 
') Art. 172—177 des „Gesetzes über die Ablösung ete.“ ; 
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„unmittelbarer Verantwortung die Entrichtung der Ablösungs- 
lu gen ruht, dazu seine Einwilligung erklärt. Diese, aus den 
dlichkeiten der Bauern entspringenden Beschränkungen beim 
itt aus der Gemeinde beziehen sich nicht auf die, zu den Fa- 
n der bäuerlichen Wirthe gehörenden Personen weiblichen Ge- 
lechts, wol aber auf die Personen weiblichen Geschlechts, welche 
elbst Landantheile besitzen, für welche Ablösungszahlungen zu ent- 


Auch kann ein Bauer, ohne aus der Gemeinde auszutreten, auf 
ie Nutzung des Gemeindelandes verzichten, falls er sure des 
Gemeindelandes einen Landantheil erwirbt, der uicht über 15 Werst 
on der Gemeinde entfernt und der nicht geringer ist als zwei See- 
:nantheile (nymesoü Haabıs) des Maximum (in der ersten und 
weiten Zone) und des normirten Masses (in der dritten Zone), der 
für die betreffende Gegend festgesetzt ist'!). Es steht dem Bauer 
„jedoch nur wenn er sein Gehöft zum Eigenthum erworben hat, 
‚die Nutzung des ihm zustehenden Gemeindelandantheils zu ver- 
ten, ohne sein Eigenthumsrecht auf sein Gehöft zu verlieren 2). 
Die FE einde hat das Recht, auch ihrerseits auf das Land zu ver- 
zichten und dem utshesitaer zurückzugeben, das von einzelnen | 
Bauern aufgegeben ist ?°). 

So lange das staatliche Ablösungsdarlehen nicht vollständig ab- 
getragen ist, ist das Verfügungsrecht der Gemeinde über das Ge- 
meindeland in nachstehender Art beschränkt. Während der neun 
Jahre nach Emanirung des Gesetzes hat die Gemeinde nicht das 
Recht, das von ihr zum Eigenthum erworbene Land zu verkaufen ®). 


E 1) Art. 125, 127 und 129 des „Localgesetzes“. 

_ *) Art. 130 des „Localgesetzes“. 

3) Art. 131 des „Localgesetzes“. 

4) Art. 161 des „Gesetzes über die Ablösung ihrer Gehöfte durch die aus 
d er Leibeigenschaft getretenen Bauern und über die Mitwirkung der Staatsregie- 
; zur Erwerbung von Ländereien durch die Bauern zum Eigenthum“. Ueber 
Form des staatlichen Darlehens (suıryunaan ecyna) sei hier kurz bemerkt, 
bei Ablösung des Gehöftlandes und des übrigen Gemeindelandes die Staats- 
erung den Bauern einen bestimmten Betrag vorschiesst und zwar */, des 
fschillings, wenn der ganze Landantheil gemäss dem Grundbuche zum Ei- 
hum erworben wird, dagegen nur ’/, desselben, wenn ein geringerer Theil 
es Landes (nicht aber ei '/; des Maximum in den beiden ersten und des 
normirten Landantheils in der dritten Zone) käuflich erstanden wird. Erwerben 
Gemeinden ein geringeres Landquantum oder gar nur das Gehöftland, so erfolgt 
keine staatliche Darlehensunterstützung Die Zinsen und die BR man 
(auf 49 Jahre) der Darlehenschuld, zus. 6°/,, sind von den Gemeinden direct an 
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Nach Ablauf dieser Jahre jedoch bis zur vollständigen Tilgung des 
Ablösungsdarlehens kann die Gemeinde Land nur mit Genehmigung 
der Gouvernementsbehörde und mit Einzahlung des aus dem Verkauf 
desselben gelösten Geldes in Abrechnung der noch vorhandenen 
Darlehensschuld veräussern !). Auch muss der Gemeindebeschluss 
über die Umwandlung des Gemeindebesitzes in erblichen Hofbesitz 
und die allendliche Theilung des Landes vom Friedensvermittler 
beglaubigt werden, welcher eine Abschrift desselben der Gouver- 
nementsbehörde zur Kenntnissnahme und zur Bestätigung der von der 
(xemeinde bewerkstelligten Vertheilung der Ablösungszahlungen auf 
die Hauswirthe vorstellt. Hierbei wird der Betrag der auf der 
ganzen Gemeinde lastenden Ablösungsschulden von derselben auf 
die Hauswirthe nach Massgabe der Grösse der Bauerhöfe vertheilt?). 
Das Recht auf die Theilnahme an dem Gesammitbesitze des von der 
Gemeinde erworbenen Landes, kann der einzelne Bauer nur mit 
Einwilligung der Gemeinde einer nicht zur Gemeinde gehörenden 
Person abtreten ?). Wenn ein Hauswirth — während die Gemeinde 
beim Gemeindebesitz verbleibt — seinen besonderen Landantheil aus 
dem Gemeindebesitz ausgeschieden zu erhalten wünscht und das 
ganze auf seinen Landantheil fallende Darlehen einzahlt, so ist die 
Gemeinde verpflichtet, einem solchen Bauer den ihm zukommenden 
Landantheil wo möglich arrondirt an einer Stelle, zuzutheilen; bis 
zur erfolgten Zutheilung aber fährt der Bauer fort, das von ihm er- 
worbene Grundstück im Bestande des Gemeindelandes ohne Ent- 
richtung der Ablösungszahlungen zu nutzen. Wenn eine solche 
Abtheilung sich als ungeeignet oder unmöglich erweist, so ist der 
Gemeinde gestattet, den Bauer durch Geld nach gegenseitiger 
Vereinbarung oder nach Abschätzung zufrieden zu stellen %). Bis 
zur Tilgung des Ablösungsdarlehens dürfen die von einzelnen Haus- 
wirthen erworbenen Höfe beim Uebergang in anderen Besitz auf 


die staatliche Behörde (Kronsrentei) zu entrichten. Jene Summe wird dem 
Gutsbesitzer in zinstragenden Werthpapieren ausgezahlt und zwar theils in 5% 
Reichsbankbilleten, theils in Scheinen (eengtTeiberBa) auf eine garantirte Rente, 
die allmälig in festgesetzter Weise gegen 5%, Reichsbankbillete umgetauscht 
werden. Die Zinsenzahlung, resp. Tilgung dieser Schuldtitel übernimmt der 
Staat. Vergl. Art. 4, 27, 29, 56, 66, 113, 114, 127, 154, 155 des „Gesetzes über 
die Ablösung ete.“ 

!) Art. 162 desselben Gesetzes. 

?) Art. 163 desselben Gesetzes. 

3) Art. 164 desselben Gesetzes. 

*) Art. 166 desselben Gesetzes und Art. 36 des „Allg. Gesetzes“. 
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Wege der Erbfolge, der Veräusserung oder in irgend einer 
ren Weise, nicht zerstückelt werden. Nur auf besonderes An- 
en ‚der Hofbesitzer kann die Gouvernementsablösungsbehörde 
Theilung von Höfen mit ausgedehntem Areal genehmigen, wenn 
dadurch die Sicherstellung der Krone in Betreff der regelmässigen 
Entrichtung der Ablösungszahlungen nicht beeinträchtigt wird )). 
‚Die im persönlichen Eigenthum befindlichen Höfe können nach Ver- 
lauf der ersten neun Jahre auch an eine nicht zur Gemeinde ge- 
hörende Person verkauft werden, sobald diese letztere die ganze 
auf dem Hof ruhende Dänlehenschuld tilgt?). Bis zur Tilgung 
Ei Schuld kann mit dem von einer Landgemeinde oder von 
einem einzelnen Bauerhofe . erworbenen Lande kein Salog (Pfand) 
bestellt werden, weder zu einem Dahrlehen bei einer Creditanstalt 
a och bei Verbindlichkeiten mit der Krone oder mit Privatpersonen °). 
Durch keine private Verfügung der Bauern und der Bauerngemeinde, 
‚durch Verpachtung ihrer abgelösten Ländereien oder auf eine andere 
Art wird im Falle unregelmässiger Entrichtung der Ablösungs- 
zahlungen und überhaupt in allen den Fällen, in welchen durch die 
allgemeinen und die bäuerlichen Gesetze eine solche Beitreibung 
attet ist, das Recht der Staatsregierung beeinträchtigt, die ge- 
kauften Ländereien zur gesetzlichen Beitreibung von Rückständen 
heranzuziehen ?). 

Nach Ablösung des staatlichen Darlehens verfügen die Ge- 
meinden über das Gemeindeland, die Eigenthümer der zum indivi- 
‚duellen und erblichen Besitz abgetheilten Höfe aber über ihr Land 
vollständig frei mit dem Recht der Verpfändung, des Verkaufs ete.?) 
Das Recht auf seinen Antheil an der Nutzung des im Gemeinde- 
eigenthum befindlichen Landes kann der einzelne Bauer nur mit 
Zustimmung der Gemeinde einer auswärtigen Person abtreten. Auch 
steht der Gemeinde das Recht zu, Immobilien käuflich zu erwerben 
und sie hat über solche das freie Verfügungsrecht.®) 
Die Gemeinde mit Gemeindebesitz ist nicht allein in Betreff 
der öffentlichen Lasten, sondern auch in Betreff ihrer Verpflich- 
tungen an den Gutsherrn — Entrichtung der Pachtsumme resp. des 


> 
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1) Art. 167 desselben Gesetzes. 
2) Art. 169 desselben Gesetzes. 
3) Art. 170 desselben Gesetzes. 
4) Art. 171 desselben Gesetzes. 
‚len 5) Art. 159 desselben Gesetzes und Art. 33—39 des „Allg. Gesetzes“. 
8) Art. 34 und 35 des „Allg Gesetzes“. 
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Kaufpreises oder Ableistung der Frohntage — und, falls sie das 
Land mit Hülfe des staatlichen Darlehens zum Eigenthum erworben 
hat, in Betreff dieser Zinsenzahlung und Kapitalabtragung soli- 
darisch verhaftet für die vollständige und rechtzeitige Erfüllung 
dieser Obliegenheiten Seitens ihrer Glieder. ') Auf den Gütern, 
auf welchen Frohne besteht, haftet die Gemeinde für das Erscheinen 
der bestimmten Anzahl von gesunden und für die vorliegende Arbeit 
geeigneten Arbeitern und Arbeiterinnen (mit geeignetem Geräthe 
und Gespann) zu den Arbeiten auf dem Herrenhof. Erkrankte 
Arbeiter müssen durch gesunde ersetzt werden. Der Gemeindevor- 
stand hat darauf zu achten, dass auf jedem bäuerlichen Hofe die er- 
forderliche Anzahl von Arbeitskräften vorhanden ist, eventuell hat 
er das Ausgehen auf Arbeit auswärts zu verbieten und keine Pässe 
auszustellen. Der Gemeindeälteste sorgt für die ordentliche Aus- 
führung der Frohnarbeiten. Rückständige Arbeitstage werden ent- 
weder — nach fester Norm — in Geld umgeschätzt, das von der 


Gemeinde zu entrichten ist, oder die Arbeitstage müssen, wenn der 
Gutsherr darauf besteht, von den Bauern nachträglich geleistet ° 


werden. ?) 

In Betreff der Geldzahlungen (Pacht, Zinsen und Abtragung 
des durch den Kauf des Landes übernommenen Schuldkapitals) ist 
die Gemeinde verpflichtet den vollen von ihr zu zahlenden Betrag 


zu den bestimmten Terminen zu entrichten. Der durch Säumigkeit 


einzelner Bauern entstehende Ausfall ist erforderlichen Falls durch 
Repartition auf die Gemeindeglieder zu beschaffen, resp. aus den 
etwa vorhandenen Gemeindemitteln zu decken. Ihrerseits steht der 
Gemeinde zur Deckung der Rückstände das Recht zu, die Ein- 
nahmen von den, einem solchen Gemeindegliede gehörenden Immobil 
an sich zu nehmen, ihn oder eines seiner Familienglieder auf Ar- 


beit abzugeben,?) wobei das erarbeitete Geld der Gemeinde zufällt, 


oder endlich ihm einen Curator zu bestellen, ohne dessen Genehmi- 
gung ihm nicht gestattet ist, irgend Etwas aus seinem Vermögen 
oder seiner Einnahme bis zur vollen Deckung des Rückstandes zu 
veräussern, resp. an Stelle des nachlässigen Wirthen ein anderes 
Familienglied zum Wirthen einzusetzen. Erweisen sich diese Zwangs- 


') Art. 182, 184, 191, 194, 197, 199, 200, 227—229, 245—249 des „Local- 
gesetzes“. 
?) Art 212, 247, 251—256 des „Localgesetzes“ 


?) Art. 257—261 des „Localgesetzes“, Art. 127—128 des „Gesetzes über die 


Ablösung ete.“ 
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regeln als unwirksam zur Deckung des Rückstandes, so hat 
dlich die Gemeinde das Recht, das dem säumigen Zahler persönlich 
rende unbewegliche Vermögen, mit Ausnahme allein des 
n ihm abgelösten Gehöftes, auch den Theil des beweglichen 
Bigenthums und der Gebäude, welcher nicht unbedingt zur 
Wirthschaft erforderlich ist, zu verkaufen, endlich einen Theil 
jer ihm eingewiesenen Ackerländereien und gar seinen ganzen 
2 abzunehmen. 

Wenn zum bestimmten Termin die Gemeinde nicht die ihr ob- 
Ernse Zahlung an den Gutsbesitzer entrichtet, so beraumt der 
edensvermittler — auf die bezügliche Klage des Geschädigten — 
ler Gemeinde noch einen letzten Termin zur Entrichtung der Schuld 
n. Wird auch jetzt dieselbe nicht gedeckt, so stehen der Friedens- 
vermittler nachstehende Massnahmen zu: 1. dem Gemeindevorstande 
der insolventen Gemeinde vorzuschreiben, Niemanden (ohne schrift- 
iche Genehmigung des Gutsbesitzers) auf Pässe aus dem Dorf zu 
entlassen, und die Pässe der auswärts sich aufhaltenden Bauern 
nicht zu erneuern, 2. an Stelle der von der Gemeinde gewählten 
Amtspersonen andere nach seinem Ermessen einzusetzen, 3. dahin 
Anordnung zu treffen, dass die Gemeinde die zahlungssäumigen 
Bauern contraetlich auf Arbeit abgebe (jedoch können sie nicht 
E ihren Willen und ohne Zustimmung des Gutsbesitzers diesem 
übergeben werden), 4. durch die Polizei die Aufnahme des sämmt- 
i hen bäuerlichen beweglichen Eigenthums zu bewerkstelligen und 
jach Ausschluss Dessen, was in der bäuerlichen Wirthschaft unbe- 
dingt erforderlich ist und ohne die Bauern zu Grunde zu richten, 
ni ht verkauft werden kann, den Verkauf des übrigen Theiles 
dieses Higeathums durch Br Polizei anzuordnen, 5. den Bauern 
einen Theil des in ihrer Nutzung befindlichen Landes bis auf drei 
Jahre abzunehmen, und zwar einen so grossen Theil desselben 
jedoch niebt über '/,), dass die dreijährige, auf. demselben ru- 
de Pacht die Summe des Rückstandes deekt: dieses Land wird 
m öffentlichen Ausbot in Pacht vergeben, resp. unter Controle 
es vom Friedensvermittler zu bestellenden Aufsehers der Gemeinde 
ur Bearbeitung übergeben (der Ertrag wird in beiden Fällen zur 
Jeckung des Rückstandes verwandt), oder endlich das Land wird 
dem Gutsbesitzer bis auf die Zeit von drei Jahren (je nach dem 
chuldbetrag) überlassen. Aus diesen Mitteln zur Beitreibung von 
Rückständen wählt der Friedensvermittler diejenigen aus, die ihm 
im gegebenen Fall als die geeignetsten erscheinen. !) 


N) Art. 262 des „Localgesetzes“. 
Bi 
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Dasselbe Verfahren (mit Ausnahme der Massnahme 5.) gilt für 
den Friedensvermittler, wenn die von der Gemeinde zu leistende . 
Ablösungszahlung für das Halbjahr zum gesetzlichen Termin nicht 
entrichtet worden, und die örtliche Polizei ihm die darauf bezügliche 
Mittheilung der Kreisrentei, bei welcher die Einzahlungen zu er- 
folgen haben, zustellt. In Betreff der angegebenen ersten Massnahme 
d. h. des Verbots der Ertheilung von Pässen, wird die Genehmigung 3 
des Gutsbesitzers durch die des Friedensvermittlers ersetzt. ') i 

In den äussersten Fällen, wenn der Rückstand durch irgend 3 
welche Ursache auf den Betrag der dem Gutsbesitzer zukommenden, E 
resp. zur Verzinsung und Abtragung des Ablösungsdarlehens zu ent- 
richtenden Jahressumme anwächst, und durch die erwähnten Mass- - 
nahmen beizutreiben sich als nicht möglich erweist, ist die Gouver- 


nementsbehörde in Bauersachen — nach Empfang der darauf be- 
züglichen Vorstellung des Friedensvermittlers — verpflichtet, zu 


untersuchen, ob nicht die Zahlungsunfähigkeit der Bauern durch 
besondere Unglücksfülle, z. B. durch Schadenfeuer, Ueberschwen- 
mung, epidemische Krankheiten, allgemeine Missernten, Viehyer- ; 
luste ete. entstanden ist, und in Erwägung zu ziehen, ob nicht in. 
solchem Fall der Gemeinde durch die Regierung eine Unterstützung f 
resp. Erleichterungen und Dispensationen (wenn es sich um Ab- 
lösungszahlungen handelt) gewährt werden sollen. In Betreff derar- 
tiger Anträge wendet sich die bezeichnete Gouvernementsbehörde 
an die höhere Obrigkeit, wobei sie die Beitreibung der Rückstände 
sistirt. Ist der Rückstand (in Betreff der Zahlungen an den Guts- 
herrp) jedoch lediglich durch Nachlässigkeit und schlechte Führung 
der Bauern entstanden, so ergreift die Behörde strenge Massnahme 
zur Beitreibung desselben und zur „Besserung“ (aa nenpasaenia) 
der Bauern. ?) E 

In Betreff der rechtzeitigen und vollständigen Entrichtung der 
staatlichen, „Gouvernements- und communalen Steuern 
und Prästanden haftet die ländliche Gemeinde — sowol beim 
Gemeindebesitz als beim individuellen Besitz — solidarisch für ihre 
Glieder.°) Gegen säumige Zahler stehen der Gemeinde dieselben 
Massnahmen zu Gebote wie in Betreff der Rückstände der erwähnten | 
Zahlungsverpflichtungen. Wenn der auf einem Bauer ruhende Rück- 


') Art, 127, 128 des „Gesetzes über die Ablösung“. 

?) Art. 263 des „Localgesetzes“, Art. 130 des „Gesetzes über die Ablö- 
sung etc.“ 

®) Art. 187—191 des „Allgemeinen Gesetzes“. 
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and nach Anwendung aller Mittel nicht bis zum 1. October bei- 
eben ist, so hat die Gemeinde den Betrag auf die übrigen 
rn zu repartiren, welcher unbedingt bis zum 15. Januar des 
folgenden Jahres bezahlt sein muss, d. h. bis zum Ablauf des 
zur Entrichtung der Steuern für die zweite Jahreshälfte gestatteten 
Termins. Ist die Gemeinde säumig, so wird sie durch die örtliche 
Polizei zur Entrichtung des Rückstandes angehalten. Bei Erfolg- 
los Iosigkeit der Massregeln wird der Rückstand durch Verkauf des 
veglichen Vermögens gedeckt, wenn nicht etwa in Folge irgend 
welchen Nothstandes — auf vorhergegangenes Gesuch der Ge- 
e.® — die Zahlung gestundet ist. 

' Das Gesetz vom 19. Februar 1861 war zur Regelung der be- 
tr rrchden Verhältnisse der gutsherrlichen Bauern erlassen. Für 
die übrigen Gruppen der ländlichen Bevölkerung sind besondere 
Gesetze ausgearbeitet, die die Grundsätze des Gesetzes vom 
19. Februar vollständig adoptiren. 

Schon durch die Allerhöchsten Ukase vom 20. Juni 1858 und 
vom 26. August 1859 war den Apanagebauern (d.h. den Kaiser- 
lichen, Palast- und Apanagebauern — Tl'ocypapeszsie, ABOPLOBBIE, 
Ynbasusıe) die persönliche Freiheit mit den hieraus resultirenden 
ermögensrechten verliehen. Durch Allerhöchsten Ukäs vom 5. März 
61 an den Minister des Kaiserlichen Hofes und der Apanagen 
r ırd dieser beauftragt, ein Project über die Landzutheilung, die 
Leistungen und die Selbstverwaltung der Apanagebauern gemäss 
I im Gesetz vom 19. Februar zur Geltung gebrachten Principien 
zu entwerfen, und wurden diesen Bauern sogleich gewisse Erleich- 
terungen in ihren Prästanden gewährt. Am 26. Juni 1863 erfolgte 
die Kaiserliche Bestätigung „des Gesetzes über die Bauern, die auf 
Ländereien der Kaiserlichen, Palast- und Apanagegütern ansässig sind“. 
Ein gleicher Ukas vom 5. März 1861 erfolgte an den Minister 
Reichsdomänen (die eigentlichen Domänenbauern galten nicht 
eibeigen, wenn sie auch schollenpflichtig waren). Wie in Be- 
ff der Apanagebauern traten auch in Betreff dieser Bauern so- 
gleich mit dem Erscheinen des Ukases gewisse Erleichterungen in 
Kraft. Auf Grund des Allerhöchsten Befehls wurden vom Ministe- 
rium der Reiehsdomänen sechs Gesetzesentwürfe (für die verschie- 
denen Kategorien der unter diesem Ressort stehenden Bauern etc.) 
ausgearbeitet, die die Allerhöchste Bestätigung fanden. Das uns 
2 nächst interessirende Gesetz ist das „über die Agrarverfassung 
ler Domänenbauern in 36 Gouvernements* vom 24. November 1866, 
sowie das über die Reform der Selbstverwaltung der Domänenbauern. 
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Für gewisse Landestheile, die eigenthümliche Verhältnisse auf- 


weisen, sowie für besondere Onippes von Bauern (auf staatlichen 


Fabriken ete. ete.) sind besondere Gesetze erschienen. !) 


In Betreff des bäuerlichen Gemeindebesitzes gelten überall die- 


selben Grundsätze, die im Gesetz von 1861 adoptirt sind.?) 

2. Nachdem wir in kurzen Umrissen?) eine Analyse des Gesetzes 
vom 19. Februar, soweit dasselbe sich auf den Gemeindebesitz be- 
zieht, geboten, haben wir zu untersuchen, in wie weit. etwa durch 
dieses Gesetz die grundbesitzrechtlichen Verhältnisse des bestehen- 


den Gemeindebesitzes alterirt sind. Die aus dieser Betrachtung sich | 


ergebende critische Beleuchtung des Gesetzes soll im zweiten Theil 
dieses Werkes — im Anschluss an die neueren Erfahrungen über 
die Gestaltung und Wirkung dieser Grundbesitzform — vervollstän- 
digt werden. 

Die Aufgabe der grossartigen Reform war von so tiefeingreifen- 
der Art, sowol in social-politischer als in ökonomischer Beziehung, 


die innere Gestaltung des Riesenreiches und seine Entwickelung 


') Eine vollständige Sammlung der die bäuerliche Bevölkerung betreffenden 


Gesetze mit den späteren Ergänzungen und Modificationen (mit Ausnahme 
von Polen, Finnland und den drei Ostseeprovinzer Liv-, Est- und Kurland) 
bietet das Werk: Cyan u Pacnpasa, mOIHBIa CBOAb 3aK0OHOBB HM Ppacnopameniä 
UPAaBHTEIBCTBA, AIA KpeeTbAuckaro cocıoBia etc. ete., Moskau 1870. 

?) Es sei kurz erwähnt, dass nach den „Regeln zur Bildung neuer Städte 
und Flecken“ (1864) die Umwandlung einer ländlichen Gemeinde in eine Stadt 
nur mit Zustimmung der Gemeinde (und zwar einer Majorität von mindestens 
?/; der Stimmen) erfolgen kann. Haben die Bauern das Land noch nicht käuflich 


erworben, so ist auch die Zustimmung des Gutsherrn erforderlich. Bei Umwand- 


lung eines Dorfes mit Bauern, die noch in verpflichtenden Beziehungen zum 
Gutsbesitzer stehen, können freiwillige Vereinbarungen aller Art zwischen Guts- 
besitzer und Bauern geschlossen werden, nur dürfen dieselben nicht den all- 
gemeinen Gesetzen, so wie den im Gesetz vom 19. Februar 1861 den Bauern 
verliehenen persönlichen, Vermögens- und Standesrechten widersprechen. 
Wie bei Umwandlung einer Gemeinde mit Gemeindebesitz in eine Stadt‘ die 
Rechte der Verfügung über die Mark sich gestalten, darüber finden sich keine 
Bestimmungen. Es müsste neben der neuen Stadtverwaltung und der Gruppe 
der berechtigten städtischen Bevölkerung die alte markgenossenschaftliche Ver- 
fassung und die Gruppe der markgenossenschaftlich Berechtigten bestehen. — 
Siehe oben Seite 112. 

3) Einer eingehenden Analyse des Gesetzes, die viel Raum in Anspruch 
genommen hätte, glaubte ich mich um so mehr entziehen zu können, als meh- 
rere Schriften auch in deutscher Sprache diese Bestimmungen — in grösserer 


oder geringerer Ausführlichkeit — wiedergegeben haben. Die ausführlichste 
Analyse des Gesetzes findet der Leser in A. v. Haxthausen’s mehrerwähntem 
Werke: Die ländliche Verfassung Russlands, ihre Entwickelungen und ihre Fest- 


stellung in der Gesetzgebung von 1861, De 1866. 






































te in so ganz neue Bahnen geleitet werden, dass cs als eine 
tische Nothwendigkeit anerkannt wurde, zur Zeit nur soviel an 
bestehenden Zuständen und Institutionen zu ändern und zu re- 
formiren, als es die Prineipien der Aufhebung der Leibeigenschaft 
und die Sicherstellung der ökonomischen Existenz der aus der Unter- 
inigkeit entlassenen Bauern unbedingt verlangten. Es sollte die 
form auf das mit diesem Ziel wesentlich Zusammenhängende und 
damit die Störungen, wie sie bei einer so fundamentalen Reform 
während der Uebergangsperiode nicht vermieden werden können, 
uf das geringste Mass beschränkt werden. 

Was die Frage des Gemeindebesitzes anbetrifft, so fiel die Ent- 
scheidung zu Gunsten der Beibehaltung desselben namentlich aus 
der Erwägung, dass diese Grundbesitzform seit Alters besteht und 
mit den Gewohnheiten und der ganzen Denkart der bäuerlichen 
E ik arie auf das Engste verknüpft ist. Beweis hierfür sind die 
bezüglichen mitgetheilten Kaiserlichen Rescripte, die ministeriellen 
Schreiben, die vom Haupteomite aufgestellten Grundsätze und die 
ne der Redactionscommissionen. 

Wenn nun auch das Gesetz sich mit möglichster Genauigkeit 
der chenden Organisation der wirthschaftlichen Verhältnisse anzu- 
sucht, so hat es nichtsdestoweniger die Institution des 
‚Ger nkiehäsitzes in eine wesentlich neue Phase seiner Ent- 
Ekelmme gebracht. 

Wie sehr auch Anhänger des Gemeindebesitzes sich bemühen, 
' oßımnna, der auf Gemeindebesitz beruhenden Gemeinde, ein 

enthümliches und festes Gepräge zu verleihen, das sie scharf und 
wesentlich von den anderen Formen des Grundbesitzes unterscheidet, 
ergab es sich duch in den Vorberathungen zum Emaneipations- 
etz, dass die rach der Haltung der Vertreter der nationalen 
Grundbesitzform anscheinend so leichte, von selbst sich ergebende 
De Beantwortung der Frage, welche Kennzeichen characterisiren den 
6 jemeindebesitz , in mehreren Landstrichen auf unvorhergesehene, 
erhebliche Schwierigkeiten stiess. 


Das erste Characteristikum des Gemeindebesitzes, die Ver- 
gung der Gemeinde über das in der Nutzung ihrer Genossen 
efindliche Land, erwies sich nicht überall als zutreffend. Wie 
einerseits auf Gütern, auf welchen die Bauern unbezweifelt 
das Land „hofweise“, persönlich nutzten und die Grösse der 
der einzelnen Wirthe verschieden war, die Gemeinde über das 
d verfügte (Besetzung freigewordener Höfe, Abnahme einiger 
dstücke verarmter Bauern und Zutheilung derselben an andere etec.), 
h 16* 
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so ward aber auch andererseits vielfach constatirt, dass in Gemein- 
den, in welchen die „grossrussische* Grundbesitzform bestand, die 
Verfügung über das Land nicht von ihr, d. i. von der Gemeinde 
getroffen wurde, vielmehr der Gutsbesitzer resp. sein Vertreter (nicht 
allein rechtlich, sondern) positiv alle jene Verhältnisse ordnete, die 
Bauern die betreffenden Landantheile direct von ihm zugetheilt er- 
hielten. Wir haben gesehen, dass eine derartige Auffassung der 
srundbesitzrechtlichen Verhältnisse sich selbst im Gouv. Kursk 
kundthat. 

Auch das zweite Characteristicum, die solidarische Haft der 
Gemeinde, als Folge des Verfügungsrechts über das Land, ward 
nicht überall dort angetroffen, wo man nach den übrigen Erschei- 
nungen der grundbesitzrechtlichen Verhältnisse auf Gemeindebesitz 
schliessen zu sollen meinte. Wo nämlich der Gutsbesitzer die Ver- 
fügung über das in bäuerlicher Nutzung befindliche Land in Händen 
hatte und die Vergebung desselben unter die Bauern selbst leitete, 
dort bestand zumeist, wie es sich naturgemäss ergab, keine solida- 
rische Haft der Gemeinde: der Gutsbesitzer hatte es mit jedem 
einzelnen Wirthen in Betreff seiner Verpflichtungen an den Herren- 
hof zu thun. 

Die Entscheidung der Frage, welche die wesentlichen Momente 
des Gemeindebesitzes sind, hatte zumal in denjenigen Landstrichen 
eine grosse practische Bedeutung, die den Uebergang von der „gross- 
russischen“ zur individuellen Nutzungsart bildeten. In Ermangelung 
anderer Merkmale ward als entscheidendes Criterium die Gleich- 
heit des Landantheils statuirt: Gemeindebesitz soll dort als be- 
stehend anerkannt werden, „wo alle Täglo’s einen gleichen Land- 
antheil empfangen und die gleichen Lasten tragen“, individueller 
Besitz aber dort, „wo die Bauern nicht einen gleichen Landantheil 
nutzen, sondern in Vollbauern (Tarısıe) und in Kleinbauern (m5mie) 
sich theilen“.') Die Entscheidung dieser Frage steht in den neu- 
russischen Gouvernements (Jekaterinoslaw, Taurien, Cherson) ganz 
der Gemeinde zu. Hat sich aber eine Gemeinde bei Aufstellung des 
Grundbuches für Gemeindebesitz ausgesprochen, so kann späterhin 
nur bei einer ?/; Majorität der individuelle Grundbesitz eingeführt 


') Art. 1, Anmerkung { und 2 des „Localgesetzes ete. in den Gouverne- 
ments Gross-, Neu- und Weissrusslands“, Art. 2 und 3 des „Localgesetzes für 
etc. in den kleinrussischen Gouvernements Tschernigow, Poltawa und in einem 
Theile Charkow“, Verfügung des Hauptceomit@e’s vom 21. Sept. 1861 und vom 
6. Dec. 1861. j 
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‚den.!) — In Betreff der Gouv. Tschernigow und Charkow ist 


ıersachen das Gouvernement, resp. die Kreise nach den beiden 
ndbesitzarten theilt; jedoch steht die bezügliche Entscheidung in 
en einzelnen Fällen den Gemeinden nach freier Uebereinkunft mit 
ı Gutsherrn (mit der Bescheinigung des Friedensvermittlers im 
Grundbuch) zu, also auch gegen jene Grenzbestimmung der Gouver- 
nementsbehörde. Erklärt sich die eine der beiden Parteien — Ge- 
meinde oder Gutsbesitzer — für die eine, die andere für die andere 
Grundbesitzform und findet keine Binkenie statt, so trifft die Kreis- 
‚session der Friedensvermittler die Entscheidung.?) Auch im Gouv. 
hilew und in den weissrussischen Kreisen des Gouv. Witebsk 
tirb nicht überall in allen Gemeinden Gemeindebesitz , es be- 
mt demnach auch das Gesetz, dass wo „getheilte* oder „hof- 
ise* Nutzung des Landes besteht, dieselbe bewahrt wird.?) 

Das Gesetz v. 19. Februar kennt nur diese beiden Formen des 
indbesitzes: was nicht „holweiser“, „getheilter* Grundbesitz ist, 
als „grossrussischer* Gemeindebesitz behandelt werden. Es 
regelt demnach nur die grundbesitzrechtlichen Beziehungen dieser 
beiden Grundbesitzformen. Nach Einführung des Gesetzes ergab 
es sich, dass eine dritte Form möglich und in einigen Theilen des 
Reichs vorhanden ist. In Folge hervorgetretenen Zweifels, wie auf 
einzelnen Gütern im Gouv. Mohilew und in den weissrussischen 
K eisen des Gouv, Witebsk die Entscheidung in Betreff der Grund- 
besitzform zu treffen ist, verfügt das „Hauptcomite für die Organi- 
sation des bäuerlichen Standes“ am 12. Juli 1862,*) dass in den 
Gemeinden des bezeichneten Landstrichs, in welchen die Grund- 
besitzform weder der einen noch der anderen zugezählt 
W verden kann (ne oraıieTca BO3MORKHEINB npuyncınTb), die Gouver- 
nementsbehörde auf Vorstellung des Friedensvermittlers für jeden 
einzelnen Fall der betreffenden Gemeinde die Entscheidung über- 
sst, ob Gemeindebesitz mit solidarischer Haft oder individueller 
tz mit persönlicher Haft für die Verpflichtungen an den Herrn 
bestehen soll. Es wird demnach ausdrücklich verlangt, dass die 
in  M) Art. 119 des „Localgesetzes für etc. in den Gouvernements Gross-, Neu- 
und ' Weissrusslands“. 

.%) Art. 1 des „bocalgesetzes für ete. Gross-, Neu- und Weissrussland“, Art. 
3 „Localgesetzes für die kleinrussischen Gouvernements*, Verfügung des 
teomite’s vom 21. Sept., 26. Sept. und 6. Dec, 1861. 

 ?) Art. 118 des „Localgesetzes für ete. Gross-, Neu- und Weissrussland“. 
 *) Siehe „Oynw u Pacnpara“, 1. c. pag. 361—362. 
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6 


Gemeinde sich für die eine oder die andere der im Gesetz vom 


19. Februar behandelten Grundbesitzformen entscheidet, auch wenn 


die bestehende Grundbesitzform keiner derselben „zugezählt werden 


kann.“ 

Auch in dem erwähnten Gesetz für die Domänenbauern vom 
24. Novbr. 1866 findet sich ein darauf bezüglicher Passus. In den 
„Regeln über die Aufstellung und Ausreichung der Grundbücher 
(Braneuusıa Bannmen) an die Domänenbauern“ findet der „gemischten“ 
Grundbesitzform als einer bestehenden Erwähnung, ohne dass dieselbe 
näher bestimmt wird. Im Formular zum Grundbuch heisst es ganz 
kurz unter Punkt V, dass (scl. wenn erforderlich) anzugeben ist, 
welche Landstücke sich in gemeinsamer, nach den Revisionsseelen 
gleichmässig vertheilter Nutzung“ (BB...... YPABHNTEIBHONB...... 
no1s30Banin) und welche in persönlicher getheilter Nutzung (B% 
yUACTKOBONG, uerBepruom») befinden. Es behandelt auch dieses Ge- 
setz nur die beiden bezeichneten Grundbesitzformen.') Tertium non 
datur! | 
Das Gesetz vom 19. Februar giebt, wie aus der wiedergege- 
benen Definition ersichtlich, folgende Merkmale für den Gemeinde- 
besitz an: 

1. Die Verfügung der Gemeinde über das Land. 


2. Die gleichmässige Vertheilung des Landes (nach 
Täglo’s, nach Seelen „oder auf eine andere Art“), resp. periodi- 
sche Umtheilungen (zur Wiederherstellung der Gleichmässigkeit 
im Grundbesitz, die durch Veränderung im Bestande der Familien, 
durch Todesfall, durch Austritt aus der Gemeinde, durch Neubil- 
dung selbständiger Familien etc. gestört wird). 

3. Die solidarische Haft der Gemeinde in Betreff der Ent- 
richtung nicht allein der staatlichen, Gouvernements- und commu- 
nalen Lasten, die auch beim individuellen Besitz der bäuerlichen 
Wirthe der Gemeinde obliegt, sondern auch in Betreff der Ver- 
pflichtungen an den Gutsherrn, resp. der Verzinsung und Tilgung 
des staatlichen Ablösungsdarlehens. 


') In den „Ipasnına gaa cocrasıenin u BbINayu TOCyAapCTBCHHEIMB: RKPecTbA- 
HAM BAagbHHHXxB 3anncei“ heisst es im Art. 8: In jedem Grundbuch ist anzu- 
geben ...... Die Art des Grundbesitzes zur Zeit der Aufstellung desselben: 
OÖMMAHLIÜ, YYACTKOBBIÜ, YETBepTHoi mau Mmbmenusiä. Das Fomular zum Grund» 


YPaBHuTEeAbHONB NO Yucay PEeBH3CKUXB Ayll’b, MH OTUAcTMm YUACTKOBOMb (YETBEPT 
HOMB) I101b30BaHin. 


| 
ve 
buch lautet an der betreffenden Stelle: ...... (sel. das Land) B6 O06mmHHOMB, H 
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> In allen denjenigen Gemeinden also, in welchen nicht indivi- 
dueller Grundbesitz sich ausgebildet hat, soll diese Form des 
Gemeindebesitzes zu Recht bestehen. Freilich steht es der Gemeinde 
, mit einer ?/; Majorität und mit Zustimmung des Gutsbesitzers) so 
ıngoe das Land ihm gehört) zum individuellen Grundbesitz über- 
ehen, nicht aber zu.-einer anderen Form des Gemeinde- 
sitzes. So könnte, um. einen Fall als Beispiel anzuführen, eine 
Ä emeinde nicht „das Recht eines jeden Gemeindegliedes auf einen 
eichen Landantheil* aufheben, wenn sie nicht zugleich zum freien, 
viduellen Grnndbesitz übergeht.') Die Abschaffung des Ge- 
ndebesitzes wird im Gesetz mit nachstehenden Rechtsfolgen be- 
mmt: der bäuerlichen Gemeinde ist es überlassen, den Gemeinde- 
besitz in erblichen Besitz umzuwandeln, d. h. mit Abschaffung 
der Umtheilungen und der ee Ssaknan Vertheilungen 
des Gemeindelandes dasselbe ein für alle Mal in Höfe 
(uopsopunıe yaacrka) zu parcelliren und diese den Haus- 
wirthen zur erblichen Nutzung zu vergeben.?) Eine dritte 
rm des Grundbesitzrechts. statuirt das Gesetz nicht. 

‚Diese im Gesetz liegende Tendenz, die grundbesitzrechtlichen 
Enaltnieee zu nivelliren,„ ist ein Dear olles Moment in der 
"Neugestaltung des „grossrussischen* Gemeindebesitzes, wenn auch 
dabei die grosse, der Gemeinde zugetheilte Macht in markgenossen- 
‚schaftlichen Angelegenheiten ihr die Möglichkeit, sich in den weiten 
Grenzen des Gesetzes frei zu bewegen, gewährt. — Dass aber eine 


1) Das im Art. 54, Punkt 2 des „Allg. Gesetzes über die aus der Leibeigen- 
"schaft ausgetretenen Bauen der Gemeinde zugesprochene Recht der Entschei- 
‚dung über die Vertheilung von Gemeindeland zu erblichen Höfen (o pasıbas 
MIPCRHXB 3emeIp HA NOCTOAHHBIE HACIBACTBEHHLIE y4yacrkn) im Unterschied von 
dem, im Punkt 1 statuirten Rechte in Betreff der Umwandlung des Gemeinde- 
i getheilten, erblichen Besitz (desgleichen Art. 51, Punkt 6 desselben Gesetzes) 
bezieht sich allem Anscheine nach nicht auf die Gemeinden mit Gemeindebesitz, 
8 sondern nur auf die Gemeinden mit persönlichem Besitz, die daneben in gemein- 
8 ter Nutzung befindliches Land (Weide, ungetheiltes Gehöftland etc. etc.) be- 
sitzen und über freigeworgene Höfe verfügen. (Siehe auch A. Skrebizki: Kpecrp- 
E iexoe A610 BB maper. Hmnep. Asercanıpa II ete., Bd. I, pag. 458 (Punkt 7), 
(Punkt 1 und 2). — Jene Bestimmung findet sich dreh nicht im Trokalt 
gesetz für etc. Gross-, Neu- und Weissrussland“. Sie ist nicht zu verwechseln 
‚mit dem Rechte der Gemeinde, zur Bildung neuer Gehöfte, Landstücke aus dem 
Gesammtgehöftareal auszuscheiden und zur erblichen Nutzung den betreffenden 
ilien zuzutheilen, sowie auch nichtmit dem Rechte der Ausscheidung einzelner 
der aus dem markgenossenschaftlichem Verband mit Bewahrung des Land- 
an heils, d. i. dessen Ausscheidung aus dem Gemeindebeeitz. 


. 


2) Art. 115 des „Localgesetzes für ete. Gross-, Neu- und Weissrussland“. 
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solche Regelung des Grundbesitzrechts die verschieden gestalteten 
grundbesitzrechtlichen Verhältnisse in ihrer Entfaltung stören kann, 
dafür haben wir ein Beispiel (siehe Seite 74) angeführt und werden 
an geeigneter Stelle auf dieses Moment zurückzukommen haben. 


Von grösserer Bedeutung als das angeführte Moment sind die 
zwei folgenden: Die persönliche Freiheit der Bauern und 
die neue Macht der Gemeinde, auf welche die bisherige Ge- 
walt der Gutsbesitzer übergegangen ist, sind es, die dem Gemeinde- 
besitz jetzt eine ganz neue Gestalt und Bedeutung verleihen. 

Mit Einführung der persönlichen Freiheit kann über die Person 
des Bauern nicht mehr willkürlich verfügt werden. Der Gutsherr 
kann ihn weder zu seinen Hofsleuten ziehen , noch durch Verkauf 
oder durch Versetzung in eine andere Markgemeinde aus seiner 
heimathlichen Gemeinde entfernen. Bisher war Solches häufig ge- 
schehen, zumal wenn die Bevölkerung einer Gemeinde so sehr zu- 
senommen hatte, dass eine Vertheilung der Mark auf Alle eine zu 
grosse Parcellirung des Bodens hervorgerufen hätte und ein zu ge- 
ringer Landantheil den Familien zugefallen wäre. Auch theilte der 
Gutsherr in solchen Fällen einen Theil des in seiner unmittelbaren 
Bewirthschaftuug befindlichen Landes der Gemeindemark zu oder 
er kaufte zu diesem Zwecke in der Nachbarschaft befindliches Land. 
(Auch den Domänenbauern ward — bei Zunahme der Bevölkerung 
in der Gemeinde — neues Land zugewiesen.) Um die ihm zur 
Verfügung stehenden Arbeitskräfte auf die productivste Art zu ver- 
wenden, schickte er auch den überschüssigen Theil derselben auf 
auswärtige Arbeit aus: er überliess Arbeiter entweder einem Unter- 
nehmer, der ihrer bedurfte, oder er stellte es ihnen selbst frei, sich 
Arbeit zu suchen, und verpflichtete sie zur Entrichtung eines 
„Obrok®. Wie sehr auch die Leibeigenschaft dem Humanitätsbegriff 
widerstreitet, das wenn auch in gewissen Fällen gesetzlich beschränkte, 
in Wirklichkeit aber freie Verfügungsrecht des Gutsherrn üher seine 
Bauern hatte in Betreff des Gemeindebesitzes den Vorzug, dass es 
eine, den volkswirthschaftlichen Bedürfnissen entsprechende Ver- 
theilung der Bevölkerung über das Land anzubahnen erstrebte: 
hier geschah einer relativen Uebervölkerung, wie sie sich bei der 
primitiven Bodenbestellung leicht bildete, Abhilfe, um dort den 
Bedarf an Arbeitskräften Genüge zu leisten. — Mit Aufhebung der 
Leibeigenschaft verschwand jenes Verfügungsrecht: der Bauer ge- 
niesst die persönliche Freiheit, in deren Ausübung er jedoch in 
soweit beschränkt wird, als zum Austritt aus dem Gemeindeverband 
die Genehmigung der ine erforderlich ist. Dieselbe muss ihm 
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von der Gemeinde nur dann ertheilt werden, wenn auf ihm und 
der Gemeinde keinerlei Rückstände an zu entrichtenden Steuern 
d anderen Zahlungen, sowie kein staatliches Ablösungsdarlehen 
uht, und die anderen den Bauer persönlich treffenden Veranlassungen, 
"wie sie oben mitgetheilt, nicht vorliegen. So lange das bäuerliche 
L: band sich noch im Eigenthum des Gutsbesitzers befindet, steht die- 
m ein in gewissen Grenzen beschränktes Veto zu; hat die Ge- 
meinde zur Erwerbung des Eigenthums an der Game die 
Staatshülfe iu Anspruch genommen, so kann ein Bauer nur mit 
"Entriehtung der Hälfte des auf ihn entfallenden Schuldantheils und 
wenn ausserdem die Gemeinde die Bürgschaft für die andere Hälfte 
‚Schuld übernimmt, aus der Gemeinde scheiden. Da nun be- 
reits in der grössten Zahl der Gemeinden die Staatshülfe in An- 
spruch genommen ist, so hat die Gemeinde hier das unbeschränkte 
Recht, jeden Austritt zu untersagen. Nur wenn der Bauer die 
au 6% eapitalisirte Pacht, resp. die gesammte auf ihn entfallende 
Q Juote der Ablösungsschuld entrichtet, kann er die Gemeinde frei 
und unbehindert verlassen. 

Andererseits ist in Erwägung zu ziehen, dass gerade in den 
nit 'Zahlungsrückständen belasteten Gemeinden häufig das Aus- 
scheiden einer Anzahl von Gemeindemitgliedern die ökonomische 
L age der Gemeinde verbessern würde, in den Fällen nämlich, wenn 
‚Ihre precaire Lage eine Folge der aus einer Bevölkerunkfarunine und 
5 Familientheilungen entstandenen zu grossen Zersplitterung des 
6 emeindelandes ist, Das Erschweren des Ausscheidens von Gemeinde- 
g ‚gliedern kann demnach unter Umständen gerade das Entgegengesetzte 
von dem durch das Gesetz Beabsichtigten zu Tage fördern; die Sicher- 
‚heit des Einfliessens der Zahlungen kann statt erhöht, Een: ver- 
tingert werden. Gesetzt auch den Fall, dass die Gemeinde jedes ihr 
zu Gebote stehende Mittel anwendet, um im Falle einer solchen relati- 
Uebervölkerung, den wir hier vor Augen haben, den Austritt 
zu erleichern, so muss erst noch eine andere Vorbbdindung ein- 
1 heffen, damit der Zweck, d.i. die Wiederherstelluug eines ökonomisch 
Btinen Verhältnisses der Bevölkerung zu dem der Verfügung der 
meinde unterliegenden Landareal, erreicht werde. Es fragt 
»h nämlich, ob Gemeindeglieder zum Aufgeben der liebgeworde- 
inath und des ihnen zufallenden Landantheils sich bereit 
en werden? Bleibt nun aber die ansässige Bevölkerung mit dem 
heranwachsenden Geschlecht auf der begrenzten Gemeindemark, so 
wird je nach der Schnelligkeit der Zunahme der Bevölkernng früher 
oder später, aber unausbleiblich ein Zeitpunkt eintreten, in welchem 
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die Zersplitterung des Bodens sich als drückend, sowol in social- 
sittlicher, als in ökonomischer Beziehung herausstellen wird. An 
ein freiwilliges Aufgeben seines Gemeinderechts wird der Einzelne 
um so weniger denken, je näher der Termin heranrückt, an welchem 
die letzte Zahlung für das staatliche Dahrlehen entrichtet wird, 
vollends wird er aber seinen Landantheil nicht den übrigen Gemeinde- 
genossen schenken, wenn er seinen, wenn auch noch so zusammen- 
geschrumpften Seelenantheil schuldenfrei besitzen und nur die 
öffentlichen Lasten und Steuern für denselben tragen wird. 

Mit dem Anwachsen der Bevölkerung wird aber ein stetig ab- 
nehmender Theil der in der Gemeinde vorhandenen Arbeitskräfte 
in der Bestellung des Gemeindelandes Beschäftigung finden. Dann 
entsteht die für den Bestand des Gemeindebesitzes entscheidende 
Frage, wie die überschüssige Arbeitskraft Verwendung finden wird. 
In zweierlei Arten kann diese Frage ihre Lösung finden. Falls 
die Gemeinde die moralische Kraft gehabt hat, die Familientheilun- 
gen in den engsten Schranken zu halten, werden jene überflüssigen 
Arbeitskräfte im weiten Reich Beschäftigung und Unterhalt finden, 
wenn jedoch die Familientheilungen mit der Bildung von Familien 
zusammengegangen sind, dann wird die ganze Bevölkerung an die 
Scholle gebunden sein und nur in der nächsten Umgebung und auf 
kurze Zeit auf Arbeit ausgehen können, da die Besorgung der eige- 
nen, wenn auch noch so kleinen Wirthschaft sie immer wieder an 
den häuslichen Heerd zurückrufen wird. 

Sorgfälltigere Budenbestellung und der Uebergang zu einer inten- 
siveren Wirthschaftsmethode haben die Tendenz, jenen Process aufzu- 
halten, indem sie ein grösseres Arbeitsquantum verlangen. Dabei 
ist jedoch nicht ausser Auge zu lassen, dass zu jener Umwandlung 
erst die Vorbedingung einer vergrösserten Nachfrage nach Boden- 
producten und der Erhöhung ihrer Preise eintreffen muss, eine 
Vorbedingung, die in weiten Landstrichen Russlands erst mit einer 
bedeutenden Entfaltung der (ausserlandwirthschaftlichen) gewerbli- 
chen Thätigkeit in Kraft treten wird. 

Wie durch die Einführung der persönlichen Freiheit die bis 
herige Regelung des Verhältnisses der Bevölkerung zum Gemeinde- 
land beseitigt wurde, so ward die Institution des Gemeindebesitzes 
auch durch die neue Machtstellung der Gemeinde, die das 
Gesetz vom 19. Februar ihr zuweist, wesentlich alterirt und zwar. 
in Betreff des Verfügungsrechts über das Gemeindeland. 

Wie häufig auch die Gutsherrn ihre fast unbeschränkte Gewalt 
über ihre Leibeigenen in unmenschlicher Weise gemissbraucht haben, 


—_ 251 — 































in allen den Gemeindebesitz betreffenden Angelegenheiten musste ihre 
Macht im Grossen und Ganzen segensreich wirken. Denn nicht 
in moralische Gründe, sondern ganz vornehmlich das eigenste 
"wirthschaftliche Interesse zwangen ihn, resp. seinen Vertreter, in 
Betreff der Verfügung und Nutzung des bäuerlichen Landes das 
"Wohl der ganzen Gemeinde wie das der einzelnen Wirthe zu be- 
fördern: von der wirthschaftlichen Lage seiner Bauern hing sein 
Einkommen ab. Um dasselbe sicher zu stellen, musste er die schäd- 
li hen Wirkungen, die die Feldgemeinschaft mit sich bringen kann, 
a ‚beseitigen suchen. So verbot er, wie es genügend nachgewiesen ist, 
‚häufige Umtheilungen und Familientheilungen, wo sie dem Gedeihen 
der bäuerlichen Wirthschaft störend werden mussten, so verhinderte 
s ungerechte Vertheilungen des Landes, so setzte er are dass bei 
-Neuvertheilungen der sorgsame Wirth seine gut el Aecker 
“ ht gegen deteriorirte umgetauscht erhielt. So sah er darauf, dass 
‚die Bauern ihr Land ‚gut bestellten, regelmässig düngten, die Wiesen 
reinigten etc. Die solidarische Haft, die auch zur Zeit der Leib- 
eigenschaft und zwar dem Gutsherrn gegenüber bestand, wurde von 
dem Berechtigten schon im eigensten Interesse nicht streng und 
‚schonungslos in Anwendung gebracht. Im Ganzen war die Lage 
d es Gutsherrn eine solche, dass er in Jahren theilweiser oder voll- 
ständiger Missernte den Bauern die Entrichtung ihrer Leistungen 
Anpten konnte, indem er entweder aus eigenen Mitteln oder mit 
I ehmahme seines Credits die Steuern sowie seine eigenen 
Bedürfnisse deckte, und er that dieses, um seine Bauern nicht in 
ihrer Wirthschaftsfähigkeit für die Folgezeit zu schädigen. Auch 
h ielt ihn sein persönliches wirthschaftliches Interesse davon ab, die 
d Ich Arbeitsamkeit und Sparsamkeit wohlhabend gewordenen Warte 
' die Aermeren zahlen zu lassen, da er es leicht einsah, dass in 
E. Falle die Bauern von einer erhöhten rn ihrer 
Kräfte abgeschreckt werden würden. — Wenn auch Anhänger des 
Gemeindebesitzes es wiederholt betonen, dass „zum Glück“ es nicht 
die ‚Mehrzahl der Gutsherren war, die A in die bäuerliche Wirth- 
sch aft mischten, so musste schon die Möglichkeit des gutsherr- 
Fr Eingreifens die Gemeinde von ungerechten Massnahmen gegen 
einzelnen (bei Vertheilung des Landes etc.) abhalten. 


a Die gutsherrliche Macht ging durch das neue Gesetz auf die 
G \einde über, die in Betreff der Verfügung über das Land 
unumschränkt ist. Die ®/3 Majorität ist souverän in markgenossen- 
schaftlichen Angelegenheiten. Dem hierbei etwa geschädigten Ge- 
meindegliede steht kein Weg der Klage oder Beschwerde an eine 
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höhere Instanz offen. Wir finden im Emancipationsgesetz keinerlei 
Bestimmung, in welchen Fällen, wie und bei welcher Behörde oder 
amttragenden Person eine Klage oder Beschwerde gegen Beschlüsse 
der Gemeinde in Betreff der Verfügung über das Gemeindeland 
vorgebracht werden können.!) Nur der eine Fall ist vorgesehen, 
dass, wenn ein Gemeindeglied — nach erfolgter Erwerbung des 
Gemeindelandes zum gemeinsamen Eigenthum — die Austheilung 
seines Landantheils, d. i. dessen Ausscheidung aus dem markgenossen- 
schaftlichen Gesammteigenthum beansprucht, was er gesetzlich ver- 
langen kann, in Betreff der Auseinandersetzung etwa entstehende 
Streitiskeiten zwischen der Gemeinde und dem Bauern der Friedens- 
vermittlersession überwiesen werden. (Solche Streitigkeiten können 
namentlich dann leicht entspringen, wenn die Gemeinde die Natural. 
ausscheidung des Landantheils für „ungeeignet oder unmöglich* hält 
und sich für die in solchem Falle gesetzlich gestattete Entschädi- 
gung durch Geld statt der Landanweisung entscheidet).?) Aber 
wol bemerkt, diese Bestimmung bezieht sich auf das Ausscheiden 


) Die hierbei in Betracht kommende Instanz wäre der Friedensvermittler 
(uupoBof nocpexuuk®), resp. die Kreis-Friedensvermittler-Session und die Gou- 
vernementsbehörde für Bauersachen. Ausser Streitigkeiten, Klagen und überhaupt 
allen Fragen, die aus den obligatorischen Verhältnissen zwischen Gutsherrn und 
zeitweilig verpflichteten Bauern entspringen, sind dem Friedensvermittler das 
gerichtlich-polizeiliche Untersuchungsverfahren in den mit den bäuerlich - land- 
wirthschaftlichen Verhältnissen in Verbindung stehenden Angelegenheiten und 
eine administrativ-judieiäre Controle über die ländlichen Gemeinden und Gebiete 
übertragen. In der speciellen Aufzählung der Competenzen des Friedensvermitt- 
lers, resp. der Kreissession derselben finden sich nur angeführt: Klagen von 
Bauern und Gemeinden wider die (BO.OCTHbIeE CXOABI) Wolostversammlungen 
(diese sind die communale Vertretungskörperschaft, die aus den Wolost- und 
den Gemeindebeamten, sowie aus von den bäuerlichen Wirthen in dieselbe er- 
wählten Delegirten besteht; eine Wolost, Gebiet, umfasst zumeist mehrere 
„ländliche Gemeinden* — „ceiıberoe o6mecrBo* — nur besonders grosse Mark- 
gemeinden bilden je eine besondere Wolost), endlich Klagen wider die Gebiets- 
verwaltung und die amttragenden Personen. Dagegen finden Klagen gegen die 
Markgemeinde, die „ländliche Gemeinde“, nur Erwähnung in Betreff solcher von 
Seiten auswärtiger Personen. Siehe Art. 1, 23—35 des „Gesetzes über die Gou- 
vernementis- und Kreisbehörden in Bauersachen“. Je’ nach der Persönlichkeit. 
des Friedensvermittlers griff er jedoch in praxi auch in dieser Beziehung ein, 
ohne gesetzlich Recht und Pflicht dazu zu haben. — Mit Einführung der Justizre- 
form vom 20. Novbr. 1864 wurden die judieiär-polizeilichen Competenzen der 
Friedensvermittler ete. den ordentlichen Gerichten überwiesen. Durch das Ge-' 
setz vom 27. Juni 1874 ist dieses Institut vollständig aufgehoben: ein Theil 
seiner ihm verbliebenen Competenzen ist den Friedensrichtern, der andere 
Theil — die agrarischen Angelegenheiten — einer besonderen Kreiscommission. 
für bäuerliche Angelegenheiten übertragen, 


?) Art. 36 des „Allgemeinen Gesetzes etc.“ dir 


































a en ee sich kein Rechtsmittel zum Schutz 
Geschädigten angegeben. 

Von den Redactionscommissionen ward wiederholt der Grund- 
z ausgesprochen, das ökonomische Interesse der Gemeinde sei 
e - „unfehlbarer“ Richter. Es sind aber einerseits Fälle yorhanden, 
in welchen das „ökonomische Interesse“ der ?/; Majorität gegen ein 
| Fe riähepründete und berechtigtes Interesse einzelner Genossen steht. 
"Wird auch hier der „unfehlbare Richter“ das Recht finden? Anderer- 
Sl ist auch in Erwägung zu ziehen, ob — zumal bei dem bestehenden 
stand der geistig-sittlichen Entwiekelung der Bauern — diese die 
I sicht und den Willen haben, diewahren Interessen dergesammten 
"Gemeinde in eckenkg@echender Weise (mit Berücksichtigung der 
eressen und Bedürfnisse der Zukunft etc.) zu vertreten und zu wahren. 


Das Gesetz behandelt den Gemeindebesitz als eine Privat- 
angelegenheit der resp. Gemeinde. Selbst von diesem Gesichts- 
p unkte aus ist ein gesetzlicher, durch das Gericht gewährleisteter 
Ei der Privatinteressen der Bauern geboten. 

83. Das Gesetz vom 19. Februar 1861 hat den gutsherrlichen 
ern nicht allein die persönliche und staatsbürgerliche Freiheit, 
ie freie Selbstverwaltung und die niedere Rechtspflege, ausgeübt 
dureh selbständig gewählte Richter, zugesprochen, das Gebet hat 
ihnen auch das Recht gewährt, das ihnen zur Nutzung zugetheilte 
En (Bauerland) durch Kauf zum Eigenthum zu erwerben. In 
‚Anerkennung der grossen socialen und öconomischen Bedeutung 
di ieser Frage hat die Staatsregierung, wie bemerkt, die Eigenthums- 
ee Eur: durch die Gesrährung, von Darlehen erleichtert. 
Ueber den Fortgang der Ablösung des Bauerlandes liegen keine 
2 na ausführlichen Ausweise vor. Freilich wird monatlich 
eine Tabelle „über den Stand der Ablösungsoperation seit Eröffnung 
der Thätigkeit des Hauptinstituts für die Ablösung (raaRHaro BhI- 
kyunaro yapemnenin) d. i. vom 27. October 1861*, im „Regierungs- 
zeiger“ veröffentlicht. Die hier gebotenen Daten beziehen sich 
och nur auf die Eigenthumserwerbungen, die mit Inanspruch- 
ahme des Staatscreditserfolgt sind. Eine erfreuliche Vervollständigung 
haben jene Daten durch die jüngst im „Regierungs-Anzeiger* (Nr. 29, 
vom 5. Februar 1876) publieirte Tabelle über die bis zum 1. Januar 
1876 zu Stande gekommenen Kaufverträge, über die Seelenzahl 
der bäuerlichen Grundeigenthümer und der „zeitweilig - verpflich- 
te en“ Bauern in 37 sogenannten inneren, weiter unten angegebenen 
Go: uvernements erfahren. Die beifolgende Tabelle (Seite 254 u. 255) 
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Zahl der zeitweilig 
verpflichteten Bauern. 

















‚, die das Land mit staatlicher Hi 
erworben haben. 


‚Zahl In träge 


| dure 
Vereinba-| auf An- 
| rung zwie| trag der 
schen Guts- 
Gutsherrn| herren. 
| u. Bauern. 
1. Orenburg . ‚| 293 39) 17 
2. Charkow m 5.796] 1.332 71 
3. Cherson ii 7.1621 1.034 324 
4. Jekaterinoslaw 8.692) 808 85 
5. Wätka . 2.419 8 64 
6. Taurien 1.677 22 17 
7. Ufa') ’ 10.473) 150) 154 
8. Tschernigow . 31.587| 1.541] 416 
9. Ssamara 13.0265 2171 12 
10. Kasan 13.622) 3371| 128 
11. Ssaratow 46.132| 7231 326 
12. Ssimbirsk . 32.436 6361| 228 
13. Woronesh . 41.7101 4481”. 227 
14. Pensa 48.772) 5801| 430 
15. SmolenskK . 67.649) 1.9991 2.539 
16. Nowgorod . ee 2b BEI 7 
17. Gebiet der Donschen Truppen.| 28.726) 8307| 234 
18. St. Petersburg wen. : 33.943| 8369| 1.691 
19. Moskau . 74.4601 8335| 1.905 
20. Twer 90.3901 540! 4.290 
21. Poltawa 15.125) 1.358] 279 
22. Jaroslaw 50.0211 8343| 2.770 
23. Tambow 91.847) 1.055) 678 
24. Kaluga . 82.629 1.186) 1.490 
25. Pskow . 51.296| 225| 5.139 
26. Wladimir . 110.200 342] 2.438 
27. Räsan 128.307] 982) 1.200 
28. Kostroma . 112.243| 222] 3.067 
29. Olonez . 1.8512 2:20 77 
30. Orel. 128.551 :740| 1.095 
31. Perm 128.192| 150] 215 
39: Fula. 158.763! 1.042) 1.152 
33. Wologda 45.467| 1021| 975 
314. Kursk E#3} 174.729| 9421 513 
35. Nishni-Nowgorod 167.769) 8349| 861 
36. Astrachan . 3.556 2 6 
37. Stawropol . j 7.233 1 2 
Zusammen . . [2.118.664 21.204138.067 


) Ufa ist ein durch 
















zahl der 
Verträge, 


Gesammt- 


40 
1.403) 
1.161 
893, 
22 
39) 
304 
1.957 
339 
465 
1.049 
864 
675 
1.016 
4.538 
4.374 
541 
2.060 
2.240 
4.830 
1.637 
3.113 
1.733 
2.676 
5.364 
2.780 
2.182 
3.289 
87 
1.835 
365 
2.194 
1.077 
1.455 
1.210 
8 

3 


59.87114.664. 





Ausscheidung aus dem Gouvernement Orenburg neugebil 


2) Die Zahl der Quadratfaden, resp. der Kopeken sind in den betreffenden P 


auch die betreff. Totalsummen grösser als die Summation der Posten, 3 
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RI 3 
ihämer, | | Orönsd Kies | 32 s i : 3 
ee] Zusammen. Be "ANSE des are [3 : E 
lfeerworben | ihülfe ab- | ertheilten | 3233 Ss S '& 58 
haben. gelösten Darlel |SSERE #5 
ee - — | Landes. BERBLSEHEREN I ERET he 23:5: 
r | Zahl der | Zahl der | Zahl der =B-47 5 15 = 5 
le ecien. | age. |" Bo Dessätinen Rubel HE E 35 
h 20. 300 es) 26.8131 42.233 33 | 778.338 27. 106198 
9.954 1.508| 173.452] 424.917 | 15.816.214 | 179248196 
‚16418 1.598 109.931] 359.482 | 10.530.968 | 117.093:93., 
39.947 1.240| 121.904 279.517 | 8.694.411 | 130.596 93, 
1 8.042 83) 21.952] 46.423 | 1.328.672 | 24.371190, 
5457 118) 18.896| 53.163 | 1.012.680 15.573 80,0 
924.232) 392] 67.912) 145.838 | 3.738.754 73.385/86,, 
8.752 2.142| 203.529| 654.853 | 17.321.450 235.116 86, 
0 38.773 5491| 82.608] 203.173 | 4.968.291 95.724 86,, 
25.036 680) 77.9911 179.581 | 5.765.286 91.613 85, 
13105.802, 1.522) 260.384 575.705 | 16.204.771 306.516 84,5 
39.079 1.106) 168.731| 398.263 | 13.433.853 200.967 84, 
44.662 889 181.282) 363.456 | 13.823.339 222.992 81, 
j5 37.014 1.225 203.220 478.071 | 17.147.864 251.992 80), 
— | 4.538 259.494) 1.041.508 | 28.400.678 327.143 79, 
281 4.388| 142.951) 805.358 | 16.839.139 | 183.471176,, 
9 91.779 698] 96.536) 249.107 | 7.703.762 | 185.262) 76, 
162) 2.065] 110.177) 511.123 | 13.597.411 | 144.120) 
341) 2.247) 208.067) 602.912 | 25.154.409 282.527 73, 
87 4.832) 252.299 1.017.789 | 29.184.431 342 689 73, 
1.317 1.746) 208.353) 398.824 13.995.532 284.078 73, 
945, 3.194 137.305 516.744 | 17.262.500 187.326 73, 
95.322) 1. 896) 245.160 592.729 | 22.370.118 337.007 72,, 
1.511 2.709 198.902] 671.560 | 22.613.501 281.531 70, 
496, 5. 387 121.808] 585.744 | 12.953.671 173.104 70, 
9.841 2.793| 201.094] 740.730 | 23.126.430 311.294. 64,; 
1 11.543] 2. 262 231.384 623.561 | 24.185.580 | 359.69164, 
9 1.102) 3,302 172.632] 832.768 | 19.796.753 | 284.895 60, 
23 88 2.8031 19.354 285.305 | 4.634 00, 
— 1.835] 186.017) 577.902 | 20.239.299 314.568 59, 
9110.23 444) 185.312] 455.437 | 6.813.155 313.504 59, 
28 2.195 205.300) 554.852 | 22.923.038 | 364.063 56,, 
530 1.087 51.108] 253.425 | 5.775.234 96.575 52,9 
3.686 1.492 191.720) 436.629 | 18.858.080 366.449 52., 
15.901 1.314 175.262} 551.057 | 17.426.535 343.031 51, 
— | el 1818| 18.843 193.227 | 5.374838, 
1246 gl 8. 3.338 17.019 294.907 | 10674) 10.571 31,8 


mar. 852) 63. oa 5.302.535 


rernement. 


gelassen, in der Summation jedoch mit in Berücksichtigung gezogen; demgemäss sind 

















500.561.601?) 











71.421.  121.10971,% 











Be 


ist aus einer Zusammenstellung der letztbezeichneten Tabelle und 
der über den Stand der Ablösungsperation am 1. Januar 1876 
(Regierungs-Anzeiger Nr. 9, vom 13. Januar 1376) hervorgegangen. 


Beide Publicationen genügen jedoch noch nicht allen Anforderungen: 
die Angaben sind nur nach Gouvernements geschieden, was im Hin- 
blick auf ihre grosse Ausdehnung und die verschiedengestaltige 
öconomische Beschaffenheit ihrer Theile zu bedauern ist; die Grösse 
des abgelösten Landes ist nur in Betreff der mit staatlicher .Bei- 
hülfe erfolgten Landerwerbungen angegeben; und endlich ist hin- 
sichtlich der ohne staatliche Mitwirkung zu Stande gekommenen 
Landerwerbungen nicht zu ersehen, wie viele dieser Bauren ihr 
Land käuflich erstanden haben und wie viele durch Verzicht- 
leistung auf einen Theil des ihnen gesetzlich zur Nutzung zu- 
stehenden Landes den anderen Theil ohne Entschädigung zum Eigen- 
thum erhalten haben. 

Die erwähnten 37 Gouvernements, welche die Tabelle über die 
erfolgten Landerwerbungen umfasst, bestehen aus sämmtlichen Gou- 


vernements, für welche das Gesetz vom 19. Februar Geltung hat, 


mit Ausnahme der westlichen Gouvernements, für welche — in 
Folge des polnischen Aufstandes — besondere Gesetze erlassen sind, 
die die obligatorische Ablösung des Bauerlandes decretiren. Es 
sind demnach in jener Zusammenstellung sämmtliche Gouvernements 
enthalten, in welchen die bäuerliche Bevölkerung im Gemeindebesitz 
lebt, aber mit Ausschluss der betreffenden Kreise und Gemeinden 


des Gouvernements Witebsk und Mohilew, und mit Einschluss h 


auch der Kreise und Gemeinden der Gouvernements Tschernigow 
und Charkow, in welchen individueller Grundbesitz besteht. Endlich 


gehört zu jener Gruppe noch das Gouvernement Poltawa, in welchen 


individueller Grundbesitz, wie bemerkt, herrscht. 
Ueber den Stand der Ablösung des Bauerlandes ergiebt 


sich aus der Tabelle Folgendes. Von der Gesammtzahl der männ- 


lichen Seelen (früher gutsherrlichen Leibeigenen) in den bezeich- 
neten 37 Gouvernements, die 7,421,199 beträgt !), ist bis zum 1. Ja- 


’) Mit Ausschluss der sog. Hofesleute, die nicht Ackerbauer waren, und der 


früheren Leibeigenen, die auf kleinen Gütern sassen (meıkonomserusie). Zu der 
Categorie der kleinen Gutsbesitzer zählt das Gesetz Diejenigen, auf deren Namen 
bei der zehnten Revision weniger als 21 Seelen männlichen Geschlechts verzeich- 


net waren und die dabei entweder gar kein urbares Land oder ein geringeres 

Quantum an Land besassen, als die für die verschiedenen Theile des Reichs 
verschieden normirte Minimalgrösse betrug. Für diese Bauern gilt eine Reihe 
besonderer Bestimmungen. Das Gesetz befördert ihre Ansiedelung auf Domänen- 
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uar1876 das Land von 5,302,535 Seelen zum bäuerlichen Eigenthum er- 
ben, so dass noch 2,118,664 Seelen im „zeitweilig verpflichtenden* 
hältnisse zum Gutsherrn stehen. In Procenten ausgedrückt, 
en N der Seelen auf BR Bann Grund und aaa während 


Eon, Von der bäuerlichen Bevölkerung sind Grundeigen- 


"Ein Drittel in den zwei Gouvernements Stawropol (31,5 °/0) 
ad "Astrachan (33,; °/o). 

Zwischen 50—60 °/, in den sechs Gouvernements Nishni- 
nina, Kursk, Wologda, Tula, Perm und Orel. 

Zwischen 60— 70 °/ in den vier Gouvernements Olonez, 
Kostroma, Räsan und Wladimir. 

Zwischen 70—80 °%, in den elf Gouvernements Pskow, Ka- 
luga, Tambow, Jaroslaw, Poltawa, Twer, Moskau, Petersburg, das 
Gebiet der Donschen Truppen, Nowgorod und Smolensk. 

- Zwischen 80—90 °/, in den neun Gouvernements Pensa, Wo- 
ronesh, Ssimbirsk, Ssaratow, Kasan, Ssamara, Tschernigow, Ufa 
und Taurien. 

" Ueber 90°), in den fünf Gouvernements Wätka, Jekaterinos- 
law, Cherson, Charkow und Orenburg (93,9°/,) 

E Die Grundeigenthumsrechte sind durch 63,642 Verträge erlangt. 
on der Gesammtzahl haben 637,852 männliche Seelen durch 3771 
Verträge das Land eigenthümlich erworben ohne staatliche Mit- 
wirkung, während diese bei den übrigen 59,871 Verträgen, durch 
welche 4,664,683 Bauern Grundeigenthümer geworden, erbeten wurde. 
Yon diesen Verträgen sind 21,204 durch freie Vereinbarung zwi- 
schen Gutsherrn und Bauern zu Stande gekommen, die übrigen Kauf- 
verträge durch einseitige Forderung der Gutsherren (resp. der 
Creditinstitute in Betreff sequestrirter Güter) erfolgt. Das Verhält- 
niss der mit zu den ohne Intervention des „Hauptinstituts für die 
Ablösung“ erfolgten Grundeigenthumserwerbungen stellt sich, wie 
aus der Tabelle ersichtlich, in den einzelnen Gouvernements sehr 
verschieden, Während im Durchschnitte der 37 Gouvernements 
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län een auch können, wenn der Besitzer eines kleinen Gutes es wünscht, die 
auf seinem Lande ansässigen Bauern dem Ressort der Domänenbauern zugetheilt 
en (gegen eine Entschädigung an den Gutsherrn). Siehe die „Ergänzungs- 
n über die Verfassung der auf den Ländereien der Besitzer kleiner Güter 
ssigen Bauern und über die solchen Besitzern zu gewährende Beihülfe“, 


17 
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° nur 12 pCt. der Bauern ohne staatliche Hilfe das Eigenthumsrecht 
erlangt haben, zählen wir drei Gouvernements, in welchen die 
Zahl der ohne Intervention des Staats zu Grundeigenthümern ge- 
wordenen Bauern die der anderen Kategorie überragt, und zwar 
im Gouvernement Perm 110,243 Bauern ohne, 75,069 Bauern mit 
Inanspruchnahme des Hauptinstituts für die Ablösung, im Gouver- 
nement Orenburg 20,300, resp. 6513 Bauern, und im Gouvernement 
Ufa 34,232, resp. 33,680 Bauern. Wenig überwiegt die erste 
Art der Eigenthumserwerbung in den Gouvernements Ssamara: 
43,925 Bauern mit, 38,773 Bauern ohne, Ssaratow 154,582 
Bauern mit, 105,802 Bauern ohne, Taurien 8439 Bauern mit, 
5457 Bauern ohne Beihilfe des Hauptinstituts. Dagegen sind 
alle bäuerlichen Eigenthumserwerbungen mit Betheiligung jener Credit- 
anstalt erfolgt in den Gouvernements Smolensk (259,494 Bauern), Orel 
(186,017 Bauern) und Astrachan (1818 Bauern). Mit ganz ver- 
schwindend geringen, kaum nennenswerthen Ausnahmen hat überall 
die Inanspruchnahme des staatlichen Credits stattgefunden in den Gou- 
vernements Tula 205,272 Bauern mit, nur 28 ohne, Olonez 2780 
mit, 23 ohne, Twer 252,212 mit, 87 ohne, Nowgorod 142,670 

_ mit, 281 ohne, Moskau 207,726 Bauern mit, 341 Bauern ohne 
staatliche Beihilfe etc. 

Welche Bedeutung hat die Eigenthumserwerbung von Bauer- 
land ohne Mitwirkung des Staates? Diese Frage sich lässt aus der vor- 
liegenden Tabelle nicht beantworten. Es fehlen die Daten über 
die Grösse des zum Eigenthum erworbenen Landes, sowie über die 
Art der Erwerbung. Ungeschieden befinden sich in diesen Gesammt- 
ziffern die Bauern, die auf einen Theil des ihnen zustehenden 
Landes verzichtend, den Rest ohne Entschädigungszahlung, sodann 
diejenigen, die ein geringeres Landquantum als das zur Verabfol- 
gung eines staatlichen Darlehens bestimmte Minimum, (auch nur 
das Gehöftland), und diejenigen, die das ganze ihnen zugesprochene 
Land zum Eigenthum erlangt haben. Von grossem Interesse wären 
auch die Angaben über die Grösse der hierbei erfolgten Baarzah- 
lungen und über die Stundung der Restzahlungen. 


Mit Hilfe des Staatscredits sind 16,279,666 Dessätinen in bäuer- 
liches Eigenthum übergegangen, die übernommene Schuld an den 
Staat beläuft sich auf 500,561,601 Rbl. Wie das abgelöste Land 
sowie die contrahirte Schuld sich auf die Gouvernements vertheilt, 
ist aus der Tabelle ersichtlich. Wir gehen an dieser Stelle auf 
diese Daten noch nicht ein, bemerken aber sogleich, dass die be- 
deutungsvolle Frage, wie das Verhältniss des erworbenen Landes 
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zur Zahl der Nutzungsberechtigten und das der Schuld zur Grösse 
Landes ist, sich aus den vorliegenden Daten nicht befriedigend 
ıtworten lässt: die Gesammtziffern für je ein Gouvernement, die 
n vorliegen, gewähren — zumal bei der grossen Ausdehnung 
eser administrativen Einheiten und der bedeutenden Verschieden- 
heiten in den Boden- und ökonomischen Bedingungen — durchaus 
noch kein richtiges Bild von den bezüglichen Verhältnissen. In 
Eher nicht geringen Zahl von Gouvernements ist ein Theil frucht- 
barste Schwarzerde, ein anderer Theil von geringer natürlicher 
Ergiebigkeit, hat sich in einem Theile durch Gunst der Lage und 
gewisser anderer Umstände eine frische Gewerb- und Handelsthätig- 
keit entfaltet und erfreuen sich die Bauern — selbst bei geringem 
Landantheil und hohen Ablösungszahlungen — einer gewissen Wohl- 
habenheit, während in benachbarten Kreisen, in denen jene Vor- 
be dingungen fehlen, die Bauern selbst mit verhältnissmässig grossem 
La ‚andantheil nur kümmerlich ihr Dasein fristen. 

- Von Interesse ist es, den Gang zu verfolgen, wie in den ein- 
zelnen Jahren die Ablösung des Bauerlandes sich vollzogen hat. 
In den bezeichneten 37 Gouvernements stellen sich die Ziffern 
wie folgt: 

_ Die Zahl der Bauern, die grundbesitzlich geworden, ist in 
den Jahren: 


ee Mit Ohne 
Ei Inanspruchnahme Inanspruchnahme _ Zusammen. 
vr ; des staatlichen Credits. 
I 1861—63: 835,062 405,112 1,240,174 
E 1864: 848,494 23,425 871,919 
E 1865: 498,533 43,391 541,924 
® 1866: 385,068 54,993 440.061 
. 1867: 319,492 16,537 336,029 
4 1868: 220,008 12,700 332,708 
i8: 1869: 315,515 15,147 230,662 
j 1870: 294,117 18,273 312,390 
1871: 320,564 13,884 334,448 
1872: 191,606 14,368 205,974 
1873: 176,785 9,384 186,169 
1874: 134,523 2,284 136,807 
. 1875: 124,916 8,354 133.270 
4,664,483 637,852 5,302,535 


; In dieser Zusammenstellung fällt zuerst in’s Auge die überaus 
grosse Anzahl von Bauern, die in den Jahren 1861— 63 ohne Inan- 
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spruchnahme des staatlichen Credits Grundeigenthümer geworden 


sind: 405,112 männliche Seelen. Sie beträgt fast zwei Drittel der 
Bauern, die bis zum 1. Januar 1876 auf diesem Wege das Eigen- 
thumsrecht erworben haben. Die Erklärung dieser Erscheinung 


mag darin zu suchen sein, dass nach Inkrafttretung des Emancipa- 


tionsgesetzes einerseits die wohlhabenden Bauern durch Bezahlung 
des Kaufschillings sogleich vor allen Verpflichtugen den Herren 
gegenüber entledigten, andererseits die Gutsherren, um sich die 
freie Verfügung über den möglichst grössten Theil ihres Landes zu 
bewahren, die Bauern zur Entgegennahme der normirten Minimal- 
grösse willig machten. Die nicht grosse Neigung des russischen 
Bauern zum Ackerbau und die Aussicht, durch die Annahme jenes 
Angebots frei von allen Zahlungen für das freilich sehr verringerte 
Land zu werden, mögen ihn veranlasst haben, auf jenen Vorschlag 
einzugehen. Als aber der erste Freiheitstaumel verraucht war, als 


er zur Erkenntniss kam, dass die Verringerung des Ackerareals ihn. 


in seinem Wirthschaftsleben mehr schädigte, als die Pacht-, resp. 
Zinsen- und Amortisationszahlung, dass namentlich der Nebenerwerb 
sich nicht so leicht und lohnend finden liess, als gehofft wurde, da 
liess er sich nicht mehr so leicht bereit finden zur Kürzung des 
genutzten Landes. Endlich haben reiche Grossgrundbesitzer. das 
Land den Bauern ohne staatliche Mithülfe verkauft und sich mit 
der allmäligen Entrichtung des Kaufpreises begnügt: diesen reichen 
Herren kam es nicht auf die Verfügung über das Capital an, das sie 
durch das staatliche Darlehen erhalten konnten, zumal diese Schuld- 
titel eine Reihe von Jahren hindurch einen sehr niedrigen Cours- 
werth aufwiesen. 


Wie aus obiger Tabelle ersichtlich, fanden in den ersten 
Jahren Landerwerbungen in bedeutendem Massstabe statt; die 


zweite Periode bilden die Jahre 1866—1871 (incl.), die Ziffer ist 


bedeutend geringer, hält sich jedoch — mit Ausnahme des Jahres 
1868 — auf der Höhe von ca. '/, Million. Die dritte Periode (seit 
1372) weist eine ganz geringe, jährlich abnehmende Ziffer auf: 
durchschnittlich ca. 150,000 Seelen. 


Es beträgt das Procentverhältniss der im Laufe des Jahres 


zu Grundeigenthümern gewordenen Bauern zu der Zahl der am 


Anfang des betreffenden Jahres noch in „zeitweilig-verpflichtenden“ 


Beziehungen stehenden Bauern in den Jahren: 


re 2 - 
er u Ta nr 
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EN et 1861-63: 16,1 pCt. 
2 1864: 14,5 
1865: 10,0  ,, 

1866: 99 „ 

rn; 

1868: 5,35 

1869: 8,5 5 

4870: 

1871::510,49:%:4; 

Aa Ti, 

1873: Ta u 

1874: 5 

IT, 

Be Das Verhältniss der Zahl der bäuerlichen Grundeigenthümer 
zur Zahl der Bauern, die am Anfang des betreffenden Jahres noch 
in „zeitweilig Fe liähtenden“ Beziehungen zum Gutsbesitzer stan- 
den, ergiebt sich aus folgender Tabelle: 


Zahl der Bauern, die am Anfang des 
Jahres Grundeigenthümer waren 







Zahl der „zeitweilig 
verpflichteten“ Bauern 





N: am Anfang des betr. mit Inanspruch- ohne Inanspruch- Zusammen, 
f. Jahres. nahme nahme 

pe des staatlichen Credits. 

1861: 7.421.199 — — — 
on etneviten vorhanden 

1864: 6.181.025 835.062 405.112 1.240.174 
1863: 5.309.106 1.683.556 428.537 ‚2.112.093 
1866: 4.767.082 2,182,089 471.928 2.654.117 
1867: 4.327.121 2.564.357 526.921 3.094.078 
1868: 3.991.092 2.856.649 543.458 3.430.107 
1869; 3.758.384 3.106.657 556.158 3.662.815 
1 70: 3.427.722 3.422.172 571.305 3.993.477 
1871: 3.115.332 3.716 289 589.578 4.305.867 
1872: 2.780.884 4.036.853 603.462 4.640.315 
1873; 2.574.910 4.228.459 617.830 4.846.289 
1874; 2.388.741 4.405.244 627.214 5.032.458 
1875: 2.251.934 4.539.767 629.498 5.169.265 
1876 ; 2.118.664 4.664.683 637.852 5.302.535 









Diejenigen Gouvernements, 


(in aufsteigender Reihe): 
Räsan, Orel, Tula, Nishni-Nowgorod und Kursk (174,729). 


die noch eine beträchtliche Zahl 
pacht- resp. frohnpflichtiger Bauern aufweisen, sind folgende: 
Von 110,200 bis 174,729 Bauern in den Gouvernements 


Wladimir (110,200), Kostroma, Perm, 


BR 


Von 74,460 bis 91,847 Bauern: Moskau, Poltawa, Kaluga, 
Twer und Tambow. 


Von 50,021 bis 67,649 Bauern: Jaroslaw, Pskow und 


Smolensk. 
In den übrigen Gouvernements ist die Zahl dieser Bauern ge- 


ringer, am geringsten im Gouvernement Orenburg (293), Taurien 


(1677), Wätka (2419) etc. 

Mithin ist die Zahl der noch „zeitweilig-verpflichteten“ Bauern 
in so manchen Gouvernements eine beträchtliche. Die Erklärung 
dieser Verzögerung der Ablösung liegt in verschiedenen Umständen, 
die leider in der Literatur nicht genügend beachtet und aufgeklärt 
sind. Auf ein allem Anschein nach wesentliches Moment weisen 
wir an dieser Stelle hin: den Bauern steht nur das Recht zu, die 
Ablösung des Gehöfts, zu welcher, wie wiederholt bemerkt, der 
Staat kein Darlehen gewährt, zu verlangen, wobei sie den ganzen 
Kaufpreis sogleich zu entrichten haben. Das Unvermögen der 
Bauern, dieser Verpflichtung nachzukommen, mag die Erwerbung 
des Gehöftareals zum Eigenthum verzögern. Die Ablösung des 
gesammten ihr zur Nutzung zugetheilten Landes kann die Gemeinde 
nicht verlangen, dieses Recht steht nur dem Gutsbesitzer zu. Dieser 


mag u. A. häufig auch aus dem Grunde den Kauf des Landes nicht 


provociren, um sich den letzten Einfluss auf die Gemeinde, resp. die 
Gemeindeverwaltung noch zu erhalten. So lange nämlich die Bauern 
noch in „zeitweilig-verpflichtendem“ Verhältnisse zum Gutsherrn ste- 
hen, hat dieser nach dem Gesetz noch eine gewisse Controle über die 
Gemeinde '). 


Der langsame Verlauf der Ablösung in den letzten Jahren lässt 
der Vermuthung Raum, dass nach Ablauf der ersten zwanzig Jahren 
nach der Inkrafttretung des Emancipationsgesetzes, für welche Zeit 


die Pacht- resp. Frohnverpflichtung normirt sind, noch nicht alle 
Bauern das Land werden zum Eigenthum erworben haben. Für diese 


Bauern kann dann die Höhe der Pacht, resp. der Frohne wiederum | 


auf gesetzlichem Wege verändert werden ?). 


1) Art. 148—163 des „Allg. Gesetzes“. 


?2) Art. 185—186 des „Localgeseizes für etc. Gross-, Neu- und Weissruss- 


land“. 
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Dritter Abschnitt. 
I Behandlung des ‚xemeindebesitzes bis zum Jahre 1872, 


I. Die Behandlung des Gemeindebesitzes 
in der Literatur. 


1 Die Hauptschlachten waren geschlagen, ohne dass eine der 
beiden Parteien sich den vollständigen Sieg hätte zuschreiben 
können. War auch die Frage zu Gunsten der Erhaltung der be- 
stehenden Grundbesitzform entschieden, so waren damit die Forde- 
rungen der Anhänger des Gemeindebesitzes noch keineswegs er- 
füllt. Besonnene Gegner hatten sich auch gegen eine zwangsweise 
allgemeine und plötzliche Aufhebung ausgesprochen. Die gesetz- 
liche Gestattung des Ueberganges zum individuellen Besitz, nicht 
‚aber der vom individuellen zum Gemeindebesitz genügte demnach 
diesen, entsprach aber nicht dem Gesichtspunkt der Anhänger des 
_ Gemeindebesitzes, die die bleibende Erhaltung desselben als eine 
 unabweisliche Bedingung des Staats- und Volkslebens im All- 
gemeinen und des bäuerlichen im Besonderen verlangten. Das 
Gesetz vom 19. Februar stellt sich in dieser Frage als Compromiss 
‘dar. In den Motiven ward es ausdrücklich ausgesprochen, dass die 
Entscheidung der Frage der Zukunft überlassen wird, und dass der 
 Gemeindebesitz nur weil er besteht, im Gesetz sanctionirt wird. 
Die Frage ist nach wie vor eine offene. Beide Parteien konnten 
‚sich den Sieg zuschreiben. 

- Nach erfolgter Entscheidung verschwindet diese Frage allmälig 
in der Literatur. Plänkelgefechte werden noch fortgesetzt, ohne 
Bemerkenswerthes hervorzubringen. Es fehlte eben an Mitteln: die 
allgemeinen theoretischen Gründe waren bereits wiederholt in’s 
Treffen geführt ohne entscheidenden Erfolg, an practischen Gründen, 
d.h. wie in Wirklichkeit der Gemeindebesitz unter den gegebenen 
Verhältnissen wirkt, die den rechten Stützpunkt für jene Deduc- 
tionen zu bilden hatten, fehlte es aber vollständig. 
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Der polnische Aufstand lenkte wiederum die Aufmerksam- 
keit auf diese Frage. Um den Einfluss und die Macht des polni- 


schen Adels, von dem in erster Linie die Revolution geschürt und 


in Scene gesetzt war, zu brechen, hatte die russische Staatsregierung 
in den westlichen Gouvernements, in welchen die bäuerliche Bevöl- 
kerung fast ausschliesslich lithauisch und russisch ist, nicht 
allein die obligatorische Ablösung des Bauerlandes, wie bemerkt, 
zu ermässigten Preisen deeretirt, sondern auch durch verschiedene 
Massnahmen eine beträchtliche Anzahl grundbesitzloser Leute (auch 
durch weitere Abschneidung gutsherrlichen Hofslandes) zu Grund- 
eigenthümern gemacht. ') Die Partei der Slavophilen, die sich durch 


ı) Diese Massnahmen für die nordwestlichen Gouyvernements bis gegen Ende 
des J. 1864 findet der Leser in der officiellen, auf Anordnung des General-Gou- 
verneurs des nordwestlichen Gebiets erfolgten Zusammenstellung: C6opsnk% 
NPABHTeILCTBEHHBIXB Pacıopameniü NO ycTpoücrsy ÖbITa KPecTbAHb-COÖCTBEHHH- 
KOBb BB ChBepo-3anaxuomg ıpab, Wilna 1864. Dass diese Massregeln nicht 
überall den gewünschten Erfolg auf die ökonomische Entwickelung der Bauern 
gehabt haben, ergiebt sich aus der grossen Enquete über die Lage der Land- 
wirthschaft: eine Reihe von Personen im Gouv. Kowno (die Kreisadelsmarschälle 
von vier Kreisen, acht Gutsbesitzer, zwei Gutsbesitzer, ein Arzt, sowie zwei 
Gemeindeälteste und mehrere Bauern in vier Kreisen) erklärt, dass zumal in 
Folge der (mir nicht vorliegenden) Circulärvorschrift des Generalgouverneurs 
vom 10. März 1865, laut welcher bestimmt ward, dass der bäuerliche Hof richt 
das Eigenthum des Inhabers, sondern das seiner Familie ist, Theilungen 
des Familienhofes in grossem Massstab stattfinden. Wenn auch Theilungen unter 
10 Dessätinen verboten seien, so erfolgen doch Umwandlungen von selbstän- 
digen und in Betreff ihrer Grösse zweckentsprechenden Wirthschaftseinheiten in 
Landtheile von 3—10 Dessätinen, ja es bestehen Landtheile von 1 Dessätine: 
durch die Theilung blühender bäuerlicher Wirthschaften wurden kleine gebildet, 
die nicht bestehen können. Ausser dem Verlust von Arbeitskräften, die bei 
solcher Parcellenwirthschaft nicht vollständig verwerthet werden können, sei 
hiermit noch der Nachtheil verbunden, dass die Viehzucht verfalle: mit der Bil- 
dung neuer Wirthschaften sei die Anschaffung eines Pferdes erforderlich, was 
(wegen des Futtermangels) mit einer Verringerung des Viehbestandes zusammen- 
geke und eine Abnahme des Düngers zur Folge habe. (Moxıayı Bercoyanmıe 
yaıpempennoü Kommnmein aua m3cıbioBaHia HbIHbIUHATO MONOMEHIA C'hAbcKaro XO- 
SaÄcTBa M Ceiberof mPON3BoANTeiBHocTn Bp Poceim, 1873 Band III, Abschnitt IL 
pag. 14). Zur Erläuterung jener Aeusserung sei bemerkt, dass die kleinen 
Wirthschaftseinheiten nieht allein durch Theilung grösserer entstanden sind, 
sondern auch dadurch, dass die Ansässigmachung grundbesitzloser Leute durch 
Zutheilung geringen Landquantums erfolgt ist. —Das auf Anordnung des General- 
gouverneurs herausgegebene Sammelwerk: C6opnukrB NPaBHTe.IbeTBeHHEIXB PAC- 
nopamenili 1O BOABOPpeHilO PyCCKUXD BeMIeBIaNbAbHeBB BB ChBepo-SauayHoMmB kpab 
Wilna 1870, enthält die Verordnungen, die zur Unterdrückung des polnischen 
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söendische Anfachung nationaler Leidenschaft zur mächtigen 
onalen Partei — man kann vielleicht sagen — erweiterte, ver- 
kt durch die Anhänger einer social-ökonomischen Umgestaltung 
der bestehenden Wirthschaftsorganisation, plaidirte für die Erwei- 
terung jener Massnahmen und für die Einführung des grossrussi- 
schen Gemeindebesitzes, und zwar nicht allein in den insurgirten 
Landstrichen, es liessen sich auch Stimmen vernehmen, die für die 
zwangsweise Einführung dieser Grundbesitzform in den Ostsee- 
provinzen etc. eintraten. — Trug bisher die Behandlung dieser Frage 
einen defensiven Charakter, so nahm sie jetzt einen aggressiven an. 
Auf diese Episode glauben wir um so weniger eingehen zu sollen, 
als keine systematischen und eingehenden Arbeiten auf dem Bücher- 
markt erschienen sind und jenen Bestrebungen nur in kurzen Zei- 
tungsartikeln Ausdruck gewährt wurde. 
Auch in den folgenden Jahren findet der Gemeindebesitz keine 
E allgemeine Beachtung: mit den grossen Reformen, die die der länd- 
‚lichen Bevölkerung verliehene Selbstverwaltung und Rechtspflege 
auch auf die übrigen Bevölkerungsgruppen ausdehnen sollten, und 
mit der ganzen Reihe anderer Reformen vollauf beschäftigt, ward 
speciell den ländlichen Fragen nur geringe Aufmerksamkeit ge- 
‚schenkt. — | 

Erst vereinzelt, dann in grösserer Zahl und mit grösserer Ent- 
hiedenheit seit der weitverbreiteten Missernte im J. 1867 werden 
immen laut, die das Zurückgehen der Landwirthschaft 
nd des bäuerlichen Wohlstandes beklagen. Und als nun gar 
die anderen Reformen, so besonders die Gerichtsreform und die 
 Landschaftsinstitutionen (Proviuzial- und Kreisverfassung), die ge- 
hofften Buce nicht pen, da greift ein ni zunehmendes Miss- 


Elements die Erwerbung von sequestrirten Landgütern d urch Nicht-Polen in 
d liesem Landgebiet befördern und erleichtern. 


ı) Es liegt nicht im Rahmen dieses Werkes, hierauf näher einzugehen. 
N Jene Wandlung in der Auffassung -— selbst von reformfreundlicher Seite -— 
lässt sich in sehr lehrreicher Weise, z. B. in des mehrfacüu erwähnten Slawo- 
philen A. Koschelew Schriften Yertigenn Drei Marksteine in jener Wandlung 
‚werden gekennzeichnet durch seine Schriften in den ersten Jahren der Reform- 
arbeiten, dann durch seinen „T'o1oc» us3B 3emerza“ (Stimme aus der Landschaft) 
im Jahre 1869 und endlich durch Hame nosozenie (Unsere Lage) im Jahre 1875. Von 
besonderem Interesse ist die letztgenannte. Zuerst sucht der Verfasser „unsere 
Lage“ aus den Eingriffen der Staatsverwaltung in die Selbstverwaltung etc, 
aus gewissen beengenden Bestimmungen in den neueren Reformgesetzen, aus 
dem blinden Nachbeten westlicher Ideen ete. zu erklären. Doch dieses genügt 


r 
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Es hatte sich allmälig eine grosse Wandlung in der öffentlichen 
Meinung vollzogen. Mit jugendlicher Begeisterung und hohem Selbst- 
vertrauen auf die sittliche Kraft des Volkes hatte man sich an die 
srossen Reformarbeiten gemacht. Man war der unerschütterlichen 
Ueberzeugung, dass es nur der Beseitigung der vielfachen Hinder- 
nisse und der Heranziehung des Volkes zu den öffentlichen Angele- 
genheiten bedarf, um die segensreichste Entfaltung all’ der grossen, 
im Volke schlummernden Kräfte hervorzurufen. Als nun das vor- 
ausgesagte Resultat nicht mit vollem Glanze zu Tage trat, war die 
Enttäuschung eine um so grössere. Man gerieth jetzt in das ent- 
gegengesetzte Extrem: Misstrauen in die eigene Kraft, die Sucht, 
aus vereinzellen, häufig nicht einmal in ihren Ursachen genügend 
klargelegten Erscheinungen mit zersetzender Kritik die allgemeine 
Lage noch düsterer zu schildern, als sie in Wirklichkeit war. Es 
wird noch heute die grosse Wahrheit nicht in ihrer ganzen Trag- 
weite erkannt, dass der Mensch zur Freiheit erst erzogen 
werden muss, dass freisinnige Gesetze ein an Knechtschaft und Be- 
vormundung seit Jahrhunderten gewöhntes Volk nicht plötzlich zu 
einem freien, in der Freiheit sich selbst beherrschenden und be- 
schränkenden, und in der Freiheit selbstthätigen Volke umstempeln 
können, dass die Selbstverwaltung nur durch jahrelange Uebung und 


ihm nicht, er gelangt zu folgendem Schluss: „Könnten unsere öffentlichen, ad- 
ministrativen, Justiz-, finanziellen, Unterrichts-, und kirchlichen Verhältnisse 
derart sein, wie sie sich uns erweisen, wenn unser persönliches Leben (yacrasıä 
Ösitp) nicht dazu die Möglichkeit geben und bis zu einem gewissen Grade zur 
Rechtfertigung dienen würde? Mit jedem Menschen wird so umgegangen, wie 
er es verdient, und jeder Mensch erhält das, was er verdient. Wenn in uns 
wären: Selbständigkeit, Wahrhaftigkeit, strenge Moralität, wahre Bildung und 
Festigkeit im (religiösen) Glauben, könnten dann alle Diejenigen, welche irgend 
welche Gewalt über uns haben, so mit uns verfahren, wie es geschieht?“ Er 
beklagt den Mangel an Charakter, an Selbständigkeit, an Individualität, welcher 
Mangel sich im öffentlichen Leben, wie im Privatverkehr kundthut (pag. 
117—129). — Und hierin liegt die wirkliche und wesentliche Ursache all’ der 
beklagten Uebelstände, gegen welche die anderen einen nur acceidentellen Cha- 
rakter tragen. Leider schwächt der Verfasser dieser sehr instructiven und werth- 
vollen Abhandlung die Bedeutung dieser Wahrheit durch die Gruppirung des 
gebotenen Stoffes ab. Jener Satz hätte der leitende Grundgedanke der ganzen 
Schrift, nicht allein ein gesondertes Capitel bilden sollen. Diese Offenheit, 
dieses Vorgehen ohne jede Rücksicht auf die Wünsche seiner Parteigenossen, 
ja selbst ohne jede Rücksicht auf die von ihm selbst in früheren Jahren ver- 
tretenen Ansichten wird die Nachwelt diesem bedeutenden Manne als grosses, 
ihm unter den gegebenen Verhältnissen ganz besonders hoch zu veranschla- 
gendes Verdienst anrechnen. 
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stentäussernde Thätiskeit im öffentlichen Interesse den segens- 
hen, erzieherischen Einfluss auf das Volk und die öffentliche 
Moral ausüben kann. Kaum war die Saat dem Boden anvertraut, 
als man schon die Ernte einzuheimsen hoffte und zwar eine Ernte 
a ne Unkraut! Man übersah, dass eine Reihe neuer sittlicher Be- 
griffe, ja eine ganz neue ee erlnanng erst im Volke Wurzel 
zu fassen haben, andere Begriffe auszurotten sind, ehe aus jenen Re- 
formen die vollen Früchte zu Tage treten können. 

Er; 

E: Wie ist die Wirkung der Aufhebung der Leibeigenschaft auf die 
bäuerliche Wirthschaft? Diese so vielfach ventilirte Frage fand 
keine genügende Beantwortung: einerseits fehlte es an positiven 
Daten, zumal an gehörig beglaubigten, andererseits wurden die 
Schilderungen über den Zustand der ländlichen Verhältnisse beein- 
Aust durch den politischen Parteihader. Die s. g. conservative 
Partei, die in der Presse vornehmlich durch die „Westj* vertreten 
war, suchte mit Emsigkeit jede Erscheinung, die auf einen Verfall 
der Landwirthschaft hindeutete, zu Phnkkiz weeken zu verwerthen 
und gegen die liberale Heförmpolitik Sturm zu laufen: sie beklagt, 
dass die Leibeigenschaft ohne eigentliche Uebergangsperiode erfolgt 
‚ist, dass die Bauern, aus unbegrenzter Unterthänigkeit plötzlich zur 
vollen Unabhängigkeit gelangt, diese Freiheit nicht in rechter Weise 
nutzen, dass Faulheit, Trunksucht etc. immer weiter um sich greifen, 
dass der Gemeinde, dem gutsherrlichen Einflusse entzogen, eine 
Selbständigkeit und Macht zuertheilt sind, die sie nicht zu hand- 
_ haben weiss. Auf reformfreundlicher Seite wurden diese Schluss- 
 folgerungen bekämpft und die vorgebrachten Thatsachen, soweit 
es möglich war, zu entkräften und auf specielle Ursachen zu rück. 
zuführen gesucht. 

Fi Wie gross die Furcht der liberalen Partei vor einer Schwen- 
‚kung in der inneren Reformpolitik war, ergiebt sich z. B. daraus, 
dass selbst der Name A.Koschelew, des gefeierten Reformfreundes, die 
Broschüre „Toi1oc# n3B 3enctrsa“ (Stimme aus der Landschaft) nicht 
vor den heftigsten Angriffen schützte. Charakteristisch in dieser 
Beziehung ist die Aeusserung einer sehr geachteten russischen Zeit- 
schrift: „erst wurde Koschelew’s Schrift von der liberalen Presse 
günstig aufgenommen; sowie jedoch die „Westj* dieselbe lobte, 
‚fielen alle über sie her. Dieser Zorn verwandelte sich 
erst dann wieder in Gunst und die Zeitungen verhielten sich erst 
dann wieder anerkennend gegen Koschelew’s Broschüre, als die 
„Westj“ über dieselbe zu schreiben aufhörte, wodurch bewiesen ist, 
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dass jenem Buche wesentlich nichts Anderes geschadet hat als das 
Lob der „Westj“. !) 

Die Furcht vor einer Reaction war es auch, die der auch über 
Russlands Grenzen hinaus bekannten Schrift „Semsa u Boaa“ („Land 
und Freiheit“) von P. L.?) (P. von Lilienfeld?) den ihr gebüh- 
renden Werth nicht zuerkennen liess. Die Unbestimmtheit in den 
gebotenen Vorschlägen, die den weitesten Spielraum offen liessen, 
hat wesentlich zu der so ungünstigen Aufnahme dieser Schrift geführt, 
deren grosser Werth, was die Schilderung der ökonomischen Lage 
anbetrifft, sich jetzt nach Veröffentlichung des Berichts der Commission 
über die Lage der Landwirthschaft vom 26. Mai 1872 ermessen lässt, 


Dabei wird jedoch auch von liberaler Seite anerkannt, dass die 
ländlichen Zustände schlimm sind, wenn sie dieselben auch nicht so 
trostlos und schwarz schildern, wie es von feindlicher Seite geschieht.?) 


2. Unter den vielfachen Ursachen, aus welchen die schlimme 
Lage der Landwirthschaft und der bäuerlichen Wirthschaft im Be- 
sonderen erklärt wird, führen Gegner des Gemeindebesitzes auch 
diese Grundbesitzform an, während selbst Anhänger desselben ge- 
wisse unheilvolle Folgen, die mehr oder weniger eng mit dem Ge- 
meindebesitz verbunden sind, beklagen. Um den Leser nicht zu 
ermüden, glauben wir um so weniger auf eine ausführliche Analyse 
der vorgebrachten, einander widersprechenden Daten einzugehen, 
als das positive Material, das geboten wird, gering ist und zu den 
Schlüssen, zu welchen es verwandt wurde, zumeist nicht hin- 
reichte, und endlich der werthvolle Bericht der Commission über 
die Lage der Landwirthschaft vom 26. Mai 1872, mit welchem wir 
den Leser im zweiten Theil dieses Werkes werden bekannt zu 
machen haben, auch über diese Frage vielverzweigtes Material 
liefert und das früher Vorgebrachte in das rechte Licht setzt. 
Wir beschränken uns daher an dieser Stelle auf eine kurze Skiz- 
zirung der in der Literatur vornehmlich zur Geltung gebrachten 


1) Oreyecrgeunzia Sannern, 1869 im Juniheft, pag. 230 etc. 


2) Diese Schrift, sowie einen Theil der Koschelew’schen: „Stimme aus der 
Landschaft“ findet der Leser in deutscher Uebertragung in J. Eckardt’s „Russ- 
lands ländliche Zustände“. 1870. 


3) Vergl. dagegen J. Eckardt: „Russland’s ländliche Zustände“, pag. 54-55. 
— Eine sehr interessante Auseinandersetzung der bezüglichen Verhältnisse bietet 
u. A. in Anknüpfung an eine Besprechung der erschienenen Schriften und Zei- 
tungsartikel über die Lage der ländlichen Verhältnisse — W. P. Besobrasow: 
„Hamm oxpaunresn uw nporpeenersıi“ im Pyceriüä Bteruurs, Octoberheft 1269, 
pag. 380—486. 
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en über die Lage und die Wirkung des Gemeindebesitzes in 
er ersten Zeit nach Selbständigkeitserklärung der bäuerlichen 
jemeinde. 

Die souveräne Macht der Gemeinde in Betreff der Ver- 
fügung über das Gemeindeland, wie sie das Gesetz vom 19. Febr. 
statuirt, bringt es Dalnäemäns mit sich, dass die Wirkung des 
Gemeindebesitzes wesentlich von der Art abhängt, wie die Gemeinde 
ihre Macht in Anwendung bringt. Nicht allein von Gegnern, auch 
von energischen Anhängern dieser Grundbesitzform wird anerkannt 
dass die auf sie gesetzte Hoffnung nicht erfüllt ist. In mehrfacher 
Beziehung ist das Urtheil A, Koschelews lehrreich. Seine Ansicht 
über die Bedeutung und die innere sittliche Kraft der russischen 
Gemeinde ist unseren Lesern bekannt. In seiner „Stimme aus der 
L ‚andschaft* entwirft er nun ein ganz anderes Bild'), Nach einer 
Schilderung der stetig zunehmenden Verarmung und moralischen 
Verwilderung der Bauern, die er als eine „unbestreitbare Thatsache* 
bezeichnet, findet er det „ersten und vornehmsten Grund der 
Uebelstände in der wahrhaft entsetzlichen Unordnung, welche in 
der bäuerlichen Selbtsverwaltung herrscht“. „Das Gemeindebewusst- 
sein, das bei den Bauern früher ausserordentlich stark (?) war, die 
Grundlage und Quelle der Moralität in diesem Stande bildete, 
‚schwächt sich sichtlich ab, während eine engherzige Selbstsucht 
an seine Stelle tritt, ehe bei dem Mangel an Bildung unter den 
Bauern wahrhaft Mördörisch auf die Handlungen und Begriffe der 
Leute wirkt“. Der Branntwein spielt die erste Rolle in der Ge- 
 meindeverwaltung. Wer ein Anliegen bei der Gemeinde hat (Be- 
gründung neuer Wirthschaften, Aufnahme neuer und Entlassung 
alter Gemeindeglieder etc.), muss in jedem Falle zum Besten der 
Ai jemeinde eine Spende an Branntwein darbringen. „Die ordent- 
lichen Bauern beginnen von den Versammlungen wegzubleiben; 
daher führen Schreier, ruinirte Wirthe und Taugnichtse aller Art auf 
diesen Zusammenkünften das grosse Wort“. Koschelew beklagt, 
dass die Friedensvermittler (für deren Beseitiung er aus anderen 
‚Gründen plädirt) den bäuerlichen Gemeinden gegenüber vollständig 
machtlos sind. Er gelangt zu dem Schluss, dass eine wahrhaft 
grauenhafte Verwirrung in den Gemeindeverwaltungen herrscht, 
‚die von allen halbwegs ordentlichen Bauern als schweres Unglück 


2) Foaoes u3% semersa (Stimme aus der Landschaft), pag. 206—211, 213 
(Wir eitiren sowol diese Schrift als auch „Land und Freiheit“ nach J. Eckardt’s: 
„Russlands ländliche Zustände‘). 
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beklagt wird. Sie wenden sich immer wieder an die Gutsbesitzer, 
die Friedensvermittler und Friedensrichter und bitten diese um 
Rath und Schutz gegen die Gemeinde und ihre Beamten. Kosche- 
lew hält für „höchst characteristisch* und „höchst beachtenswerth* 
einen Vorgang in einer Kreislandschaftversammlung (Sterpuchow, 
Gouv. Räsan), in weleher ein Gutachten über die event. Aufhebung 
des Amts der Friedensvermittler abzugeben war. Die Bauern 
traten gegen dieses Project auf, indem sie erklärten, dass sie dann 
rettungslos der Gemeindeversammlung, den Aeltesten und den Ge- 
meindegerichten überantwortet sein werden, dass sie sich selbst 
nicht zu verwalten verstehen. — Dasselbe Urtheil fällt Koschelew 
über die bäuerlichen Gebiets- (Wolost-) geriehte; der Branntwein 
ist der einzige Richter, d. h. die Partei gewinnt, welche das grösste 
Branntweinquantum spendet. Von Achtung des Eigenthumsreehts 
und von Sicherheit der Person ist nicht die Rede und die Bauern 
selbst klagen am meisten über ihre Gerichte. Gerade weil diese 
Richter — die Entscheidungen sind inappelabel — sich von jeder 
Verantwortlichkeit frei wissen, urtheilen sie in gewissenlosester 
Weise. 

Koschelew, der zur Zeit der Aufhebung der Leibeigenschaft in 
allen bezüglichen Fragen stets in der Reihe Derer zu finden war, 
die für die möglichst grösste Freiheit und Selbständigkeit der Ge- 
meinde eintraten, findet jetzt, dass „der niedere Grad intellectueller 
und moralischer Bildung, auf dem die Bauern sich befinden, absolut 
nieht dem Mass der ihnen ertheilten Rechte entspricht“. 
Sie besitzen ein Mass von Freiheit und Macht, das ausser Ver- 
hältniss zu ihren Kräften steht und dieselben übersteigt.‘ !') An einer 
anderen Stelle sagt er: „den Bauern sind beträchtliche Rechte ver- 
liehen worden, Rechte, welche zu dem Grade ihrer Entwickelung 
ausser Verhältniss stehen. Natürlich wäre es am besten gewesen, 
wenn die Erweiterung mit der zunehmenden Entwickelung ihres 
intellectuellen und moralischen Bildungsstandes Schritt gehalten, 
dem jeweiligen Nüveau derselben entsprochen hätte. Dass man es 
anders gemacht hat, ist aber jetzt eine Thatsache u. s. w.“ Seine 
Vorschläge zur Beseitigung der Uebelstände leitet er mit den 


'!) Siehe z. B. Be3o6pa30#6: Hamm oxpannreıu u mporpeenersı im Pyceriä 
Bterunke, 1869 Octoberheft, pag. 389—486. So sagt er pag. 422: Die „Pro- 
gressisten* und „Conservativen“ sind ganz einig über die jetzige Lage der 
Dinge, wenn er auch diesen Ausspruch später durch die Bemerkung einschränkt: 
die Reaction und der Radicalismus sehen Alles schwarz, und diesen Satz in 
mehrfacher Beziehung beweist, siehe pag. 436 etc. 
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Worten ein: „Für die erste und dringendste Massregel, welche 
getroffen werden muss, halten wir die Errichtung einer Autorität, 
weiche über den Bauern und Gemeinden stehen, selbständig, kräf- 
tie und durabel genug sein muss, um der Willkür dieses Theiles 
der Bevölkerung zu steuern“. Er verlangt eine administrative 
Oberaufsicht über die Gemeinden. Als „zweite ebenso wichtige 
Massregel* erkennt er die Nothwendigkeit der Unterstellung der 
‚bäuerlichen Gebietsgerichte unter eine Appellationsinstanz. Jetzt 
‚erst kommt Koschelew auf den Gedanken, dass „das bäuerliche Ge- 
wohnheitsrecht den Friedensrichtern either bekannt ist als den 
Bauern“, 

Auf die nähere Begründung und Ausführung dieser und der 
‚anderen Vorschläge haben wir an dieser Stelle nicht einzugehen, 
Er constatiren nur, dass die gehoffte, von Koschelew und seinen 
Gesinnungsgenossen mit grösster Bestimmtheit vorausgesagte Ent- 
Miltung des Selbstverwaltungswesens der bäuerlichen Gemeinden 
‚durchaus nicht erfolgt ist. Dabei steht Koschalew, was den kriti- 
schen Theil seiner Abhandlung anbetrifft durchaus nicht vereinzelt, 
aus dem Lager der eifrigsten Vertreter der nationalen Hitwieklike 
Russlands ertönen dieselben Klagen, wenn auch zumeist nicht in so 
scharfe Worte gekleidet. 


Dass solehe Urtheile über das communale Leben in den bäuer- 
liehen Gemeinden eine gewaltige Verurtheilung der bestehenden 
Rechtslage des Gemeindebesitzes ist, diese Schlussfolgerung wird 
_ weder von Koschelew noch von änderen Anhängern des Gemeinde- 
_ besitzes, die sich aber die Wirksamkeit der Gemeindeverwaltung 
Ähnlich ausgesprochen, gezogen. Und doch ergiebt sie sich mit 
_ Nothwendigkeit: behandelt die Gemeinde ihre Angelegenheiten in 
der geschilderten Art, so werden die auf den Gemeindebesitz be- 
 züglichen um so weniger eine Ausnahme machen, als gerade in 
diesen Fragen eine Collision der Interessen der Gemeindeglieder 
in weit stärkerer und intensiverer Art zu Tage tritt als zumeist 
En den anderen der Gemeinde obliegenden Angelegenheiten. Von den 
Gegnern des Gemeindebesitzes wird direct auf die Ungerechtig- 
keiten und Willküracte der Gemeinde in Betreff der Verfügung über 
das Gemeindeland hingewiesen, und ausgeführt, wie die Gemeinde- 
versammlung zumeist entweder unter dem im Geheimen wirkenden 
Einfluss der „Gemeindefresser* (mipo&apı), die durch Vorschüsse die 
ärmern Glieder sich unterthänig machen und die Gemeinde auf 


a 


jede Art exploitiren, oder unter dem tumultuarischen Terrorismus 


der heruntergekommenen Gemeindeglieder ihre Beschlüsse fasst.') 
Eine für die Gestaltung des Gemeindebesitzes und der gesammten 
bäuerlichen Wirthschaft bedeutungsvolle Macht der Gemeinde ist 


das ihr gesetzlich zustehende Recht der Entscheidung über 


Familientheilungen. Allseitig wird constatirt, dass die Ge- 
meinde dieses Recht nicht in zweckentsprechender Weise hat zu 
handhaben gewusst: ohne Widerspruch bei der Gemeinde zu finden, 
mit ihrer ausdrücklicher oder stillschweigen Genehmigung theilen 
sich überall die Familien. Die Gemeinde hat weder die Einsicht in die 
hieraus resultirenden Schäden noch die Kraft und den ‚Willen, dem 
Uebelstande zu steuern. Der Induvidualisirungstrieb ist im russi- 
schen Bauer weit stärker als das Familien- oder gar das Gemeinde- 
gefühl. Die Thatsache des Ueberhandnehmens der Familientheilungen 


wird allseitig constatirt. Auch Koschelew ?) berichtet, mit diesen 
unaufhörlichen Theilungen sei es bereits so weit gekommen, dass 


es kaum mehr grosse Bauerfamilien giebt, dass die meisten Leute 
isolirt leben und darum ausser Stande sind, ihren Wohnort zu ver- 
lassen um Arbeit zu suchen oder sich Handwerken zu widmen. 


Die schlimmen Wirkungen dieser Erscheinung werden sonst von den 


Anhängern des Gemeindebesitzes übergangen; auch werden diese Thei- 
lungen auf andere, mit dem Gemeindebesitz nicht in directer Beziehung 
stehende Momente zurückgeführt, so namentlich auf die Recrutirungsge- 
setzgebung?): um der Militairpflicht zu entgehen theilen sich die Fa- 
milien (die kleinen Familien mit wenig oder gar nur einer Arbeits- 
kraft geniessen Vergünstigungen). Von den Gegnern des Gemeinde- 
besitzes werden die hieraus resultirenden ökonomischen, socialen und 
sittlichen Schäden eingehend dargelegt. Eine interessante Berech- 
nung der ökonomischen Verluste wird auf Grund praktischer Erfah- 
rungen in der Broschüre „Das junge Russland“*) aufgestellt. Als 


') „Land und Freiheit“ Cap. V, pag. 85—89, Cap. VIII pag. 100-107, 
auch pag. 123—124, 172 ete., Mosropas Pocein („Das junge Russland“, eine aus 
dem conservativen Lager anonym und ohne Jahreszahl — nach dem deutsch- 
französischen Kriege — erschienene Broschüre), pag. 63—65. 70-83 u.a. a. 
St, „Russland am 1. Januar 1871“, 1871 (desgleichen anonym, ein Theil der 
Broschüre erschien in der St. Petersburger deutschen Zeitung „Nordische 
Presse“ in der Form fortlaufender Leitartikel), pag 21 ete., 102 etc. 

?) „Stimme aus der Landschaft“, pag. 206—7. 

3) C...o M....: Yro nenmny 310POBTt, TO Pycckomy cMm&bprb in den Oreye- 
CTBEHHLIA Sauncru 1873 Nr. 9, pag 320 etc. j 

*) Moaogan Poccia pag. 65—68. — „Land und Freiheit“ pag. 89 ete., „Russ- 
land am 1. Januar 1871“ pag. 28—29. 
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ispiel wird (im centralen Russland im Gebiet der Schwarzerde) 
 wohlbehaltener bäuerlicher Hof mit sechs Seelen männlichen 
schlechts statuirt, in welchem der Familienvater 50 Jahre, der 
ilteste Sohn 30, der jüngere 25 Jahre zählt. Ausser den Wohn- 
ebäuden (für Menschen und Vieh) befinden sich auf dem Gehöfte 
ein Speicher, eine Oelmühle, 4 Pferde, 4 Kühe, 3 Kälber, einige 
Schweine, Schafe, Enten, Hühner etc. Der Landantheil besteht 
aus 1'/, Dessät. Hanffeld, 3 Dessät. Wiese, 1'/, Dessät. Gartenland 
und Hutweide und 12 Dessät. Ackerland. Der Vater mit einem 
Sohne, den Frauen und Kindern bearbeiten das Land, dessen Er- 
trag auf 216 Rbl. berechnet wird. Der andere Sohn geht auf 
Arbeit aus in den bevölkerungsarmen Süden, ernährt sich den 
Sommer hindurch und bringt mindestens 30 Rbl. in die Heimath 
zurück. Den Winter über betreibt der erstere Sohn, der den 
Sommer über zu Hause war, mit zwei Pferden Frachtgeschäfte und 
‚erübrigt 50 Rbl., ausserdem hat er sich und die Pferde ernährt, 
Der Vater mit dem anderen Sohne verwerthen die freie Zeit im 
"Winter damit, dass sie von den Kaufleuten Leinsaat nehmen zur Be- 
reitung von Oel und Leinsaat verführen vom Kaufmann und das 
N) el zurück. Hierbei erwerben sie 60 Rbl. Demnach stellt sich die 
"Einnahme des bäuerlichen Hofes auf 441 Rbl., und zwar: 


Der Ertrag des Landes . . . . ..216 Rbl. 
der Erwerb des Sohnes im Sommer 30 „ 
dessen Unterhalt . . . 209: 4 
EM das Frachtgeschäft des Enke Ei 
nis nes mit 2 Pferden . . . . 50 
4 Unterhalt dieses Sohnes und der zwei 
Sufı Pfiende -unankie: usb: seit Bdifig 
Ks Einnahme aus der Oelmühle TEN PIERRE: ORTS 
ei 441 Kbl. 


‚demnach pro männliche Seele 73 Rbl. 50 Kop. 

| Theilt sich eine solche Familie, so ist eine einmalige Ausgabe 
von 60 Rbl. erforderlich, um den Speicher, die Oelmühle auf den 
neuen Wohnort zu versetzen und aus diesen Gebäuden ein Wohn- 
‚haus etc. für den sich abtheilenden Zweig der Familie herzustellen. 
Der Verkauf eines Pferdes und einer Kuh ist erforderlich. Jetzt 
kann Niemand auf Arbeit ausgehen: ein Jeder muss seine Land- 
stelle selbst bestellen, Frau und Kinder können nicht allein bleiben. 
Die Oelmühle ist in eine Hütte verwandelt, demnach ist auch diese 
Nebeneinnahme versiegt. Zu Hause ist seine ganze Arbeitskraft 
nicht erforderlich, doch kann er sich nicht auf längere Zeit ent- 
1 18 
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fernen. Ein besonders glücklicher Umstand ist es, wenn er m 
in der Nähe bei einem wohlhabenden Grossgrundbesitzer oder 
einem Fabrikherrn sich zeitweilig .in Tagelohn verdingen 
kann. Zumeist pachten sie von einem benachbarten Gutsbesitzer 
ein Landstück. In der Gegend, welcher das Beispiel entnommen 
ist, pachten die Bauern durchschnittlich pro männliche Seele eine 
Dessätine zur Wintersaat für 6 Rbl., eine Dessätine zur Sommerfrucht 
für 3 Rbl.. "a Dessät. Wiese für 2'/, Rbl., er hat demnach an 
Pacht 11'/, Rbl. zu zahlen; der Ertrag ist (ausser der Saat) 20 Rbl. 
für Roggen, 10 Rbl. für Hafer, 5 Rbl. für Heu, zusammen 35 Rbl., 
demnach beträgt die Reineinnahme 23, Rbl. Die Gesammtein- 
nahme jener sechs Seelen zählenden Familie nach ihrer Theilung be- 
läuft sich also auf: 216 Rbl. als Ertrag der Landstelle, wie oben. und 
141 Rbl. aus der Pacht des Landes, zusammen 357 Rbl. oder 59", 
Rbl. pro Seele gegenüber 73, Rbl., so lange die Familie bei- 
sammen blieb. Diesem Beispiel lag eine wohlbehaltene Familie 
zu Grunde. Doch auch arme Familien theilen sich und ihre Wirth- 
sehaft geht vollständig zurück: es bestehen Familien ohne Anspann, 
die einen solchen zur Ausführung ihres landwirthschaftlichen Be- 
triebes miethen oder ihren Landantheil dem Nachbar vergeben. 
Krankheit des einzigen Arbeiters auf dem Hofe, eine Missernte 
ruinirt ihn vollständig.) 

Wenn auch diese Berechnung nur für gewisse T,andstriche 
gilt, so liegt es in der Natur der Sache, dass überall dort, wo kein 
hinreichender Nebenerwerb in der Nähe des Dorfes sich findet, ° 
die Familientheilungen bei nicht genügendem Landantheil einen 
zerstörenden Einfluss auf die bäuerliche Wirthschaft ausüben. 

Nicht allein in ökonomischer Beziehung, auch in Betreff der 
bäuerlichen Selbstverwaltung, haben diese Theilungen eine entschei- 
dende Aenderung zu Wege gebracht, ja die ganze Structur des 
bäuerlichen Lebens umgestaltet.?) Die Gemeindeversammlung be- 
stand und besteht aus den Inhabern der Höfe: früher bestand sie 
aus den Häuptern der grossen Familien, die erfahrenen, älteren 
Personen bildeten die Majorität; die jetzige Gemeindeversammlung 


') Ganz treffend ist in der „Mosogaa Poceia“, pag. 68 die Bemerkung: 
„Man fragt mich, ist es möglich, den Bauern Familientheilungen zu verbieten? 
Ich antwortete mit der Gegenfrage: kann man es gestatten, dass ich auf der. 
Adelsversammlung eine Theilung mit meinem Vater oder Grossvater verlange 
und ihnen einen Theil ihres Vermögens abnehme ?“ 

?) Mononaa Pocein pag. 68—70. 
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is ach Durchführung der Familientheilungen besteht aus einer 
grösseren (der doppelten, dreifachen) Zahl von Familienhäup- 
„ es machen sich hierbei sowol alle die Schäden bemerkbar, 
grossen Generalversammlungen eigen sind, als auch die, welche 
dem Uebergewicht der jüngeren und jüngsten Elemente ent- 
ngen. Diesem Umstand mag nicht zum geringsten Theil der 
ron Koschelew so grell geschilderte Verfall der bäuerlichen Selbst- 
verwaltung zuzuschreiben sein. 

Wie die Selbstverwaltung geübt wird, ist von entscheidender 
Bedeutung für das Verhalten der Gemeinde in Betreff der soli- 
darischen Haft für die ihren Gliedern obliegenden Zahlungs- 
rerpflichtungen öffentlicher und privatrechtlicher Natur. 

- Es wird von vielen Seiten beklagt, dass die arbeitsameren und 
aher wohlhabenderen Wirthe für die ärmeren, nachlässigen und 
en die Lasten zu tragen haben. Dass der Viehstand abgenom- 
men hat, wird kaum in Abrede gestellt, A. Koschelew behauptet 
‚Sserpuchow’schen Kreis im Gouv.Räsan vornehmlich vor Augen), 
der Viehstand sich auf die Hälfte vermindert hat.') Dieser 
Uebelstand wird u. A. auch mit der Art der Executirung der soli- 
‚darischen Haft in Verbindung gebracht. Die faulen und trunk- 
süchligen Bauern veräussern ihr Vieh, um sich die Mittel zur 
er etaene ihres Lebenswandels zu verschaffen, die arbeitsamen 
Bauern scheuen sich ihren Viehstand zu vergrössern, was für die 
He he ihres Landbaues von grossem Vortheile wäre, aus Furcht, 


‚dass dieses nicht „unbedingt für ihre Wirthschaft erforderliche“ 
Vic zur Deckung der Rückstände ihrer Gemeindegenossen ihnen 
abgenommen wird. „So lange der Gemeindebesitz* — heisst es 
4 in der erwähnten Broschüre „das junge Russland“?) — „ohne eine 
starke Obergewalt bestehen wird, die die Vortheile der arbeitsamen 
te schützt, ist eine Verbesserung der Lage der Bauern kaum zu 
arten.“ Dass die Verringerung des Viehstandes ein bedeutungs- 
volles Moment in der Verschlimmerung der Landwirthschaft ist, wird 
allseitig hervorgehoben. 
Was den Stand der bäuerlichen Wirthschaft nun an-. 
betrifft, so wird von Anhängern aller Parteischattirungen beklagt, 
da iss sie mit Aufhebung der Leibeigenschaft nicht in dem gehofften 
iss Aufschwung genommen hat, ja dass sie in vielen, zumal in 


nördlichen von der Natur (Bodenbeschaffenheit, ohinay, weniger 








1) „Stimme aus der Landschaft“ pag. 206. 

2) „Moronaa Poceis“ pay. 80, „Land und Freiheit“ pag. 113 ete., „Russland 
am 1. Januar 1871“, pag. 29. 
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begünstigten Landstrichen zurückgegangen ist. Und wo eine Er- 
weiterung der Ackerwirthschaft auch nachweisbar erfolgt ist, dort 
ist sie nur durch weitere Ausdehnung des Ackerlandes (auf Rech- 
nung der Wiesen und Weiden) erreicht, nicht aber durch intensivere 
Bestellung des Bodens. Die Broschüre „Land und Freiheit“ führt 
den leitenden Grundgedanken durch, dass im nördlichen Gebiet, 
wo nur bei gehöriger Düngung und sorgfältiger Bestellung lohnende 
Ernten zu erwarten stehen, die Landwirthschaft verfällt, da jenen 
Bedingungen nicht entsprochen wird. Es wird stets dieser weniger 
begünstigte Landgebiet dem unerschöpflich fruchtbaren Gebiet der 


Schwarzerde gegenüberstellt, wo bei geringster Kraftanstrengung 


reiche Ernten erzielt werden. Die einige Jahre später erschienene 
Flugschrift „Das junge Russland*, das vornehmlich diesen Landstrich, 
wie „Land und Freiheit“ den nördlichen vor Augen hat, constatirt, dass 
selbst dieser fruchtbare Boden durch die volle Raubwirthschaft er- 
schöpft wird, die Ernten stetig abnehmen, und dass in kürzester 
Zeit allgemeine Missernten zu erwarten stehen, eine Prophezeihung, 
die leider nur zu bald in schreckenerregender Weise in Erfüllung 
gegangen ist. 

In Betreff der Ursachen des Verfalles der bäuerlichen 
Wirthschaft gehen die Ansichten merklicher auseinander. Gegner 
des Gemeindebesitzes schreiben ihn vornehmlich, wenn auch nicht 
ausschliesslich, dieser Grundbesitzform zu. Der Unternehmungs- 
geist, ja jede Lust zur Arbeit wird durch die Unsicherheit des Be- 
sitzes geschwächt: die Willkür der Gemeinde zerstört Alles und 
beraubt den Bauer der Früchte seiner Arbeit. Faulheit und Trunk- 
sucht nehmen in grossen Dimensionen zu. Die arbeitsamen Wirthe 
wollen häufig aus dem markgenossenschaftlichen Verbande aus- 
scheiden, die faulen und nachlässigen lassen Solches nicht zu, da 
in diesem Falle sie nicht mehr ihre Rückstände auf jene überwälzen 
können. Der Viehbestand wird aus Furcht vor zwangsweisem Ver- 
kauf nicht vergrössert, ja in vielen Landstrichen hat er in grossem 
Massstabe abgenommen, was in der schädlichsten Weise auf die 
Ackerwirthschaft zurückwirkt. Alle die vorhergesagten, mit dem 
Gemeindebesitz verbundenen Schäden sollen eingetroffen sein. !) 


') z. B. mehrere Artikel in den Tpyası IInuep. Bonsuaro Dromomnyecraro 


o6meersa, 1863, Bd. I., pag. 50 ete. (gegen einen Artikel in der Zeitung eu»), 
1866 Bd. I, pag. 114—118 (gegen einen Artikel in der „Oreler Zeitung‘), 1867 
Bd. II, pag. 537—550, Bd. III, pag. 18—29: Baron Steinheil: Yro neo6xoxnno 
AaA DONHATIA U YCOBEPIIEHCTBOBAHIA KPEeCTbAHCKATO CEeIbCKarO xosnücrBa? (besonders 


eingehend wird hier die Nothwendigkeit und die Art der Aussiedelung aus grossen 


Dörfern behandelt) u. A. 
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Von den Anhängern dieser Grundbesitzform wird dieser Zu- 
sammenhang nicht eingeräumt: die Ursachen des Verfalles wird in 
anderen, auch von Gegnern des Gemeindebesitzes als mitwirkende 
Ursachen angegebenen Momenten gefunden. Die Abgrenzung des 
Bauerlandes — bei Auseinandersetzung mit dem Gutsherrn — ist 
nicht überall in zweckentsprechender Weise erfolgt. Nicht selten 
t den Bauern zu wenig Wiese und Weide zugemessen, sie müssen 
“das Ackerland verringern, haben zu wenig Futter für ihr Vieh 
Auch ist ihnen zu wenig Land zugetheilt, dabei sind die Ab- 
lösungszahlungen zumal im Norden sehr gross, weit grösser als 
der Boden werth ist etc. ete.') Auch wird darauf hingewiesen, 
dass das in der Nutzung der Gutsherren verbliebene Land nicht 
be sser als das bäuerliche bestellt wird. 

- Wie weit diese und andere Ursachen wirken, in wie weit im 
Eielien dem Gemeindebesitz Schuld am Verfall der bäuerlichen 
Wirthschaft beizumessen ist, lässt sich aus dem geringen Material, 
das zumeist auf beschränkte persönliche Erfahrung sich gründend, 
nur zu leicht und schnell als allgemein gültige Erscheinung auf- 
gefasst und behandelt wird, nicht erseken. Es mögen an dieser 
Stelle diese kurzen Bemerkungen genügen, um die Ueberzeugung 
zu gewinnen, dass eine genaue Erforschung der Lage der 
sandwirthschaft, wie sie von der Commission vom 26. Mai 
1872 unternommen wurde, dringendste Nothwendigkeit war, um 
Licht in diese le craueiafe Frage zu bringen und das Mass der 





"Wirkung der durch partielle Erfahrung beobachteten Ursachen zu 
| ‚constatir en. 

: Von den Schäden des Gemeindebesitzes überzeugt sprechen sich 
do h auch jetzt besonnene Gegner gegen die zwangsweise 
Aufhebung desselben aus: sie pläidiren für gewisse gesetzliche Be- 
sc schränkungen der Gemeinde, für die Ermässigung der 2/; Majorität 
auf die einfache Majorität in Betreff des Ueberganges zum persön- 
lichen Besitz, für Erleichterungen beim Austritt aus dem mark- 


TE 

N Siehe auch den Artikel: Horoe nozemeipnoe yerpoferBo rocyAapceTBeH- 
HBIXB KPECTBAHB B’b BEINKOPyCcKNXB TyÖepHiax® in den OTeyectBenusia Jannckn 
1870, Novemberheft (in der Zeitgenössischen Rundschau) pag. 1—16, C...o 
: Yro sbmuy 370poOBB, TO pyeeromy cm&prs in derselben Zeitschrift 1873 
eptemberheft pag. 319—374, auch im Jahrgang 1868 im Septemberheft pag. 
82 in Anlass der Broschüre „3emsa m Bora“. Fürst Wassiltschikoff in sei- 
grossen Werke: O camoynpasaenin Band II, 1872 (dritte Auflage), pag. 
9—102.— Alle die in der Literatur vorgebrachten Erklärungsgründe sind mir 
auf einer Reisedurch Russland im Jahre 1868 und später von vielen Seiten angegeben. 
; 3 

E; 
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senossenschaftlichen Verbande, für die Einführung eines gesetzlichen 
Erbrechts (zum Schutz des Familienhaupts) ete.'), welche Vorschläge 
wir an dieser Stelle übergehen. 


Auch in dieser Zeit lassen sich Stimmen vernehmen, die in 
Anerkennung der social-ökonomischen Bedeutung der Frage, von 
den hervorgetretenen Schäden ausgehend für eine gesetzliche 
Organisation des Gemeindebesitzes (mit Beschränkung, resp. 
Aufhebung des Rechts eines jeden Gemeindegliedes auf einen pro- 
portianalen Landantheil) eintreten. Besondere Beachtung verdienen 
D. K. Sch&do-Ferroti (Baron Firks)?) und A. Klaus?), die an 
geeigneter Stelle die ihnen gebührende Berücksichtigung finden 
sollen. Leider sind diese sehr werthvollen Arbeiten bis jetzt fast 
ganz unbeachtet geblieben.” ) 

Dass auf extrem socialistischer Seite der Gemeindebesitz ein 
beliebter Ausgangspunkt für die Deductionen ist, bedarf kaum der 
Erwähnung. Die bezeichneten Schriften „Land und Freiheit“ und 
„das junge Russland* sollen ihre Ueberschriften socialistischen 
Flugschriften entlehnt haben — zur Verhöhnung der liberalen 
Partei. Diese sind mir leider nicht zugänglich gewesen: sie 
wünschen u, A. durch eine Revolution eine unentgeltliche Zutheilung 
des Landes an die bäuerlichen Gemeinden herbeizuführen. Auch 
in den neueren politischen Processen spielt der Gemeindebesitz 
seine Rolle. So kamen z. B. bei dem Process gegen Dolguschin 

und Consorten zwei hierauf bezügliche Proclamationen zu Tage: 


'!) Z. B. „Land und Freiheit“ pag. 104—107, „Mosogaa Poccia“, pag. 68 
41..82.u. A. 


?) D. K. Schedo-Ferroti: Etudes sur l’avenir de la Russie, X &tude: La 
patrimoine du peuple, Berlin 1868. 


3) Das Hauptmerk von A. Klaus ist: Hamu Kosonin, Band I, St. Peters- 
burg 1869 (einige Capitel sind vorher in der Zeitschrift Bseruure EBponbt 
1868 und 1869 erschienen), der II. Band ist noch nicht veröffentlicht. Sein 
Projekt vertritt Klaus ausserdem in folgenden Abhandlungen: O6mmna-coÖcTBeR- 
HUKB U CA Fopunuyeckaa oprannzania im Btcrnoar® Eeponsı 1870 Februarband 
pag. 573—628, Märzband pag. 72—118, und Hamm meopymenin in dem Orteue- 
eTBeHHsIA Sanuern, 1871 im Maiheft pag. 117—157. 


#) Schedo-Ferroti’s Projekt habe ich in der russischen Literatur kaum er- 
erwähnt gefunden, das Schicksal des Projekts von Klaus ist nur wenig günstiger, 
siehe in den Oreueerzennpa Sannern: 06% yeTpoäctBb CeIbCRUXB ÖOAHKOBL, 
1870 Februar, HoBoe noseme.upnoe yerpoäctBo TOCYAAPCTBEHHEIXB KPECTBAHB efC,, 
1870 Novemberheft, P&us Kuasa Bacnısunkora, 1872 im Aprilheft pag. 272—296. 
Gegen Klaus: Janson in einer kritischen Anzeige jenes Werkes in der Zeit- 
schrift Ceuperoe xo3aiicrso u MbcoBoxerBo, 1870 im Märzhett. 
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Ei einen, „An = russische Volk“, wird die schlimme Lage 
der Bauern geschildert, als Erklärung ala der geringe Land- 
antheil, den sie empfangen haben, und die zu hohen Zahlungen, 
die ‘zu entrichten sind, angegeben und daraus die Nathyrendieteett 
einer Revolution ers, die eine allgemeine Vertheilung des 
Landes zu Stande bringen soll. Zu demselben Resultat gelangt die 
zweite Publikation: „Wie soll man nach dem Gesetz der Natur 
und Wahrheit leben“? Geht die erstere von den bestehenden Ver- 
hö altnissen aus, so die zweite von allgemeinen Grundsätzen mit 
philosophischem Anstrich: Gleicheit der Menschen, daher auch 
6 ächbereehtigung auf Land, Ausschluss jeden Be von per- 
sönlichem Eigenthum etc. etc. ') 


E. In der deutschen Literatur haben im letzten Jahrzehnt die 
‚grundbesitzrechtlichen bäuerlichen Verhältnisse Russlands grössere 
Beachtung gefunden: einerseits wurde die allgemeine Aufmerk- 
se ımkeit auf sie durch ihre Abweichung von den sonst in 
1 ropa herrschenden gelenkt, andererseits aber auch durch den 
Umstand, dass von social-democratischer Seite auf den russischen 
Gemeindebesitz als auf diejenige Grundbesitzform hingewiesen 
wurde, bei welcher allein die sociale Frage gelöst, die ande 
keit“ eines bedeutenden Theiles der Bevölkerung heeeitieh werden 
"kann. Die werthvollste Schrift ist die von Prof. Ad. Wagner: 
„Die Abschaffung des privaten Grundeigenthums“, Leipzig 1870, 
_ (mit ausführlichem Literaturnachweis), hervorgerufen durch die 
jeschlüsse des internationalen Arbeiterbundes zu Basel im Sep- 


nauslaufen. Auf J. Eckardt’s Schriften haben wir hingewiesen. 
„v. Wurstenbergs: „Die gegenwärtigen Agrarverhältnisse Russlands* 
I pzig 1873, entsprechen nur wenig der Versicherung des Ver- 
assers, die en Agrarzustände zum Gegenstande „sorgfältiger 
st ıdien gemacht zu haben. Auch Dr. ©. Walker berührt in 
nicht wenigen Schriften den russischen Gemeindebesitz. Soweit 
erforderlich, werden wir diese und andere Schriften noch berück- 
sichtigen. 


lg; Das nach Anlage und Ausführung umfangreichste Werk 
6: die Lage der bäuerlichen Verhältnisse ist das von 


\ ar . 
') Die Verhandlungen des Processes sind veröffentlicht im „Regierungs- 
Anzeiger“ im Juli 1874, daselbst Auszüge aus den bezeichneten Flugschriften. 
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N. Flerowski.!) Ein besonderes Eingehen auf dasselbe scheint 
uns um so mehr geboten, als es hier und daygüber Gebühr Aner- 
kennung und Beifall gefunden hat;?) eine dasselbe auf seinen - 
wahren Werth zurückführende Beurtheilung ist mir nicht zu de 
sicht gekommen. ?) 

Der Verfasser hat die „Lage der Arbeitercelasse“ in allen Land- 
strichen des europäischen und asiatischen Russlands untersucht. 
„Die Untersuchungen haben mir eine Menge von Thatsachen ge- 
boten, die Thatsachen die Schlüsse gegeben; nachdem die Schlüsse 
sefnnden waren, habe ich selbstversändlich nur diejenigen Facta 
beibehalten, welche mich zu jenen Schlüssen geführt haben und 
diese erklären, die übrigen bei Seite gelassen,“ wie es auch der 
Chemiker thut: wenn dieser alle seine Experimente, auch die zu 
keinem Resnltat geführt haben, der wissenschaftlichen Welt mit- 
theilte, so würde ihm zweifelsohne bemerkt werden, dass es nicht 
am Platz ist, die Wissenschaft mit unnützen Facten zu belasten, 
„dass er nicht die Versuche behandeln soll, die zu Nichts geführt 
und nur seine Ungeschicklichkeit gezeigt haben, sondern nur die- 
jenigen, die ein für die Wissenschaft nützliches Resultat ergeben 
haben.“ *) 


1) H. Dueposcriä: Ilonomenie pa6oyaro rıacca ep Poccim, HaÖamyeHin Hm u3- 
cıbposania, (494 Seiten) St. Petersburg 1869. 

2) Selbst die Oreuecrgeuusia Sanuckn, eine Zeitschrift, die ihre Leser mit 
den besten Artikeln — auch über die ländlichen Verhältnisse — bedient, haben 
sich durch die anscheinende „Wissenschaftlichkeit‘“ Flerowski’s düpiren lassen. In 
dem Artikel: Or» uero TpyAHo nonpaBaatbca Hanemy pa6ouemy? 1870 Februar- 
heft, pag. 493—542 (erster Artikel) wird die Besprechung des Werkes mit fol- 
genden Worten eingeleitet: Flerowski hat zuerst in die Tiefe unserer Arbeiter- 
frage geblickt, er hat derselben ein sorgfältiges Studium in den verschiedensten 
Gegenden gewidmet. Der Referent bezweifelt nicht die Wahrheit seiner Be- 
obachtungen und Beschlüsse: sie beruhen nicht auf Präsumtionen, er hat ganz 
Russland nach allen Seiten hin bereist, hat unter Arbeitern aller Art gelebt, 
kennt ihr Leben und Treiben, er ist so eingehend mit ihren Lebensbedingungen 
vertraut, beschreibt so ausführlich ihre Wirthschaft und ihre Erwerbsverhält- 
nisse, berechnet das Budget ihrer Einnahmen und Ausgaben so bis in das Ein- 
zelne, indem er zugleich die localen Ursachen angiebt, weshalb dasselbe sich 
auf diesem oder jenem Minimum erhält, -— dass auf allen seinen originalen 
Hinweisen und Mittheilungen der unbezweifelbare Stempel der unmittelbaren, 
sorgfältigen Beobachtung ruht. In Betreff der Schlüsse kann ein’ Jeder sich 
überzeugen, wie logisch dieselben sind ete. 

®) Eine verdiente, aber nur kurz gehaltene Zurückweisung erfährt Flerowski 
im Pyceriü Bterunee, 1870 im Septemberheft. 

#) IIosomenie pa6oyaro rıacca B» Pocein, Einleitung pag. II, 
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Dass die Lage der bäuerlichen Bevölkerung zumeist eine sehr 
Eimme ist, schildert Flerowski in den düstersten Farben: fast 
überall, FR auf den eutsherrlichen Gütern, kämpft der Bauer 
mit dem Hunger. Die Ursache findet er vornehmlich in der Höhe 
der auf ihm ruhenden Steuern und Lasten aller Art, in der ge- 
ringen Ausdehnung des Landes, das den Bauern zugemessen ist, 
in der Exploitation der Arbeiter durch die Grundherren und in 
gewissen Beziehungen in der ungeschikten Bevormundung durch 
die"Beamten. Den Bauern selbst trifft — nach Flerowski — gar keine 
_ Schuld. Werden jene Momente beseitigt, so wird der Bauer schnell 
zum Wohlstand gelangen, den vielgerühmten Reichthum der deut- 
sehen Colonisten übertreffen. Er plaidirt für die Abschaffung sämmt- 
_ licher direeter Steuern und Abgaben, die auf dem Bauern ruhen, 
und ist der festesten Zuversicht, dass durch den, in diesem Fall 
schnell aufblähenden Wohlstand, und durch den in Folge dessen 
überall enorm zunehmenden Handel, Gewerbe etc. schnell der 
Ausfall in den Staatseinnahmen durch die indireeten Steuern, so 
besonders die Branntweinaceise (!), gedeckt werden wird. Aber 
jener Erfolg wird nur dann erreicht werden, wenn sämmtliche Ab- 
gaben beseitigt werden, „wenn der Bauer keinen Kopeken in die 
 Kronsrentei zu tragen hat.” Nicht allein, dass der Bauer auf 
 guthherrlichem Lande eine zu hohe Pacht, resp. zu grosse Ab- 
lösungszahlungen zu entrichten hat, die zu ermässigen wären, es wünscht 
 Flesowski ganz die Beseitigung dieser Zahlungen. Ja der eigent- 
er, liche Krebsschaden in der neueren Entwickelung Russlands sieht 
_ er in der zunehmenden Ausdehnung des gutherrlichen Elements: 
: dieses ist die wachsende Schlingpflanze, die gar keinen Segen 
bringt, sondern allein das Volksleben tödtet etc. ete. ') 









| Was den sittlichen Zustand der bäuerlichen Bevölkerung 
 anbetrifft, so erklärt Flerowski Trunksucht, Faulheit für ganz unbegrün- 
_ dete Vorwürfe, — die ihn um so schmerzlicher berühren als 
sie gerade von denjenigen erhoben werden, die an der Armuth, 
"Unwissenheit und der niederen Entwickelungsstufe der Bauern 
die Schuld tragen. Jener Vorwurf der Trunksucht ist „eine bös- 
i willige Verleumdung und schwere Ungerechtigkeit“, die a uicht 
nachweisen können. Flerowski dagegen ist in der Lage jene Be- 
‚haupfung zu widerlegen.?) Die „wissenschaftliche* Beweisführung, 





} ) l. e. pag. 44 ete., 56—58, 70—73, 172, 191 ete., 208 225, 268 u. a. a. St. 
91. e. pag. 191. 


— 32 — 


deren er sich bedient, ist hier wie auch in den anderen Fragen 
eine eigenthümliche. 5 

Die statistischen Daten ergeben, sagt Flerowski, dass „der 
Einfluss des Trinkens auf den Wohsstand des Volkes sich als ganz 
geringfügig (unyToxHsINb) erweist im Vergleich zu dem Einfluss des 
gutsherrlichen Grundbesitzes; wo das Volk etwas wohlhabender, 
dort trinkt es zumeist auch mehr, das ist Alles, was sich in dieser 
Beziehung aus den statistischen Daten ergiebt; das Volk trinkt 
in Russland so wenig, dass es keinerlei-entscheidenden 
Einfluss auf seinen Wohlstand zu üben vermag.!) 

Und welche sind die statistischen Daten, die ihn zu einer Be- 
hauptung führen, die im diametralen Gegensatz zu Allem steht, 
was sonst hierüber verlautet? Flerowski gruppirt 36 Gouverne- 
ments nach den Geburts- und Sterberegistern ihrer Gesammtbevöl- 
kerung, hieraus schliesst er auf den Wohlstand der Arbeiterklasse- 
Sodann stellt er diese Daten gegenüber den Daten über die Ein- 
nahme der Branntweinaceise pro Gouvernement. Aus diesen er- 
giebt sich, dass die gezahlte Accise in den 36 Gouvernements, wenn 
wir die Extreme nach beiden Seiten weglassen, zwischen 1—3 Rbl. 
pro Bewohner des resp. Gouvernements (im Jahre 1866) schwankt. 
(Weniger als einen Rbl. beträgt die Ziffer in vier, zwischen 2 und 
3 Rbl. in sieben, über 3 Rbl.in zwei Gouvernements), Nehmen wir 
eine Familie auch nur zu drei Personen an, so beträgt die Ausgabe für 
die „Branntweinsaceise* 3—9 Rbl. Dass die Producenten den Brannt- 
wein nicht für den Betrag der zu entrichtenden Accise verkaufen, 
dass die Detailhändler nicht die Gefälligkeit gegen ihre Kunden üben, 
das Getränk zum Einkaufspreis zu verabfolgen, dass das Entgegen- 
nehmen von Pfändern (von Kleidern, Geräthschaften aller Art ete,) 
von denjenigen, die nicht baar zu zahlen vermögen, auch nicht 
aus Nächstenliebe des Schenkwirthen zu seinen Kunden geschieht, 
dass endlich nicht für allen producirten Branntwein die Accise ent- 
richtet wird (Ueberbrand, Defraudation), solche und ähnliche Klei- 
nigkeiten sind in der wissenschaftlichen Studie Flerowski’s nicht 
erwähnenswerth! 

Was nun gar den Vorwurf der Faulheit anbetrifft, so kann, 
behauptet er, diesen nur der erheben, welcher den russischen Ar- 
beiter nicht kennt oder auf ihn mit bis zur Blindheit parteiischen 
Augen sieht: „der Hauptfehler des russischen Arbeiters ist nicht 
Faulheit, sondern zu grosse Arbeitsamkeit, eine Arbeitsamkeit, die sei- 


') 1. ce. pag. 204, 
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- nen Körper erschöpft und seine Arbeit zu einer unproductiven 
_ macht. Der englische Arbeiter ist zu der Ueberzeugung gekommen, 
dass die productivste Arbeit die achtstündige bei reichlicher Fleisch- 
nahrung ist; unser Arbeiter, nur mit Schwarzbrod sich nährend, 
_ müht sich 14 Stunden ab. Ueberall ist er mit einer Menge von 
_ Arbeit überbürdet, für welche er eine sehr geringe Entschädigung 
erhält“ ete, ete. „Es giebt keinen Arbeitsgeber,* bemerkt sodann 
 Flerowski, ohne den Widerspruch zum Vorhergesagten zu empfin- 
den, „der nicht erzählte, wie die Arbeiter bummeln (syrare), ihre 
_ Arbeit im Stich lassen id wie hieraus Verluste entstehen. Solches 
_ geschieht wirklich, aber in England und Frankreich passirt dasselbe 
% nicht selten, die besten Arbeiter trinken, arbeiten kaum 3—4 Tage 
_ in der Woche und ihretwegen müssen alle Arbeiten eingestellt 
werden. Solches geschieht ganz wie in Russland mit den Meistern, 
die ein grosses Einkommen beziehen, die einfachen Arbeiter er- 
lauben sich solchen Luxus nicht.* (??) Endlich verweist er auf 
das Bild zu weitgehender Arbeitsamkeit, wie er sich im gewerb- 
 liehen Theile Russlands darthun soll, und schliesst diesen wissen- 
schaftlichen Nachweis gegen jenen „unbegründeten* Vorwurf mit 
dem effectvollen Satz: „Unmässigkeit ist immer schädlich , in der 
Arbeit (scl. wie der russische Arbeiter sie übt) aber am schäd- 
lichsten.“ ') 
Mit derselben Leichtfertigkeit behandelt der Verfasser den öko- 
 nomischen Zustand der Bauern. Die Untersuchung der bezüglichen 
Verhältnisse hätte den Verfasser zu den werthvollsten Resultaten 
über den Werth, die Tragweite und Ausdehnung der die prekäre 
Lage erklärenden Ursachen in den nach Bodenbeschaffenheit, Clima, 
_ Diehtigkeit der Bevölkerung, gewerblichen Verhältnissen ete. so 
E verschiedenartigen Landstrichen, die er bereist hat, führen können, 
_ wenn er nicht durch voreingenommene Ideen seinen Blick getrübt 
hätte; ja um überall jene Ideen bestätigt zu finden, verfährt er mit 
_ einer unglaublichen Willkür in der Erklärung der Thatsachen, die 
je nach dem sie in sein System passen, gemodelt werden. 
Bei Besprechung der bäuerlichen Verhältnisse im Gouvernement 
Wologda berechnet er die Einnahme eines Bauerhofes auf 25 Rbl. 
50 Kop.; in aussergewöhnlich günstigen Jahren bei höchsten An- 
satz 44 Rbl. 50 Kop.; von dieser Summe hat der Bauer dem 
Staat und dem Gutsbesitzer 17 Rbl. 25 Kop. zu entrichten, es ver- 
_ bleiben ihm also in gewöhnlichen Jahren zu seinem Unterhalt 8 Rbl. 
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1) 1. c. pag. 205— 206. 
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25 Kop., d. i. weniger als 2, Kop. pro Tag. Findet er keinen 
Nebenerwerb, so muss er sein Vieh verkaufen, bleibt die Abgaben 
schuldig, der ungedüngte Boden liefert noch geringere Ernten etc. 
Im günstigen Jahre beträgt die Reineinnahme 27 Rbl. 15 Kop., 
d. i. weniger als 7'/,; Kop. pro Tag und Familie. Er kann zu 
seinem und seiner Familie Unterhalt nicht mehr als 3 Pfund Roggen- 
brod verausgaben. Und nun erst in Missjahren! 

Zu diesem Resultat gelangt der Verfasser nicht etwa durch 
sorgfältige Aufstellung der effectiven Einnahmen von einer Anzahl 
von Bauerhöfen, sondern er löst seine Aufgabe auf eine weit ein- 
fachere Art. Seine Berechnungen beruhen auf ganz willkürlichen 
Abänderungen der ganz werthlosen, in den statistischen Werken 
gebotenen Daten über Aussaat, Ernten ete., ja selbst die Grösse 
des bäuerlichen Landantheils, die er angiebt, ist durch ganz will- 
kürliche Combination gewonnen.'!) Auch zieht Flerowski nicht in 
seiner Berechnung den Ertrag des Gehöfts, er geht von der Vor- 
aussetzung aus, dass das Land nur mit Getreide bestellt wird (er 
wähnt freilich an anderer Stelle, dass der Bauer '/; Dessät. mit 
„Kartoffeln, Flachs ete.* bestellt, ohne diesen Ertrag, soweit aus 
seiner Berechnung ersichtlich, mitaufzunehmen). Stellen wir uns 
vollständig auf seine Angaben, so ergiebt sich u. A., dass der 
Bauer in Wirklichkeit im Gouv. Wologda verhältnissmässig sehr 
viel für Branntwein ausgiebt: die Accise beläuft sich in diesem 
Gouvernement auf 76 Kop. pro Kopf; nehmen wir als Preis des 
Branntweins auch nur den doppelten Betrag (1 Rbl. 52 Kop.) an, so 
verausgabt der Bauer (die Familie nur auf 3 Personen veranschlagt) 
4 Rbl. 56 Kop. bei einer Einnahme im günstigen Falle von 27 Rbl. 
15 Kop.!! 

Der Bauer „hungert* nach den Schilderungen Flerowski’s 
nicht allein im Gouv. Wologda, sondern auch fast in allen anderen 
‘'Gouvernements.?) Die Erklärung dieser Lage findet er in den 
hohen Steuern und vornehmlich in den hohen, für das Land zu 
entrichtenden Leistungen: am grössten sind diese auf den gutsherr- 
lichen Ländereien, etwas geringer auf den Apanagegütern und den 
Gütern der sehr grossen Grundherren, die relativ geringsten Lei- 
stungen haben die Domainenbauern zu entrichten; in dieser Reihen- 
folge ist auch die Lage der Bauern weniger drückend. Sein 


') 1. e. pag. 162--165. Eine ähnliche Berechnung ist für Ssamara ange- 
Stellt 1. ec. pag. 240. 


?) l. ec. pag. 225, 241—243, 268 —269 u. a. a. St. 
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Hauptbeweismittel, auf welches er immer wieder zurückkommt, sind 
die Sterbliehkeitsziffern in den Gouvernements, in welchen viel 
Land im Privateigenthum ist, und in den, in welchen viele Do- 
mänen und Apanagegüter sich befinden: in ersteren findet er eine 
ungünstigere Bevölkerungsbewegung als in letzteren.') Dass diese 
Daten allein zu jener Schlussfolgerung nicht genügen, bedarf kaum 
der Erwähnung. Flerowski aber hält diesen Vergleich für einen weit 
bezeichnenderen (ropasao 6o15e smamenarteıbHoe), als den directen 
Vergleich der Lage der Bauern auf Privatgütern und auf Do- 


-mänen etec.!! 


Um den grossen Verpflichtungen gerecht zu werden, deducirt 
Flerowski, sucht der Bauer Nebenerwerb: das grosse Angebot von 
Arbeitskräften drückt den Preis der Arbeit immer tiefer herunter. 
Ja er erkühnt sich zu behaupten: „diese Steuern und Lasten sind in 
ganz Russland fast gleich, hierin liegt die Ursache der Gleichartig- 
keit (enunoöpasia) des Arbeitslohnes.*?) Weder ist der Arbeits- 
lohn überall gleich, noch besteht ein fester Zusammenhang zwischen 
der Höhe der Zahlungsverpflichtungen und dem Preise der Arbeit. 
Die von ihm vorgebrachten Daten über Löhne haben durchaus 
nicht den ihnen zugeschriebenen allgemeinen Werth, sie sind nur 
für Gegenden, in welchen specielle Verhältnisse vorliegen, gültig. 
So weit wir dieselben verfolgen können, lassen sie sich vielmehr 
zumeist darauf zurückführen, dass in verschiedenen Landstrichen 
die Bauern, durch Familientheilungen an die Scholle gebunden, in 
der Nähe nicht genügend Arbeit finden und daher gezwungen sind, ' 
sich jeden Preis gefallen zu lassen. Auf diese sehr beklagenswerthe 
Erscheinung, eine Folge der neueren Gestaltung des Gemeinde- 
besitzes, kommen wir an geeigneter Stelle zurück. 

In der Schilderung der Lage der Bauern in den verschiedenen 
Landstricben erklärt er deren verzweifelten Zustand je nachdem 
es seinem wirthschaftlich-politischen System passt. Der Bauer ist 
immer der schuldlos leidende, der Gutsherr uud der Capitalist die 
Schuldigen. Wo der Bauer wenig Land hat, dort ist dieser Um- 
stand die Erklärung: bei der Aufstellung des Grundbuches sind die 
Bauern vom Gutsherrn übervortheilt. Er klagt wiederholt, die 
Bauern haben wenig Land, und daneben befinde sich gutsherrliches 
unbebautes Land. Den so nahe liegenden Einwand, wesshalb der 


) 1. c. pag. 196. An einer anderen Stelle stellt er die Sterblichkeitsziffer 
der Grösse des Viehstandes gegenüber (pag- 258). 
2) 1. c. Pag. A 256, 269—270. 


— 286 — 


Gutsherr solches Land den Bauern nicht zur Bestellung übergiebt, 
namentlich im Hinblick auf den ausserordentlich niedrigen Arbeits- 
lohn, geht er nicht ein. Wo den Bauern viel Land zugemessen 
ist, dort beklagt er, dass es den Bauern an Saat fehlt: um sich vor 
der Hupgersnoth zu retten, müssen sie sich an der zukünftigen Saat 
vergreifen, dadurch vermindere sich das Ackerland.") An anderer 
Stelle hebt er hervor, der Bauer muss, um sich das zur Entrich- 
tung seiner Steuern und Abgaben erforderliche Geld zu beschaffen. 
so viel Arbeitsverpfliehtungen beim benachbarten Gutsherrn ete. 
übernehmen, dass er nicht rechtzeitig seine Feldarbeiten ausführen 
kann, wodurch seine Wirthschaft leidet.) Dass bei dem angegebe- 
nen geringen Arbeitslohn die geringste Beschränkung im Brannt- 
weinconsum auch nur in einem Jahre den Bauer über alle seine 
Calamitäten hinweghelfen würde, das fällt Flerowski nicht ein. Je 
nachdem wie es ihm passt, tragen die Gutsherren die Schuld, dass 
das Getreide hoch, wenn es sich um die Fabrikbevölkerung, oder 
niedrig im Preise steht, wenn es sich um den Verkauf von 
Getreide Seitens der Bauern handelt, ohne dass eine genü- 
gende Erklärung geboten wird. In den Gegenden, wo die 
Bauern wenig Land zugetheilt erhalten haben, ist dieser Umstand 
die Erklärung, dass sie wenig und schlecht genährtes Vieh haben. 
Wo sie über grosse Wiesen verfügen, dort sind die periodisch 
wiederkehrenden Seuchen an der Abnahme des Viehstandes schuld. ?) 
Wesshalb das Vieh auch in diesen Landstrichen sich schlecht ge- 
nährt zeigt, was Flerowski selbst hervorhebt, darauf bleibt er die 
Antwort schuldig. 

Wünscht Flerowski etwas seinem Herzen Naheliegendes zu 
vertheidigen , so vergisst er in seinem Eifer leicht alles Vorher- 
gesagte. Als energischer Anhänger des Gemeindrbesitzes schildert 
er u. A. in den besten Farben die gute Bestellung und den hohen 
Ertrag der Gärten und der Hanf-, Taback-, Arbusen- (Melonen-) 
felder ete.: eine Dessätine, mit Kohl, Zwiebel, Taback ete. bestellt 
bietet eine Einnahme bis zu 200—250 Rbl.?) Wo er jedoch mit 


1) l. e. pag. 172, 235 u. a. a. St. 

2) 1. c. pag. 234, '271. 

») 1. ce. pag. 208—9, dagegen pag. 242. Eigenthümlich ist auch der Satz: 
„Der Mangel eines anderen Gewerbes stellt den Ackerbauer in den landarmen 
(bevölkerungsdichten) Gegenden in die ungünstige Lage, dass er nur von Acker- 
bau leben und den Boden so erschöpfen muss (??), dass derselbe schliesslich 
nicht das Nothwendigste trägt.“ (pag. 241.) 

#) 1. ce. 477-479. 
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ziffermässiger Genauigkeit bis auf Kopeken die traurige ökonomi- 
‚sche Lage der Bauern berechnet, da vergisst er diese Einnahme- 
quelle in Berücksichtigung zu ziehen, er geht dabei vielmehr von 
der Voraustetzung aus, dass nur Getreide und hier und da Kar- 
toffeln gebaut werden. Freilich geben die statistischen Werke zumeist 
nur über diese Producte Aufschluss. Aber auch abgesehen von den 
 Gouvernements, die jene eine sorgfältige Cultur beanspruchenden 
 Garten- und andere Gewächse über den eigenen Bedarf pro- 
dueiren, werden, wie Flerowski selbst bemerkt, in allen Gouverne- 
ments zu eigener Ernährung derartige Producte gebaut, die auf 
geringerem Landareal hervorgebracht, einen weit groösseren Nah- 
rungswerth repräsentiren als Getreide. Kohl, Erbsen, Bohnen, 
Kartoffeln, Gurken, Zwiebeln ete. etc. bilden einen wichtigen Be- 
standtheil der Volksnahrung. 


Wo Flerowski die Vorzüge des Gemeindebesitzes auseinander- 
‚setzt, dort verherrlicht er die hohe Gerechtigkeit und Weisheit, 
mit welcher die Gemeinde über das Land verfügt, er beklagt leb- 
haft die Eingriffe der Administration in Angelegenheiten über das 
'Gemeindeland: ungerechte Theilungen treten nur dort zu Tage, wo 
solche Eingriffe stattfinden.?) Wo es aber dem Verfasser darauf 
ankommt, die Ursacheu der Verarmung der Bauern aufzufinden, 
(dort beklagt er sich darüber, dass die Wohlhabenderen auf der 
'Gemeindeversammlung die Aermeren zwingen, eine grössere Zahl 
von Seelenantheilen und demgemäss einen grösseren Steuerbetrag 
zu übernehmen, als bei gerechter Vertheilung diesen letzteren zu- 
fallen würde.?) 

Derartige Widersprüche und Leichtfertigskeiten im Aufstellen 
von Behauptungen und angeblich exacten Beweisen finden sich lei- 
‘der in nicht geringer Zahl. Ueberall dringt der leitende Hinter- 
'gedanke durch, den Bauer von jeder Schuld seiner schlimmen 
ökonomiscben Lage reinzuwaschen, und sie den Grundherren, den 
hohen Steuern und anderen äusseren Umständen aufzubürden. Und 
wo es selbst Flerowski nicht gelingt, einen gegen die Bauern er- 
hobenen Vorwurf in Abrede zu stellen, da findet er entschuldigende 
Erklärungsgründe, welche sonst kein Sterblicher erräth. Dass Ge- 
'meindeälteste den gehegten Hoffnungen nicht überall entsprechen, 
dass sie sich bestechen lassen und mit den Gemeindemitteln be- 


1, ]. ce. pag. 77—80, 482. 
3) 1. e. pag. 48. 
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reichern, gesteht er zu. Der gewöhnliche Menschenverstand hat 
die Erklärung darin gesucht, dass die Bauern auf geringer sittlicher 
Entwickelungsstufe stehen und dass dieser Uebelstand erst mit wei- 
terer Entwickelung und Läuterung der sittlichen Begriffe verschwin- 
den wird. Flerowski aber bewegt sich auf ganz anderen Bahnen. 
Er führt ein Beispiel an, dass ein alter Mann, der sich stets als 
ehrenfester und rechtlicher Mann gezeigt hatte, dieserhalb von der 
Gemeinde zum Aeltesten gewählt wurde, sich aber sogleich wie 
verwandelt erwies: er bedrückte die Bauern, liess sich bestechen 
etc. etc. Aus diesem Beispiel folgert er nun ohne Weiteres den 
allgemein gültigen Satz: „es ist klar, das das Uebel nicht aus 
der Persönlichkeit, sondern aus der Lage, in welcher der commu- 
nale Vorständ sich befindet, entspringt.* Diese Lage ergiebt sich 
aus dem — — Steuersystem!! Er deducirt folgender Massen: Die 
Obrigkeit verlangt, dass die Steuern rechtzeitig entrichtet w erden, 
die Gemeindemagazine gefüllt sind ete. Wird dieser Forderung 
die aus Armuth der Bauern nicht erfüllt werden kann, nicht Ge- 
nüge geleistet, so verfällt der Gemeindeälteste einer Strafe. „Nicht 
selten deckt dieser, um ihr zu entgehen, das Deficit aus eigenen 
Mitteln. Selbst ein ehrlicher Gemeindevorsteher ist nicht so ent- 
wickelt, um männlich solche Verluste zu tragen, er sucht sich aus 
den öffentlichen Mitteln zu entschädigen, und einmal diese Bahn 
betretend findet er keinen Halt mehr, er befördert jede Bedrückung 
der Armen durch die Reichen, er wird reich, giebt, wie es vor- 
gekommen ist, seiner Tochter eine Mitgift von mehreren tausend 
Rubeln, errichtet sich Fabriken (!!) etc.*') Dass der Bauer seine 
Frau prügelt, erklärt Flerowski ganz einfach daraus, dass die Prü- 
gelstrafe besteht! 

Die Leichtfertigkeit in der Behandlung der Thatsachen und in 
der Erklärung der Erscheinungen bringt es mit sich, dass nur der, 
welchem die bezüglichen Verhältnisse bekannt sind, und welcher 
die erforderliche Kritik zu üben vermag, Flerowski’s Werk mit Nutzen 
stndiren kann. Eine geistreiche Schreibweise und lebensfrische 
Schilderung machen einen bestechenden Eindruck auf den Leser. 

Ueber Flerowski’s Werk ein so hartes Urtheil, dessen Berech- 
tigung nicht allein aus dem Dargelesten, sondern noch aus einer 
Reihe anderer Behauptungen und Ausführungen sich ergiebt, zu 
fällen, glauben wir verpflichtet zu sein, da die grosse Anlage des 


1. e. pag. 79, 
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_ Werkes und die eingehende ‚Behandlung der bezüglichen Verhält- 
nisse, unterstützt durch persönliche Beobachtungen der ‚bäuer- 

lichen Verhältnisse in fast allen Landstrichen .des weiten 
Reichs, den Leser un so. eher für seine Auseinadersetzungen ein- 
nehmen können, als Flerowski unter dem vielen Spreu auch Gold- 
 körner bietet. Diese werden ‚wir an ‚anderer ‚Stelle zu ermitteln 
haben. 


aA N, 


Il. Der Gemeindebesitz auf dem landwirthschaftlichen 
Congress zu St. Petersburg im Jahre 1865. 


Der bäuerliche Gemeindebesitz ist mehrfach Gegenstand der 
»Berathung in öffentlichen Versammlungen gewesen, so in der Sitzung 
des politisch-ökonomischen Comite’s (bei der St. Petersburger Kais. 
"freien ökonomischen Gesellschaft) am 1. October 1865') und im 
_ folgenden Jahre in der Moskauer Kais. landwirthschaftlichen Ge- 
sellschaft. ?) 

Von ‘besonderem Interesse ist die eingehende Behandlung dieser 
’Frage auf dem landwirthschaftlichen Congress zu ‘St. 
Petersburg im Jahre 1865, der in Anlass des Säcularjuliläums der 
Kaiserlichen freien ökonomischen Gesellschaft zusammen ‚berufen 
 wurde.?) ‚Unter den ‚diesem Congress ‚vorliegenden 'Thematen be- 
‘fand sich auch folgendes: In wie weit ist der Gemeindebesitz mit 
- Fortschritten der landwirthschaftlichen Production vereinbar? (Ha 
 ERONBKO OÖLHHHOE BlaneHie COBMECTHO CB ycnbxamm CeIbCKO-X03AH- 
_ CTBEHHOH  NPON3BONUTEIBHOCTN ?) 
















‘In der Sitzung am ’4. November gelangte diese Frage zur 
_ Verhandlung. Berichterstatter war der uns bekannte von Buschen.*) 


af - 4), Der offieielle Bericht über diese Sitzung iu den Tpyası Unn. Boasnaro 
 SOROHONnYeckaro Obimecpra, 1866 Bd. I. pag. 312—328. 

42), A. .Acrayposs: O6% o61mmHHoMmG 3emaeBaanbHin NO NOBONy 6eckAB, BB 
Unun., MockoB. ‚oÖ1mecTB# , ceisckaro xosanersa ‚in den Tpyası Umn. Boss. Iron. 
O6m., 1866 Band IV, 522—538. 

3) CobAB CeIbcKUXB XO3AeBTL BB, C. Ilerepöyprs BB 1865, rony mo cıyuaro 
eronbrBaro wönzen Msn. Borsnaro Ixonom. Odw., Petersburg; 1866 (stenographi- 
scher Bericht). , Die. Verhandlung über den, Gemeindebesitz, auf S. 145 —,209. 
14), Buschen ‚knüpft seinen Bericht (pag., 145—-160) an ein der, freien ökono- 
“mischen Gesellschaft im ersten Jahre ihres. Bestehens zugegangenes, anonymes 
„(U .E. unterzeichnetes) Schreiben der Kaiserin Katharina, II. an. In ‚dieser 
höchst, interessanten. Zuschrift ‚der Philosophin, auf, dem, Throne, wird, der, Ge- 
‚sellschaft folgende Frage gestellt: ‚Viele kluge ‚Autoren behanpten, und. die, Er- 
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Er setzt eingehend den Einfluss des Gemeindebesitzes aus- 
einander in Bezug auf: 

a. Feldbau. 

b. Massnahmen zur Verbesserung des Feldbaues: Be- und Ent- 
wässerung, Düngung. | 

c. Massnahmen zur Verbesserung der Technik in der Produc- 
tion: Arten der Bestellnng, Wirthschaftssystem. 

d. Wiesenbau, Viehzucht und Milchwirthschaft. 

e. Forstwirthschaft. 

f. Gemüse- und Gartenbau, Production von Handelsgewächsen ete. 

g. Ländliche Gewerbe. 

In Betreff des Einflusses des Gemeindebesitzes aus den Feld- 
bau legt der Berichterstatter die Schäden der Zersplitterung des 
Grundbesitzes und der Gemenglage dar: Verlust an Zeit, Arbeit, 
Land (durch die Grenzen), an Korn (beim Passiren nachbarlichen 
Ackers wird die Saat eingetreten), Schwierigkeit der Bestellung. 
Wenn Solches auch beim freien persönlichen Grundbesitz. hier und 
da anzutreffen ist, so kann es beseitigt werden und ist vielfach 
schon beseitigt. Beim Gemeindebesitz aber liegen .Zersplitterung und 


fahrung bestätigt es, dass dort weder geschickte Gewerbe noch fest gegründeter 
Handel sich entwickelt, wo der Ackerbau darniederliegt oder sorglos geführt 
wird, dass die Landwirthschaft dort nicht aufblühen kann, wo der Landmann 
Nichts zum Eigenthum hat. Alles dieses beruht auf einem sehr einfachen Ge- 
setz: jeder Mensch trägt mehr Sorgfalt für sein Eigen, als für das, in Betreff 
dessen er fürchten kann, dass ein Anderer es ihm abnimmt. Von diesem Ge- 
setz als einem unbestreitbaren ausgehend, wünscht die Kaiserliche Schreiberin 
die Entscheidung der Frage, worin bestehen oder sollen — zur gedeihlichen 
Entfaltung des Ackerbaues — das Vermögen und das Erbrecht des Ackerbauers 
bestehen? Einige bestimmen, dass es in dem Landstück besteht, das dem Vater, 
dem Sohn und seinen Nachkommen gehört, mit all’ der erworbenen beweglichen 
und unbeweglichen Habe aller Art, andere hingegen übertragen vier bis acht 
Personen ein Landstück und machen den Aeltesten in dieser Genossenschaft 
zum Haupt, d. i. zum s. g. Wirthen; hieraus folgt, dass der Sohn nicht der 
Erbe des Vaters ist, also auch nichts Eigenes besitzt, indem nur das als Eigen 
bezeichnet wird, was der Genossenschaft, nicht einer einzelnen Person gehört. 
Und so befindet sich Schreiberin in grossem Zweifel und weiss nicht, ob sie 
sich auf den wirklichen oder speculativen Begriff des Wortes „Eigen“ (coöcrseu- 
Hoe) verlassen soll. Sie hält das für „eigen“, was weder mir noch meinenKin- 
dern ohne gesetzlichen Grund Jemand wegnehmen kann, und solches allein 


kann nach ihrem Dafürhalten den Menschen sorgsam machen; doch in dieser 


ihrer Ansicht ist sie nicht sicher und wünscht daher eine Entscheidung der 
Gesellschaft in dieser Frage. — Demnach gebührt der Kaiserin Katha- 
rina II. die Ehre, zuerst die Frage des russischen bäuerlichen 
Gemeindebesitzes angeregt zu haben. 
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Gemenglage im Princip. Ein bäuerlicher Landantheil von 10 und 
weniger Dessätinen besteht aus nicht weniger als 6—8, häufig aus 
80-40 Landstücken. Das der Umtheilung unterliegende Acker- 
‚und Wiesenland wird wie folgt getheilt: je nach der Entfernung 
vom Dorf wird das Land in nahe belegenes (n&crTa OoABOPOYHBIA), 
‚entfernter belegenes (mbcra 3anBopounsıa) und — häufig auch noch 
_ — in ganz abgelegenes Land (nicht selten 15—20 Werst vom 
Dorf) getheilt. Bei.Dreifelderwirthschaft wird jedes dieser Theile 
in drei Felder getheilt, jedes Feld sodann je nach der Beschaffen- 
_ heit des Bodens ein gutes, mittelmässiges und schlechtes. So be- 
steht das Land aus gegen 20 und noch mehr Stücken: ein jedes 
Stück wird endlich nach der Zahl der Gemeindeglieder zerlegt in 
ganz schmale Landstreifen‘ Ein jeder Bauerhof erhält nach 
dem Loos in jedem Felde, in jeder Kategorie etc. einen oder mehrere 
Ge nach der Grösse der Familie) solcher langer und schmaler 
_ Landstreifen. ') Der Wechsel im Bestande der Familie, in Folge 
dessen Abnahme solcher Landstreifen von der verringerten und 
 Zutheilung derselben an die vergrösserte Familie und Familien- 
_ theilungen vergrösseru noch die Gemenglage und Zersplitterung, 
bis eine folgende Umtheilung diese wiederum auf das möglich ge- 
ringste Mass zurückführt. Die hierin liegende Erschwerung 
des landwirthschaftlichen Betriebes rult unter den Bauern den 


_ Wunsch zum Austritt aus der Markgenossenschaft hervor. Es kaufen 
Bauern häufig Land (ausserhalb der Mark) zu und behandeln ihren 


Gemeindeantheil wie ein unsicheres Geschäft: sie verwenden keine 
Sorefalt auf seine Bestellung. Daher findet man eine gute 





) Auf diesen Uebelstand weist auch ein anderer Redner J. J. Kretowitsch 
hin: In den Gouvernements Kursk, Charkow, Poltawa (?), Orel, Tschernigow, 
die zu den bevölkertsten gehören, liegen die Dörfer nur an den Flüssen, 3-4 
‚Werst von einander entfernt.- Auf dem Zwischenraum zwischen den Eideken, 
heul. ‚Territorien von 50 Werst trifft man keine Ansiedelungen. So findet sich 
| _Gemeindeland, das 15-30 Werst vom Dorfe entfernt ist: solche entlegene 
Grundstücke, die in sehr schmale Streifen getheilt sind, können nicht gedüngt 
_ werden. Fast‘ nur die Gehöftländereien, die Hanf- ui Tabackfelder erhalten 
ins. Der Redner meint nun, dass beim individuellen Grundbesitz die 
* Bauern durch Kauf und Tausch ihren Landantheil arrondiren, event. aussiedeln 
_ würden; solche Beispiele finden sich im südlichen Theil des Gouv. Charkow 
Hund auch im Gouv. Kursk: im letzteren Gouv. haben sich Markgenossen aus 
_ dem Dorf auf das ihnen persönlich gehörende Land ausgesiedelt. Jener Uebel- 
stand hat sich mit der starken Zunahme der Bevölkerung ausgebildet: als 
? die Dörfer aus wenig Höfen bestanden, waren die Landantheile grösser 
(breiter) ete. 

R 19* 


— 192 — 


Wirthschaft nicht in der Gemeinde, sondern nur ausser- 
halb derselben: dort wo der Bauer freier Eigenthümer ist. 
Ein solcher Bauer wird reich, gewinnt Anhänglichkeit an ‘seinen 
Grundbesitz und den Ackerbau lieb. Wo’in Russland individueller 
Grundbesitz vorherrscht, wird die Landwirthschaft unstreitig besser 
betrieben, so in den kleinrussischen Gouvernements, bei den Odno- 
dworzen und in den grossrussischen G@ouvernements bei den Bauern, 
die persönlichen Grundbesitz haben. 


Was die Verbesserungen im Feldbau (Bewässerungen, 'Ent- 
wässerungen, Düngung) anbetrifft, so finden sie sich in Wirklich- 
keit ebenso nur wo persönlicher Grundbesitz besteht, und auf 
Corporationsgütern. die auf lange Zeit verpachtet sind. Die Erklä- 
rung liegt nahe: beim Gemeindebesitz wäre hierzu die Zustimmung 
der Gemeinde erforderlich, die schwieriger zu erlangen ist als die 
einer geringen Anzahl von Grundeigenthümern, die direct am Er- 
folg der Sache interessirt sind. Die Erfahrung lehrt, dass beim 
Mangel directen persönlichen Interesses, beim s. g. collegialen In- 
teresse die Ueberzeugung von dem Nutzen einer Sache sich weit 
schwächer zeigt und die erforderliche Energie in der Ausführung 
fehlt. Auch kann der Markgenosse — zur Beschaffung von Mitteln 
zur Vornahme von Verbesserungen — seinen Landantheil nicht 
verpfänden, auch kurzterminlichen Credit findet er nur schwer. 
Gemeindeglieder, die ihre Wirthschaft heben und erweitern wollen, 
erachten es für vortheilhafter, ausserhalb der Gemeindemark Land 
(Wiesen etc.) zu erwerben, als sich in gemeinsame Unternehmungen ein- 
zulassen, bei welchen ihre Mittel, wie selbst Anhänger des Gemeinde- 
besitzes zugestehen, ihnen nur geringen Vortheil gewähren. Die Zer- 
splitterung ist auch störend bei der Düngung. Zersplitterung und 
Umtheilungen erweisen sich als directe Feinde der Hebung des 
Feldbaues durch Düngung. Je arbeitsamer der Bauer, desto mehr 
leidet er unter dem Gemeindebesitz. Derselbe führt zum Stillstand 
in der Landwirthschaft. Solches zeigt sich ebenso in Gemeinden, 
die nicht unter Leibeigenschaft gestanden haben (es kann also die- 
ser jetzt beseitigten Institution nicht die ganze Schuld beigemessen 
werden). 


Auch die Einführung technischer Vervollkommnungen 
erschwert der Gemeindebesitz; während kleine individuelle Grund- 
besitzer Associationen bilden, um‘gemeinsam Maschinen ete. zu 
kaufen, findet sich Solches beim Gemeindebesitz nicht. Der Ueber- 
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_ gang zu einem anderen Wirthschaftssystem ist bei dieser Grund- 
 besitzform mit weit grösseren Schwierigkeiten verbunden. 


R 


' Wiesenbau und Viehzucht leiden gleichfalls unter. dem Gemeinde- 


_ besitz. Die Wiesen, die auch unter die Gemeindegenossen in 
_ natura getheilt werden (an vielen Orten wird die Ernte nach gemein* 


sam ausgeführtem Schnitt getheilt), werden nicht geschont, nichts zu 


_ ihrer Verbesserung gethan (kein Gras gesäet ete.). Die Weiden sind, 


was sich auch beim persönlichen Grundbesitz hänfig findet, gemein- 


sam. Immerhin ist auch in Betreff dieser eine freie Association 


besser als eine gezwungene. 
In Betreff der Waldwirthschaft zeigt sich beim Gemeinde- 


besitz volle Raubwirthschaft. Der Einzelne hat kein lebhaftes 


_ Interesse, den Wald zu schonen. Willkürlich werden die Bäume 


gefällt, der junge Anwuchs wird durch das weidende Vieh zer- 


treten -etc. 


Gemüse- und Gartenbau (Handelsgewächse aller Art) ge- 
dejhen nur auf; den Landstücken, die in bleibender persönlicher 
Nutzung sich befinden. 


Die ländlichen Gewerbe endlich leiden nicht direet unter 
dem Gemeindebesitz. 


Demnach erweist sich der Gemeindebesitz im gesammten land- 
wirthschaftlichen Betrieb als Stillstand und als Beschränkung 
jeder Initiative zu Meliorafionen, Vervollkommnungen etc. Die Mark- 
gemeinde raubt der landwirthschaftlichen Arbeit die erforderliche 
Freiheit, lässt keine freie Wahl in der Bestellung des Bodens zu 
nimmt dem Bauer den wesentlichen Stimulus zur Arbeit und Spar 
samkeit, die persönliche Freiheit (für sich und seine Familie) 
tödtet das Prineip der freien Assoeiation,, indem sie ihm eine Ge 
nossenschaft mit Personen aufzwängt, denen die Idee von Fort- 
schritten etc. fremd ist, beraubt ihn des Credits und stellt ihn 
in Allem unter die Routine und den Stillstand. Ein solcher Still- 
stand führt aber zum moralischen Stillstand. 


Gegen die Ansicht, dass der Gemeindebesitz zu einer gerech- 
teren Vertheilung des Wohlstandes führt, hebt der Berichterstatter 
hervor, dass es allbekannt ist, wie ungern neuen Gemeindegenossen 


!) Diesen Gedanken spricht auch ein anderer Redner auf dem Congress, W,.D 
Wr 


Skarätin, aus: Wo man auf Reisen einen gut erhaltenen Wald sieht, befindet er 


sich im Privateigenthum, wo schlechter Wald, dort gehört er dem Staat oder 
einer Gemeinde. Ebenso verhält es sich mit den Wiesen. Von Bauern selbst 
hat er den Ausspruch gehört: nY yipcxoi 3emau abrB ponuu,“ 
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Land zugetheilt wird; der auf den Einzelnen entfallende Theil wird 
immer kleiner, endlich werden Alle Proletarier sein. Der Ge- 
meindebesitz wirkt nur in soweit gegen das Proletariat, als er 
das allgemeine Nüveau so herabdrückt, wie es noch tie- 
fer nur schwer herabgedrückt werden kann. Dass der 
Gemeindebesitz so lange sich in Russland erhalten hat, ist kein Grund 
für seine weitere Beibehaltung. Er erhielt sich durch die niedere 
Culturstufe und die Leibeigenschaft. Das Volk liebt nicht den Ge- 
meindebesitz, wofür der Umstand spricht, dass keine neuen Mark- 
gemeinden sich bilden. Ob ein Streben zum Austritt im Volk vor- 
handen, lässt sich schwer nachweisen, da der Austritt"gesetzlich 
fast verboten ist. 


Doch trotz alle dem spricht sich die Vorberathungscommission 
nicht für die directe Aufhebung des Gemeindebesitzes aus. Im öko- 
nomischen Leben werden alle zwangsweisen Massnahmen, die sich 
nicht von selbst machen kraft innerer Forderung, als schädlich an- 
erkannt, und die ökonomische Wissenschaft fordert nur die Be- 
seitigung der gesetzlichen Bestimmungen, welche die freie Bewegung 
der Arbeit hindert, die Erleichterung des Austritts aus der 
Markgenossenschaft. Diese kann jetzt nur bei einer Majorität 
von ?/, sich auflösen und das Land theilen; dem Einzelnen ist nur 
dann die Ausscheidung gestattet, wenn er die gesammte auf ihn 
entfallende Loskaufsumme entrichtet, eine Zahlung, die sonst noch auf 
s0—40 Jahre gestundet wird. Im Interesse der persönlichen Frei- 
heit wäre eine Erleichterung dieser Bestimmungen wünschenswerth, 
die Viele zwangsweise in der Markgenossenschaft zurückhalten und 
die Entwickelung des persönlichen Eigenthums und der vollständig 
selbständigen Wirthschaft hindern. ') 

Gegen den Antrag der Vorbereitungscommission tritt zuerst 
W. A. Panajew?), Anhänger des Gemeindebesitzes, auf. Der Ge- 
meindebesitz schliesst die Vortheile des Grossgrundbesitzes und des 
Kleingrundbesitzes in sich, ohne die Nachtheile beider Grundbesitz- 
formen aufzuweisen. Die Nachtheile des zersplitterten Kleinbesitzes 
bestehen darin, dass er nicht alle Bedingungen des Wirthschafts- 
betriebes vereinigt, "durch die nahe Nachbarschaft fremden Landes 
in seinen Operationen beengt wird, so z. B. in der Ablassung von 


') Vergl. auch die Rede von Buschen’s in der Sitzung des politisch-ökono- 
mischen Comit@’s vom 1. October 1865 in den Tpyası Unnep B. 3. 06m. 1866. 
Band ], pag. 321—323. 


2?) „OpbagB CeIbBCKUXB xo3aeBb BB C llerepöypr& ete,“ pag. 162—175. 
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Wasser; die Nachtheile des Grossgrundbesitzes zeigen sich darin, 


_ dass er die Anmiethung von Arbeitskräften bedingt, die ohne per- 
 sönliches Interesse an der Arbeit dieselbe nicht sorgfältig ausführen, 
_ faul sind ete. Der Gemeindebesitz hat die Vortheile des Gross- 
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grundbesitzes ohne die Nachtheile desselben. Russland ist in dieser 
Beziehung in einer weit günstigeren Lage als England mit seinem 
fast ausschliesslichen Grossgrundbesitz und als Frankreich mit seinem 


so verbreiteten Kleinbesitz: in Russland besteht Gemeindebesitz und 


individueller Grundbesitz. Das Nebeneinanderbestehen beider Grund- 


_ besitzformen ist ganz besonders günstig: der individuelle Grund- 
besitz hat nämlich vor dem Gemeindebesitz den Vortheil, dass er, 


mit Kapital und Iutelligenz verbunden, in Betreff von Verbesserungen 
im Wirthschaftbetrieb dem Gemeindebesitz voraus ist, letzterer hat 
wol den Vorzug einer grossen Einheit, doch den Nachtheil, dass, 


_ da zu Aenderungen und Verbesserungen die Zustimmung vieler 


Personen erforderlich ist, sie nicht schnell durchgeführt werden. 
Findet die Gemeinde aber solche Vorbilder beim individuellen 
Grundbesitz, so wird sie diese nachahmen. Die Behauptung, dass man 
in einer Gemeinde nicht zum Beschluss kommen könne, wird durch 
die communale Thätigkeit in den Städten widerlegt, die z. B. die 
Einführung der Strassenbeleuchtung beschliesst. Es läuft in jener 
Behauptung wieder die Verwechselung der administrativen Ge- 
meinde mit der grundbesitzenden Gemeinde unter: letztere hat es 
nur mit der Umtheilung des Landes zu thun, alles Andere tangirt 


sie nicht. Bei Einführung von Verbesserungen hat man es nur 


mit der administrativen Gemeinde zu thun: kommen Verbesserungen 
nicht zu Stande, so kann man nicht auf den Gemeindebesitz her- 
fallen, sondern nur den Mangel an Bildung unter den Bauern be- 
klagen. | 

Andererseits kann Panajew sich nicht mit der Ansicht befreun- 
den, dass die Lösung der ökonomischen Frage, die fast alle Völker 


| ‚Europas bewegt, in der gemeinsamen (Associations-) Wirthschaft 


liegt, dass also alles Land gemeinsam bearbeitet und erst die Ernte 
unter alle gleich vertheilt wird — dieses ist wahrer Communismus. 
Das der gemeinsamen Wirthschaft zu Grunde liegende Princip ist 


nur dann anwendbar, wenn für die Production nur materielles 


Kapital (z. B. wie bei Actiengesellschalten) erforderlich ist, nicht aber 





wenn geistiges und physisches von wesentlicher Bedeutung sind 
— ‚dieses widerspricht der Natur: da die geistigen und physischen 


Kräfte verschieden sind, muss auch der Lohn ein verschiedener sein. 


(So finden auch in Artelen proportionale Theilungen statt.) 
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Was die dem Gemeindebesitz vorgehaltenen speciellen Gründe 
anbetrifft, so bemerkt er in Betreff der Düngung, dass dort, wo 
Düngung erforderlich ist — d. i. im westlichen und' nördlichen 
Grossrussland — auch wirklich gedüngt wird und stellt die Frage, 
wo denn der Dünger von dem bäuerlichen Vieh, das zahlreicher 
ist als auf den gutsherrlichen Landgütern, bleibt, falls er nicht zur 
Düngung verwandt wird? Den Einwand, dass die Wiesen nicht 
gereinigt und gepflegt werden, weisst er mit der Behauptung zu- 
rück, dass mit Ausschluss der Steppengegenden überall die Wiesen 
eine specielle Behandlung erfordern. Wenn diese nicht erfolgt, 
womit würde denn das Vieh gefüttert werden? Es ist ein Factum, 
dass Millionen Stück Vieh nur durch Pflege der Wiesen erhalten 
werden. 


Gemeinsame Unternehmungen von Seiten der Gemeinde sind keine 

Seltenheit: so werden Moräste nutzbar gemacht: im Kreise Klin 
(Gouv. Moskau) z. B. befinden sich längs der Chaussee entwässerte 
Moräste, welche Arbeit durch eigene Initiative der Bauern aus- 
geführt ist; im Kreise Bachmut (Gouv. Jekaterinoslaw) haben die 
Bauern auf drei Werst Wasser hergeleitet — nach allgemeinem 
Beschluss der Gemeinde mit gemeinsamen Mitteln. Alles hängt 
hierbei von der gemeinsamen Kraft, von den gemeinsamen Mitteln 
ab; sind diese vorhanden, wird das Bedürfniss empfunden, so er- 
folgt auch Alles was nöthig. 


Was Aenderungen im Wirthschaftsbetrieb anbetrifft, so kann 
freilich der Einzelne allein beim Gemeindebesitz nicht Mehr- 
felderwirthschaft einführen. Ist diese aber für den Einen von Vor- 
theil, so ist sie es auch für die Anderen. Dass die Gutsbesitzer 
auf ihren grossen Gütern Mehrfelderwirthschaft nicht eingeführt 
haben, scheint die Annahme zu berechtigen, dass auch sie dieselbe 
nicht für vortheilhaft halten. — Wenn einzelne Grundbesitzer zu- 
sammen eine Maschine kaufen, so ist Solches doch von Genossen 
einer Mark weit eher zu erwarten. So haben auch bereits in einem 
grossen Theile Russlands Gemeinden gemeinsam ausländische Pflüge, 
wo solche erforderlich waren, gekauft: sie spannen 2, 3, 4 Bullen 
vor. Ein anderes Beispiel sind die gemeinsamen Tennen, die dort 
bestehen, wo der Bau einer solchen für den Einzelnen zu theuer 
zu stehen kommen würde. 


Was endlich die Umtheilung des Ackerlandes anbetrifft, so er- 
klärt Panajew, dass hierin gerade das Wesen des Gemeindebesitzes 
besteht. Dass die Umtheilungen ohne Schwierigkeit erfolgen, keine 


” 
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Klagen und Processe: hervorrufen, mit Leichtigkeit, häufig u einem 
Tage abgemacht werden; spricht dafür, dass die für den Einzelnen 
hiermit etwa verbundenen Opfer verschwindend klein sind. Der 
Umstand, dass der Landantheil nach neun bis zehn Jahren einem 
"Anderen zufällt, wird den Bauer nicht abhalten, ‘den mög- 
liebst grössten Nutzen aus dem Dünger zu ziehen. Sollte 
endlich der Umstand, dass der Einzelne 2 bis 3 Mass Getreide 
vielleicht mehr erzielt, ihn dazu veranlassen, den Gemeindebesitz 
zu opfern, der so: viele wichtige Vorzüge sewährt? Der Gemeinde- 
besitz ist keine Veranlassung, nicht mit voller Energie zu arbeiten, 
und daher sind die Umtheilungen von dem ökonomischen Stand- 
punkt betrachtet, ohne Nachtheile, doch es kann hierbei die eine 
oder die andere Person leiden — um den Betrag von 2—3 Mass 
Getreide. Demnach widerspricht der Gemeindebesitz nicht dem 
ökonomischen Prineip, sondern entspricht demselben im Gegentheil 
vollständig und ist die vollkommenste Form. Schon der Umstand, 
dass die Entrichtung der Lasten, die gegenwärtig in Russland auf 
dem Bauerstande ruhen, möglich ist, spricht für den Gemeindebesitz. 
Dieses beweisst, dass in diesem Princip eine tiefe ökonomische 
Wahrheit liegt. Wenn alles Land den Gutsherren gehören würde 
und die Bauern landlos wären, könnten wohl erstere alle die Steu- 
ern zahlen? 


Ueber den Rahmen der gestellten Frage hinaustretend, betont 
Panajew, dass ausser dem ökonomischen Grunde noch andere Mo- 
mente die Beibehaltung des Gemeindebesitzes verlangen, so die 
Vertheilung des Volkseinkommens, das Verhältniss der Arbeit zum 
Capital, das Volks- und Familienleben, die Sittlichkeit, die Berück- 
sichtigung seines administrativen und politischen Vorzugs und des 
Volkscharakters. Das russische Volk hat in seiner socialen Orga- 
nisation das Recht des Menschen auf Land anerkannt, das nicht aus 
einem Gesetz stammt, keine reglementirte Institution ist, vielmehr 
ist es im Volke entstanden, ein Recht, das fast nirgends in der 
Welt anerkannt ist. 

Im Hinblick auf die Wichtigkeit der Frage und in Berücksich- 
tigung dessen, dass, da auf dem Congress nur Vertreter des Capi- 
tals sind, ein den Gemeindebesitz verurtheilender Beschluss leicht 
den Anschein eines Angriffs des Kapitals gegen die Arbeit anneh- 
men kann, und endlich, dass nicht die erforderlichen Daten zur 
Entscheidung der Frage vorliegen, stellt Panajew den Antrag: „da 
nicht genügende Daten vorliegen und die Frage nicht von allen 
Seiten (sondern nur von der ökonomischen) behandelt ist, da das 
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Prineip des Gemeindebesitzes durch Jahrhunderte in einem Volk 
von 40 Millionen sich durchgearbeitet hat und daher praktische, 
ökonomische und moralische Momente in sich schliesst, die Ver- 
urtheilung oder Gutheissung dieses Prineips vornehmlich nur von 
denen auszugehen hat, die im Gemeindebesitz leben, — so möge 
der Congress die Frage zu einer offenen erklären und die ökono- 
mische Gesellschaft sowie alle sich hierfür interessirenden und ihr 
Vaterland liebenden Landwirthe bitten, alle auf die gestellte Frage 
sich beziehenden factischen Daten zu sammeln und zu veröffent- 
lichen.) , 


Ausser Panajew tritt noch J. J. Kudrinski in ausführlicher 
Weise für den Gemeindebesitz ein. Neue Gesichtspunkte bietet die 
Rede nicht. Auch er betont, die Gemeinde habe ja die volle 
Macht durch Beschluss Alles zu machen, was sie nur will, wenn 
Verbesserungen etc. einzuführen sind. Wenn sie es für vortheil- 
haft hält, so kann sie die Umtheilungsfristen verlängern, oder 
auch eine gemeinsame Wirthschaft führen; sie kann die Um- 
theilungen vollsändig unterlassen, um Zersplitterung und Gemeng- 
lage zu vermeiden ete. Auch betont er, dass beim Gemeindebesitz 
sich leichter als beim Einzelbesitz eine Association zum Ankauf 
von Maschinen, Bau-von Tennen, zur Trockenlegung eines Sumpfes 
etc. bilden könne. Schliesslich hebt er hervor, dass die Bauern 
sehr wohl den Werth einer reichlichen Düngung erkennen und 
ihr Land düngen, soviel sie sich nur Düngmittel verschaffen können. 


Von den Congressgliedern, die gegen den Gemeimdebesitz 
sich aussprechen, verdient noch besondere Beachtung die Rede 
W.D. Skarätin’s. Zur Führung einer Wirthschaft gehören nicht 
allein Inventar aller Art und Arbeitskräfte, die bei den — in 
Folge stetig zunehmender Theilungen entstehenden — kleinen 
Familien nur in geringem Masse vorhanden sind, sondern auch 
moralische und geistige Kräfte: Kenntniss, Dispositionsfähigkeit, 
Arbeitsamkeit, Nüchternheit und Sparsamkeit. Die Unfähigkeit 
zur Führung einer selbsändigen Wirthschaft rief zur Zeit der Leib- 


') Panajew betheiligte sich an dieser Streitfrage auch in den funfziger Jahren 
(siehe oben $. 124). Auch in der erwähnten Sitzung des politisch-ökonomischen 
Comite’s legt er seinen Standpunkt dar; Tpyası Umn. B. Iron. Oöm. 1866 Bd. I, 
pag. 312—319, 320-321. Im Separatabdruck sind Panajew’s zwei Reden er- 
schienen unter dem Titel: „Oöumnnoe 3emfesranbnie BB Poceinm, ash p&un,“ 
St. Petersburg 1866 (mir nicht vorliegend). 
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_ eigenschaft nicht die ganz natürlich “sich ergebenden schlimmen 
Folgen hervor, da sie im grössten Theil der Fälle durch die Macht 
_ und das Kapital des Gutsherrn beseitigt wurden. Der Gutsherr 
lies Familientheilungen nicht zu, wenn sie die Wirthschaft schä- 
digten. Der Gutsherr zwaug die Bauern zur rechtzeitigen Bearbei- 
- tung des Bodens, unterstützte sie auch im Falle der Noth. 


| War Einer unfähig zur Führung der Wirthschaft, so wurde 
sie ihm abgenommen: ein solcher Wirth wurde mit seiner Familie 
_ unter die Controlle eines Anderen, befähigteren gestellt. Auf diese 
_ Art wurden die zur selbständigen Bewirthtschaftung Unbefähigten 
von derselben ferngehalten: sie wurden unter Aufsicht und Lei- 
tung eine Arbeitskraft, über welche verständig und berechnend ver- 
fügt wurde. Hierbei gewannen Alle, schliesslich auch der degradirte 


_ Wirth, der jetzt sich wirthschaftlich besser stand. Durch das Ge- 
setz vom 19. Februar wurde diese Ordnung der Dinge beseitigt; 


die Vormundschaft der Gemeinde ist fast = 0. 


Jetzt erhält ein Jeder Land, es findet sich auch demnach 
jetzt weit häufiger eine selbständige Wirthschaft in Händen hierzu 
ungeeigneter Personen. Die schlimmen Wirkungen werden noch 
_ dadurch vermehrt, dass die Familien sich jetzt früh abtheilen, 
was wirthschaftlich von grossem Nachtheil. Die Macht des Guts- 
herrn im Bezug auf die Wirthschaft und des Hauswirthen repräsen- 
tirte eine productive Kraft, sie war ein starker Ansporn. Jetzt 
ist ein neuer Ansporn nöthig, er kann nur entstehen aus der vollen 
Einführung des Eigenthumsrechts, aus der vollen Anerkennung der 
Freiheit der Person, er kann nur sein die Energie des Grundeigen- 
thümers, das Gefühl des Eigenthümers, der Instinkt des Eigen- 
thümers. Der Gemeindebesitz erstickt, tödtet diesen Ansporn. Ent- 
weder Leibeigenschaft oder alle Consequenzen der Freiheit, d.h. 
Selbständigkeit für die fähigen, arbeitsamen, sparsamen, nüchternen 
Personen, die über die zur Führung einer selbständigen Wirthschaft 
nothwendigen Mittel verfügen, und Unterordnung, Abhängigkeit, 
Landlosigkeit für die Unfähigen, Faulen, Unwissenden. 


Der Congress enthielt sich einer Beschlussfassung und 
setzte diese Frage auf die Tagesordnung eines folgenden Congresses. 


y 


Il. Der Gemeindebesitz und die Gdowsche 
Kreislandschaft. 


Die Landschaftversammlung des Kreises Gdow (Gouvernement 
St. Petersburg) ist die erste unter den Landschaftversammlungen 
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des Reichs, die eine Untersuchung der Lage der bäuerlichen Ver- 
hältnisse in Anregung gebracht hat. Sie beauftragte ihren. Aus- 
schuss, das Kreislandschaftamt, mit der Untersuchung der Ursachen. 
des Verfalls der Landwirthschaft und der Angabe. von Mitteln zur, 
Beseitigung dieser Ursachen. Am 20. Mai 1869 fasste das Kreis- 
landschaftsamt die betreffenden Beschlüsse und. stellte sie, dem, 
Petersburger Gouvernementlandschaftamt zu. !) 

Als Ursachen des Verfalls der bäuerlichen Landwirthschaft be- 
zeichnet das Gdow’sche Kreislandschaftamt folgende Momente: 

1) die seit dem Jahre 1861 zunehmenden Familienthei- 
lungen in den bäuerlichen Gemeinden, die hervorgerufen 
werden entweder durch den Wunsch, durch Verminderung der 
Zahl der Arbeiter in der Familie der Ableistung der Rekruten- 
pflicht zu entgehen, oder auch durch Familienstreitigkeiten; 

2) der gestiegene Consum starker Getränke, der vornehmlich 
dem in den Dörfern zunehmenden Verkauf von Branntwein ohne 
Lösung des Patents zuzuschreiben ist; 

3) die geringe Moralität in der bäuerlichen Bevölkerung, die die 
Grundlage des materiellen Wohlstandes bildet; 

4) der Uebelstand, der aus dem bäuerlichen Gemeindebesitz 
entsteht; 

5) die solidarische Haft der ländlichen Gemeinden, die den 
ordnungsmässigen Zahler zwingt, mit seinem Vermögen für den 
säumigen Zahler zu verantworten, gewährt den fahrlässigen und 
faulenzenden Gliedern der Gemeinde volle Freiheit, sich in Betreff 
der auf ihnen ruhenden Lasten keine Sorge zu machen; 

6) die Getreidemagazine entsprechen bei der bestehenden Art 
ihrer Verwaltung und ihrer Ergänzung mit frischem Getreide durch- 
aus nicht ihrem Zweck; 


') Vergl. Ilpnunusı ynayka ceıscraro xosaüersa, Bsinyckp nepBblä: Saunera 
Inogckoä yb3aHoä ynpassı 1870, Beinycr& BTopoä: O6mmnHoe NONBSOBAHie 3EeM- 
el, KpyroBaat nopyka m macnoprnaa cencrema. 1871, Leipzig. Die erste der 
Gdowschen Kreislandschaft gewidmete Lieferung dieses anonym erschienenen 
Werkes bietet im Auszug die Beschlüsse des Gdow’schen Kreislandschaftamtes, 
sowie eine kritische Beleuchtung der von ihm gestellten Vorschläge, die zweite 
Lieferung ein selbständiges Project des Verfassers zur gesetzlichen Organisation 
des Gemeindebesitzes ete., auf welches wir an anderer Stelle zurückzukommen 
haben. — Ueber die betreffenden Beschlüsse der Petersburger Gouvernements- 
landschaftversammlung siehe Bsteruns Eeponsr, 1871 Bd. II, pag. 373—385, 
Mosıagp Bsrcoyaiiume yupemnennoi Kommuein gun nscaıbaoBaniA HbIHBIUHATO NOAO- 
MeHist CeIBCKAarO XO3HÄCTBA M CEeAbCKRONA UPONSBOAUTEILHOCTH BB Poccin, Band IV 
enthaltend den stenographischen Bericht, Antwort Nr. 1524. 
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7) ‘die Schwierigkeit für die Bauern, 'erforderlichen falls sich 
die Mittel für dringende Bedürfnisse der Einrichtung und Instand- 
_ "haltung des Wirthschaftsbetriebes zu beschaffen; 


8) die den ländlichen Bewohnern nicht genügende Organisation 
der Gebietsgerichte. 
Von diesen acht Punkten haben“ es Punkt 1 (Familientheilungen) 
Punkt 4 (Gemeindebesitz) und in gewisser Beziehung auch Punkt 5 
(die solidarische Haft der Gemeinden) und Punkt 7 (Mangel an 
Credit) mit dem Gemeindebesitz zu thun. Zur Hebung dieser mit 
der bäuerlichen Grundbesitzform zusammenhängenden schädigenden 
Ursachen bringt Yas Kreislandschaftamt folgende Anträge vor 
(die übrigen Vorschläge übergehen wir, da sie nicht direct 
mit dem Gemeindebesitz zusammenhängen, und wir nach- 
her auf diese Frage zurückkommen). In Betreff der 
'Familientheilungen wird neben einer Reform der Recrutirung, die 
‘mit Einführung der allgemeinen Wehrpflicht gegenstandlos ge- 
worden ist, eine Reorganisation der Gebietsgerichte projektirt, 
‘auf dass den Bauern die Möglichkeit geschafft werde, in den Fällen 
‘von Familienstreitigkeiten nicht zu dem einzigen jetzt bestehenden 
Mittel, zu Theilungen der Familie, ihre Zuflucht zu nehmen. 
In Betreff des Gemeindebesitzes selbst wird dargelegt, wie 
„beim Fortbestehen dieser Art des Grundbesitzes die allergeringste 
Berbesserung des bäuerlichen landwirthschaftlichen Betriebes un- 
denkbar ist.“ Das Kreisamt kommt demnach zu dem Schluss, 
„es sei zur Verbesserung des bäuerlichen Wtirhschaft wünschens- 
werth, dass inder möglichst kürzesten Zeit der Uebergang 
rom Gemeindebesitz zum hofweisen (noaBopnHoe) erfolge: 
Zur Erreichung dieses Zieles bringt das Amt in Vorschlag: 





1) jedem einzelnen Hauswirthen wird das Recht zugesprochen, 
vonder Gemeinde die Ausscheidung des ihm zukommienden Landantheils 
(urd namentlich Ackerland und Wiese) zum gesonderten hofweisen 
Besitz (BB monBopAEIe yyacrkn) zu verlangen, zur Naturalausscheiduug 
von Weideland und anderen gemeinsamen Nutzungen jedoch ist 
"die Genehmigung der Gemeinde erforderlich; 

»2) der’ Gemeinde wird die Zeit eines Jahres als äussersten Ter- 
"min 'zur Normirung der Grenzen‘ des auszutheilenden Landantheils, 
zur Schätzung desselben und zur Festsetzung des „Obrok“ nach 
"gemeinsamer Uebereinkunft mit dem Hauswirthen zugestanden; 
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3) falls eine 'gutwillige Vereinbarung nicht zu Stande kommt, 
so ‘kann der resp. Hauswirth sich an den Friedensrichter ‘wenden, 
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gegen dessen richterlichen Spruch beiden Theilen Appelation an 
die Friedensrichterversammlung gestattet wird; 

4) dem Hauswirthen steht das Recht zu, auf seinem Huf- 
antheil (na moABOPHOMB yyacrkb) Gebäude aufzuführen; 

5) hierbei (d. h. zur Aussiedelung aus dem Dorf) wird 
ihm als Unterstützung ein zinsenfreies Darlehen gewährt, jedoch 
nur in dem Fall, wenn die Gebäude von den Grenzen seines Hof- 
antheils in einer nicht geringeren Entfernung als 25 Faden aufge- 
führt werden. 

Die Beschlüsse des Kreisamtes laufen demnach auf die Auf- 
hebung des Gemeindebesitzes hinaus, die,jedoch nicht zwangs- 
weise erfolgen soll, sondern auf dem Wege, dass statt der bisher 
bestehenden gesetzlichen Beschränkungen zum Austritt aus dem 
Gemeindebesitz einem jeden Inhaber eines Landantheils das Aus- 
scheiden aus dem markgenossenschaftlichen Verband (in Betreff des 
Ackerlandes und der Wiesen) ohne irgend welche Beschränkung 
gestattet wird. Gleichzeitig bemüht sich das Kreisamt, die Aus- 
siedelung aus den Dörfern, und zwar durch Ertheilung unverzins- 
licher Vorschüsse, zu erleichtern. Sodann wird die Aufhebung 
der solidarischen Haft verlangt. Es wird ausgesprochen, dass 
diese Haft gegenwärtig die zahlungsfähigen und arbeitsamen Bauern 
veranlasst, ihr bewegliches Eigenthum nach Möglichkeit in Geld 
umzusetzen, damit dasselbe nicht für die Rückstände der übrigen 
unter den Hammer komme. Zur Beseitigung dieses Uebelstandes 
kann nur ihre Abschaffung führen. Diese Massregel würde ein 
schnelles Aufblühen eines bedeutenden Theiles der Bauerwirthschaften 
zur Folge haben: jetzt unbebaut liegende Landstücke würden von 
arbeitsamen Bauern übernommen, der Viehstand würde nicht ver- 
ringert, wie zur Zeit, sondern erhalten und vergrössert werden. 

Das Petersburger Gouvernementslandschaftamt brachte den An- 
trag des @dow’schen Kreislandschaftamts an die Landschaftversamm- 
lungen der übrigen Kreise des Gouvernements zur Berathung. 

Die St. Petersburger Kreislandschaft erklärte „dass sie den 
Gemeindebesitz für sehr schädlich erachtet, seine Abschaffung aber 
ohne zwingende Massregeln bewerkstelligt sehen möchte (sie hält 
für genügend, die bisher verlangte °/, Majorität in die einfache um- 
zuwandeln); die Aufhebung der solidarischen Haft hält sie für 
unbedingt nothwendig.* 


Die Schlüsselburgsche Kreislandschaft sprach sich entschieden 
gegen den Gemeindebesitz aus. Sie sagt unter Anderem, der 
Umstand, dass der fleissige Bauer für den faulen zahlen muss, 
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drücke die Arbeitslust und die Energie der ersteren nieder und 


_ paralysire die im Emaneipationsgesetze geschenkte Freiheit. 


(Die Kreislandschaft von Zarskoje Sselo erklärte, dass sie sich 
nicht für berechtigt erachte, über diese Frage als einen einzelnen 
Stand betreffend zu berathen.) 

Auf der Gouvernementslandschaftversammlung im Jahre 1870, 
und zwar am 10. December, lag diese Frage zur Berathung vor. ') 
An der Discussion betheiligten sich auch mehrere Anhänger des 
Gemeindebesitzes. Bei so kleinen Landantheilen, wie sie den Bau- 
ern zugetheilt seien, sei keine bessere Grundbesitzart möglich. Sie 
schütze den Bauer vor dem Proletariat, mit Abschaffung des Ge- 
meindebesitzes würde nämlich der Grundbesitz sich bald in den 


Händen Weniger concentriren. Die Bauern wünschen seine Bei- 


behaltung. Ein Redner (Baron Frederiks) bemerkt, dass beim 
Gemeindebesitz im vollen Sinne des Wortes der Boden von allen 
Gemeindegliedern gemeinsam bebaut werden könne und dann der 
Nachtheil beseitigt werde, der durch die periodische Theilung des 
Landes entsteht. Von Seiten der Gegner des Gemeindebesitzes 
werden Beispiele aus dem praktischen Leben angeführt, welchen 


 zerstörenden Einfluss die übliche Grundbesitzform und die solidari- 


sche Haft auf die Bauern üben; auch wird hervorgehoben, dass 
unter den Bauern die Erkenntniss der aus jener Institution ent- 
springenden Schäden zunehme. So haben sich auch die bäuerlichen 
Vertreter auf der Gdow’schen wie auf der Petersburger Kreisland- 
schaftversammlung gegen den Gemeindebesitz ausgesprochen. 

Die Versammlung sprach sich für die Anträge des Gdow’schen 
Kreislandschaftamtes aus und stellte diese Beschlüsse der Staats- 
regierung vor. 


1) Berichte über diese Sitzung brachten die Petersburger Tagesblätter, siehe 
z. B. „Nordische Presse“ Nr. 275 vom 22. Dee. (3. Januar) 1870. 
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Schlusswort. 


Die beiden Parteien — für und gegen den Gemeindebesitz — 
hielten ihre ‘Positionen aufrecht. Wie weit sich auch die Einsicht 
verbreitete, dass mit der Aufhebung der Leibeigenschaft nicht der 
sehofite Aufschwung in der Lage der bäuerliehen Verhältnisse ein- 
trat, ja hier und da ein Rückschritt sich kundthat, in den Ursachen 
und in dem Mass ihrer Wirkungen gingen die Ansichten ausein- 
ander. Die wenigen vorgebrachten und zum grossen Theil nicht 
genügend geklärten positiven Thatsachen boten kein genügendes 
Material zur Entscheidung der vielfachen und verzweigten Fragen. 

Es gebührt dem Minister der Reichsdomänen P. Walujew, 
einem der bedeutendsten Staatsmänner der neuen Aera, das Verdienst 
die Initiative zur Klärung der Sachlage ergriffen zu haben. Auf seinen 
Antrag vom 3. Mai 1872 und mit Beistimmung des Ministercomite’s 
erfolgte am 26. Mai desselben Jahres der Allerhöchste Befehl 
zur Niedersetzung einer Commission — unter dem Vorsitz 
desHerrn Ministers — zur Erforschung der gegenwärtigen 
Lage der Landwirthschaft und der landwirthschaftlichen 
Production in Russland (Bsicoyaüıme yupesinennaa Komunceia pa 
n3CıbA0BAHiA HEIHbBMHATO NHOAOREeHIHA CEILCKATO XosAäcTBa u 
CeIBCKON DPOU3BOAUTEABHOCTH BB Pocecin). 

Das reiche und vielgestaltige, von dieser Commission gesam- 
melte und veröffentlichte Material behandeln wir im zweiten Theile 
dieses Werkes. 


Schluss des ersten '"Theiles. 
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